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Vorwort von Andrej Hunko
 Bundestagsabgeordneter der Partei Die LINKE

Die Zustimmung zu Krieg wird mit Bildern erkauft. Wenn irgendwo in der Welt ein Militäreinsatz legitimiert werden soll, sind es die allabendlichen Bilder, die in die Wohnzimmer ausgestrahlt werden, die so unerträglich sind, dass der Militäreinsatz zwangsläufig erscheint, um diese Bilder zu beenden. Oder wenigstens massive Sanktionen und Waffenlieferungen.

Der Krieg im Donbass begann im April 2014, nicht im Februar 2022. Als der nicht gewählte und verfassungswidrig an die Macht gekommene ‚Übergangspräsident‘ Oleksandr Turtschynow die ‚Anti-Terror-Operation‘ ausrief, also den Einsatz des ukrainischen Militärs gegen die Aufständischen im Donbass, war ich gerade mit einer Delegation des EU-Ausschusses des Bundestages auf dem Weg von Kiew nach Donezk.

Abseits dieser Delegation besuchte ich das besetzte Verwaltungsgebäude in Donezk, sprach dort mit protestierenden Bergarbeitern. ‚Wegen dem banderistischen Regime in Kiew‘ hörte ich als Antwort auf meine Frage, warum sie dort demonstrieren. Ja, man wolle in der Ukraine bleiben, aber mit föderalem Status, mit Autonomierechten und der Akzeptanz der russischen Sprache. 69% der Bevölkerung im Oblast Donezk hätten diese Auffassung, wie uns der damalige Bürgermeister von Donezk mitteilte.

Ich ging an einem dieser lauen Aprilabende in Donezk spazieren, junge Mütter schoben Kinderwagen durch einen Park. Jemand spielte Saxophon. Ich dachte, hier wird bald der Krieg toben, ein grotesker Kontrast zu dieser Szenerie des Friedens. Und es gibt nichts, was ich tun kann, um diese Entwicklung aufzuhalten, vielleicht ein klein wenig Öffentlichkeit herstellen, sonst nichts.

Aus den Föderalisten wurden schnell Separatisten, katalysiert durch den Kiewer Einsatz der Armee und durch das Massaker in Odessa: Am 2. Mai 2014 wurden dort knapp 50 Menschen bei lebendigem Leibe verbrannt, als sie nach einer Anti-Maidan-Demonstration in ein Gewerkschaftshaus flüchteten. Ich habe den Ort mehrfach besucht und mit den Angehörigen gesprochen: Alle Opfer kamen aus Odessa oder unmittelbarer Umgebung, es waren keine russischen ‚grünen Männchen‘, wie es viele meiner Bundestagkolleg/innen glaubten.

Ein Jahr später war ich erneut in Donezk, am Flughafen. Übriggeblieben war ein apokalyptisches Szenario. Kein Stein war mehr auf dem anderen, Baumstümpfe, die in drei Metern Höhe endeten, ließen erahnen, welche Feuerkraft hier geherrscht haben musste. Diese Bilder, ebenso wie diejenigen aus dem ebenfalls bombardierten Kinderkrankenhaus in Gorlovka, für das ich zusammen mit Wolfgang Gehrcke Medikamente brachte, haben sich bei mir eingeprägt.
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Der bei den Kämpfen zerstörte Flughafen von Donezk 2015, Foto: Ulrich Heyden



Diese Bilder waren nicht allabendlich in deutschen Fernsehnachrichten zu sehen.

Die Hilfslieferung für das Krankenhaus und die begleitenden Bilder habe ich teuer erkauft: Ich wurde auf eine schwarze Liste des ukrainischen Geheimdienstes SBU gesetzt, bei Einreise würden mir fünf Jahre Gefängnis drohen. Aus dem Donbass sollte ein schwarzes Loch werden, kein westlicher Journalist oder Politiker sollte sich so ohne weiteres ein Bild des von den Separatisten kontrollierten Teils machen können.

In einer Zeit, in der schon die Erinnerung an die Genese des Konflikts im Donbass und der Ukraine, schon als ‚Relativierung von Putins Krieg‘ gebrandmarkt wird, ist es ein wertvolles Verdienst von Ulrich Heyden mit diesem Buch einen anderen Blickwinkel aus dem Donbass vor allem uns Leser/innen in Deutschland zu liefern.

Es mutet schon sehr befremdlich an, wenn ein Großteil derjenigen, die in Deutschland nach immer neuen Sanktionen, weiteren Waffenlieferungen oder gar einer Flugverbotszone durch die NATO rufen, noch nicht einmal wissen, was im Donbass in den letzten Jahren passiert ist oder was etwa das Minsk-II-Abkommen konkret beinhaltete. Auch wenn ich den jetzigen Krieg für eine Tragödie halte und auch entsprechend verurteile: Die Erinnerung an seine Vorgeschichte, der Blick der anderen Seite der Ukraine ist so unendlich wichtig, wenn wir aus einem dauerhaften Zyklus von Krieg und Konfrontation aussteigen wollen.

Andrej Hunko, März 2022

Andrej Hunko ist seit 2009 Mitglied des Deutschen Bundestages und seit 2010 Mitglied der Parlamentarischen Versammlung des Europarates. Seit 2015 ist er dort stellvertretender Vorsitzender der Fraktion der Vereinigten Europäischen Linken





Vorwort von Dr. Diether Dehm,
 Texter und Komponist

Wie wenig war in den letzten Jahren "durchgedrungen" vom Krieg gegen die Menschen im Donbass? Von den kindermordenden Scharfschützen, von den mit Drohnen und Mörsergranaten massakrierten Tausenden? Und vom Dahinsiechen durch die Wirtschaftsblockaden aus dem Kiewer Pentagon in Hunger und Krankheit? Das Minsker Abkommen II wurde zwar immer wieder westseits zitiert, auch das Völkerrecht – aber nur, soweit es Waffenbrüder mit der Hakenkreuzfahne in der rechten und der NATO-Flagge in der linken Hand nicht betraf.

Wie oft habe ich am Bundestagsmikro eine Demokratieverächter*innen wie Marieluise Beck - Klammerauf "Grüne" Klammerzu - die SS-Symbole auf dem Maidan vorhalten müssen, wozu sie ihr Skelett in Keif-Anfällen durchrüttelte. Wie oft mussten Gregor Gysi, Sahra Wagenknecht, Oskar Lafontaine, Wolfgang Gehrcke, Gesine Lötzsch, Norman Paech, Ulla Jelpke, Ulrich Maurer, Volker Schneider, Herbert Schui, Jan Korte, Wolfgang Neskowic, Andrej Hunko, Heike Hänsel, Zaklin Nastic, Klaus Ernst, Ali Aldailami, Alexander Neu, Sevim Dagdelen, Alexander Ulrich, Dietmar Bartsch usw. die antirussische Medien-Querfront von NPD bis taz an die Kubakrise erinnern, um wenigstens etwas Verständnis dafür zu erwirken, dass auch Russland keine Atomraketen sekundennah vor Moskau stationiert haben möchte.

Der "Friedenswinter" der AufrüstungsgegnerInnen wurde 2014 kurzerhand auch zur Domäne AfD-affiner Verschwörungs"theoretiker" umdefiniert, so wie früher die Ostermärsche zu Moskaus Fellow-Travellern. Ein Widerwort - und man/frau war steckbrieflich zum Freiwild erklärt.

Die Gleichschaltbarkeit von Medien in der Innenarchitektur imperialistischer Großmächte wie USA, EU und in deren Kernstaat Deutschland, ist wahrlich bewundernswert. Wo frühere Diktatoren noch ihre Schergen gegen die Redaktionen unbotmäßiger "Ketzer" aussenden mussten, werden Medienmultiplikator*innen heute von einem virtuellen Amalgam dirigiert: aus ihrer Angst vor Isoliertheit unter sich überschlagenden Mainstreamwogen. Und darum vor sozialem Abstieg. Und aus dem verzweifelten Sich-festklammern an den von westlichen Konsum+Börsen-Werten rückversicherten Lügen und entsprechend zuortbarem Infotainment. Abgesehen von dem, was Erich Schmidt-Eenboom in seinem Klassiker "DER BND UND DIE MEDIEN" an Geheimdiensteinwirkungen bloßgelegt hatte, findet die Schakalisierung des Journalismus heute weitgehend ganz freiwillig und in jedem einzelnen Kopf statt.

Wie Fische über eine so geringe mentale Variabilität verfügen, dass sie auf ein Klopfen an die Aquariumsscheibe nur mit gemeinsamer Schwarmbewegung reagieren, "jagen Journalisten", wie es der Dichter Peter Hacks über die Schreibagenten notierte, "immer nur in der Meute". Und dergestalt sind auch die seichten Witz-Anläufe, um die sich Fernseh-Spaßarbeiter*innen wie Welke, Bosetti, Nuhr, Böhmermann, Krömer, Ehring & Co krampfhaft-locker bemühen. Mit ihren denunziatorischen Späßchen auf Kosten Oppositioneller ringen sie allenfalls noch ihren Rundfunkrats-Majestäten ein seniles Schmunzeln ab. Bei sinkender Endverbrauchs-Quote! Highpremium- Journalist:*innen kotzen sich den angefressenen Zorn ihrer Befehlshaber ins Display, während die Zahl derer steigt, die angesichts tödlich-langweiliger Vorverurteilungsredundanzen, schon jedwede Daily News wie Staubsaugerwerbung wegzappen. In dumpfer Ahnung, dass die Kriegsmitbetreiber in den Nachrichtenredaktionen auf ihre Portemonnaies und Heizkosten abzielen.

Und als dann am Ende im irakischen Sand doch nichts von den propagierten Massenvernichtungswaffen Saddams gefunden wurde, aber dafür US-amerikanisches Erdöl, gab`s nur ein müdes Schulterzucken der Klebers und Slomkas. "Tonkin-Zwischenfall" und "Sender Gleywitz" ließen grüßen.

Als sich jener Tiefflieger auf dem permanenten Tagesschau-Foto, mit dem Gaddafi angeblich seine eigene Bevölkerung bombardiert haben sollte, als getürkt herausstellte, weil der einer europäischen Luftfahrtfirma gehörte, gab es auch kein Wort der Entschuldigung.

Als serbische Menschen in dieselben Luftschutzkeller gebombt wurden, in denen sie schon unter Hitlers Luftwaffe gekauert hatten, war von Völkerrechts-Bruch medial keine Rede. So stand die gesamtdeutsche Friedensbewegung 1999 verloren und einsam mit 15 000 People (davon 7500 SerbInnen und 7500 alten Hardcore-Antiimperialistinnen) auf dem Berliner Gendarmenmarkt. Die Promi-Künstler Lindenberg, BAP & Co, die 1982 in Bonn noch mediengeil um TV-Auftrittsminuten gefeilscht hatten (ich weiß das, denn ich war damals sowohl oft deren Manager und gleichzeitig Sprecher von "Künstler für den Frieden"), waren mit Joschka Fischer in den Kosovo-Krieg gezogen. Heute schämen sich die meisten von ihnen. Aber sehr leise.

Auf dem NATO-Strich wird zwar für "Meinungsfreiheit" angeworben. Vorausgesetzt aber, dass sich bereits auszubildende "Medien-Volontäre" (= freiwillig + zeitlimitiert) zuvor Namen wie Edward Snowden, Chelsea Manning und Julian Assange frühzeitig aus dem Kopf schlagen ließen. Ein Hoch auf Dissidenten und Menschenrechte? Klar, solange diese außer Landes sind!

Chapeau also für "unsere" Geheimdienste: der Plan der Pentagon-Spin-Doctors ist aufgegangen! Northstream II ist out, exakt so, wie von Biden früh publik gemacht. Europas Handel, ein gemeinsamer Kampf gegen Terrorismus und Pandemie, Ukraine und Russland - alle tragen den Schaden davon. Dafür ist die Rheinmetallaktie im Dollar-Höhenflug, wie das Drohnengeschäft und die Biowaffenproduktion. Die CIA scheint wieder mal auf ganzer Linie gesiegt zu haben. Bücher, wie das vorliegende, dürfen sich allenfalls rühmen, einen kleinen Nadelstich zu setzen.

Auf diesem Hintergrund und gegen diese siegreichen Mordslügenprofis, wird es mir schnurz, nochmal als Propagandist russischer Sicherheits-Interessen oder, wie als 25Jähriger, als Ostspion verleumdet zu werden. Gegen den herrschenden Giftstachel zu löcken, befördert wenigstens die Lust am eigenen Denken! Klar, Zuspitzung ruft auch Widerspruch auf den Plan. Aber, wo kein Verständnis mehr ist für Gegen-Standpunkte, dünnen sich auch immer die Chancen aus für Annäherung und Aussöhnung. (Deswegen auch betreibe ich das Portal "weltnetz.tv" mit; auf Youtube, aber wie lange noch?).

Wo man sich solche Subversivität angewöhnt? Kaum bei kommunistischen Staatsführern! Eher bei Willy Brandt. Für den ich die eine oder andere Rede schreiben durfte - und der BILD Interviews verweigerte. Und es ist ja auch kein allzu großer Zufall, dass Albrecht Müller mit seinen "Nachdenkseiten", der früher den erfolgreichsten Wahlkampf der SPD aller Zeiten (1972 mit der "Willy-Wahl") und dann das Kanzleramt für Willy und Helmut Schmidt koordiniert hatte, heute Morddrohungen als Landesverräter und Russenversteher erhält.

Das vorliegende Buch legt Zeugnis ab über einen von westlichen Medien verschwiegenen und damit auch durch diese Medien befeuerten Krieg, welcher nicht im Februar 2022, sondern zumindest 2015 begonnen hatte. Es mag mir als Künstler momentan das Jewtuschenko-Lied nicht leicht über die Lippen kommen: „Meinst du, die Russen wollen Krieg?“. Aber die Frage, „Meinst du, DER Westen steht für Meinungsfreiheit?“ ist endgültig rhetorisch wie obsolet geworden.



Dr. Diether Dehm war 16 Jahre für die SPD und Die LINKE Abgeordneter im Bundestag, promoviert in Psychosomatik





Einleitung

Dass es in der Ost-Ukraine seit April 2014 einen Krieg gibt, darüber hatten die großen Medien in Deutschland, die letzten Jahren nur spärlich berichtet. So war die Öffentlichkeit in Deutschland schockiert, als Russlands Präsident Wladimir Putin am 24. Februar 2022 den Beginn einer „militärischen Spezialoperation“ in der Ukraine bekanntgab. Das Ziel dieser Operation sei – so der Kreml-Chef - „der Schutz der Volksrepubliken Donezk und Lugansk“ und die „Demilitarisierung und Entnazifizierung der Ukraine“.

Diese Begründung war nach Meinung der deutschen Medien hanebüchen. Im Grunde gehe es Wladimir Putin nur um den Wiederaufbau eines russischen Imperiums. Auch andere osteuropäische Länder könnten jetzt Opfer russischer Aggression werden. Dass Russland monatelang erfolglos mit Vertretern der USA, Frankreich, Deutschland und der NATO über Sicherheitsgarantien und eine Absage bezüglich eines NATO-Beitritts der Ukraine verhandelt hatten, war plötzlich vergessen. Ob es richtig war, Russland Sicherheitsgarantien zu verweigern, stand weder vor noch nach dem russischen Einmarsch in der Ukraine zur Debatte.

Die Öffentlichkeit im Westen hatte nicht mit dem russischen Einmarsch gerechnet. Zwar hatte die Bild-Zeitung schon 4. Dezember 2021 getitelt1 „Putins geheimer Angriffsplan für die Ukraine“ und eine Grafik veröffentlicht, die faktisch das zeigte, was dann am 24. Februar 2022 wirklich begann, aber die Drohungen des US-Präsidenten mit „nie dagewesenen Sanktionen“ gegen Russland im Falle eines Angriffes auf die Ukraine, hatten wohl viele Menschen glauben lassen, dass der Kreml dieses Risiko nicht eingehen werde.

Ratlose Russland-Freunde

Wladimir Putin, sein Sprecher, Dmitri Peskow und der russische Außenminister Sergej Lawrow, hatten in den Monaten vor dem 24. Februar 2022 immer wieder erklärt, Russland werde nicht - wie von westlichen Geheimdiensten und Medien behauptet – in die Ukraine einmarschieren.

Als dann der Kreml-Chef am 24. Februar 2022 die „Spezialoperation“ bekanntgab, fühlten sich nicht wenige Russland-Freunde in Deutschland getäuscht und ratlos. Sie erklärten, sie müssten jetzt ihr Verhältnis zur russischen Politik überprüfen oder sie zogen sich aus der Öffentlichkeit zurück.

Doch war es wirklich eine Täuschung? Der stellvertretende Leiter der russischen Präsidialverwaltung, Dmitri Kosak, hatte bereits am 8. April 2021 erklärt, dass wenn Kiew Kriegshandlungen im Donbass aufnehme, sei das „der Anfang vom Ende“ für die Ukraine. Russland sei in diesem Fall gezwungen, seine Bürger zu schützen. 600.000 Bewohner des Donbass hatten zu diesem Zeitpunkt bereits einen russischen Pass.

Am 21. April 2021 erklärte Wladimir Putin in seiner Rede vor der Föderalen Versammlung, dass wenn in Ukraine „eine rote Linie überschritten wird, die wir selbst festlegen, wird die Antwort asymmetrisch, schnell und hart sein“.

Am 21. Dezember 2021 erklärte der Kreml-Chef, „natürlich, werden wir, wie ich schon bemerkt habe, in dem Fall, dass die westlichen Kollegen eine klare aggressive Linie fortsetzen, adäquate militär-technische Maßnahmen ergreifen, auf unfreundliche Schritte werden wir hart reagieren.“2

Dass die Russland-Freunde in Deutschland in Debatten ausschließlich Russlands friedliche Absichten hervorhoben, war angesichts der antirussischen Kriegshysterie in den deutschen Medien verständlich, aber nicht weitsichtig. Russland hatte schon 1999 im Tschetschenienkrieg gezeigt, dass es bei Gefahr für seine staatliche Souveränität - damals ging es um von arabischen Staaten finanzierten islamischen Fundamentalismus in Tschetschenien und eine Ausbreitung des Separatismus in Russland – militärisch zuschlägt.

Statt Fakten, Stimmungsmache

Nach dem Einmarsch der russischen Armee in die Ukraine spielten die großen Medien in Deutschland keine gute Rolle. Sie heizten die Stimmung gegen Russland weiter auf, indem sie unterstellten, Russland werde möglicherweise weitere osteuropäische Länder überfallen. Von Diplomatie war keine Rede mehr, nur noch von Aufrüstung. In Deutschland lebende Russen waren das erste Mal seit dem Kalten Krieg wieder mit verächtlichen Äußerungen im Alltag konfrontiert.

Die Situation wurde von den Medien auch falsch gewichtet. Es wurde behauptet, in der Ukraine habe der „erste Krieg in Europa nach dem Zweiten Weltkrieg“ begonnen. Tatsächlich war es die NATO - unter Beteiligung der deutschen Luftwaffe – die 1999 im Kosovo-Krieg Ziele in Serbien bombardierte. Das war der erste Krieg in Europa seit 1945.

Auch verschwiegen die deutschen Politiker und großen Medien, dass der Krieg in der Ukraine 2022 begann, sondern bereits 2014. Im Februar 2014 fand in Kiew – angeführt von rechtsradikalen, militanten Gruppen – ein Staatsstreich statt. Der amtierende Präsident Viktor Janukowitsch wurde unter Morddrohungen aus Kiew verjagt.

Zwei Monate später, am 14. April 2014, schickte der geschäftsführende nicht-gewählte ukrainische Präsident Aleksandr Turtschinow Truppen in den Donbass. Sie sollten im Rahmen einer „Antiterroristischen Operation“ die Separatisten aus Regierungsgebäuden in Donezk und Lugansk vertreiben.

Diese „Operation“ kostete bis heute 14.000 Menschen das Leben. 5.000 Menschen starben in der Volksrepublik Donezk, 4.000 in der Volksrepublik Lugansk3 und 5.000 Menschen in dem von Kiew kontrollierten Teil des Donbass.

Ich habe mit den Menschen im Donbass gesprochen

Dieses Buch handelt von dem nun schon acht Jahre andauernden Krieg im Donbass. Es handelt von Menschen, deren Dörfer und Städte von der ukrainischen Armee und rechtsradikalen Freiwilligen-Bataillonen beschossen wurden, von Kindern, die am Geräusch erkennen, um was für eine Granate oder Rakete es sich handelt und woher geschossen wird, von freiwilligen Kämpfern, die sich an der „Kontaktlinie“ zur Zentralukraine tief in die Erde eingegraben haben und gelegentlich auch zurückschießen. Mein Buch handelt auch von Ärzten, die direkt an der Demarkationslinie in einem Krankenhaus arbeiten, ungeachtet des Geschützdonner, der immer wieder von der ukrainischen Seite herüberhallt

Ich habe den Bewohnern der Volksrepubliken zugehört, wo sie sich auch gerade befanden, in Schulen und Kindergärten, auf Straßen, in von Geschossen zerlöcherten Häusern, an den Grenzübergängen zur Ukraine oder in den Amtsstuben von Lugansk und Donezk.

Warum ich dieses Buch geschrieben habe? Weil die großen deutschen Medien über den Krieg im Donbass nur aus der Sichtweise Kiews berichten.

Im vorliegenden Buch habe ich meine Reportagen, Interviews und Analysen aus dem Donbass zusammengefasst. Einige davon sind bereits bei Telepolis, Nachdenkseiten, der Freitag, Rubikon, Neues Deutschland, Die Wochenzeitung und RT DE veröffentlicht. Einiges liegt das erste Mal in gedruckter Form vor. Die schon veröffentlichten Texte wurden vom Autor zum Teil gekürzt.

Niemand, der aus den Volksrepubliken berichtet

In Deutschland ist es seit 2014 auf Grund einer einseitigen Medienberichterstattung nicht mehr möglich, sich eine auf Fakten beruhende, eigene Meinung über den Konflikt im Donbass zu bilden. Es fehlt die Fakten-Basis.

Die deutschen Chefredakteure schicken seit 2014 keine Journalisten mehr in die Volksrepubliken. Nur bei den Wahlen im November 2018 waren deutsche Fernsehjournalisten in Donezk und Lugansk. Deutsche Journalisten und Politiker besuchten im Donbass immer nur die ukrainische Seite vor der „Kontaktlinie“. Von dort schauten sie hinüber in „feindliches Gebiet“, in das Gebiet „der von Russland unterstützten Separatisten“. Das erinnert an die Zeit der deutschen Teilung, wo man von Aussichtsplattformen in Westberlin nach Ostberlin schauen konnte.

Man schaut, versteht aber nichts. Denn man weiß nicht, wie die Menschen in den Volksrepubliken leben. Bis auf die beiden Bundestagsabgeordneten der Partei Die LINKE, Wolfgang Gehrcke und Andrej Hunko, sowie Gunnar Lindemann von der AfD hat kein einziger deutscher Politiker der großen deutschen Parteien hat jemals die Volksrepubliken besucht und dort mit den Menschen gesprochen.

Die Menschen in den Volksrepubliken scheinen so etwas wie Aussätzige zu sein. Denn es ist von Seiten des Auswärtigen Amtes noch nicht mal erwünscht, dass humanitäre Hilfe aus Deutschland über Russland an die Volksrepubliken geliefert wird. Durch die Ukraine wollen deutsche Bürgerinitiativen wie „Zukunft Donbass“ und „Friedensbrücke e.V.“ ihre humanitäre Hilfe mit Lastwagen nicht schicken. Das ist ihnen wegen der ukrainischen Nationalisten, die schon mal Transporte anhalten, zu gefährlich.

Hysterische Reaktionen auf humanitärer Hilfe

Als die Bundestagsabgeordneten der Partei DIE LINKE, Wolfgang Gehrcke und Andrej Hunko, im Februar 2015 mit einem Kleinbus und vier Kleinlastern humanitäre Hilfe für Krankenhäuser in die Volksrepublik Donezk brachten4 verurteilte5 der Berliner „Tagesspiegel“ die Reise in scharfem Ton. Die Abgeordneten – so das Blatt - hätten sich mit dem „Warlord“ Aleksandr Sachartschenko – damals Leiter der Volksrepublik Donezk – fotografieren lassen. Sachartschenko habe sich schlecht über Juden geäußert, behauptete der Tagesspiegel ohne stichhaltigen Beweis.

Während viele Menschen in den Volksrepubliken in von ukrainischen Geschossen beschädigten Häusern leben, hatten deutsche Intellektuelle, die sich der Post-Maidan-Regierung verbunden fühlen, seit 2014 nichts Besseres zu tun, als jeden Deutschen, der aus den Volksrepubliken berichtete, Hilfe dorthin organisierte oder die Kiewer Regierung kritisierte, im Internet und Medien als „Putin-Freund“, „Nationalisten“ und „Antisemiten“ zu brandmarken.

Lebenslanger Bann für Kiew-Kritiker

Die „Beweise“ für diese Behauptungen hatten die Anhänger der ukrainischen Regierung mühsam aus zum Teil viele Jahre alten Internet-Beiträgen zusammengeklaubt. Richtigstellungen und ein Fehlereingeständnis von Seiten des wegen „Antisemitismus“ beschuldigten ukrainischen Journalisten Ruslan Kotsaba wurden von den Anhängern der Kiewer Regierung in Deutschland ins Lächerliche gezogen. Es wurde schnell klar: Linksgrüne Ukraine-Freunde in Deutschland versuchten die Kritiker der Kiewer Regierung in Deutschland mit einem lebenslangen Bann zu belegen.

Ein Lichtblick in dieser aufgeheizten Stimmung war eine am 11. Juni 2018 von der Bundestagsfraktion der Partei DIE LINKE 2018 in Berlin organisierte Konferenz mit dem Titel „Menschenrechte und Medienfreiheit in der Ukraine“. Auf dieser Konferenz wurde sachlich und anhand von Fakten diskutiert. Die fast vier Stunden dauernde Konferenz tagte mit über hundert Teilnehmern im Paul-Löbe-Haus, einem Nebengebäude des Bundestages.

Es sprachen die Bundestagsabgeordneten der Partei Die Linke, Andrej Hunko, Heike Hänsel, Zaklin Nastic und Stefan Liebich, die ukrainische Aktivistin Jelena Bondarenko, der ukrainische Journalist Ruslan Kotsaba, der Kiewer Menschenrechtsanwalt Walentin Rybin und viele andere. Sie berichteten mit konkreten Beispielen über die Repressionen gegen Andersdenkende in der Ukraine. Ich hielt einen Beitrag zur Verfolgung von Journalisten in der Ukraine.6

Die großen deutschen Medien berichteten trotz hochkarätiger Besetzung nicht über die Veranstaltung. Berichte gab es aber bei RT DE, Telepolis7 und der Verdi-Journalisten-Zeitung „Menschen machen Medien“8. Die Junge Welt interviewte9 den Konferenz-Teilnehmer, Leonid Koschara, der bis zum Staatsstreich 2014 Außenminister der Ukraine war.

Eine komplette Video-Aufzeichnung der Konferenz ist bis heute im Internet abrufbar.10 Aber leider gibt es keine schriftliche Broschüre mit den Konferenz-Beiträgen. Und es gibt auch bis heute keine deutschsprachige Dokumentation über alle Menschenrechtsverletzungen und Einschränkungen der Medienfreiheit in der Ukraine. So ist es für Menschen, die weder Russisch noch Ukrainisch können, enorm schwer, sich ein Bild von den wirklichen Zuständen in der Ukraine zu machen und sich mit Faktenwissen an Diskussionen zu beteiligen.

Man muss kein Anhänger von Wladimir Putin sein, um festzustellen, dass Rechtsextremismus und Ultranationalismus in der Ukraine von staatlichen Stellen gefördert werden und einen starken Einfluss auf die Gesellschaft haben. Es gibt viele Beispiele mit denen man diese These belegen kann. Die für mich eindeutigsten Beispiele sind der bis heute nicht von staatlichen ukrainischen Stellen geahndete Brandanschlag auf das Gewerkschaftshaus von Odessa am 2. Mai 2014 und die schon acht Jahre dauernde „Anti-Terror-Operation“ im Donbass.

Ukraine verhängt Informationssperre

Erschwert wird der Informationszugang auch dadurch, dass die ukrainische Regierung 2014 eine Informationssperre über die Volksrepubliken verhängte. Man kann von der Ukraine aus zwar in die Volksrepubliken fahren, muss sich dann aber darauf gefasst machen, dass man auf der ukrainischen Website „Mirotworets“ (Friedensstifter) gelistet wird.

Die Website „Mirotworets“ wurde auf Initiative von Anton Geraschenko - seit 2019 stellvertretender Innenminister der Ukraine – geschaffen, um Journalisten, denen man eine Nähe zu den Separatisten unterstellt, als „Feinde der Ukraine“ an den Pranger zu stellen. Auf „Mirotworets“ sind Tausende Journalisten, Politiker und einfache Bürger mit Adressen gelistet.

Ich war seit 2014 oft in den Volksrepubliken. Bei meinen Reisen in den Donbass habe ich nicht nach russischen Panzern und russischen Militärberatern gesucht. Aber natürlich habe ich immer dann, wenn ich einen Panzer oder anderes militärisches Gerät sah, meine Begleiter gefragt, woher das Gerät ist. Und sie sagten immer, „das ist von den Ukrainern erbeutet“. Ich hatte keinen Grund an dieser Aussage zu zweifeln. Dass es im Donbass russische Militärberater gibt, ist vorstellbar, lässt sich aber nicht beweisen.

Dass 2014/15 viele Russen als Freiwillige mit der Waffe in der Hand die Volksrepubliken mit verteidigten, hat selbst der russische Präsident Wladimir Putin nicht bestritten. Diese Freiwilligen seien „dem Ruf ihres Herzens gefolgt“, so der Kreml-Chef. Es handele sich nicht um russische Truppen. Nichtsdestotrotz behaupteten deutsche Medien und Politiker seit 2014 immer wieder ohne Belege, in den Volksrepubliken seien offizielle russische Truppen stationiert.

Die Falschdarstellungen deutscher Medien

Die wichtigsten Falschdarstellungen über die Ukraine in den deutschen Medien sind meiner Meinung nach Folgende:

Von den deutschen Medien wird konsequent verschwiegen, dass die Ukraine ein multinationaler Staat ist. Bei der Volkszählung 2001 nannten 67 Prozent Ukrainisch und 29 Prozent der Befragten Russisch ihre Mutterspruche11.

Verschwiegen wird auch die Zwangsukrainisierung der russischen Bevölkerung in der Ukraine nach 2014. Seit Januar 2021 darf in der Ukraine im öffentlichen Raum nur noch Ukrainisch gesprochen werden. Russisch-Unterricht gibt es nur noch bis zur vierten Klasse.

Die deutschen Medien und Politiker übernehmen immer mehr die neue ukrainische Geschichtsschreibung, nach der die Hungersnot (ukrainisch: Holodomor) in der Ukraine Anfang der 1930er Jahre ein Mittel von Stalin war, die ukrainische Bevölkerung wie bei einem Völkermord zu vernichten. Im Februar 2022 legte die deutsche Außenministerin Annalena Baerbock Blumen am Holodomor-Denkmal in Kiew ab. Dabei ist in der Geschichtswissenschaft allgemein bekannt, dass es in der Zeit nach der Zwangskollektivierung schwere Hungersnöte nicht nur in der Ukraine, sondern auch in Südrussland und im sowjetischen Kasachstan gab.

Warum, so frage ich, hat bis heute kein einziger deutscher Politiker Blumen am Gewerkschaftshaus von Odessa niedergelegt, wo am 2. Mai 2014, nachdem ukrainische Ultranationalisten Feuer gelegt hatten, 42 Regierungskritiker starben?

Der einzige Bundestagsabgeordnete, der in Odessa mit Angehörigen der im Gewerkschaftshaus Umgekommen gesprochen hat, war Andrej Hunko von der Partei Die LINKE, der Odessa 2014 mehrmals besuchte12. Warum wurde er von keinem deutschen Fernsehsender eingeladen, um als Augenzeuge über seine Gespräche mit den Angehörigen und die schleppenden Untersuchungen zum Brand zu berichten?

Frank-Walter Steinmeier, der Odessa Ende Mai 2014 – damals als Außenminister - besuchte, und angeblich einen Kranz am Gewerkschaftshaus niederlegen wollte13, nahm von seinem Vorhaben Abstand, nachdem Igor Paliza, der Vorsitzende der Gebietsverwaltung von Odessa, ihm davon abgeraten hatte. Eine Kranzniederlegung könne neue Unruhen auslösen, hatte Paliza gewarnt.

Sowjetführer vergrößerten die Ukraine

Deutsche Medien und Politiker verschwiegen, dass der Ukraine, die bis zur Oktoberrevolution zum russischen Kaiserreich gehörte, von sowjetischen Führern Territorien angegliedert wurden. 1922 wurden vom sowjetischen Russland auf Initiative von Lenin der sowjetischen ukrainischen Republik Teile des Donbass abgetreten, die früher zum russischen Zarenreich gehörten.

Im Westen bekam die Ukraine 1939 durch den Hitler-Stalin-Pakt von Polen die Gebiete, Lwiv, Iwano-Frankiwsk und Ternopil. Im Süden bekam die Ukraine 1954 - auf Anweisung von Sowjet-Führer Chruschtschow - die Krim geschenkt.

Als die Post-Maidan-Regierung im Februar 2014, einen Tag nach dem Staatsstreich, der russischen Sprache - in den Gebieten mit hohem russischen Bevölkerungsanteil - den Status einer zweiten offiziellen Sprache – neben dem Ukrainischen - entzog, war das der Auslöser für den „russischen Frühling“ in der Südostukraine.

Im russischsprachigen Südosten der Ukraine hatte sich schon seit der orangenen Revolution 2005 und den Zwangsukrainisierungs-Maßnahmen unter Präsident Viktor Juschtschenko Unzufriedenheit unter den russischsprachigen Ukrainern angestaut. Während des „russischen Frühlings“ wurden dann in Charkow, Donezk und Lugansk offizielle Gebäude besetzt. Doch den Grund für diese Besetzungen verschwiegen die großen deutschen Medien.

Der Donbass als Bindeglied zwischen Sowjetrussland und bäuerlicher Ukraine

Dass es am 7. April 2014 zur Gründung der Volksrepubliken Donezk und Lugansk kam, hatte nicht nur aktuelle politische Gründe, sondern auch historische Wurzeln. Der Donbass war seit Beginn des 17. Jahrhunderts das zentrale russische Industrie- und Bergbaugebiet. Aus ganz Russland - und später der Sowjetunion - kamen Arbeitskräfte verschiedener Nationalitäten in den Donbass. Russisch war die Sprache, welche die verschiedenen Nationalitäten im Donbass - Russen, Ukrainer, Tataren, Griechen und Moldauer - verband.

Die Ukraine – bzw. ihre politische Führung - wollte sich nach der Oktoberrevolution 1917 aus dem russischen Staat lösen und schloss mit Deutschland und Österreich-Ungarn am 9. Februar 1918 einen Separatfrieden ab, den sogenannten „Brotfrieden“. Deutschland und Österreich hofften, dass man in der Ukraine dringend benötigte Lebensmittel eintreiben könne.

Eine Woche nach Abschluss des Separatfriedens zogen deutsche und österreichische Truppen – insgesamt 500.000 Mann - in die Ukraine ein. Doch wegen der politisch und wirtschaftlich chaotischen Zustände in der Ukraine konnte nur ein Teil der erhofften Lebensmittellieferungen eingetrieben werden. Ende 1918 zogen die deutschen Truppen aus der Ukraine wieder ab.

Bereits vor dem deutschen Einmarsch wurde am 28. Januar 1918 in der ostukrainischen Stadt Charkow als Gegengewicht gegen eine anti-sowjetische Ukraine die sowjetische „Donezk-Kriworosch-Republik“ gegründet. Das Gebiet dieser Republik umfasste große Teile der Ost-Ukraine, wie Charkow, Donezk, Lugansk und Cherson.

Im Februar 1919 wurde die Donezk-Kriworosch-Republik auf Initiative Lenins aufgelöst. Die Sowjetmacht in der Ukraine werde – so offenbar das Kalkül von Lenin - nur auf sicheren Beinen stehen, wenn das Industriezentrum Donbass, dass sprachlich und wirtschaftlich mit Russland eng verbunden war, zur „Ukrainischen Sozialistischen Sowjetrepublik“ gehört. Der proletarische-prorussische Donbass sollte - so offenbar der Plan von Lenin - Bindeglied zwischen der bäuerlichen Ukraine und Sowjetrussland werden.

Bundeswehr sitzt mit im ukrainischen Verteidigungsministerium

Bereits vor dem russischen Einmarsch in die Ukraine wurde überdeutlich: Deutschland ist im ukrainischen Bürgerkrieg Konfliktpartei. Die großen deutschen Medien und die deutsche Politik schweigen zur Verfolgung der Opposition in der Ukraine, zum Brand des Gewerkschaftshauses in Odessa, zu den Morden an Oppositionellen und zur Abschaltung von vier oppositionellen ukrainischen Fernsehkanälen 2021.

Berlin schickte massiv Finanzhilfe in die Ukraine, ohne diese an irgendwelche Bedingungen zu knüpfen. Seit 2014 wurden von Deutschland 1,8 Milliarden US-Dollar an Wirtschaftshilfen bereitgestellt und „Programme zur Förderung der Rechtsstaatlichkeit und zur Korruptionsbekämpfung in der Ukraine unterstützt“, wie es in einer Stellungnahme der Bundesregierung heißt. „Als Mitglied der Europäischen Union und als deren größter Beitragszahler hat Deutschland die ukrainische Regierung seit 2014 mit 17 Milliarden Euro finanziell unterstützt.“

Weit fortgeschritten ist die Verzahnung zwischen der Bundeswehr und dem ukrainischen Militär. Der ukrainische Botschafter in Deutschland, Andrej Melnik, erklärte am 6. Februar 2022 in der ARD-Sendung ‘Anne Will’ überraschend: “Das deutsche Verteidigungsministerium hat seine strategischen Berater in unserem Verteidigungsministerium seit Jahren sitzen und arbeiten und die deutsche Seite ist bestens informiert, was wir brauchen und was wir nicht brauchen.”

Mit seiner Äußerung wollte Melnik klarstellen, dass Deutschland sehr genau wisse, was die Ukraine außer Helmen an militärischem Gerät brauche. Melnik zeigte mit seiner provokativen Äußerung, dass er nicht nur als Diplomat unterwegs ist, sondern auch als Antreiber, welcher der Bundesregierung Nachhilfeunterricht in anti-russischer Politik gibt.

Bisher galt es als offenes Geheimnis, dass Berater aus den USA und Mitarbeiter des amerikanischen Geheimdienst CIA in den ukrainischen Regierungsinstitutionen sitzen. Dass aber die Bundeswehr „strategische Berater“ im ukrainischen Verteidigungsministerium sitzen hat, ist eine Neuigkeit, welche die Bundesregierung wohl gerne unter den Teppich gekehrt hätte.

Werden Asow-Kämpfer in deutschen Krankenhäusern gesund gepflegt?

Wie weit die militärische Zusammenarbeit der Bundeswehr und der ukrainischen Streitkräfte bis zum Einmarsch der russischen Truppen schon gediehen war, konnte man auf der Website der Bundesregierung nachlesen14:

„Innerhalb der militärischen Unterstützung leistet auch die Bundeswehr einen wichtigen Beitrag zur militärischen Ausbildung und Beratung in der Ukraine. Diese Form der Unterstützung ermöglicht einen intensiven Erfahrungsaustausch. Bisher konnten insgesamt 551 ukrainische Soldaten und Soldatinnen ihre Ausbildung in Deutschland erfolgreich beenden.“

Von dem intensiven Erfahrungsaustausch profitiert auch die strategische Planung der Bundeswehr. Die Erfahrungen der ukrainischen Soldaten, die gegen Separatisten kämpfen, die vermutlich russische Berater haben, sind für die Strategen der Bundeswehr und der Nato von höchstem Wert.

Weiter heißt es in einer Mitteilung der Bundesregierung: „Weitere militärische Unterstützung leistet Deutschland in Form von Sanitätsleistungen.“ Exakte Zahlen nannte15 das Internet-Portal ntv. „Seit 2019 unterstützt Deutschland daneben den Ausbau des ukrainischen Sanitätsdienstes. Derzeit finanziert Berlin ein Feldlazarett im Wert von 5,3 Millionen Euro. Zudem wurden seit 2014 insgesamt 149 verletzte Sicherheitskräfte aus der Ukraine in deutschen Krankenhäusern behandelt.“

Die aufwendige Verlegung von ukrainischen Soldaten mit einem hochmodernen Lazarett-Flugzeug der Bundeswehr nach Deutschland und die Weiterverteilung der verwundeten Ukrainer auf deutsche Krankenhäuser stieß 2018 zu Recht auf Kritik des Bundestagsabgeordneten der Partei Die LINKE, Alexander Neu, damals Mitglied des Verteidigungsausschusses des Bundestages.

Neu fragte 2018 in einem Gespräch mit der Deutschen Welle, ob die Hilfe für die ukrainischen Soldaten unparteiisch ist „oder stellt sie eine Solidarmaßnahme für das Putsch-Regime in Kiew dar? Warum werden keine verletzten ostukrainischen Zivilisten, die es zu Tausenden gibt, behandelt?"

Neu wollte in einer kleinen Anfrage an die Bundesregierung unter anderem wissen, welche der nach Deutschland ausgeflogenen Ukrainer, "in den offiziellen Streitkräften" dienten und "wie viele in den paramilitärischen Bataillonen wie dem faschistischen Asow-Bataillon". Nach Recherchen16 des Fernseh-Magazins FAKT waren in den vergangenen Jahren unter den ausgeflogenen Verletzten auch Kämpfer des rechtsradikalen Regiments Asow.

Keine großen deutschen Hilfsorganisationen in den „Volksrepubliken“

Auch finanzielle Hilfen für die Infrastruktur im Donbass strich die Bundesregierung vor dem russischen Einmarsch gerne groß heraus. Doch es wird verschwiegen, dass diese Hilfen nur dem von der Ukraine kontrollierten Nordteil des Donbass zu Gute kam.

Im Dezember 2017 meldeten deutsche Medien, Deutschland unterstütze die Ostukraine mit 2,5 Millionen Euro „Weihnachts-Hilfe“. Die deutsche Botschaft in Kiew teilte auf ihrer Website mit, dass das Geld an die „Caritas Ukraine“ gehen soll, die dann „in den Gebieten Donezk und Lugansk“ humanitäre Hilfe leisten soll. Doch damit war nur der Nordteil der Gebiete Donezk und Lugansk gemeint, die unter Kontrolle von Kiew stehen.

Keine der großen deutschen Hilfsorganisation – weder der deutsche Caritasverband noch das Deutsche Rote Kreuz – sind in Donezk und Lugansk tätig. Die Menschen in dem Teil der „Ostukraine“, der nicht unter Kontrolle von Kiew steht, bekommen auch keinerlei humanitäre Hilfe vom deutschen Staat. Nur einige deutsche privat organisierte Hilfsorganisationen, wie die Berliner „Friedensbrücke Kriegsopferhilfe e.V.“ und das Thüringer Aktionsbündnis „Zukunft Donbass“ organisieren seit 2014 humanitäre Hilfslieferungen in die Volksrepubliken.

Das deutsche Außenministerium sieht diese mit deutschen Spendengeldern finanzierten Hilfslieferungen äußerst kritisch. Raissa Steinigk vom Aktionsbündnis „Zukunft Donbass“ berichtete mir 2017, sie sei vom deutschen Außenministerium angerufen worden. Man habe ihr gesagt, dass sich die ukrainische Botschaft beim deutschen Außenministerium beschwert hat. Das, was „Zukunft Donbass“ tue, sei "illegal", so die Anruferin aus dem deutschen Außenministerium.

Deutsche Parlamentarier gegen humanitäre Hilfe für Lugansk und Donezk

Jeder Transport mit einem Zwanzig-Tonner, der, organisiert von der Initiative „Zukunft Donbass“, ausrangierte Krankenhausausrüstung aus Deutschland nach Lugansk bringt, kostet 4.000 Euro.

Um die humanitäre Aktion bekannter zu machen und mehr Spender zu gewinnen, hatte Frau Steinigk 2017 Thüringer Bundestagsabgeordnete angeschrieben. Doch keiner der Angeschriebenen machte eine Hilfszusage. Einige Bundestagsabgeordnete hätten ihr ungeschminkt erklärt, sie würden die Hilfsaktion nach Lugansk nicht unterstützen, da Russland der Urheber des Krieges im Donbass sei. Andere Abgeordnete reagierten mit Ausflüchten.

In ihrem Brief an den Thüringer CDU-Bundestagsabgeordnete Albert Weiler bat Raissa Steinigk nicht nur um Unterstützung. Sie äußerte auch Kritik. "Wir, das Aktionsbündnis 'Zukunft Donbass' und die Mitstreiter sind satt über Lippenbekenntnisse und die 'Unmacht' der deutschen Politiker und freuen uns über die wachsenden Aktivitäten der Kirche in Deutschland."

Weiler reagierte verärgert. Er antwortete Steinigk: "In Ihrem Schreiben vom 23. Januar 2017 treffen Sie widersprüchliche Aussagen. Auf der einen Seite üben Sie scharfe Kritik an den politisch Verantwortlichen. Andererseits stellen Sie mit Nachdruck Forderungen an mich und meine Kollegen. Ich möchte Sie daher darauf hinweisen, dass ich in dieser Region nicht untätig bin. Ich leiste einen Beitrag zum Friedenserhalt im Baltikum und Osteuropa und werde mich auch in Zukunft weiter stark für die Verbesserung der dortigen Situation einsetzen." Worin dieser "Beitrag zum Friedenserhalt in Osteuropa" besteht, schrieb Weiler nicht.

Christian Hirte, ebenfalls CDU-Bundestagsabgeordneter aus Thüringen, antwortete auf die Unterstützungs-Anfrage der Initiative „Zukunft Donbass“: "Leider kann ich nicht überall - auch wenn ich die Arbeit und das Ansinnen mit großem Respekt betrachte - eingreifen." Der Abgeordnete versprach die Anfrage an den Kollegen Karl-Georg Wellmann, Leiter der Deutsch-Ukrainischen Parlamentariergruppe, weiterzugeben.

Doch von Wellmann hat Raissa Steinigk seitdem nichts gehört. Wellmann ist gegenüber Russland als Hardliner bekannt und vermutlich ist ihm die Initiative „Zukunft Donbass“ aus Thüringen suspekt. Im ZDF-Morgenmagazin hatte der Abgeordnete die "Separatisten" in Lugansk und Donezk im Februar 2015 als "Werkzeuge der Russen" bezeichnet. Es gäbe einen "permanenten Zufluss von Munition, von Waffen, von Kämpfern, von Logistik aus Russland."

Am 24. April 2017 schrieb Raissa Steinigk alle Abgeordneten des Thüringer Landtags, auch Ministerpräsident Bodo Ramelow an. Keiner der Abgeordneten habe geantwortet.

2014 wurden die deutschen Korrespondenten aus dem Donbass abgezogen

Schon 2014 zeichnete sich ab: Je mehr sich die Macht der Separatisten im Donbass festigte, desto weniger waren die Chefredakteure großer deutscher Medien daran interessiert, den faktischen Sieg der Separatisten auch noch durch eigene Berichte zu bestätigen. So verlegte man sich auf das Totschweigen des Donbass. Man wollte offenbar vermeiden, dass es Mitleid für die Menschen in den Volksrepubliken gibt, die unter dem Beschuss ukrainischer Artillerie leiden.

Ein deutscher Mainstream-Journalist hatte immerhin den Mut, die Abwesenheit deutscher Korrespondenten im Donbass öffentlich zu problematisieren. Im Juni 2014 schrieb17 der damalige Spiegel-Reporter Moritz Gathmann – heute Ressortchef beim Magazin „Cicero“ - im Internet-Portal „Ostpol“, dass die deutschen Korrespondenten das Kriegsgebiet Donbass verlassen hätten. „Nachrichten aus der Ostukraine sind auf die hinteren Zeitungsseiten gerückt, deutsche Korrespondenten sind abgereist.“ Doch lassen wir den Reporter selbst zu Wort kommen:

„Ein lauer Sommerabend auf der Veranda des „Ramada Donezk“ unweit der seit Monaten von Separatisten besetzten Gebietsverwaltung. Man speist T-Bone-Steaks und trinkt Cocktails, aus den Lautsprechern kommt Lounge-Musik.

Auf der Terrasse sitzen polnische Journalisten, Franzosen, Amerikaner und Spanier. Bemerkenswert abwesend sind die deutschen Journalisten: Neben mir sitzt dort Ende vergangener Woche nur noch Stefan Scholl, langjähriger Moskau-Korrespondent für deutsche Regionalzeitungen. (…)

Es ist wenige Tage her, da lieferten sich ukrainische und russische Kämpfer heftige Kämpfe um den Flughafen der Stadt, auch rund um den Bahnhof starben Menschen bei Feuergefechten. Daraufhin gaben ARD und ZDF bekannt, dass sie aus Sicherheitsgründen ihre Teams aus Donezk abziehen. (…)

Wer erfahren will, was im Osten des Landes passiert, der muss momentan auf russischsprachige, englische oder französische Medien ausweichen.“

Die Gefahr für deutsche Journalisten schätzte Gathmann als gering ein. „Grundsätzlich gilt: Als deutscher Journalist muss man davon ausgehen, sich endlose Tiraden über die falsche Politik Angela Merkels anhören zu müssen. Die Gefahr, im Keller eines selbsternannten „Volksbürgermeisters“ zu landen, ist dagegen gering.“

Seit 1983 bin ich in der Ukraine unterwegs

Ist ein Buch über die Volksrepubliken Donezk und Lugansk nicht zwangsläufig einseitig, wird sich der Leser vielleicht fragen? Ich glaube, ich habe ein ganz gutes Bild von der Ukraine. Ich kenne das Land seit 1983, als ich das erste Mal mit einem Privatauto in der Ukraine – damals als Tourist - unterwegs war. 1992 lebte ich in Kiew zwei Monate in einer ukrainischen Familie. Von da an habe ich die Ukraine regelmäßig besucht. Im Juli 2014 drehte ich in Odessa das erste Material für den Film „Lauffeuer“18 über den Brand im Gewerkschaftshaus.

Doch mit diesem Film habe ich es mir mit der Regierung in Kiew verscherzt. Im April 2016 bekam ich im Flughafen von Odessa ein Einreisverbot für fünf Jahre in meinen deutschen Pass gestempelt. Der Grund, sei, so teilte es mir das deutsche Auswärtige Amt mit, dass ich 2015 Donezk von Russland - und nicht wie vorgeschrieben - von der Ukraine aus besucht hatte.

Seit meinem Einreiseverbot habe ich mich weiter intensiv mit der Entwicklung in der Ukraine beschäftigt und immer, wenn es mir möglich war, habe ich in Russland oder Deutschland Interviews mit Bürgern aus der Ukraine geführt. Meist waren es Menschen aus dem Lager der Russland-freundlichen ukrainischen Opposition.

Warum riskierte ich ein Einreiseverbot?

In der Volksrepublik Donezk war ich 2014, 2015, 2017, 2018 und 2020. Immer reiste ich von Russland aus ein. Dabei war ich mir bewusst, dass ich mit meinen Reisen in die „Volksrepubliken“ ein Einreiseverbot in die Ukraine riskiere. Ich habe dieses Risiko auf mich genommen, weil ich fürchtete, dass die ukrainischen Behörden mich wegen meiner kritischen Artikel über den Maidan und meinen Film „Lauffeuer“ nicht in die Volksrepubliken weiterfahren lassen.

Auch fürchtete ich, dass mich ukrainische Nationalisten und Faschisten in der Ukraine auf der Straße anfallen, wie es seit 2014 zahlreichen Oppositionellen in der Ukraine passiert ist. Mehrere ukrainische Oppositionelle wurden seit 2014 ermordet, 2015 der Russland-freundliche Schriftsteller Oles Busina und 2016 der westlich-orientierte, liberale Journalist Pawel Scheremet.

Der mit dem Berliner Dokumentarfilmer Marco Benson, der Video-Gruppe „Leftvision“ und mir gemeinsam produzierte Film „Lauffeuer“ hatte im Internet hohe Zugriffszahlen. Der Film wurde auf zahlreichen Diskussions-Veranstaltungen zur Ukraine im deutschsprachigen Raum gezeigt. Die großen deutschen Medien verschwiegen „Lauffeuer“ allerdings. Im deutschen Fernsehen wurde unser Film nicht gezeigt.

„Öffentlich-rechtliche“ gegen unabhängige Dokumentarfilmer

Doch das war noch eine geringe Strafe für eine wahrheitsgemäße Berichterstattung. Schlimmer erging es dem deutschen Dokumentarfilmer Mark Bartalmai, der zwei Jahre in Donezk gelebt, das Kriegsgeschehen per Video dokumentiert und zwei Dokumentar-Filme gemacht hatte, „Ukrainian Agony – Der verschwiegene Krieg“19 und „Frontstadt Donezk – Die unerwünschte Republik“20.

Nach seinem ersten Dokumentar-Film über den Krieg in der Ost-Ukraine wurde Bartalmai in den Fernsehsendungen "Fakt" (MDR) und "Frontal" (ZDF) zur besten Sendezeit „Propaganda für Russland“ vorgeworfen. Bartalmai, der bei den Dreharbeiten sein Leben riskiert hatte, wurde dem deutschen Fernsehpublikum abfällig als "selbsternannter Kriegsreporter" vorgestellt. Er habe den Beruf des Journalisten gar nicht erlernt, warfen ihm die Journalisten öffentlich-rechtlichen Kanäle vor. Man fragt sich warum diese Journalisten die Präsidenten der USA und der Post-Maidan-Ukraine - die zuvor Schauspieler, Oligarchen oder Komiker waren - noch nie wegen mangelnder fachlicher Reife kritisiert haben.

Ein Mittel, Kritik an der ukrainischen Regierung in Deutschland zu unterdrücken, war auch, dass man Journalisten und Aktivisten Kontakte mit Reichsbürgern oder russischen Nationalisten vorwarf.

Als Oleg Muzyka - Überlebender des Brandes im Gewerkschaftshaus von Odessa und anerkannter politischer Flüchtling in Deutschland - im Dezember 2015 ein Film-Festival mit Filmen zur Odessa-Tragödie und zum Krieg im Donbass veranstalten wollte, wurde das verhindert.21

Berliner „Haus der Demokratie“ cancelt Odessa-Film-Festival

Das Berliner Kino "Babylon" und das Berliner "Haus der Demokratie" zogen anfängliche Zusagen für das Film-Festival zurück. Die Leitung des "Hauses der Demokratie" erklärte in einem Schreiben, das geplante Film-Festival widerspreche den Grundsätzen des Hauses. Festival-Organisator Oleg Muzyka habe Kontakte zu rechtspopulistischen und nationalistischen Gruppen wie den "Reichsbürgern". Weiter heißt es in dem Schreiben: "Der Grundansatz der von Ihnen geplanten Veranstaltung erscheint uns eher als eine Fortführung des Bürgerkrieges mit diskursiven Mitteln. Damit ist es Teil des Problems und kein Ansatz zur Lösung des Konfliktes im zivilgesellschaftlichen Sinne."

Eigene Untersuchungen, Analysen und Filme zu den Ereignissen im Odessa und im Donbass hat der deutsche Mainstream seit 2014 nicht vorgelegt. Offenbar ist es ihm ganz recht, dass die Verbrechen der Staatsstreich-Regierung in Kiew größeren Teilen der deutschen Bevölkerung nie bekannt wurden.

Ulrich Heyden, Moskau, 17. März 2022
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Die Karte zeigt die Grenzen der ukrainischen Verwaltungsgebiete Donezk und Lugansk. Die dunkel eingefärbte Fläche ist das Territorium der Volksrepubliken Donezk und Lugansk (Stand: 24. Februar 2022). Über die mit Quadraten gekennzeichneten Orte berichtet der Autor in diesem Buch.
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Kapitel 1

Eine Reise durch die Volksrepublik Lugansk

«In der Ukraine gibt es keine Faschisten“ (Klaus Kleber)

Die im November 2013 begonnenen Maidan-Proteste in Kiew gipfelten am 22. Februar 2014 in einem Staatsstreich. Der amtierende Präsident Viktor Janukowitsch war wegen Morddrohungen nationalistischer Banden von Kiew in die ostukrainische Stadt Charkow geflüchtet. In einem Fernsehinterview in Charkow erklärte Janukowitsch am 22. Februar, er werde nicht zurücktreten. Trotzdem wählte das ukrainische Parlament am gleichen Tag Aleksandr Turtschinow als „geschäftsführenden Präsidenten“.

Es ist nicht so, dass es in der russischsprachigen Südostukraine gar keine Kritik an Viktor Janukowitsch gab. Aber Janukowitsch stand für gute Beziehungen zu Russland. Das war den Menschen in der Südostukraine wichtig. Mit Russland waren die wirtschaftlichen Beziehungen in diesen Gebieten besonders eng. Die gewaltsame Entmachtung von Janukowitsch empfanden die Menschen in der Südostukraine als Demütigung.

Auf den Schock des Staatsstreiches folgte am 23. Februar 2014 der zweite Schlag. Die Werchowna Rada das von Janukowitsch unterstützte und 2012 in Kraft getretene Gesetz über Regionalsprachen außer Kraft. Das Gesetz räumte der russischen Sprache in den Gebieten, in denen mehr als zehn Prozent der Einwohner Russisch als ihre Muttersprache angaben, den Status einer zweiten offiziellen Sprache ein.

Der dritte Schlag für die Russland-freundlichen Menschen in der Südostukraine war, in die ukrainische Regierung im März 2014 offene Faschisten, Mitglieder der Partei „Swoboda“, einzogen.

Wes Geistes Kind „Swoboda“ war, erkennt man an der Partei-Geschichte. Bis 2004 nannte sich die Organisation „Sozial-Nationale Partei der Ukraine“ (SNPU). Eine abgewandelte Nazi-„Wolfsangel“ war das Parteisymbol der SNPU. Der Vorsitzende von „Swoboda“, Oleg Tjagnibok, der während der Maidan-Proteste stets im Trio mit den Oppositionsführern Arseni Jazenjuk und Vitali Klitschko zu sehen war, verzichtete zwar auf einen Regierungsposten, doch zum Vizepremier der Ukraine wurde sein Stellvertreter Oleksandr Sytsch ernannt.

Andrej Parubi, ebenfalls Mitglied von „Swoboda“, wurde Vorsitzender des ukrainischen Sicherheitsrates. Parubi hatte 1991 zusammen mit Tjagnibok die „Sozial-Nationale Union“ gegründet. 2013/14 war Parubi »Kommandant des Maidan«.

Zu den Gründern der SNPU gehörte auch Oleg Machnitzki. Er wurde nach dem Staatsstreich in Kiew Generalstaatsanwalt. Als Anwalt hatte er Tjagnibok verteidigt, als dieser wegen einer Hetzrede (»Die Ukraine wird von einer jüdisch-Moskauer Mafia regiert«) vor Gericht stand. Igor Schwaika, gleichfalls „Swoboda“-Mitglied wurde 2014 Landwirtschaftsminister.

Trotz dieser Zusammensetzung der ukrainischen Regierung, behauptete der ZDF-Moderator Klaus Kleber: „In der Ukraine gibt es keine Faschisten, zumindest nicht an verantwortlicher Stelle in Kiew.“22

Der vierte Schlag gegen die Südostukraine erfolgte am 14. April 2014. Der geschäftsführende und nicht gewählte Präsident der Ukraine, Alexander Turtschinow, erließ einen Ukas über den Beginn einer „Antiterroroperation“ in den ostukrainischen Gebiete Lugansk und Donezk. Anlass dieser Operation war, dass Kritiker des Kiewer Staatsstreichs in Charkow, Lugansk und Donezk administrative Gebäude besetzt hatten.

Die politischen Schläge gegen die Südostukraine hatten eine Dynamik in Gang gesetzt, die sich nicht mehr stoppen ließ. Ungeachtet der von Kiew begonnenen Militäroperation wurden am 11. Mai 2014 in den Teilen der Gebiete Lugansk und Donezk, die nicht unter Kontrolle der ukrainischen Armee standen, Referenden für die Unabhängigkeit durchgeführt. Im Gebiet Donezk stimmten 89 Prozent, im Gebiet Lugansk 96 Prozent der Wähler für die Unabhängigkeit.

Am 12. Mai 2014 erklärten die „Volksrepubliken“ Donezk und Lugansk (DNR und LNR) ihre „staatliche Unabhängigkeit“. Von der Gründung eigener Republiken versprachen sich die Menschen in erster Linie den Schutz der russischen Sprache und Kultur, gute Beziehungen zu Russland und Schutz vor ukrainischen Nationalisten und Faschisten. Heute leben in der LNR 1,4 Millionen und in der DNR 2,3 Millionen Menschen. Sie haben ukrainische Pässe aber sie fürchten sich vor der Kiewer Regierung und deren Raketen.

Wie kommt man eigentlich in die Volksrepubliken?

In die Volksrepublik Donezk zu kommen war 2014/15 noch einfach. Ich flog von Moskau mit dem Flugzeug in die südrussische Stadt Rostow am Don. Von dort ging es mit dem Taxi über die russische Grenze in die Volksrepublik Donezk. In Donezk akkreditierte ich mich beim dortigen Außenministerium.

So sieht auch heute noch mein Weg in die Volksrepubliken aus. Doch etwas hat sich seit 2017 geändert. Bei der Ein- und Ausreise aus Donezk werden mir von russischen Grenzbeamten immer viele Frage gestellt. Insbesondere wollte man wissen, was ich in den Volksrepubliken gemacht habe, welche Objekte ich fotografiert und gefilmt habe. Außerdem wollte man wissen, was ich für eine politische Einstellung habe und warum ich 2009 ein Buch mit dem Titel „Opposition gegen das System Putin“ publizierte. Mein Gepäck wurde nicht durchsucht.

Für Jemanden, der ein positives Verhältnis zu den Volksrepubliken und zu Russland hat, ist diese Prozedur nicht angenehm.

Bei meinem letzten Besuch im Januar 2020 kam ein neues Problem hinzu. Der Grenzkontrollposten der Volksrepublik Lugansk wollte mich nicht einreisen lassen. Ich war beim Außenministerium in Lugansk angemeldet, aber der Grenzkontrollposten war offenbar nicht über mein Kommen informiert worden. So musste ich eine Nacht in einem russischen Grenzstädtchen übernachten. Nach mehreren Telefonaten mit dem Außenministerium in Lugansk konnte ich dann am nächsten Tag ohne Probleme in die Volksrepublik Lugansk einreisen.

Mein Tipp: Wer als Ausländer in die Volksrepubliken reisen will, braucht eine schriftliche Einladung einer Behörde. Am besten ist es, sich direkt an der Grenze von Vertretern dieser Behörde abholen zu lassen. Außerdem braucht man/frau ein Mehrfachvisum für Russland, denn die Volksrepubliken gehören nicht zum Territorium der Russischen Föderation, wie manch unbedarfter Zeitgenosse annimmt.

Im Folgenden nun meine Berichte von einem Besuch in der Volksrepublik Lugansk im Januar 2020.

An der Frontlinie in Lugansk

veröffentlicht in: Telepolis23, 9. Februar 2020; siehe auch meine Videoreportage24

An der Trennlinie zwischen der Ukraine und den international nicht anerkannten Volksrepubliken gibt es seit Wochen vermehrt Beschießungen. Am Freitag starben vier Soldaten der Volksrepublik Lugansk.

Das Wetter in der "Volksrepublik Lugansk" ist wechselhaft, so wechselhaft wie der Beschuss durch die ukrainische Armee. Mal fegte ein nasskalter Wind über die Steppe, mal scheint die Sonne und lässt das Weiß der dünnen Schneeschicht auf den Feldern strahlen. Mal herrscht an der Trennlinie zwischen der Zentralukraine und der "Volksrepublik Lugansk" Ruhe, dann wummern plötzlich wieder Artilleriegeschütze.

Beim Treffen im Normandie-Format in Paris Anfang Dezember hatte man sich auf einen Waffenstillstand geeinigt. Doch dieser Waffenstillstand wird ständig verletzt. Die Beschießungen an der Trennlinie nehmen seit Wochen zu. Die OSZE stellt in ihrem am 1. Februar 2020 veröffentlichten Bericht fest, die Verletzungen des Waffenstillstands in der Region Donezk hätten zugenommen, in der Region Lugansk dagegen abgenommen.

Fünf verletzte Zivilisten allein im Januar

Die "Volkspolizei Lugansk" meldet dagegen, allein im Januar seien fünf Zivilisten durch Beschuss der ukrainischen Armee verletzt worden.

Am Freitag teilte die "Volkspolizei Lugansk" den Tod von vier Soldaten der "Volkspolizei Lugansk" mit. Sie seien von der 93. Brigade der ukrainischen Streitkräfte mit 122-Millimeter-Geschützen nahe dem Dorf Solotoje-5 getötet worden. Vier "Schützer der Volksrepublik" seien verletzt worden.

Der Leiter der international nicht anerkannten "Volksrepublik Lugansk", Leonid Pasetschnik, erklärte, "die Verantwortung für den Tod der Bürger der Republik (Lugansk, Anm. U.H.) trägt der Oberkommandierende der ukrainischen Armee Wladimir Selenski". Obwohl Selenski sich für eine friedliche Lösung ausspreche, bleibe die Situation an der Trennlinie "äußerst angespannt".
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Denkmal für die Toten des Krieges der im April 2014 begann, Stachanow (LNR), Foto: Ulrich Heyden



Der Leiter der "Volkspolizei Lugansk", Jakow Osadschi, sagte am Freitag, dass eine Einheit für Luftabwehr der "Volkspolizei" eine Drohne der Ukraine abgeschossen habe. Die Drohne sei von einer Einheit der 44. Artillerie-Brigade der Ukraine gesteuert worden und habe die Aufgabe gehabt, die Beschießungen der ukrainischen Artillerie auf das Dorf Solotoje-5 zu korrigieren.

Seit Anfang des Jahres habe die "Volkspolizei Lugansk" fünf ukrainische Drohnen abgeschossen, "welche versuchten die Trennlinie zu überfliegen", erklärte Osadschi. Weiter erklärte er, die Verantwortlichen für die Beschießungen würden "auf jedem Fall bestraft". Man fordere die OSZE auf, die Verletzungen des Waffenstillstandes zu dokumentieren.

Der Autor dieser Zeilen war Ende Januar selbst in der "Volksrepublik" Lugansk. Der Besuch einer Stellung der "Volkspolizei" an der Trennlinie wurde ihm nicht genehmigt. Eine Begründung wurde nicht genannt.

In Begleitung eines Mitarbeiters des Außenministeriums der "Volksrepublik Lugansk" (LNR) besuchte ich die an der Trennlinie zur Ukraine gelegenen Städte Kirowsk und Perwomajsk. Die beiden Städte liegen 80 Kilometer westlich von Lugansk. Fast sechs Jahr nach Kriegsbeginn im Donbass wollte ich mir einen persönlichen Eindruck verschaffen, wie die Lage an der Trennlinie zur Ukraine aussieht.

Wie begann der Krieg? Russische Truppen hätten die Ost-Ukraine besetzt, schreiben deutsche Medien. Aber ich habe in Lugansk keine russischen Truppen gesehen. Dass russische Militärs als Freiwillige in Lugansk im Einsatz sind, will ich nicht ausschließen. Aber Niemand hat sich mir gegenüber als russischer Militär vorgestellt.

Ein Schlüsseldatum des Krieges war für die "Volksrepublik Lugansk" der Einsatz der ukrainischen Luftwaffe am 2. Juni 2014 gegen Ziele im Stadtgebiet Lugansk. Nach Angaben der Polizei von Lugansk und Experten wurden von ukrainischen Suchoi-Kampfflugzeugen 20 Raketen auf die Gebietsverwaltung von Lugansk abgefeuert. Acht Menschen starben.

Regionalzeitung und Sender als Motivator

Nun bin ich also in der "Volksrepublik Lugansk", um mir selbst einen Eindruck zu verschaffen. Unser Auto hält in der Stadt Kirowsk vor einem Gebäude der Stadtverwaltung. In dem Gebäude hat die Redaktion der Zeitung "Informazionnyj Westnik" ihren Sitz. Das vom Ministerrat der LNR herausgegebene Blatt erscheint einmal in der Woche.

Die Chefredakteurin, Olga Stepanowa, eine Frau in mittlerem Altern hat blonde Haare und trägt ein schickes dunkelblaues Kleid. Sie zeigt die sechs Redaktionsräume. In den Räumen wird nicht nur eine Zeitung, sondern auch ein Radio- und ein Fernsehprogramm für die Stadt Kirowsk produziert. Information ist in Kriegszeiten ein wichtiges Mittel, um Panik in der Bevölkerung entgegenzuwirken und den Menschen - trotz beschädigter Infrastruktur - bei der Bewältigung des Alltags zu helfen.

"Informazionnyj Westnik" berichtet über Probleme bei der Wasserversorgung. Die Versorgung mit Wasser über die Trennlinie aus der Ukraine ist seit dem Krieg um 60 Prozent zurückgegangen. Es gibt Berichte über die Feierlichkeiten zum Neuen Jahr, über das Leben einer Lehrerin, die Kinder im Tanz unterrichtet, und Ratschläge für werdende Mütter. Außerdem berichtete die Zeitung über einen neuen Schulbus, der den gefährlichen Weg für Schulkinder aus umliegenden Dörfern sicherer machen soll.

Es beginnt zu wummern

Nach dem offiziellen Teil unseres Besuches geht die Chefredakteurin zum gemütlichen Teil über. Sie lässt belegte Brote und eine Flasche Wodka bringen. Wir sprechen Trinksprüche auf Frieden und Gesundheit aus. Doch plötzlich wummern Artilleriegeschütze. Ich gucke aus dem Fenster auf die Straße und kann es kaum glauben: Die Menschen gehen ruhig weiter ihres Weges und drehen sich noch nicht mal um. Olga Stepanowa meint zu mir: "Wenn Sie ein richtiger Journalist wären, würden Sie jetzt rausgehen und den Krach draußen mit einem Mikrofon aufnehmen." Die Chefredakteurin hatte das in einem scherzhaften Ton gesagt. Doch ihre Mahnung war durchaus ernst gemeint. Die Menschen in der Volksrepublik Lugansk haben generell das Gefühl, dass die internationale Gemeinschaft sie vergessen hat und die Beschießungen der ukrainischen Armee auf Wohngebiete nicht ernst nimmt.

Das Wummern der Artilleriegeschütze dauerte etwa eine halbe Stunde. Die Menschen in der LNR haben ihre eigene Erklärung für die immer neuen Beschießungen der ukrainischen Armee. Manche sagen: "Die müssen Munition verbrauchen." Es gehe darum "ein Plansoll" zu erfüllen.

Wenn es eine Logik in diesen immer wiederkehrenden Beschießungen gibt, dann ist es meiner Meinung nach das Ziel, die Bevölkerung der "Volksrepubliken" Donezk und Lugansk mürbe zu machen und zu verhindern, dass die Wirtschaft wieder auf die Beine kommt.

Zu Besuch im "Stalingrad" von Lugansk

Wir besuchten auch die westlich von Kirowsk gelegene Stadt Perwomajsk. Die Fahrt dorthin war schön. Die Sonne schien. Und die leichte Schneedecke auf den Feldern glänzte so weiß und unschuldig, dass man an alles andere dachte, nur nicht an Krieg. Doch als wir durch Perwomajsk fahren höre ich aus der Ferne zweimal das Wummern von Artilleriegeschützen.

In Perwomajsk lebten vor dem Krieg 38.000 Menschen. In der Stadt gibt es sechs stillgelegte Kohlebergwerke und hohe Plattenbauten, aber auch viele kleine Häuser. An vielen Fassaden und Balkons sieht man noch die Spuren von Geschoss-Splittern. Doch in der heißen Kriegsphase 2014/15 zerschossene Fenster und Dächer wurden ausgewechselt und repariert. Die Trümmer von eingestürzten Häusern wurden weggeräumt. Aber man sieht immer noch schwer beschädigte Gebäude.

Auch Oleg Orlow von der Kreml-kritischen Moskauer Menschenrechtsorganisation "Memorial", der Ende 2014 Perwomajsk besuchte, war schockiert. In seinem Blog berichtete berichtete Orlow, "einige Bezirke dieser Stadt wurden von der ukrainischen Artillerie faktisch völlig zerstört. In der Stadt gibt es praktisch kein Haus, welches nicht auf die ein oder andere Weise beschädigt wurde."

Während der heißen Kriegsphase 2014/15 lebten die Menschen in Perwomajsk in den Kellern ihrer Häuser. Gekocht wurde auf dem Hof. Die Menschen meinten damals, ihre Stadt sei so zerstört worden "wie Stalingrad".

Ein Teil der Bevölkerung flüchtete in die Ukraine oder nach Russland. Es gab kaum noch Trinkwasser und nicht genug zu essen.

600 Klagen vor Europäischem Gericht für Menschenrechte

In der Stadtverwaltung von Perwomajsk werde ich Zeuge einer Bürgerversammlung. Etwa 25 Frauen - zum Teil mit Kindern - ließen sich von Mitarbeitern der Lugansker Menschenrechtsorganisation Memorial beraten, wie sie als Geschädigte des Krieges Klagen auf Entschädigung beim Europäischen Gericht für Menschenrechte in Straßburg einreichen können. Warum nur Frauen gekommen sind? "Die Männer arbeiten", wurde mir erklärt.

Bürgerinnen von Perwomajsk bereiten ihre Klagen vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte vor. Bild: Ulrich Heyden (2020)

Insgesamt 600 Klagen von durch ukrainische Geschosse Geschädigte aus dem Frontgebiet der "Volksrepublik Lugansk" wurden mit Hilfe von Memorial-Lugansk schon beim Internationalen Strafgerichtshof in Den Haag eingereicht, erklärt Sergej Below von Memorial- Lugansk. Außerdem seien 300 Klagen wegen ukrainischer Kriegsverbrechen und "Genozid" beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg eingereicht worden.

"Die Orden, die Kleidung, die Dokumente, alles ist verbrannt"

Eine der Teilnehmerinnen der Beratung ist Tatjana Taranow. Die 43 Jahre alte Frau hat im Zweigwerk des Flugmotoren-Herstellers Motor-Sitsch gearbeitet, bis sie im Zuge einer Personalreduzierung entlassen wurde. Tatjana erzählt, warum sie die Klage in Straßburg einreicht. Sie habe die Wohnung ihres Vaters geerbt. Diese Wohnung sei am 6. August 2014 von einer ukrainischen Sprengbombe zerstört worden.

Die Wohnung lag in einem viergeschossigen Mehrfamilienhaus in der Charkowskaja-Straße Nr. 8. Das Geschoss sei von der westlich gelegenen Stadt Popasnaja abgeschossen worden, ist sich Tatjana sicher. Der gesamte Teil des Hauses, wo ihre Eltern wohnten und sie selbst aufwuchs, sei durch den Einschlag der Bombe ausgebrannt. Mehrere ausgebombte Familien aus der Charkowskaja Straße hätten schon Klagen in Straßburg eingereicht. Tatjana liest aus ihrem Schreiben an das Gericht in Straßburg vor:

An dem militärischen Konflikt mit der Ukraine haben wir nicht teilgenommen und nehmen wir nicht teil. Das Gericht, welches für die Klärung der Angelegenheit verantwortlich ist, liegt auf der anderen Seite der Trennlinie. Dorthin kann ich nicht gehen, ohne mein Leben in Gefahr zu bringen.

Für den moralischen Schaden fordert Tatjana 100.000 Euro und für das verbrannte Eigentum ihres Vaters 40.000 Euro. Das ausgebrannte Haus in der Charkowskaja-Straße sei komplett wiederhergestellt worden - erzählt Tatjana - aber noch nicht zugänglich, da es nur im Rohbau - ohne Putz und Tapeten - wiederaufgebaut wurde.

Warum sie die Klage eingereicht habe, will ich wissen. "Mein Vater hat sein ganzes Leben lang als Polizist der Ukraine gearbeitet. Er verdient Achtung." Alles, was in der Wohnung des Vaters war, seine Uniform mit seinen Orden, die gesamte Kleidung und die persönlichen Dokumente seien verbrannt. "Die Leute rannten aus dem Haus mit dem, was sie gerade anhatten."

Die Bombardierung seines Hauses hat der 79 Jahre alte Vater von Tatjana überlebt, weil er schon Tage vor dem Beschuss in einen Keller umgezogen war und dann von seiner Tochter aufgenommen wurde. Den Zweiten Weltkrieg hatte der Vater als Kind erlebt. Den Angriff auf Perwomajsk und die Folgen haben ihm dann stark zugesetzt. Tatjana erzählt, wegen des Stresses und einer Gefäßkrankheit im Kopf sei ihr Vater vor einem Jahr gestorben.

Der Stress treibt alte Menschen in den Tod. Aber auch Kinder leiden. Eine junge Mutter mit blonden Haaren hat zu der Bürgerversammlung in der Stadtverwaltung ihren Sohn mitgebracht. Sie erzählt, er leide sehr unter dem Krieg. Immer wieder entleere sich sein Darm in die Hose. Auch andere Eltern erzählen mir, dass sich ihre Schulkinder tagsüber einnässen.

Arbeiten in Russland

Die Wirtschaft in der Frontstadt Perwomajsk läuft auf Sparflamme. Die Löhne liegen durchschnittlich bei 100 Euro. Viele Männer sind nach Russland gefahren, wo sie im Monat bis zu 1.400 Euro verdienen können.

Wie die Stadtverwaltung berichtet, wurden wegen der Beschießungen von Seiten der ukrainischen Armee alle sechs Kohlebergwerke stillgelegt. Nur Unternehmen aus den Bereichen Nahrungsmittelindustrie, Maschinenbau und Metallurgie seien noch in Betrieb, so die Stadtverwaltung.

2015 sank die Einwohnerzahl von 38.000 auf 18.000 Menschen. Wie viele inzwischen wieder zurückgekehrt sind, kann uns keiner sagen.

"Tausende von Toten"

An der Poljusnaja Straße, nicht weit vom Stadtzentrum, steht die neu gebaute evangelische "Wiederauferstehungs-Kirche". 2014 schlugen neben der Kirche ukrainische Geschosse ein (Video). Die Kirche aus rotem Backstein und silber-schimmernden Zwiebeltürmen brannte aus. Die hohen Kirchenfenster sind heute mit Holzplatten notdürftig verschlossen.

Vor der Kirche gibt es einen großen Platz, auf dem im August 2017 ein Gedenkkomplex für die Opfer des Krieges und umgekommene Kämpfer eingerichtet wurde. Nicht weit von einem unbehauenen großen Stein mit einer Gedenkplatte, steht Militärgerät, mit dem sich die Separatisten verteidigten, zwei von der ukrainischen Armee erbeutete Panzer und eine Haubitze.

Wie hoch sind die Opferzahlen für die "Volksrepublik Lugansk" in den sechs Kriegsjahren? Letztes Jahr gab die Staatsanwaltschaft der LNR bekannt, man habe den Tod von 2954 Bürgern, den Tod von 29 Kindern sowie 1296 Verletzte dokumentiert. "Faktisch", so heißt es in einer Erklärung der Staatsanwaltschaft, sei die Zahl der Geschädigten in der LNR aber "weit höher".

Anwohnerin: "Die Kinder haben Angst"

Am Rande des Gedenkplatzes befrage ich Olga, eine Anwohnerin in mittlerem Alter, die gerade vorbeikommt. Olga ist Lehrerin an der Schule Nr. 6. Sie hat blonde Haare und trägt einen schwarzen Pelz mit Kapuze.

Wieviel Menschen sind während des Krieges gestorben?

Olga: Mehrere Tausend.

Wo wurden diese Menschen beerdigt?

Olga: Die Toten wurden zunächst dort beerdigt, wo sie starben. Dann wurden sie auf Friedhöfe umgebettet. Denn während der Bombardierungen konnte man die Menschen nicht normal beerdigen. Viele Menschen wussten nicht, dass ihre Angehörigen gestorben sind. Sie haben sie dann aber auf Video-Dokumentationen gesehen.

Kommt es jede Nacht zu Beschießungen?

Olga: Nicht nur nachts. Als ich jetzt hierherging, habe ich gehört, dass irgendwo geschossen wurde. Im letzten Jahr, am 20. Juli, sind Geschosse zu einem Haus geflogen. Das war im Wohnbezirk "40 Jahre Sieg". Eine Frau starb. Sie war nach draußen gegangen, um ihren Hund auszuführen. Da wurde sie getroffen. Die Frau war etwas über 50 Jahre alt.

Wie reagierte die Bevölkerung?

Olga: Die Menschen waren erschüttert, denn sie waren es schon nicht mehr gewohnt, dass man auf die Stadt schießt. Die Kinder haben Angst.

Kosaken übernahmen die Leitung der Stadt

In der Eingangshallte der Stadtverwaltung hängt eine große Gedenktafel für gefallene Kämpfer der "Volksrepublik Lugansk". Man sieht die Porträts von 29 Soldaten des "1. Kosaken-Regiments". Die Männer tragen schwarze Fellmützen und Militäruniformen. Sie starben bei den Kämpfen mit der ukrainischen Armee in den Jahren 2014 bis 2016. Sie organisierten die Verteidigung der Stadt Perwomajsk gegen die ukrainischen Truppen.

Gleich das erste Bild in der Eingangshalle zeigt den getöteten Bürgermeister von Perwomajsk, Jewgeni Ischenko. Der Lebenslauf von Ischenko ist typisch für die Feldkommandeure, welche sich 2014/15 mit von der ukrainischen Armee erbeuteten Waffen und Freiwilligen aus der Ost-Ukraine und Russland den ukrainischen Truppen und rechtsradikalen ukrainischen Freiwilligenbataillonen entgegenstellten.

Jewgeni Ischenko wurde in Perwomaisk geboren. Er machte in seiner Heimatstadt eine Ausbildung zum Bergwerkstechniker, arbeitete dann wegen höherem Lohn im nordrussischen Workuta und kehrte - als der Krieg begann - in seinen Geburtsort zurück. Das damalige Oberhaupt der "Volksrepublik Lugansk" - Igor Plotnizki - ernannte Ischenko zum Bürgermeister der Stadt Perwomajsk.

Doch im Dezember 2014 kritisierte Ischenko die Leiter der "Volksrepubliken" dafür, dass sie das Minsker Abkommen unterzeichneten, denn die Ukraine fahre fort, die Stadt Perwomajsk mit schwerer Artillerie zu beschießen.

Im Januar 2015 starb Jewgeni Ischenko im Alter von 48 Jahren zusammen mit drei Freiwilligen aus Russland, welche die humanitäre Hilfe für Perwomajsk organisierten, als das Auto, in dem die Vier saßen, von Unbekannten beschossen wurde.

Leiter des Krankenhauses in Perwomajsk: "Hunderte Leben Gerettet"

Zum Schluss meines Aufenthaltes in Perwomajsk besuchte ich das städtische Krankenhaus, welches am Rande der Stadt liegt. Der 65 Jahre alte Chefarzt Nikolai Suchow hätte schon lange in Rente gehen können, aber er ist noch im Einsatz. Er sagt, in der heißen Kriegsphase hätten viele Ärzte das Krankenhaus verlassen. Da habe er nicht auch noch gehen können. Er
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Chefarzt Nikolai Suchow, Foto: Ulrich Heyden



habe mit acht Ärzten weitergemacht. Heute arbeiten in dem Krankenhaus 50 Ärzte, vor allem Chirurgen und Anästhesisten.

Auf das zweistöckige Krankenhaus fielen 2014/15 Bomben. Das Dach war zerstört, erzählt der Chefarzt. Die Schäden wurden repariert. Heute macht das Krankenhaus einen sehr ordentlichen und sauberen Eindruck. Es hat 250 Betten, von denen nach Aussage des Chefarztes 192 belegt sind. Dass nicht alle Betten belegt sind, hänge mit der Migration zusammen. "Immer wenn geschossen wird, verlassen Menschen die Stadt. Wenn es ruhig ist, kommen sie wieder."

In dem Krankenhaus wird vor allem Erste Hilfe geleistet. Weil das Krankenhaus nur drei Kilometer von der Trennlinie zur Ukraine entfernt liegt, kämen viele Menschen mit Splitterverletzungen von Geschossen. Viele Menschen fragten aber auch um psychologische Hilfe an, die ebenfalls geleistet werde. Erste Hilfe könne man in vollem Umfang leisten. Bei weiteren Behandlungen müsse man sehen, ob man die nötigen Medikamente habe. Gewöhnlich würden bei einer Weiterbehandlung Medikamente von den Verwandten besorgt.

In einem Behandlungszimmer mit sechs Betten treffe ich die Krankenschwestern Lena, Sweta, Jelena und Alona. In der heißen Kriegsphase habe man an drei OP-Tischen gearbeitet, erzählt Lena. Man habe alle behandelt, Zivilisten und Soldaten. Man habe nicht gefragt, von welcher Seite der Front die Verwundeten kamen. Sie seien Ukrainerinnen, sagen die Vier.

Zum Glück habe man jetzt einen Stromgenerator, sagt der Chefarzt. Wenn es zu Beschießungen kommt, falle oft auch der Strom aus. Als in der heißen Kriegsphase der Strom ausfiel, habe man unter dem Licht von Ta-schenlampen und Kerzen arbeiten müssen.

An mehreren Stellen im Krankenhaus sehe ich große blaue Reserve-Wasserbehälter mit einem Fassungsvermögen von sechs Tonnen. Perwomajsk, Kirowsk und sogar Lugansk sind von Wasserlieferungen aus der Ukraine abhängig. Es gibt immer wieder Ausfälle bei den Lieferungen, dann kommen die blauen Reservebehälter zum Einsatz. Die Behälter wurden von der tschechischen NGO "People in Need" gespendet. Seit November 2016 gilt die Organisation in der LNR als unerwünscht.

Wo ist die humanitäre Hilfe aus Deutschland, frage ich Chefarzt Suchow. Er zeigt auf Funktionsbetten, Spezialstühle und Beistelltische. Insgesamt seien 30 solche Teile geliefert worden. Dabei handelt es sich um ausrangierte Ausrüstung aus deutschen Krankenhäusern, die von der in Thüringen ansässigen Hilfsorganisation "Zukunft Donbass mit Hilfe von Spendengeldern in die LNR transportiert wurden.

Worauf sie hoffen, will ich von den Krankenschwestern wissen. "Wir hoffen, dass der Krieg bald zu Ende ist", sagt Lena. Ihre Kolleginnen stimmen ein. Chefarzt Suchow fügt hinzu: "Wir hoffen auf eine baldige Integration in die Russische Föderation."

Als ich das Krankenhaus verlasse, schweigen die Geschütze. Man hat einen wunderbaren Blick auf ein bewaldetes Tal. Die kahlen grau-braunen Baumstämme leuchten in der Sonne. Auf der anderen Seite, auf einer Anhöhe, steht die ukrainische Armee. Sie will keine Ruhe geben.



"Wir haben uns an den Krieg schon gewöhnt"

veröffentlicht in: Telepolis25, 19. Februar 2020

Rentner, die sich ihre Rente in der Ukraine abholen müssen und eine Journalistin über ihre Arbeit in Lugansk.

Am Grenzübergang "Staniza Luganskaja" ist ein ständiges Kommen und Gehen. Der 15 Kilometer nordöstlich der Stadt Lugansk gelegene Übergang ist die einzige Verbindung zwischen der "Volksrepublik Lugansk" (LNR) und der Ukraine - und nur für Fußgänger. Es sind vor allem Rentner aus der "Volksrepublik Lugansk", die sich ihre Rente in der Ukraine abholen, aber auch einfache Bürger der LNR, die Verwandte in der Ukraine besuchen wollen.

Die letzten paar hundert Meter zur Grenze werden die Menschen, die in die Ukraine wollen, mit Autobussen transportiert. Dann müssen sie zu Fuß über eine Brücke, die sich über den kleinen Fluss Severski Donez spannt. Dann steigt man wieder in einen Bus und fährt in die unter ukrainischer Kontrolle stehende Stadt Staniza Luganskaja oder eine andere ukrainische Stadt, um dort seine Rente abzuholen.

Eine Rentnerin, die ich an der Bushaltestelle vor der Grenze treffe, erzählt, wer seine Rente wolle, müsse alle 56 Tage in die Ukraine fahren und alle 90 Tage zur Personenkontrolle in der Ukraine vorstellig werden. Mit "europäischen Werten" hat dieses Verfahren rein gar nichts zu tun. Es ist eine Quälerei für die alten Menschen, nach dem Motto, wer sich von uns abspaltet muss leiden.

Außer Rentnern sieht man an dem Grenzübergang auch viele Händler, die übereinandergestapelte Pappkartons auf kleinen Rollwagen hinter sich herziehen. Ein Mann mit wettergegerbtem Gesicht, Wollmütze und schmutziger Jacke bewacht seine Kisten. Als er meinen neugierigen Blick sieht, fragt er, ob ich ihn interviewen wolle? Ich müsste aber was zahlen. Das täten andere Journalisten auch.

Obwohl ich nichts zahle, wird er dann doch noch gesprächig. Er habe acht Jahre in der Fabrik "Oktoberrevolution" in Lugansk gearbeitet. Dort werden Einzelteile für Lokomotiven hergestellt. 2013 verlor er seinen Arbeitsplatz. "Ich hatte einen geregelten Arbeitstag von acht Stunden, jetzt bin ich hier täglich auf den Beinen", erzählt er. Was er in den Pappkisten transportiere? "Hackfleisch, Apfelsinen und Äpfel."

Der Grenzübergang "Staniza Luganskaja" wurde im Krieg 2015 zerstört. Die Rentner mussten, um in die Ukraine zu kommen, über eine gefährliche Holzkonstruktion auf- und absteigen. Erst seit November 2019 gibt es wieder einen normalen Übergang. Nach der Wahl von Selenski zum Präsidenten einigten sich Kiew und die Volksrepublik Lugansk über die Entminung des Gebiets und den Neubau einer Fußgängerbrücke.

Der Grenzübergang stand in Flammen

Auf dem Parkplatz vor dem Grenzübergang begegne ich zwei Rentnern. Der eine war Stahlarbeiter, der andere Bergarbeiter. Beide haben sich ihre Rente in der Ukraine abgeholt. Ob es dort Diskriminierungen von ukrainischen Nationalisten gibt. "Ja, die gibt es, wenn wir uns vor dem Büro, wo die Rente ausgegeben wird, nicht richtig aufstellen", meint der Stahlarbeiter.

Ob seine Frau Angst habe um ihn, wenn er in die Ukraine fährt? "Nun, wie soll ich sagen, sie macht sich Sorgen. Wir haben Kinder und Enkel. Sie sorgt sich um alle. Aber wir haben uns an den Krieg schon gewöhnt. Auf die Beschießungen achten wir schon nicht mehr."

Der Stahlarbeiter ist 61 Jahre alt und konnte wegen gesundheitsschädlicher Produktion früher in Rente gehen. Als er erzählt, dass er nur 32 Euro Rente bekommt, krächzt seine Stimme wie ein Reibeisen. Um über die Runden zu kommen, arbeite er noch als Wachmann.

Der Bergmann erzählt, er habe den Aufstand gegen Kiew nicht unterstützt. Wenn man nur unter Transparenten demonstriert hätte, wäre alles in Ordnung gewesen, aber bewaffnete Auseinandersetzungen seien falsch und führten nur zu vielen Toten.

Der Stahlarbeiter erzählt, er habe selbst miterlebt, dass der Grenzkontrollpunkt 2015 mit Raketen beschossen wurde und in Flammen stand. "Das war schrecklich". Der Bergmann fällt ein: "Mein Haus wurde auch getroffen. Aber so und so hätte man nicht zu den Waffen greifen dürfen."

Der Stahlarbeiter fährt fort: "Als mein Enkel 2015 über die Grenze kam, begann ein Beschuss. Der Enkel sagte, Großmutter, hab' keine Angst, das kommt nicht von denen, sondern von uns. Schon Kinder im Alter von fünf Jahren wissen von wo und welche Geschosse kommen."

Die Stadt Lugansk verlassen? Daran denkt der Stahlarbeiter nicht. "Das Haus würde geplündert. Und die Eltern allein lassen? Nein, das komme nicht in Frage. Außerdem braucht man Geld. um wegzufahren.

Taxifahrer: "Die Kopfschmerztabletten in der Ukraine sind besser"

Dass es in der "Volksrepublik" auch Menschen gibt, die gegen die Abtrennung von der Ukraine sind, erfahre ich im Taxi auf der Rückfahrt von der Grenze in die Stadt. Der Taxifahrer erzählt, dass er bis vor kurzem noch auf der anderen Seite der Grenze gelebt habe. Warum er jetzt in Lugansk lebt, erfahre ich nicht. Möglicherweise gibt es in Lugansk Verdienstmöglichkeiten für Taxi-Fahrer.

Wofür sein Herz schlage?, frage ich ihn. "Für die Ukraine", antwortet der Mann. "Dort habe ich mein Haus." In der Ukraine sei alles besser. Die Kopfschmerztabletten wirkten besser, die Qualität der Lebensmittel sei besser. Die Menschen in Lugansk wollten eigentlich zurück in die Ukraine. Der Machtwechsel in Lugansk sei "von 41 Russen gemacht" worden, behauptet der Mann.

Der Taxifahrer setzt mich in der Innenstadt ab. Ich wollte vor Beginn der Sperrstunde um 23 Uhr noch einen Tee in dem Café "Chlebnoje Mesta" trinken und etwas entspannen. Das Kaffee liegt in der Innenstadt direkt vor Lenin-Denkmal und Parlament, dass in Lugansk "Volksrat" heißt.

In dem Café mit den gelben Wänden und den kreisrunden, modernen Leuchtröhren herrscht eine locker-fröhliche Stimmung. Nichts erinnert an Krieg. Ich fühle mich wohl hier.

Das Hotel Druschba, wo ich wohne, ist zwar schön und gepflegt, aber dort gibt es nur sehr wenig Gäste. In dem Saal, wo ich frühstücke, treffe ich morgens nicht mehr als drei Gäste.

Die Menschen hoffen auf eine Integration mit Russland

Eine Frage ging mir durch den Kopf, warum hatte der Taxi-Fahrer keine Angst, mir seine kritische Meinung zu sagen? Weil ich Ausländer bin? Oder weil man in Lugansk auch gegenüber Wildfremden sein Herz ausschütten kann, ohne dass etwas passiert?

Soviel scheint mir eindeutig: Der Großteil der Bevölkerung steht hinter der Regierung der LNR und wünscht eine schnelle Integration mit Russland. Das sieht man auch an dem Run auf die russischen Pässe. Wie der Leiter der Volksrepublik Lugansk, Leonid Pasetschnik, in seiner Neujahrsansprache mitteilte, haben im letzten Jahr bereits 55.000 Bürger der "Volksrepublik Lugansk" russische Pässe erhalten.

Aber einige Jugendliche sehen für sich keine Zukunft in der LNR. Ein junger Mann, der als Barkeeper arbeitet, sagte mir, er werde bei der nächstbesten Gelegenheit in die Ukraine übersiedeln. Seiner Meinung nach wird die wirtschaftliche Situation in Lugansk erst "in 100 Jahren" besser.

Auf meine Frage, ob er denn den ukrainischen Nationalismus nicht fürchte, meinte der junge Mann: "In Kiew und Charkow spricht über die Hälfte der Menschen Russisch." Dort sei es nicht so schlimm.

Gespräch mit einer Journalistin über Krieg und Zensur

Am Folgetag treffe ich im Memorial-Büro die Journalistin Oksana Tschigrina. Sie arbeitet für die Regierungszeitung "Respublika".

Oksana ist 38 Jahre alt. "Wir sind keine Separatisten", sagt sie und verweist darauf, dass sie einen ukrainischen Pass hat, dass sie in Lugansk geboren wurde und auch ihre Großeltern in Lugansk geboren wurden.

Ich beginne zu verstehen. Die Menschen in Lugansk sehen sich nicht als Separatisten, weil die "Volksrepublik Lugansk" im Mai 2014, nach dem Staatsstreich in Kiew, gegründet wurde. Nach der Sichtweise der Menschen in Lugansk sind diejenigen Separatisten, die die den Staatsstreich in Kiew organisiert haben.

"Die Korruption hat die Ukraine zerstört", sagt Oksana. "Das ist sehr schmerzlich. Denn die Ukraine war eigentlich ein gutes, wohlhabendes Land. Nach dem sich die Ukraine von dem Zusammenbruch der Sowjetunion erholt hatte, hatten die Leute bei uns immer Geld. Wenn sich jemand einen Fernseher oder Kosmetik kaufte, dann musste es immer etwas Besseres sein."

Oksana hat den Beruf der Designerin gelernt. Zurzeit mache sie eine Ausbildung im Verlagswesen, erzählt sie. Journalistin sei sie erst 2014 geworden, als die Ukraine die Finanzierung der Zeitungen in Lugansk einstellte und viele Journalisten die "Volksrepublik Lugansk" Richtung Ukraine oder Russland verließen. "Zufällig geriet ich im April 2014 in die Presseabteilung des Stabes der Armee des Südostens. Freunde baten zu helfen, denn es nahte das Referendum (über die Unabhängigkeit von Lugansk, U.H.)." Sie habe eingewilligt, obwohl sie sich an den Kundgebungen in Lugansk nach dem Staatsstreich in Kiew nicht beteiligt habe.

Im Pressedienst hätten im April 2014 keine Profis gearbeitet, sondern Leute, die das aus "reinem Enthusiasmus" taten. Waffen habe man damals noch nicht gehabt. "Es gab nur Baseball-Schläger, Knüppel und ein paar Jagdflinten. Die Menschen wollten sich einfach schützen, wussten aber selbst nicht genau wie."

Im April 2014 habe sei bei einer Hotline Fragen der Bürger beantwortet. "Die Leute wollten wissen, wo sie beim Referendum abstimmen können und was nach dem Referendum kommt. Außerdem haben Leute angerufen und erzählt, dass eine große Zahl von Militärtechnik im Anmarsch ist." Mit "Militärtechnik" waren die Einheiten der ukrainischen Streitkräfte gemeint, die Mitte April 2014 zu einer Anti-Terror-Operation Richtung Lugansk und Donezk vorrückten.

Ich frage Oksana wie die Menschen auf diese Nachricht vom Vorrücken "der Militärtechnik" reagiert haben, ob sie nicht alle schnell wegfahren wollten? Die Journalistin antwortet: "Die Menschen waren zu stark dagegen. Sie gingen auf die Straßen und haben Panzern und anderen gepanzerten Fahrzeugen die Straßen versperrt. Die Menschen bei uns sind so. Sie waren bereit und gingen mit bloßen Händen gegen Panzer vor, um die Militärs zu stoppen. Keiner wollte Krieg hier. Bis zum Schluss dachte man, dass man alles auf friedlichem Wege regeln kann."

Die Stadt wirkte in den Sommermonaten 2014 wie ausgestorben. Aus Angst vor den ukrainischen Luftangriffen saßen die Menschen, welche die Stadt nicht verlassen hatten, in den Kellern. Im August/September gab es 40 Tage keinen Strom in Lugansk.

In dieser Situation spielte eine kleine Zeitung eine wichtige Rolle. Oksana erzählt vom Chefredakteur der Zeitung "21tes Jahrhundert". Die Zeitung, das war ein mit einem Printer zweiseitig bedrucktes A4-Blatt. Sie erschien täglich. Der Printer, der die Zeitung mit einer Auflage von 5000 Stück druckte, musste danach entsorgt werden. Die Redaktion bestand nur noch aus drei Leuten.

"Die üblichen Kommunikationsverbindungen funktionierten damals nicht. Die Informationen wurden mündlich weitergegeben. Nach der Zeitung standen die Leute Schlange, wie um Brot zu kaufen. In dem Blatt gab es vor allem Informationen, wann und wo Wasser und Brot geliefert wird. Außerdem mussten die Leute wissen, wo sie Totenscheine für ihre Angehörigen bekamen, und sie wollten wissen, was an der Front los war."

Die Journalistin über ihr Einreiseverbot in die Europäische Union

Oksana hat für ihre Arbeit hart bezahlen müssen. Am 1. August 2014 verhängte die EU ein Einreiseverbot gegen die Journalistin. Außerdem dürfe sie nicht in die Vereinigten Staaten, Kanada, Japan und Australien reisen, erzählt sie.

"Man beschuldigte mich der Teilnahme an einer bewaffneten Gruppe, obwohl ich nie eine Waffe in Hand genommen habe. Ich hasse Waffen. Aber meine Arbeit im Pressedienst wurde wohl als Teilnahme an einer bewaffneten Gruppe gewertet."

Man warf ihr vor, sie habe den Abschuss der ukrainischen Militärtransportmaschine Iljuschin IL-76 gerechtfertigt. Bei dem Abschuss starben 49 ukrainische Soldaten.

Wie es zu diesem Vorwurf kam? Ein Journalist der Moskauer "Novaja Gaseta" habe sie nach dem Abschuss angerufen. Er bat um einen Kommentar. "Ich habe erklärt, es gäbe einen veröffentlichten und allgemein bekannten Ukas von Waleri Bolotow, dem damaligen Leiter der Volksrepublik Lugansk, nach dem der Luftraum über Lugansk geschlossen ist."

Der Journalist der Novaja Gaseta erklärte, in der Ukraine sei wegen dem Abschuss ein Trauertag angesetzt worden. Darauf habe sie geantwortet, "dass die Volksrepublik Lugansk dieser Trauertag nichts angeht." In Lugansk gäbe es jeden Tag Trauer, weil die ukrainische Armee zahlreiche Ziele in der Stadt Lugansk beschoss. "Die Novaja Gaseta druckte nur meine Aussage, 'dass uns das nichts angeht'. Am gleichen Tag bekam ich über soziale Netzwerke Drohungen, wie man mich bestrafen, verbrennen und zerteilen wird."

Oksana hat einen zwölfjährigen Sohn. Wie die Situation für sie und ihren Sohn heute ist?, fragte ich. "Die Situation ist für mich moralisch katastrophal. In diesem Frühling sind es sechs Jahre, dass die 'Antiterroristische Operation' begann. Ich verstehe nicht, wie ich das bis heute ausgehalten habe. Mein Sohn kennt sich gut mit der Minsker Vereinbarung aus. Er meint, wir müssen eine hohe Mauer aus Stahl zwischen der Ukraine und den Volksrepubliken bauen."

Ich frage Oksana, ob Journalisten heute frei arbeiten können. Sie antwortet: "In einer Kriegssituation gibt es Zensur. Es ist keine harte, keine katastrophale Zensur, aber es gibt sie. Und der Journalist denkt jetzt selbst, muss man über etwas bestimmtes schreiben oder ist es besser, das wegzulassen? Mir gefällt der Journalismus, den wir heute haben. Er ist ruhiger geworden und mehr ausgewogen."

Welche Medien gibt es heute in der "Volksrepublik Lugansk"?

Die Ukraine habe die finanzielle Unterstützung für die 14 Bezirkszeitungen im Gebiet um Lugansk im Mai 2014 eingestellt, berichtet Oksana. Viele der einheimischen Journalisten seien daraufhin in die Ukraine oder nach Russland übergesiedelt. Inzwischen seien wieder viele Journalisten zurückgekommen und es gebe auch viele neue, junge Journalisten.

"Heute gibt es nicht viele Medien", sagt Oksana. "Wir haben einen zentralen Fernsehkanal 'Lugansk 24', eine Nachrichtenagentur - das Lugansk Informations-Zentrum -, und es gibt noch kleinere Nachrichtenagenturen. Außerdem haben wir in jedem Bezirk eine regionale Zeitung, die für Geld verkauft wird."

Juri Jurow, Chefredakteur der Lugansker Zeitung 21tes Jahrhundert, organisierte im August 2014 als es keinen Strom gab eine tägliche Notausgabe. Screenshot TV-Kanal Lugansk 24. Bild: Ulrich Heyden

Insbesondere in den Orten entlang der Trennlinie zur Ukraine seien Zeitungen das wichtigste Informationsmittel, denn dort falle wegen des Beschusses der ukrainischen Armee häufig der Strom aus. An der Trennlinie seien Zeitungen kostenlos.

Die Menschen bräuchten jetzt nicht nur Informationen, die für das Überleben wichtig sind, sondern auch Geschichten für die Seele. "Wir schreiben zum Beispiel über herausragende Bergarbeiter, über einfache Leute. Die Menschen lesen gerne über ihre Nachbarn. Vielleicht hat der Leser selbst mal als Bergmann gearbeitet."

Ob Kritik an Politikern möglich ist? "Es gibt bei uns zur Zeit nichts Besonderes zu kritisieren, denn die Leute verstehen selbst, in welcher Situation wir uns heute befinden. Die Wirtschaftsblockade schafft Probleme."

Ob über Korruption geschrieben wird? "Im Jahr 2017 (da hatte Leonid Pasetschnik schon die Leitung der LNR übernommen, U.H.) gab es eine Antikorruptions-Kampagne. Da wurden unehrliche Beamte auch in den Sicherheitsstrukturen aufgespürt. Darüber haben wir die Bevölkerung informiert."

Worüber sie gerne schreibe? "Am wenigsten möchte ich über den Krieg schreiben. Das ist schrecklich. Du fährst an die Front. Dort leben Leute wie du selbst, aber du kannst ihnen nicht helfen. Du kannst nur über ihr Leid schreiben."

Aber es gebe auch Positives zu berichten. Oksana erzählt, dass sie gerade an einem Bericht über eine Frau sitzt, die es 2015, unter schwerstem Beschuss geschafft hat, den Standort von Zivilisten, auch alten Leuten und Kindern, zu übermitteln, die ohne Nahrung im Dorf Tschernuchino in einem einem Keller saßen und evakuiert werden mussten. "Wenn man diese Leute nicht gefunden hätte, hätten sie verhungern können. Diese Frau ist für mich ein großer Mensch." Es gebe sehr viele solche Geschichten von Menschen, die andere gerettet haben.

Ist ein Kompromiss zwischen "Volksrepubliken" und Kiew möglich?

veröffentlicht in: Telepolis26, 25. Februar 2020

Politologen aus Lugansk über mögliche Kompromisse mit der Ukraine.

Am 14. Februar wurde auf der Website der Münchner Sicherheitskonferenz ein Plan veröffentlicht, wie man in "zwölf Schritten" zum Frieden in der Ostukraine kommen kann.

Der Plan war unterzeichnet vom Leiter der Münchner Sicherheitskonferenz, Wolfgang Ischinger, dem ehemaligen Verteidigungsminister Großbritanniens, Des Browne (unter Tony Blair zwei Jahre Verteidigungsminister), Igor Iwanow (von 1998 bis 2004 russischer Außenminister) und anderen Politikern und Sicherheitsexperten aus Europa und den USA.

Der Plan, der zwischenzeitlich von der Website verschwand, Samstagnacht dann aber wieder online war, sieht vor, dass das ukrainisch-russische "Zentrum für die Kontrolle und Koordination" des Waffenstillstands seine Arbeit wieder aufnimmt. Die russischen Offiziere hatten das Joint Centre for Control and Coordination (JCCC) 2017 verlassen.

Außerdem sieht der Plan vor, dass die Verteidigungsministerien von Frankreich, Russland, Deutschland und der Ukraine Arbeitsgruppen bilden, "um das JCCC zu unterstützen". Die Zahl der Grenzkontrollpunkte zwischen der Ukraine und den "Volksrepubliken" soll erhöht werden.

Der Plan sieht einen wirtschaftlichen "Wiederaufbau des Donbass" durch die EU vor. Auf einer internationalen Geber-Konferenz "könnten auch Mittel von Russland" eingeworben werden. Weiterhin sieht der Plan vor, dass im Donbass eine ukrainische "freie Handelszone" für den Handel mit der EU und Russland entsteht. Geplant ist außerdem ein Dialog über "nationale Identität" und "Toleranz" in der Ukraine.

Eine Rückkehr der Krim und der "Volksrepubliken" in den ukrainischen Staatsverband ist für die Autoren keine Bedingung für die Verwirklichung des Zwölf-Punkte-Plans.

Selensky: "Wir wurden nicht gefragt"

Der ukrainische Präsident Wolodymyr Selenski kritisierte, dass die Ukraine vor der Verfassung des Plans "nicht gefragt" worden. Der Mitautor des Zwölf-Punkte-Plans, Wolfgang Ischinger, bekam einen Eintrag auf der berüchtigten ukrainischen Website "Mirotworets" ("Friedensstifter"), da er angeblich die territoriale Integrität der Ukraine verletzen wolle.

Die Außenministerin der "Volksrepublik Donezk", Natalja Nikonorowa, erklärte, der Zwölf-Punkte-Plan habe "keinen praktischen Nutzen". Die Vorschläge seien "nicht konkret formuliert" und "ohne Konsultation mit den Vertretern der Volksrepubliken" verfasst worden. Der 12-Punkte-Plan sei "der Versuch, die Erfüllung des Minsker Abkommens zu umgehen".

Politologe: "Direktwahlen der Abgeordneten – das wäre ein Kompromiss"

Ende Januar war der Autor dieser Zeilen selbst in der "Volksrepublik Lugansk". Sergej Below vom Lugansker Außenministerium hilft mir bei meinem Besuch, interessante Gesprächspartner zu finden. Im Büro der Menschenrechtsorganisation Memorial treffe ich zwei Politologen aus Lugansk, Juri Medwedew und Aleksandr Prozenko. Ich befrage sie über die Situation in der "Volksrepublik" und einen möglichen Friedensprozess.

Prozenko unterrichtet an der Universität von Lugansk Politologie. Er ist Leiter des Zentrums für soziologische Forschungen "Besonderer Status". Das Zentrum führt unter anderem Meinungsumfragen durch. Juri Medwedew unterrichtet an der Universität von Lugansk internationales Recht.

Wie sieht es mit dem Schmuggel aus der Ukraine in die "Volksrepublik Lugansk" aus?

Aleksandr Prozenko: Diejenigen, welche die Warenausfuhr aus der Ukraine kontrollieren - das sind Soldaten der ukrainischen Armee und ukrainische Freiwilligenbataillone -, haben bis 2017 nicht-gesetzliche Schutzgelder für legale Exporte aus der Ukraine erpresst. Nach der Verhängung eines totalen Wirtschaftsboykotts der Ukraine gegen die LNR im Jahre 2017 wurden die Warentransporte aus der Ukraine in die LNR zu Schmuggelware. Man darf jetzt nur noch 50 Kilogramm Ware aus der Ukraine in die Volksrepublik Lugansk einführen. Wer sich auf der Seite der LNR am Schmuggel beteiligte, wurde bestraft.

Wegen der Wirtschaftsblockade gibt es keinen legalen Warenexport aus der Ukraine in die LNR mehr. Und der Schmuggel lohnt sich nicht mehr. Die Preise für ukrainische Lebensmittel sind seit 2017 erheblich gestiegen. Außerdem ist die Qualität bestimmter ukrainischer Waren wie Wurst schlechter geworden. Wurst, Milchprodukte, Mehl, Brot und guter Wodka werden jetzt in der LNR selbst produziert. Fleisch ist jetzt in der LNR so teuer wie in der Ukraine. Aus der Ukraine kommt vor allem Käse, Saft und Gemüsekonserven.

Wie entwickeln sich die Lebenshaltungskosten?

Aleksandr Prozenko: Die Mindestrente in der LNR ist seit Januar höher als in der Ukraine. Die Betriebskosten für Wohnungen sind in der LNR geringer. Die Löhne für Staatsangestellte in der LNR sind um 70 Prozent gestiegen.

Welche Parteien gibt es heute in der "Volksrepublik Lugansk"

Aleksandr Prozenko: Es gibt in der LNR keine Parteien, sondern zwei parteiähnliche Bewegungen. Beide sind zentristisch. Die "Lugansker Wirtschaftsunion" (13 Sitze im Parlament, U.H.) stützt sich vor allem auf große und kleine Geschäftsleute und verfolgt Wirtschaftsinteressen. Die Bewegung "Frieden für Luhanschtschina" (37 Sitze) ist eine Bewegung mit sozialdemokratischen Elementen. Sie steht für einen sozialen Staat und dafür, dass der Staat eine bestimmte Verantwortung für die Bürger übernimmt.

Viele Dinge, die in der LNR eingerichtet wurden, wurden dies mit Blick auf einen Kompromiss mit der Ukraine. Obwohl 90 Prozent der Bewohner in der LNR Russisch sprechen, ist die ukrainische Sprache in der Verfassung der LNR als offizielle Sprache verankert. Bei den Wahlen 2014 und 2018 wurden die Wahlzettel zweisprachig gedruckt. Auf diese Weise zeigen wir Toleranz gegenüber der ukrainischen Sprache.

Wie können Wahlen nach dem Minsker Abkommen organisiert werden?

Aleksandr Prozenko: Nach dem Abkommen von Minsk sollen in der Volksrepublik Lugansk und Donezk Wahlen nach einem ukrainischen Gesetz stattfinden. Der Inhalt dieses Gesetzes soll nach dem Abkommen mit den Vertretern der Volksrepubliken abgestimmt werden.

Ich glaube nicht daran, dass Kiew sich mit uns auf einen Kompromiss einlässt. Ich kann mir auch nicht vorstellen, dass in den Volksrepubliken Parteien wie der "Rechte Sektor" oder "Nationaler Korpus" kandidieren. Die haben ja militärische Einheiten. Natürlich wollen die Politiker, die aus den Volksrepubliken in die Ukraine emigriert sind, eine Revanche. Sollen sie doch hier kandidieren. Bloß, wer wird sie wählen?

Ein Kompromiss könnte sein, dass die Wahlen hier nicht nach Parteilisten durchgeführt werden, sondern dass nur über Direktmandate gewählt wird. Das heißt, die Kandidaten können Parteien angehören, aber die Parteien selbst stehen nicht zur Wahl.

Der Fahrplan für die Wahlen müsste so aussehen: Die Ukraine verabschiedet in Absprache mit den Volksrepubliken ein Wahlgesetz, wir kümmern uns um die Organisation und Durchführung der Wahlen und die OSZE sowie deren "Büro für demokratische Institutionen und Menschenrechte" führen die Wahlbeobachtung durch.

Bei diesen Wahlen würden die politischen Vertreter der LNR international einen legalen Status bekommen. Man könnte sie nicht mehr beschuldigen, dass sie illegal sind. Es lohnt sich deshalb diesen Kompromiss anzustreben.

Wie groß sind die Chancen, dass es zu einem realen Waffenstillstand kommt?

Juri Medwedew: Die ukrainische Regierung macht eine heuchlerische und inhumane Politik. Sie verhängte gegen uns eine Wirtschaftsblockade, zwang die Rentner auf den schweren Weg, sich die Rente in der Ukraine abzuholen und sie setzt die militärischen Beschießungen fort. Die Ukraine will den Donbass zurückbekommen, aber mit dem, was sie tut, erzürnt sie die Menschen hier. Sie arbeitet faktisch gegen die erklärte Absicht, die Volksrepubliken zurückzubekommen.

Aleksandr Prozenko: Der im letzten Jahr vollzogene Truppenabzug an zwei Abschnitten der Trennlinie war ein symbolischer Akt, der unter enormen Schwierigkeiten umgesetzt wurde. Es hat drei Monate gedauert. Vielleicht will Selenski den Truppenabzug, aber er kontrolliert diesen Prozess nicht.

Nach Angaben der UNO starben im Donbass 13.500 Menschen. Nach unseren Untersuchungen sind davon ein Drittel Zivilisten. Zwei Drittel sind ukrainische Soldaten und Soldaten der Volksrepubliken. Der Anteil der Freiwilligen aus Russland unter den Toten ist minimal.

Gibt es etwa 300 tote Freiwillige aus Russland?

Aleksandr Prozenko: Vielleicht. Die genaue Zahl kenne ich nicht. Der Großteil der Menschen, die hier kämpfen, sind Menschen von hier, die eine Waffe in die Hand genommen haben.

Sergej Below: Zwei Monate nach dem Amtsantritt von Selenski, am 20. Juli, wurde bei einem ukrainischen Beschuss der Stadt Perwomajsk eine Frau getötet und elf Menschen verletzt. Der teilweise Abzug der ukrainischen Truppen und der Waffenstillstand beeindruckt die Menschen in der LNR nicht mehr. Wie viele Waffenstillstände wurden in den letzten Jahren schon geschlossen. Sie wurde alle von der Ukraine gebrochen.

Die Situation ist demoralisierend. Warum haben viele unserer Soldaten ein schwieriges Verhältnis zum Abkommen von Minsk? Weil das Abkommen verbietet, auf Beschießungen der ukrainischen Seite zu antworten. Die Soldaten der LNR sollen die Bevölkerung beschützen, dürfen aber nicht schießen. Wenn man die Kommentare unserer Soldaten in den sozialen Netzen liest, dann findet man dort immer wieder die Frage, warum dürfen wir die Menschen nicht beschützen? Die Situation ist wie beim Fußball. Du stehst im Tor und kannst nicht antworten.

Aleksandr Prozenko: Besonders radikale Gruppen aus der Ukraine schämen sich nicht, Videos zu publizieren, auf denen zu sehen ist, wie von Drohnen Bomben auf Stellungen unserer Soldaten und sogar auf die Randgebiete von bewohnten Orten abgeworfen werden. Mit diesen Videos erstatten diese radikalen Gruppen offenbar Bericht bei ihren Sponsoren.

Schulleiterin: "Die Kinder müssen wissen, was Krieg bedeutet und warum Krieg schlecht ist"

veröffentlicht in: Telepolis27 14. März 2020

Besuch einer Schule in der "Volksrepublik Lugansk", Ukrainisch sei "keine Sprache des Feindes", erklärt die stellvertretende Leiterin

Zu den Orten, die ich in Lugansk besuchte, gehörten auch ein Park für Kinder und eine Schule. Der Park heißt Schors-Park. Im Juli 2014 schlugen in dem Rasen des Parks ukrainische Geschosse ein.

Seit Juni 2017 steht in diesem Park ein Denkmal für im Krieg getötete Kinder. Man sieht stilisierte weiße Engel, die in den Himmel zu fliegen scheinen. So ein Denkmal habe ich noch nie gesehen und ich bleibe ungläubig davorstehen.
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Denkmal für im Krieg getötete Kinder im Schorsch-Park, Lugansk, Foto: Ulrich Heyden



Was ist falsch, was ist richtig?

Mein Begleiter vom Lugansker Außenministerium erklärt, dass zu diesem Denkmal auch Schulklassen kommen. Ich frage, ob denn für Kinder so ein Denkmal nicht zu schrecklich ist? Die Antwort lautet: "Die Kinder müssen wissen, was Krieg bedeutet und warum Krieg schlecht ist."

So richtig überzeugt mich die Antwort nicht. Ich bin in Deutschland aufgewachsen und habe gelernt, dass Kinder vom Krieg ferngehalten werden müssen. Jetzt aber bin ich in Lugansk und erlebe, dass Krieg hier etwas Alltägliches ist, und das schon seit sechs Jahren. Was ist nun richtig und was falsch?

Für Deutsche ungewöhnlich ist auch, dass der 1936 eingerichtete Park den Namen eines Revolutionärs trägt. Nikolai Schors war Offizier der zaristischen Armee. 1919, im russischen Bürgerkrieg, kämpfte er auf der Seite der Roten. In der Sowjetunion wurde Schors, der im Alter von 24 Jahren fiel, wegen seines Mutes verehrt.

Allmählich begreife ich. Revolution und Krieg sind im Gebiet Lugansk Teil der örtlichen Geschichte und gehörten immer zum Schulunterricht. Und heute sind die Kinder in der "Volksrepublik Lugansk" gezwungen, im Krieg zu überleben. Die Kinder lernen schnell. Sie wissen bei Beschießungen schon, von wo geschossen wird und welche Geschosse fliegen.

Schulleiterin: "Für die Kleinen ist es schrecklich"

Als ich die Schule Nr. 13 in der Altstadt von Lugansk besuche, frage ich die stellvertretende Schulleiterin Veronika Anatoljewna nach dem Denkmal im Schors-Park. Sie antwortete: "Man muss den Kindern erklären, dass auch Kinder sterben. Die Kinder müssen es wissen, damit es nicht wieder passiert. Viele Kinder haben selbst den Krieg erlebt. Sie kennen das schon."

Und die Engel, die in den Himmel fliegen, ob das für Kinder nicht furchtbar ist? "Nun ja, für die kleinen Kinder ist das natürlich schrecklich." Aber die wichtigste Aufgabe liege bei den Journalisten, über die Grausamkeiten des Krieges zu berichten.

In der patriotischen Erziehung erzähle man den Kindern, "wie schrecklich es für ihre Großväter und Großmütter im Krieg war, damit sich solch ein Krieg nicht wiederholt. Wir wollen die Kinder vor dem Krieg schützen.
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Schulleiterin Veronika Anatoljewna, Foto: Ulrich Heyden



Nein, wir bilden die Kinder nicht zum Schießen aus. Die Kinder lernen hier nur sportliche Betätigung."

Im Unterricht versuche man den Kindern den Konflikt im Donbass mit historischen Parallelen näherzubringen. "Im Geschichtsunterricht behandeln wir zum Beispiel den Konflikt zwischen Großbritannien und Irland, den es in bestimmten historischen Perioden immer wieder gab. Wir beschäftigen uns mit Jugoslawien und der Abspaltung des Kosovo. Wir besprechen mit den Kindern, wo es Ähnlichkeiten mit unserem Konflikt gibt und was anders ist."

Der etwa 40 Jahre alte Schulleiter Oleg Wladimirowitsch berichtet, die Schule Nr. 13 habe 625 Schüler und 65 Mitarbeiter, darunter 47 Lehrer. Während der heißen Phase des Krieges 2014, als in der ganzen Stadt der Strom ausgefallen war und die Menschen in Kellern Schutz suchten, seien nur 200 Schüler zum Unterricht gekommen. Doch inzwischen seien viele Eltern mit ihren Kindern wieder in die Stadt zurückgekehrt.

Die Schule feiere im Herbst ihr 95. Jubiläum. 1982 wurde ein modernes neues Schulgebäude im schlichten Stil ohne Schnörkel und Verzierungen gebaut. Dort findet jetzt der Unterricht statt. In dem alten Gebäude befindet sich nur noch die Bibliothek.

In der Eingangshalle des Schulgebäudes steht eine weiße Büste des sowjetischen Piloten Aleksandr Molodtschi. Er hat die Schule Nr. 13 absolviert. Die Schule wurde nach dem Piloten benannt. Molodtschi wurde im Zweiten Weltkrieg zweifacher "Held der Sowjetunion". Im August 1941 bombardierte er im Alter von 21 Jahren Berlin.

Drei Stunden Ukrainisch-Unterricht in der Woche

Ich besuche eine Klasse, in der gerade die ukrainische Sprache unterrichtet wird. Der Unterricht in ukrainischer Sprache und Literatur wurde seit 2014 von fünf auf drei Stunden gekürzt, berichtet der Schulleiter.

Alles in dieser Klasse erinnert an die Ukraine, ein großes Wandgemälde mit ukrainischen Hirten, die Brot schneiden und Laute spielen, und Porträts ukrainischer Schriftsteller.

In der Klasse sitzen 25 Schüler. Sie wirken wie ganz normale Schüler und haben keine Angst Fragen zu beantworten. Die Kinder sind 13 Jahre alt. Meine Frage, ob sie Russen und Ukrainer seien, bejahen die Schüler. Auf die Frage, ob sie ihre Verwandten in der Ukraine besuchen, antworten sie fast wie aus einem Munde mit "ja". Ob die Reisen in die Ukraine interessant seien? Die Antwort ist erneut ein kollektives "ja".

Schnell kommen auch die Antworten auf die Frage, welche Berufe sie einmal ergreifen wollen. "Rechtsanwalt, Koch, Erzieherin." Ein Junge sagt, er wolle Programmierer werden und besuche schon Kurse. Als ich nach den Hobbys frage, antworten die Schüler: "moderne Tänze und Judo". Die Beschießungen 2014 und 2015 hätten sie schon vergessen, erzählen die Schüler. Ein Mädchen sagt: "Wir wollen das nicht hören."

Ich frage die stellvertretende Schulleiterin Veronika Anatoljewna, ob die ukrainische Sprache überhaupt noch gesprochen wird? Die Schulleiterin sagt, es gäbe "keinerlei Verbot gegen die ukrainische Sprache. Aber die Schüler sind schon mehr zur russischen Sprache übergegangen." Ukrainisch sei aber "keine Sprache des Feindes" geworden.

Die Schulleiterin: "Studiert habe ich auf Russisch, aber das Examen war auf Ukrainisch"

Die Familienverhältnisse der Schulleiterin sind durchaus typisch für den Donbass. Die Mutter von Veronika Anatoljewna ist Mutter Russin der Vater ist Ukrainer. Die Ausbildung an der Universität sei bei ihr auf Russisch gewesen, erzählt die Schulleiterin. Doch wegen der Ukrainisierung im Bildungsbereich, die nach 2005 verstärkt einsetzte, habe sie ihr Examen 2008 in ukrainischer Sprache ablegen müssen. Das sei nicht einfach gewesen. Viele Begriffe - vor allem Fachausdrücke aus der ukrainischen Sprache - habe sie erst lernen müssen.

Die Schule hat ein kleines Museum. An der Wand hängt eine rote Hose, wie sie die Bauern vor 100 Jahren zu festlichen Anlässen trugen. In dem Museum erfährt man etwas über die Geschichte der Stadt Lugansk. "Hier gab es früher eine Kosakensiedlung", erzählt die Schulleiterin. "Dann gab die Zarin Jekaterina II. den Befehl, hier eine Fabrik zu bauen. Die Fabrik hatte die Aufgabe, die russische Front im Krieg gegen die Türken mit Geschützen zu versorgen." Ukrainer, Russen und Weißrussen hätten in der Gegend um Lugansk immer friedlich zusammengelebt, meint mein Begleiter Sergej Below.

In dem Schulmuseum gibt es auch eine Ausstellung über die sowjetischen Jungen Pioniere. Mit der Ausstellung wolle man "die Selbstorganisation der Kinder" zeigen, sagt die Schulleiterin. Die Jungen Pioniere gäbe es heute nicht mehr. Die Organisation für Jugendliche heiße heute "Junge Garde". Die Mitgliedschaft sei aber freiwillig und eröffne die Möglichkeit an Jugend-Wettbewerben in Russland teilzunehmen.

Gasmasken im Luftschutzkeller

Zum Abschluss meines Besuches in der Schule zeigt man mir einen 2014 provisorisch eingerichteten Luftschutzkeller. Im Keller sehe ich Matratzen, Gasmasken und viele Stühle. 200 Kinder fänden in dem Keller Platz, erklärt der Schulleiter. Zweimal im Jahr gäbe es Katastrophen-Übungen. Der Keller schütze nur vor Geschosssplittern, nicht vor dem Einschlag von Geschossen. Im Sommer 2014 diente der Keller der örtlichen Bevölkerung als Schutzraum, denn die Schulkinder hatten Ferien.

Die Schule Nr. 13 wurde in der heißen Phase des Krieges nicht von einem Geschoss getroffen Anders war es mit der Schule Nr. 7, die im Stadtzentrum liegt. In dieser Schule gab es noch aus der Zeit des Zweiten Weltkrieges einen gut ausgerüsteten Luftschutzkeller, erzählt Sergej Below, mein Begleiter vom Außenministerium. "Die Schule wurde im August 2014 zielgerichtet beschossen. Das widerspricht internationalen Normen. Bei der ersten Beschießung wurden die Fenster zerstört. Die Menschen schafften es, ins Innere zu flüchten. Die Leute dachten, eine zweite Beschießung wird es nicht geben. Aber am nächsten Tag wurde die Schule noch einmal beschossen und es wurden zwei Menschen getötet und vier verletzt, die den Luftschutzkeller wegen der Sommerhitze verlassen hatten."

Am gleichen Tag habe es dann noch eine dritte Beschießung - diesmal mit Brandgranaten - gegeben und die Schule brannte komplett aus. Wasser zum Löschen gab es damals nicht.

Denkmal des ukrainischen Nationaldichters im Stadtzentrum

Die Situation in Lugansk scheint aussichtslos. Ein Ende des Krieges ist nicht in Sicht. Doch einen Hass auf alles Ukrainische gibt es nicht.

An vielen öffentlichen Gebäuden, Schulen und Instituten hängen immer noch die kleinen Metalltafeln, auf denen in ukrainischer Sprache der Name der Einrichtung oder des Denkmals steht.

Im Stadtzentrum von Lugansk steht nicht nur Lenin, sondern auch ein großes Denkmal des ukrainischen Nationaldichters Taras Schewtschenko. Diese beiden Denkmäler symbolisieren die Ukraine, wie es sie bis 2013 gab. Das war ein Land mit verschiedenen Kulturen und Helden. Doch diese Zeit scheint unwiederbringlich vorbei.

Vorbemerkung:

In den beiden folgenden Interviews berichtet Raissa Steinigk vom Aktionskomitee „Zukunft Donbass“ über eine Reise nach Lugansk im Mai 2018. Danach lesen Sie ein Interview vom Dezember 2019 mit zwei Aktivisten aus Lugansk, welche humanitäre Hilfe aus Deutschland an Krankenhäuser in der Volksrepublik Lugansk verteilen.

Raissa Steinigk über humanitäre Lieferungen in die Volksrepublik Lugansk

veröffentlicht in: Rubikon28, 10. Mai 2018

Abseits der großen Politik bemüht sich ein in Thüringen ansässiges „Aktionsbündnis Zukunft Donbass“29, den Menschen in der international nicht anerkannten „Volksrepublik Lugansk“ praktisch zu helfen. Schon seit 2016 schickt das Aktionsbündnis mit Hilfe von Spendengeldern ausrangierte, aber noch funktionsfähige Krankenhausausrüstung aus Deutschland nach Lugansk. Ende April kam der zwölfte Lastwagen-Transport mit einem drei Tonnen schweren Magnetresonanztomographie-Gerät aus München in Lugansk an. Die Leiterin des Aktionsbündnis Donbass Raissa Steinigk kontrollierte in Lugansk die Ankunft der Lieferung. Am 3. Mai berichtete sie Ulrich Heyden von ihrer viertägigen Reise nach Lugansk.

Die 68 Jahre alte Aktivistin, Raissa Steinigk, stammt aus der Ukraine und lebt seit Anfang der 1970er Jahre in Thüringen. Sie ist eine der wenigen Menschen aus Deutschland, die aus eigener Anschauung über die Situation im Kriegsgebiet Lugansk Bescheid wissen. Schon 2016 besuchte sie Krankenhäuser in der „Volksrepublik Lugansk“, um zu erfahren, welche Hilfsgüter am dringendsten benötigt werden.

Sie sind vor zwei Stunden aus dem Kriegsgebiet Lugansk in Moskau angekommen. Wie fühlen Sie sich jetzt hier in Moskau? Erleichtert?

Also solche Gefühle, dass ich erleichtert bin, weil ich Moskau bin, habe ich nicht. Ich bin vier Tage in der „Volksrepublik Lugansk“ gewesen und habe ein großes Programm absolviert. In den Städten Perwomajsk und Stachanow, die nur fünf Kilometer von der Trennungslinie zur Ukraine entfernt liegen, wurde nur nachts geschlossen, aber nicht in Lugansk. Dort war es ruhig.

Für mich erstaunlich war, dass die Leute in den „Volksrepubliken“ sehr oft den Begriff „vor dem Krieg“ benutzen. Das habe ich in allen Bevölkerungsschichten erlebt. In meiner Generation und auch bei etwas jüngeren Leuten bedeutete „vor dem Krieg“ früher: vor dem „Vaterländischen Krieg“ (Zweiter Weltkrieg, U.H.).

Das heißt, der Krieg hat für die Menschen in der „Volksrepublik Lugansk“ vor vier Jahren angefangen?

Ja. Und die Menschen befinden sich tatsächlich im Krieg.

Poroschenko hat erklärt, dass die Antiterror-Operation jetzt vorbei ist und das ukrainische Militär das Gebiet jetzt „befreien“ soll. Hatte diese Erklärung schon irgendwelche Auswirkungen, als Sie in Lugansk waren?

Nein. Sogar – sagen wir mal – die Leute aus einem Ministerium sagten, wenn Poroschenko und seine Junta wissen würden, dass sie die ganze Republik mit ihrer Ausdehnung von 150 Kilometern in der kürzesten Zeit besetzen können, dann hätten sie es schon längst versucht. Sie haben genug Munition und Militärgerät und sie haben genug Offiziere.

Die Leute haben mir erzählt, dass 2014 viele Menschen Tage vor einer Kirche verbracht haben. Sie haben sich an Gott gewandt und gebetet. Einige Frauen sagten zu mir, Raissa, wir standen vor einer Entscheidung. Wenn jetzt die ukrainische Armee vorrücken wird, werden wir selbst an die Front gehen. Sie sagten mir, am Anfang, als man uns „Banditen“, „Terroristen“ und „russische Soldaten“ nannte, gab es keine russische Armee in Lugansk. Es waren die Bewohner von diesem Teil des Donbass, die sich wehrten. Erst später kamen Don-Kosaken, also Kosaken aus dem (russischen, U.H.) Don-Gebiet. Das waren Reservisten. Das heißt, sie haben immer wieder geübt. Sie konnten mit den Gewehren umgehen.

Ich habe einen Fotografen gefragt. Er war 25 Jahre alt. Ich habe gefragt, Dima, bist du ein Patriot? Und er hat gesagt, nein, ich bin kein Patriot, aber ich möchte in diesem Teil der Ukraine leben. Ich möchte nicht woanders leben. Ich habe meinen Beruf. Ich möchte für mich verdienen. Hier habe ich meine Freunde, meine Verwandten und meine Eltern. Und es waren viele, die so geredet haben. Sie waren nicht politisch motiviert.

Der Plan von Kiew ist ja offenbar, das Gebiet militärisch zu besetzen, die Grenze nach Russland abzuriegeln und dann die Führungen der Volksrepubliken zu verhaften und eine neue Verwaltung einzusetzen.

So haben sie es sich vorgestellt. Aber sie hören jetzt von mir, wie es wirklich aussieht. Am Anfang war das keine russische Armee, sondern nur russische Instrukteure, also Lehrbeauftragte, die ihr Wissen über die Führung von Militär weitergegeben haben. Dann gab es die Dobrowolzi, also die Freiwilligen. Aus den Freiwilligen wurde eine Berufsarmee aufgebaut. Verstehen Sie, in Lugansk haben sie ihre eigene Armee. Und in dieser Armee sind 90 Prozent eigene Leute aus Lugansk. Und die bekommen ein Gehalt. Und dieses Gehalt ist hoch. Es wird von Russland bezahlt.

200 Euro?

Wahrscheinlich. Das hat man mir nicht erzählt, aber man hat gesagt, es seien gute Gehälter. Auch Polizisten bekommen gute Gehälter.

Viele Menschen in Deutschland glauben, dass die „Volksrepubliken“ faktisch russisches Besatzungsgebiet sind, dass dort russische Militärs sind und da russische Panzer herumfahren.

Dann müssen diese deutschen Bürger mal nach Lugansk reisen. Dann werden sie von 1,4 Millionen Menschen hören, wie es wirklich ist. Als der Krieg angefangen hat, waren es junge Leute, die gesagt haben, das ist unsere Heimat. Und wir lassen es nicht zu, dass man uns unsere Heimat wegnimmt.

Wer nimmt die Heimat weg?

Die ukrainischen Nazis. Die Regierung, die heute in Kiew an der Macht ist, ist für die Menschen in Lugansk eine Nazi-Regierung.

Und alle, die mit mir gesprochen haben, haben mir gesagt, dass alle Leute, die in dem Teil des Donbass hinter der Demarkationslinie auf der ukrainischen Seite leben, ihre Verwandten in Lugansk fragen: „Wann werdet ihr uns befreien?“

Von wem befreien?

Von der ukrainischen Junta. Das sind die Begriffe, die man benutzt. Damit meint man die ukrainische Regierung.

Wie leben die Menschen in Lugansk?

Ich habe auch Videos und Bilder über das Leben in Lugansk mitgebracht. Ich habe einen Markt besucht. Ich war nicht nur erstaunt, ich war verblüfft, wie viele Lebensmittel es dort gibt. Aber die Preise waren fast wie in Moskau.

Das heißt, so hoch wie in Berlin und in Leipzig?

Ja, das kann man sagen. Und das bei den niedrigsten Gehältern und Renten. Es gab eine solche Fülle. Da war ich fast erschlagen.

Gibt es überhaupt Käufer für diese ganzen Lebensmittel?

Ich habe die Leute gefragt, wie bekommt man solche Lebensmittel nach Lugansk? Denn ich habe gehört, dass Kiew eine Handelsblockade zwischen der Ukraine und der „Volksrepublik Lugansk“ verhängt hat. Aus der Ukraine können Sie jetzt nicht mehr als eine Flasche Öl, zwei Brote oder ein paar andere Lebensmittel in ihrer Tasche in die „Volksrepublik“ mitbringen.

Man hat mir gesagt: Raissa, die Blockade ist von fünf Uhr morgens bis 22 Uhr abends in Kraft. Von 22 bis vier Uhr werden die Fuhren mit den Waren hin- und hergeschoben, durch die Blockposten (Kontrollposten an der Demarkationslinie, U.H.). Das habe ich nicht geglaubt und dann hat man mich abends zu einem sehr nahen Blockposten an der Staniza Luganskaja gebracht. Dort wird immer noch geschossen. Es war zwischen 17 und 19 Uhr. Und ich habe viele Autos gesehen, die auf der einen und der anderen Seite standen und Leute, die hin- und hergingen.

Und man sagte mir, dass täglich bis zu 25.000 Menschen den Blockposten passieren. Und dann hat man mir gesagt, große LKWs siehst du jetzt nicht. Aber wenn du abends und nachts, während der Sperrstunde, an den Blockposten kommst, dann siehst Du, dass der Handel nicht aufgehört hat. Aber das ist alles illegal.

Man sagt, dass die Lebensmittel in Lugansk so teuer sind, weil die Logistik so teuer geworden ist. Denn sie müssen diese Ware schmuggeln. Und sie müssen das Wachpersonal an den Blockposten schmieren. Also man verdient an diesem Krieg viel Geld. Das wurde mir sehr oft in diesen Tagen bestätigt.

Wer verdient dieses Geld?

In erster Linie ist es die ukrainische Seite. Denn sie muss diese Lastwagen durchlassen.

Das heißt die ukrainischen Soldaten, die die Grenze kontrollieren, verdienen gut?

Die Soldaten sicher, als die niedrigste Stufe in der Hierarchie. Aber eigentlich sind es die ukrainischen Offiziere, die das Geld kassieren.

Gibt es in Lugansk Geschäfte von westlichen Unternehmen?

Von den westlichen großen Supermarktketten gibt es in Lugansk nur Spar. In Lugansk hat Spar drei große Kaufhallen.30

Werden die von dem holländischen Investor oder von einem örtlichen Tochterunternehmen betrieben?

Ich glaube von Tochterfirmen. Vor allem in diesen Geschäften, aber nicht nur in diesen, kann man alle Lebensmittel finden, die es auch bei uns in Deutschland gibt.

Wie wirkt sich die Handelsblockade auf die Industriebetriebe in Lugansk aus?

Mit der Handelsblockade hat die Ukraine nicht die politische Leitung der Volksrepublik Lugansk bestraft. Sondern sie haben die einfachen Leute bestraft, Bergarbeiter und viele andere. In der „Volksrepublik Donezk“ gibt es mehr Wirtschaftsbetriebe, die funktionieren, als in der „Volksrepublik Lugansk“. In der Volksrepublik Lugansk gibt es nur einen großen Stahlbetrieb in Altschewsk. Aber zurzeit ist dieses Werk nur zu einem Viertel ausgelastet.

Wohin werden Kohle und Stahl aus der Volksrepublik Lugansk verkauft?

Man erzählte mir, nach Russland. „Raissa Iwanowna, genauso wie man die Lebensmittel aus der Ukraine zu uns bringt, so bringt man auch die Steinkohle in die Ukraine.“

Über Russland?

Nicht unbedingt. Die Steinkohle wird direkt in die Ukraine geliefert.

Es gibt doch aber die Handelsblockade?

Das habe ich auch gedacht. Ich habe gesagt, da liegen doch Bäume auf den Schienen. Ja, am Tag liegen sie auf den Schienen, aber nicht abends. Auch wenn das übertrieben klingt, glaube ich, dass die Handelsverbindung zur Ukraine nicht unterbrochen ist. Denn ich kann mir nicht vorstellen, dass alle Lebensmittel, die es in der Volksrepublik Lugansk zu kaufen gibt, aus Russland kommen. In dem Regal eines Supermarktes habe ich zum Beispiel Flaschen einer bekannten Sektmarke aus der Ukraine gesehen.

Ich habe auch gehört, dass Leute sagen, wir werden so lange in Lugansk ausharren, bis eine positive Lösung für uns gefunden wird. Wir verstehen, dass Poroschenko (Präsident der Ukraine, U.H.) und die Regierung der Ukraine kein Referendum und vor allem keine Wahlen wollen. Ein Referendum haben sie – in der Volksrepublik Lugansk – ja schon zweimal abgehalten. Das wurde aber im Westen und in der Ukraine nicht anerkannt. 2014 stimmten die Menschen friedlich für eine Dezentralisierung der Ukraine.

Und wenn es, wie im Minsker Abkommen vorgesehen, zu Wahlen kommt, wird der ganze Donbass gegen die ukrainische Regierung stimmen.

Also auch die von Kiew kontrollierten Gebiete des Donbass werden gegen die ukrainische Regierung stimmen?

Ja. Das sagen sogar ukrainische Politiker, wie Georgi Tuk. Der wurde von Kiew als Gouverneur für den Teil des Gebietes Lugansk eingesetzt, der von Kiew kontrolliert wird. Tuk hat schon mehrere Male vor der Presse gesagt, dass 90 Prozent der Menschen im von Kiew kontrollierten Gebiet von Lugansk gegen die ukrainische Werchownaja Rada und die ukrainische Regierung und für den Zusammenschluss des von Kiew kontrollierten Lugansk-Gebietes mit der „Volksrepublik Lugansk“ stimmen werden.

Was wollte Tuk mit dieser Äußerung bezwecken?

Tuk ist zwar erzkonservativ, aber er lebt mit den Menschen, in dem von Kiew kontrollierten Gebiet von Lugansk, und er sieht den stillen Widerstand. Die Menschen haben dort kein Verständnis für die Reformen, die man dort einführt. Das von Kiew kontrollierte Gebiet bekommt von internationalen Kreditinstituten finanzielle Unterstützung für den Aufbau der Infrastruktur. Aber die Menschen sehen diese finanzielle Unterstützung nicht in ihrem realen Leben. Sie sagen, das Geld kommt bei uns nicht an. Das lese und höre ich in den ukrainischen Medien. Das Geld der internationalen Organisationen fließt in die Taschen von Beamten und anderen Leuten.

Viele Sachen, die man mir in Lugansk erzählt hat, wollte ich nicht glauben.

Zum Beispiel?

Zum Beispiel wurde mir in Lugansk erzählt, dass ein Auto mit einer jungen Frau am Steuer auf den Blockposten in der Staniza Luganskaja zufuhr. Die Frau hat aus Angst vor dem Blockposten statt auf die Bremse auf das Gaspedal gedrückt. Und die Soldaten, die dort standen, haben die Frau sofort mit ihren Waffen getötet. Aber ich habe keinen Grund, den Leuten, die mir das erzählt haben, nicht zu glauben, denn das waren Freiwillige, zum Beispiel Mitglieder einer Sozialinitiative, die unsere Sachspenden an die Bedürftigen verteilen.

Sie haben Verwandte in der Ukraine. Können Sie die besuchen?

Nein, ich kann sie nicht besuchen.

Haben sie es versucht?

Ich weiß, dass ich auf der Mirotworez-(„Friedensstifter“) Liste stehe. Deshalb kann ich sowieso nicht in die Ukraine fahren. (Auf der Liste „Friedensstifter“31 () sind angebliche „Feinde der Ukraine“ aufgelistet, U.H.) Mein Name ist auf der Liste als „Persona non grata“ eingetragen, obwohl die Ukraine meine Heimat ist. Als Begründung steht in der Mirotworez-Liste, dass ich zwar eine tolle Sache (die Hilfsaktion, U.H.) mache, aber dass das illegal ist.

Die von ihnen in Deutschland mit ausrangiertem medizinischen Gerät beladenen Lastwagen fahren über Weißrussland und Russland nach Lugansk. Es gab die Information, dass die Botschaft der Ukraine in Berlin das deutsche Außenministerium aufgefordert hat, die Hilfslieferungen des „Aktionsbündniss Zukunft Donbass“ unter Umgehung des ukrainischen Territoriums einzustellen. Hatte das Folgen?

Nein. Warum auch, ich mache doch nichts Schlechtes. Wir helfen den Menschen. Und im Vordergrund steht nicht eine politische Gesinnung. Unsere Arbeit kostet viel Zeit und Nerven.

Gab es für Sie auf dieser Reise nach Lugansk eine Überraschung?

Ja, manche Häuser, die ich 2016 gesehen habe, die total zerstört waren, sind wiederaufgebaut. Und ich habe gesehen, dass die Leute ihr Leben weiterleben. Am 28. April hat man im Hotel Druschba, wo ich wohnte, zwei Hochzeiten gefeiert, mit 50 oder mehr Personen. Die Gäste kamen angereist aus Russland und aus der Ukraine und sie wurden in diesem Hotel untergebracht. Ich habe gesehen, dass die Kinder in Lugansk auf tollen Kinderspielplätzen spielen. Ich habe gesehen, dass die Leute in ein Geschäft gehen, wie in eine Ausstellung, nur um zu gucken. Sie freuen sich, dass es viele Lebensmittel gibt. Aber sie können diese Lebensmittel nicht kaufen, weil die Preise sehr, sehr hoch sind.

Wahrscheinlich gibt es auch in der „Volksrepublik Lugansk“ Menschen, die etwas reicher sind.

Natürlich. Es gibt einen Mittelstand. Den gibt es überall. Aber es gibt auch viele Arbeitslose.

Wie ist es jetzt in Thüringen, wo sie leben? Bekommt ihre Initiative, das „Aktionsbündnis Zukunft Donbass“, Unterstützung?

Nein, ich habe auf diese Frage schon mehrere Male geantwortet. Ob es die Linken sind oder die Rechten, die CDU oder andere Parteien, nein. Das ist ja das, was meine Familie sehr stört. Im nächsten Jahr werden wir die Linken nicht mehr wählen. Man denkt, dass diese Menschen ein bisschen mehr Verständnis haben oder dass sie es zumindest haben sollten.

Was ist der Grund, dass sich die Linken zurückhalten. Haben sie Angst, dass sie als Putin-Unterstützer beschuldigt werden?

Ich weiß es nicht. Die Bevölkerung unterstützt uns nämlich. Was denken Sie, was für Briefe wir bekommen. Wir bekommen sehr nette Briefe. Und die Spenden kommen aus Thüringen und aus ganz Deutschland.

Aber was die politische Ebene in Deutschland betrifft, von der kommt nichts. Das bedeutet, dass man sich von dem Thema Frieden in Europa zurückzieht.

„Niemand konnte sich vorstellen, dass es zu einem Krieg kommt“

Gespräch mit Olga und Boris Drigody. Sie leben in Lugansk, der Hauptstadt der gleichnamigen Volksrepublik. Sie gründeten die Organisation „Zukunft Donbass“ und organisieren die Verteilung der humanitären Hilfe, die seit sechs Jahren aus Thüringen vom Aktionskomitee „Zukunft Donbass“ mit Hilfe von deutschen Spendern geliefert wird.

veröffentlicht auf meinem Video-Kanal32 am 9. Januar 2020

Das folgende Interview fand unmittelbar vor dem Treffen im Normandie-Format in Paris statt. Zu dem Treffen in Paris am 9. Dezember 2019 hatte der französische Präsident Macron den neu gewählten ukrainischen Präsidenten Wolodymyr Selenskyj, Bundeskanzlerin Merkel und Präsident Putin geladen. Bei dem Treffen im Élysée-Palast wurde neben einem Gefangenenaustausch ein Waffenstillstand in der Ostukraine bis Ende des Jahres und ein weiterer Truppenrückzug in drei Gebieten entlang der Demarkationslinie bis Ende März 2020 vereinbart. Auf dem Treffen in Paris bekannte man sich auch zur sogenannten Steinmeier-Formel. Dabei handelt es sich um den Vorschlag des ehemaligen deutschen Bundespräsidenten, in den Regionen Lugansk und Donezk einen Sonderstatus zu verleihen und dort Wahlen unter Beobachtung der OSZE durchzuführen.

Was erwartet ihr vom Treffen im Normandie-Format, welches gerade in Paris stattfand?

Vielleicht wird das Treffen in Paris etwas bewirken. Aber die Stimmung bei dem medizinischen Personal und den Soldaten ist, dass sie nicht daran glauben, dass dieser Krieg zu Ende gehen wird, ganz gleich, was für ein Treffen stattfinden wird. Wir reden oft mit den Menschen, vor allem an der Demarkationslinie. Und ich möchte sagen, dass es bei dem medizinischen Personal und den Soldaten kein Vertrauen zur gegenüberliegenden Seite gibt und dass sie sich nicht entspannen. Sie sagen, es wird nicht kommen, dass alles in einem Moment enden wird und der Krieg im Dezember zu Ende ist.

Welches Ziel hat die von Euch gegründete Organisation, „Zukunft Donbass“?

Unsere Organisation unterstützt die Gesundheitsversorgung. All das passiert nur dank Raissa und Iwana Steinigk, die humanitäre Hilfslieferungen aus Deutschland nach Lugansk organisieren.
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Olga Drigody im Büro der Organisation „Zukunft Donbass“ in Lugansk Foto: Ulrich Heyden



Wie lebt ihr im sechsten Jahr des Kriegszustandes und der Blockade?

Olga: Es ist schon sehr schwer, unter diesen Bedingungen zu leben. Auf jeden Fall drückt das sehr auf´s Gemüt. Ganz zu schweigen davon, wie es nervt. Und das schlimmste ist, dass es beim Volk überhaupt keinen Glauben mehr gibt. Es gibt so eine zutiefst depressive Komponente.

An ihren Gesichtern ist das nicht zu sehen.

Olga: Ja, ja, so ist es. Wir haben auch vor dem Krieg immer sehr positiv gedacht. Wir haben auch die Devise, dass es besser ist, „gut“ als „schlecht“ zu sagen, dass es besser ist zu lächeln, als etwas Gemeines zu sagen und so weiter. Und das ist bei uns schon sehr lange eine Gewohnheit im Leben. Wir fanden seit 2014 Gründe, um uns zu freuen. Gründe dafür gab es nicht wenige und jeden Tag; als wir aufwachten gab es eine Periode, in der wir sehr dankbar dafür waren, dass wir zusammen und am Leben sind.

„Zusammen waren“ in welchem Sinne? Ihr beide oder mit der Familie?

Boris: Die Sache ist die, dass nachts das Bombardement und der Beschuss immer ein derartiges Level erreichten, dass wenn wir morgens aufwachten, einfach froh waren, dass wir noch am Leben sind.

Olga: Dieser Krieg verläuft sehr merkwürdig. Es gibt zeitweise Beschießungen. Der Beschuss fängt ungefähr um 17 Uhr an und endet morgens.

Auch heute noch?

Olga: Nein, heutzutage findet das nur an der Demarkationslinie statt, in Perwomajsk. Aber Perwomajsk ist eineinhalb Stunden von uns entfernt.

Die intensiven Kriegshandlungen haben seit ein paar Jahren aufgehört, sie finden nur noch sporadisch statt?

Olga: Die Stadt Lugansk befindet sich im Hinterland. Ganz selten hört man, dass etwas explodiert. 2014 wurden wir direkt bombardiert. 2015 war es sehr laut, aber wir waren schon etwas hinter der Front. In den letzten Jahren hören wir in Lugansk nur Echos der Beschießungen, und das sehr selten. Aber an der Demarkationslinie findet der Beschuss jeden Tag statt. Er hat dort nie aufgehört.

Jeden Tag?

Olga: Ja! Also in Perwomajsk haben wir viele Freunde im Krankenhaus. Auch in den Orten Kalynow und Stachanow. Die liegen an der Demarkationslinie. Vor zwei Monaten haben sie uns angerufen und sagten, „Boris, seit zwei Tagen werden wir nicht beschossen. Ist etwas in der Welt passiert, dass wir nicht mitbekommen haben?“ Es wurde mit Humor gesagt. Zwei Tage gab es Stille und sie haben sich gewundert.

Und eure Medien teilten mit, dass es Verletzte und Tote gibt?

Olga: Ja, natürlich, jeden Tag gibt es Berichte.

Und es gibt kaum Tage ohne Verletzte?

Boris: Es wird von verletzten Zivilisten berichtet. Wenn es sich um verletzte Soldaten handelt, wird nicht mehr darüber berichtet, um die zivile Bevölkerung nicht zu belasten.

„Innerhalb von zwei Stunden haben wir unsere Familie evakuiert“

Olga: Das ist nicht der einzige Grund, es geht auch darum, dass Menschen in der Armee bleiben. In der Armee gibt es eine Dienstmüdigkeit. Also deswegen versucht man weniger davon zu reden und nur zu berichten, wenn Zivilisten sterben.

Wann starben in der Volksrepublik Lugansk das letzte Mal Zivilisten?

Olga: Das ist gar nicht so langer her. Es war an der Demarkationslinie. Dort gab es ein bewohntes Haus. Eine Frau starb sofort und es gab einige Verletzte. Das war im Herbst.

Habt ihr Kinder?

Olga: Ja, wir haben zwei Kinder und einen kleinen Enkel

Sind sie alle gesund? Ist bei ihren Kindern alles in Ordnung?

Olga: Am 2. Juni 2014 gab es Luftalarm. Boris und ich trafen eine Entscheidung. Innerhalb von 2 Stunden evakuierten wir unsere Familie, also unsere Mütter. Als der Luftalarm losging und die Nachricht verbreitet wurde, dass die Bombardierung beginnt, setzten wir sie ins Taxi. Wir schickten sie nach St. Petersburg. Wir sind eigentlich von dort und haben dort noch Wurzeln, also schickten wir sie dorthin. 2015 holten wir sie dann wieder zurück.

Sie erzählten zu Beginn, dass es ein generelles Gefühl der Depression gibt. Wie hat das angefangen? Soweit ich weiß, gab es das 2014, im ersten Jahr des Krieges und 2015 noch nicht. Damals gab es noch eine Art Euphorie und die große Hoffnung, dass alles schnell aufhört.

Olga: Natürlich, so dachten auch alle. Niemand konnte sich vorstellen, dass es zu einem Krieg kommt.

Und sie hatten die Hoffnung oder Erwartung, dass es zu einer Vereinigung mit Russland kommen könnte?

Olga: Ja

Oder zu mehr Autonomie?

Olga: Das ganze Volk, alle, die am Referendum teilgenommen haben, hatten die Hoffnung, dass es zu positiven Veränderungen kommen wird und man uns nicht zwingen wird eine andere Sprache zu sprechen, dass man aufhören wird, uns zu erniedrigen. Deshalb gingen wir zum Referendum. Niemand dachte daran, dass man uns umbringen wird. Das konnte sich Niemand vorstellen. Wir waren sicher, dass es bis zum Frühling wieder ruhig wird. Bei dem Referendum haben wir dafür gestimmt, dass wir mit unserer Stimme entscheiden werden und das Problem politisch gelöst wird. Dass es zu einem Krieg kommen könnte, kam uns nicht in den Sinn, obwohl Menschen davon gesprochen haben, aber wir haben denen nicht geglaubt.

Boris: Es mag paradox klingen, aber in den Teilen des Donbass, in denen sich Lugansk und Donezk befinden, verteidigt man die sogenannten allgemein anerkannten, demokratischen, europäischen Werte. Das ist das Wahlrecht, das Recht über den verfassungsrechtlichen Weg, über Wahlen, Entscheidungen treffen zu können, nicht mit einem Militärputsch, verstehen Sie? Auf dem friedlichen, rechtlichen Weg. Wenn jemand gewählt wird, muss man diesem Menschen die Möglichkeit geben, seine Politik und den Willen der Mehrheit umzusetzen. Bei uns gibt es die Freiheit, die Sprache zu benutzen, in der wir sprechen, die Freiheit überhaupt mit jedem befreundet zu sein mit dem man will, verstehen Sie?

Gibt es bei ihnen Menschen, die Ukrainisch sprechen?

Boris: Natürlich. Ich spreche Ukrainisch. Ich war immer stolz darauf, dass ich Ukrainisch kann.

Olga: Unser Sohn lernte in einer ukrainischen Klasse.

Boris: Aber sobald es mit Gewalt und Zwang geht, beginnen sich die Leute zu wehren. Nein, wir haben die ukrainische Sprache nicht vergessen und benutzen sie, aber mit einem bestimmten Unwohlsein, welches sich, wie bei jedweder Gewaltanwendung, schnell einstellt.

Olga: Die wichtigste Sprache hier war immer Russisch.

„Unsere Republiken sind die letzten Bastionen der ukrainischen Demokratie“

Boris: Im Großen und Ganzen sind unsere Republiken die letzten Bastionen der ukrainischen Demokratie und Freiheit. Und genau deswegen mache ich zum Beispiel Witze darüber, dass wir nun, wo Selensky gewählt wurde, die Marke „Ukraine“ zu uns holen sollten und die restlichen Gebiete können in „Studio Kwartal 95“ – so heißt das von Selensky gegründete Filmstudio - umbenannt werden. Wer möchte, kann sich uns gerne anschließen, niemand hat überhaupt etwas gegen die Ukraine.

Moment, ich habe den Witz nicht verstanden. Sie wollen sagen, Selensky ist kein demokratischer Mensch?

Boris: Natürlich nicht, alles was nach dem Staatsstreich 2014 kam, nach der bewaffneten Machtergreifung, ist unserer Meinung nach rechtlich nicht legitimiert. Wir nehmen nicht an den ukrainischen Wahlen teil.

Lassen Sie den Gedanken zu, dass Menschen in der Ukraine Selenski gewählt haben, weil sie die Hoffnung hatten, dass Selensky den Krieg beenden wird?

Boris: Natürlich. Die Menschen stimmten aber nicht primär für Selensky, sondern gegen das Poroschenko-Regime und sein System. Alle diese Kriegsparteien dachten, dass Selensky etwas verändern wird.

Olga: Wir haben viele Freunde auf der anderen Seite, wir kennen die Meinung der Leute. Selensky selbst ist russischsprachig und das Interessanteste ist, dass der erste Berater von Selensky, mit dem er seit zwanzig Jahren befreundet ist, aus Lugansk stammt. Und wir hofften darauf, dass dies eine Rolle spielen wird. Und das ganze Volk wählte Selensky, weil alle erwarten, dass dieser Krieg endet, da alle sehen, dass es sich um ein hartes kommerzielles Projekt handelt.

Also es gibt das Sprichwort über die Leute, für die „der Krieg, wie die leibliche Mutter ist“. Es ist ja kein Geheimnis, dass bestimmte Leute im Krieg viel Geld verdienen. Und natürlich wollen die einfachen Leute, dass das aufhört. Wir wurden künstlich zerrissen. Auf der anderen Seite der Demarkationslinie wird den Menschen Angst gemacht. Als wir 2017 dort waren, wurden wir angegriffen. Uns wurde das Auto zerkratzt. Leute mit Sturmhauben drangen zu Boris und mir in unsere Hütte ein. Wir haben auf der anderen Seite der Demarkationslinie noch ein Haus. Die Grenze liegt nun zwischen Lugansk uns und unserer Hütte. Wir haben dort Land.

Hattet ihr dort einen Konflikt mit den ukrainischen staatlichen Organen?

Boris: Ja. Von unserer Seite gab es keinen Konflikt. Aber ihnen gefällt nicht, dass wir Menschen helfen.

Die Polizei dort weiß, wer ihr seid?

Boris: Natürlich, in einer bestimmten Art und Weise mindern wir durch unsere Hilfe für die Menschen dort die sozialen Probleme.

Auch auf der anderen Seite der Demarkationslinie?

Boris: Natürlich, dort und hier.

Olga: Wir machten das bis 2017. Boris wurde dort 2017 gefoltert. Und dann wurden wir gezwungen, unsere Hilfe einzustellen. Uns wurde gesagt, dass wenn wir nochmal herkommen, wir in der „Wechselstube“ landen, also in einem Keller aus dem uns niemand mehr rauslassen wird.

Boris sagte, die Volksrepublik Lugansk sei ein Bollwerk der Demokratie. Könnten sie ein paar Beispiele nennen, damit es klar wird für Leute, die nie bei euch waren?

Boris: Wir halten uns an das Wahlsystem. Die Leute gehen wählen. Alle Mythen darüber, dass dies unter Druck und Gewalt passiert, sind so fiktiv und lustig, dass alle Leute darüber lachen.

„Bei den Wahlen standen wir trotz 20 Grad Kälte vier Stunden in der Warteschlange“

Bei den Wahlen des Premiers im November 2018 war es sehr kalt, bis zu minus 20 Grad und die Leute standen drei oder vier Stunden lang in der Schlange, um zu wählen. Es war die allererste Wahl. Es wollten sehr viele Menschen wählen.

Da tönte es aus der Ukraine, dass die Menschen mit automatischen Gewehren zur Wahl gezwungen wurden. Also ich kann Ihnen sagen, dass, als die Zeit kam, die Wahllokale zu schließen, die Polizei dafür sorgte, dass die Wahllokale, wenn sie geschlossen sind, nicht von den Menschen gestürmt werden. Die Zeit für die Wahl wurde in diesen Wahllokalen verlängert. Damit jeder wählen konnte, der noch nicht gewählt hatte. Verstehen Sie, wie die Informationen umgedreht werden?

Im Allgemeinen sind die Wahlen für die Menschen jetzt eine Gelegenheit, ihre Erwartungen und Hoffnung auf Stabilität zu zeigen.

Boris: Als erstes geht es darum, unsere Position zu zeigen, dass wir hier Menschen sind und dass alles, was hier passiert, als Willensäußerung der Menschen passiert, ohne Zwang.

Und jetzt sagt Kiew, dass der Minsker Prozess bedeutet, dass es Wahlen geben wird, aber nur mit ukrainischen Parteien.

Boris: Wir haben überhaupt keine ukrainischen Parteien.

Können Sie sich vorstellen - auch wenn es unwahrscheinlich ist - dass sie mit der Regierung in Kiew zu einer Einigung kommen, wie so eine Wahl aussehen könnte? Zum Beispiel eine Wahl unter der Beobachtung der OSZE, wie Steinmeier angekündigt hat?

Boris: Ulrich, die OSZE ist schon all die Jahre hier. Sie können sich hier frei bewegen.

Aber als Wahlbeobachter agierten sie in den Volksrepubliken bis jetzt nicht, glaube ich.

Boris: Wenn der Europäische Rat eine solche Anordnung erlassen wird, können sie auch als Wahlbeobachter agieren. Niemand blockiert die Möglichkeit, dass internationale Beobachter zu uns kommen.

Es gab in Donezk pro-Maidan Kräfte. Wahrscheinlich haben viele dieser Leute Donezk verlassen. Und nun fordert Kiew, dass diese Leute nach Donezk zurückkommen und ihre Parteistrukturen aufbauen können.

Boris und Olga: Aber das ist unmöglich, weil es nicht passieren wird.

Boris: Es ist technisch unmöglich. Ich habe keine Ahnung, wer das überhaupt machen wird. Sie würden hier gelyncht werden. Sie werden keinen Zuspruch bekommen.

Olga: Wir haben mit viel Blut das Recht erkämpft, unsere Sprache zu sprechen. Sie werden sich mit diesem Recht die Füße abwischen.

Boris: Zuviel Blut wurde vergossen und wenn unsere Führung zu der Rückkehr dieser Leute nein sagt, und sie wird nein sagen, dann verstehe ich das auch aus dem einfachen Grund, dass sie nicht in der Lage sein wird, den ukrainischen Parteien hier Sicherheit zu garantieren. Egal, wie sehr sie es auch versuchen wird.

Olga: Sie werden sich wieder die Füße an unseren demokratischen Werten abwischen und werden alles tun, um uns davon abzuhalten, Russisch zu sprechen.

Selensky sagte, dass Leute mit russischem Pass keinen Platz im Donbass haben. Wie bewerten sie das?

Boris: Er sagt viele Dinge, nur um sie zu sagen.

Sagt er das, um seine Nationalisten in Kiew zu beruhigen?

Boris: Ich glaube, Selensky ist nicht Politiker geworden, er ist nicht Präsident geworden, er war und ist einfach ein Schauspieler. Er ist es gewohnt, in der Öffentlichkeit und für Bildschirm zu arbeiten. Er tut das auch. Es gibt keine ausgewogenen politischen Entscheidungen, geschweige denn Reden.

Also glauben sie seinen Worten nicht so sehr, da seine Worte wenig Gewicht haben und er seine Position oft ändert? Also zum Beispiel sprach er früher oft positiv über die Steinmeier-Formel, dann sagt er das immer weniger und nun sagt er, dass Leute mit russischem Pass keinen Platz im Donbass haben, also macht er gegensätzliche Aussagen.

„Wir haben sehr auf die russischen Pässe gewartet, weil wir isoliert sind“

Olga: Wissen Sie, als es möglich wurde, russische Pässe zu bekommen, haben wir sie nicht bekommen. Aber die Menschen stehen in riesigen Schlangen, um sie zu bekommen. Das spricht von der allgemeinen Stimmung und für uns ist es eine große Errungenschaft, dass es eine Möglichkeit gibt, beschützt zu werden. Wissen sie, man muss hier über die Liebe zu seinem Mutterland sprechen im Anbetracht der Geschosse, die unsere Leute getötet haben, weil das in unserem Gebiet geschah. Und wir haben sehr auf die russischen Pässe gewartet, weil wir isoliert sind. Wir haben eine große Anzahl von Menschen, die nicht in die Ukraine einreisen können. Wenn wir in die Ukraine kommen, schenken uns die Sicherheitskräfte sehr viel Aufmerksamkeit.

Bei dem was Selensky sagt, ertappe ich mich immer bei dem Gedanken, dass ich will, dass er einmal sagt, dass es keinen Krieg mehr geben wird. „Lasst uns alles tun, was wir vereinbart haben, und ich werde der Garant dafür sein.“

Aber zum Beispiel mit dieser Aussage, dass die Russen nicht hierhergehören, damit kann man uns nicht erschrecken. Verstehen Sie. Man hat seit 2014 versucht, uns Angst zu machen. Und sie haben uns nicht nur Angst eingejagt, sondern mit Waffen bombardiert. Ich glaube, Selensky beruhigt die Leute, die ihm mit Mord gedroht haben (Nationalisten, UH) und ihm unterstellen, dass er kapituliert. Und ich denke, diese Aussagen sind eher dazu da, dass sich diese Leute ein wenig beruhigen.

Boris: Wir wollen, dass er anders denkt, als dass, was er sagt.

Olga: Tief in meinem Herzen erwarte ich, dass er eine Sache sagt, aber eine andere tut und dass er diese zugunsten vom Donbass tut. Und aus irgendeinem Grund warte ich darauf.

Boris: Das Wichtigste ist der Dialog.

Treffen im Normandie-Format, wie die in Paris sind also gut.

Boris: Nein, nein. Der Dialog mit uns und unseren Leuten. Das Treffen in Paris ist eine Gelegenheit für uns, dass einige Dokumente unterschrieben werden, damit man wieder mit uns spricht.

Nun, vereinfacht gesagt, wird man am Montag über euch reden, aber ihr werdet nicht am Tisch sitzen. Eure Interessen werden von Russland repräsentiert.

Olga: Wir vertrauen darauf, dass Russland unsere Interessen vertritt. Es ist ein großes Land. Und natürlich: Wenn dieses Land unsere Interessen vertritt, verstehen wir, dass alles gut sein wird. Aber wenn Nachbarn sich streiten, müssen sich diese versöhnen und verstehen, dass wir Nachbarn sind, wie wir es auch waren. Und es ist notwendig, mit diesem Volk (im Donbass,, UH) zu sprechen, welches sein Recht zu sprechen, bereits verteidigt hat.

Boris: Putin und Lawrow sagen, dass es zwischen Kiew und uns einen direkten Dialog geben soll. Russland repräsentiert unsere Interessen, da Kiew nicht bereit ist, direkt mit uns in Verhandlungen zu treten. Würde Kiew direkt mit uns sprechen, wäre das leichter für Alle.

Hat sich für euch durch die Wahl von Selensky etwas verändert?

Olga: Speziell für mich und Boris hat sich nichts geändert und wird sich nicht ändern, aber es hat sich für eine große Anzahl von alten Menschen (in der Volksrepublik Lugansk, UH) und ihre Rente etwas geändert. Fünf Jahre lang mussten sie über eine furchtbare und gefährliche Straße reisen, um ihre Rente zu bekommen. Und nun hat man für sie eine Brücke gebaut, so dass sie nicht mehr auf diesen erniedrigenden Übergang angewiesen sind.

Ist das die einzige Verbindung zwischen der Volksrepublik Lugansk und der Ukraine?

Boris: Ja. Und es ist eine Fußgängerzone

Olga: Für die Leute ist es sicherlich einfacher geworden. Eine Verbindung für Autos gibt es nicht.

Gibt es eine Eisenbahnverbindung?

Olga: Nein, wir haben schon seit 2014 keine Verbindung, alles ist zerbombt, die Eisenbahnlinien sind nicht in Betrieb.

Aber gibt es einen Schwarzhandel über die Demarkationslinie?

Olga: Das können wir nicht sagen. Alles was wir sehen ist, dass es viele ukrainische Produkte in unseren Geschäften gibt.

Boris: Wie die herkommen interessiert uns nicht. Es gibt viele Waren und das ist kein Geheimnis.

Es gab kürzlich einen Truppenabzug von ukrainischen und Truppen der Volksrepublik Lugansk. Wurde das von den Menschen in Lugansk als unnötiges Zugeständnis wahrgenommen, oder wie war die Wahrnehmung?

Olga: Im Allgemeinen wurde es sehr verschieden wahrgenommen. Aber es gibt auch die Stimmung, dass die Menschen nicht glauben können, dass die Truppen überhaupt abgezogen wurden. Viele glauben, dass die Ukraine ihre Truppen nicht weit zurückgezogen hat. Also gibt es viel Misstrauen gegenüber der Ukraine.

Natürlich wurden unsere Leute abgezogen. Das habe alle Leute gesehen. Sie stiegen aus ihren Schützengräben und fuhren weg. Wir fühlen uns jetzt etwas ungeschützt. Schütze uns Gott, dass nichts passiert!

„Besser ein schlechter Frieden als ein guter Krieg“

Wissen Sie, die Stadt Lugansk ist mit dem Auto von der Grenze zur Ukraine nur 15 Minuten entfernt. Was sind 15 Minuten? Nichts. Aber wir sind bereit für diese friedlichen Schritte und wir unterstützen sie. Natürlich müssen wir Truppen zurückziehen. Natürlich müssen wir ein gutes nachbarschaftliches Verhältnis suchen. Wir werden immer Nachbarn sein. Es gibt diese Weisheit „Besser ein schlechter Frieden als ein guter Krieg.“ Es sind unsere Vorfahren, die uns diese Weisheit gegeben haben, und wir müssen sie nutzen. Wir haben Angst. 2014 waren wir verängstigt und heute haben wir immer noch Angst.

Gibt es Krankheiten, die in direktem Zusammenhang mit Depressionen und Stress stehen?

Olga: Es sind nicht direkt Krankheiten. Bei uns sterben viele alte Leute, sie sterben einfach. Es ist unerträglich.

Es sind alles Menschen, die schon den Zweiten Weltkrieg erlebt haben. Und das ist jetzt ihr zweiter Krieg?

Boris: Absolut! Und wie bekommt man raus, ob eine Person an einem Schlaganfall oder einem Herzinfarkt gestorben ist? Gebe es diese Stresssituation nicht, hätten viele überlebt.

Sagen Sie mir, was ist mit den Kindern und Jugendlichen? Ich meine für junge Leute ist es sehr wichtig, zu sehen, wie die Zukunft aussieht. Als ich vor drei Jahren mit den Leuten in Donezk sprach, haben viele gesagt „Nach der Schule oder Universität gehe ich entweder nach Russland oder in die Ukraine.

Olga: Die jungen Leute wollen hier nicht bleiben, weil sie keine Perspektiven sehen. Obwohl wir natürlich wollen, dass unsere Kinder hierbleiben.

Boris: Aber es gibt auch schon eine Generation von patriotisch erzogenen jungen Leuten, die hier lernen, arbeiten und leben werden.

Gibt es auch wirtschaftlichen Fortschritt?

Boris: Ulrich, bis der offizielle Krieg nicht beendet wird und der Frieden kommt, denke ich nicht, dass Jemand großen Unternehmen erlauben wird, zu investieren. Es wird allen klar sein, dass alles in Reichweite von Geschossen wäre, also werden sie nicht investieren und keine große Produktion starten.

Olga: Aber es wird viel darüber geredet, dass bei uns jetzt kleine Unternehmen starten.

Welche zum Beispiel?

Olga: Meistens stellen sie kleine, halbfertige Lebensmittel her. Manche züchten Hühner. Ich meine, es gibt alles in den Supermärkten und Märkten, es braucht nur Geld.

Wie hoch ist das Durchschnittseinkommen? Mehr oder weniger als 100 Euro?

Olga: Der Mindestlohn liegt jetzt bei etwa 90 Dollar. Die Rente ist etwas geringer. Ich glaube, diese Zahl trifft auf 90 % der Bevölkerung zu. Nur 10 Prozent leben gut.

Wie sieht es mit dem Heizsystem aus?

Olga: Das Heizsystem läuft bei uns zu Hause sehr gut. Ich meine, wir sind besser dran als vor dem Krieg. In dieser Hinsicht funktioniert die Infrastruktur sehr gut. Die Schulen sind warm. Die Rohre sind komplett erneuert worden. Kilometerweit wurden die Rohre erneuert. Sowas haben wir lange nicht gesehen. Und auch im Sommer ist es sehr schön, wir hatten selbst vor dem Krieg nicht so viele Blumen, so viele Rosen.

Wo geht ihr hin, wenn ihr euch entspannen wollt?

Olga: Die Theater und Kinos sind in Betrieb. Boris und ich kegeln in einer Mannschaft. Es läuft alles sehr gut.

Boris: Bei uns arbeitet sogar das Ukrainische Dramatische Theater und ein Russisches Dramatisches Theater, das ukrainische ist in ukrainischer Sprache.

In Deutschland zeigt man sehr oft Meinungsumfragen, die in der Ukraine durchgeführt werden und die beweisen sollen, dass die Menschen dort für- und nicht gehen die Regierung sind.

Olga: Das ist nicht ganz so. Die Menschen auf der anderen Seite der Demarkationslinie wissen, wie sie sich verhalten müssen, vor allem in den Grenzbereichen. Sie haben Angst und haben gelernt, zu schweigen. In ihrer Seele sieht es anders aus. Wenn wir sie anrufen, fragen sie uns immer „Wann holt ihr uns zu euch?“ Oder sie beschweren sich. Ich werde keine Namen nennen. Eine Freundin rief an und sagte, „mein Mann hat an seinem Geburtstag 100 Gramm Wodka getrunken und russische Musik angemacht. Ich habe Angst bekommen und ihn aufgefordert die Musik auszumachen.“ Daraufhin sagte ihr Mann „Ich kann es kaum erwarten, dass der Krieg zu Ende geht und wir alle zusammen sein werden und ich auf Russisch singen kann.“ So reden die Leute.

Boris: Wir sagen nicht, dass sie für uns sind. Aber dass sie gegen die bestehende ukrainische Regierung sind, das ist eindeutig.

„Wieso sieht die Welt nicht, wie wir hier leben?“

Sie redeten über Depressionen. Sie persönlich haben ja auch eine Depression. Das ist offenbar ein Allgemeinzustand geworden.

Olga: Das ist sehr traurig, die Depression gibt es. Manchmal ist sie sehr bitter. Dann denkt man: Herrgott, warum bin ich hier gelandet und wieso ist es so schwer, dass alles zu verarbeiten? Wieso sieht die Welt davon nichts, wieso dauert es solange, wieso können im 21. Jahrhundert solche unheimlichen Dinge passieren? Wissen Sie, es ist sehr schwer. Der Großteil der Bevölkerung ist in einem sehr schlechten Zustand.

Wenn sie wüssten, dass die Welt auf euch schaut, sich um euch Sorgen macht, zumindest Russland, Weißrussland, vielleicht Freunde in Deutschland, gibt euch das ein wenig Erleichterung?

Olga: Natürlich ist es sehr wichtig, wenn man weiß, dass man nicht allein ist. Und das ist genau das, was wir tun. Wir sind die Brücke dafür, dass viele Freunde in Russland und Deutschland Hilfe leisten können. Wir sagen den Leuten immer, dass sie uns unterstützen. Aber wissen Sie, diese Hände (unserer deutschen Freunde, UH) sind sehr gutmütig, aber sie können nicht alle umarmen.

Wie werden die empfangenen Güter aus Deutschland auf die Krankenhäuser in der Volksrepublik Lugansk verteilt?

Olga: Es gibt die sogenannte Demarkationslinie. Die Krankenhäuser an der Demarkationslinie sind unsere erste Adresse. In diesen Krankenhäusern, gibt es Verwundete gibt. Und diese Krankenhäuser haben viele Ärzte verlassen, weil in der Gegend dort noch bombardiert wird. Und die Leute halten es dort nicht aus und haben kein Recht, dort mit Kindern zu sein und so weiter. Jedes Krankenhaus hat eine Liste geschrieben, was es braucht. Und diese Listen geben wir an unsere Partner weiter und unsere Partner machen auf Grundlage dieser Listen einen Aufruf mit der Bitte um Spenden.

Und findet man so die notwendigen Güter? Habt ihr weitere Partner außer den in Thüringen?

Olga: Ja, man findet die nötigen Güter. Und nein, wir haben nur einen einzigen deutschen Partner und sind seit drei Jahren befreundet. Das ist Iwana Steinigk und ihr Verein „Zukunft Donbass“.
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Kapitel 2

Minsk-2-Abkommen, Berlin und Kiew

Wie kam es zum Abkommen von Minsk? Und warum wurde es nicht umgesetzt?

Ob in Berlin, Paris oder jetzt auch in Washington. Das Minsker Waffenstillstandsabkommen vom Februar 2015 wird von westlichen Politikern immer noch hochgehalten. Doch die westlichen Politiker und großen Medien verweigern jede Analyse, warum das Abkommen bisher nicht umgesetzt wurde. In diesem Kapitel wird aufgezeigt, wie es zu dem Abkommen kam und wer die Umsetzung verhindert.

In der Hauptstadt von Weißrussland wurden im September 2014 und im Februar 2015 zwei Waffenstillstandsabkommen für den Donbass abgeschlossen, „Minsk-1“ und „Minsk-2“. Beiden Abkommen gingen katastrophale Niederlagen der ukrainischen Armee voraus. Die Abkommen beendeten einen heißen Krieg im Donbass und verhinderten, dass die im Kampf noch unerfahrene und schlecht ausgerüstete ukrainische Armee weitere demütigende Niederlagen erleiden musste. Die Abkommen verhinderten aber auch, dass die kampfbereiten Freiwilligen-Bataillone der Volksrepubliken weitere Gebiete im russischsprachigen Südosten der Ukraine eroberten.

Der Kessel von Ilowajsk

Wenn man mit dem Auto von der russischen Stadt Rostow am Don die Grenze zur Volksrepublik Donezk überquert, kommt man durch das Städtchen Ilowajsk. 2017 war die Straße durch die Stadt noch mit notdürftig geflickten Schlaglöchern übersät. Viele Häuser waren zerbombt. Das war die Folge einer der größten Schlachten des Donbass-Krieges und der ersten großen Niederlage der ukrainischen Armee, der das Waffenstillstandsabkommen Minsk-1 folgte.

Die Stadt Ilowajsk ist ein Eisenbahnknotenpunkt. Wer Stadt kontrolliert, kann Donezk von der Volksrepublik Lugansk und Russland trennen. Das war der Grund warum die ukrainischen Streitkräfte am 10. August begannen, die Stadt Ilowajsk zu erobern. Doch die Streitkräfte der Volksrepubliken vereitelten diesen Versuch in schweren Kämpfen.

Am 26. August waren die ukrainischen Streitkräfte in Ilowajsk eingekesselt. Umringt von Donbass-Streitkräften und ohne Hilfe von außen befanden sich die ukrainischen Bataillone Dnjepr-1, Cherson, Switjas, Mirotworets, die 93. Kompanie und die 17. ukrainische Brigade.

Nach Angaben von Kiew kamen bei den Kämpfen 336 ukrainische Soldaten und ukrainische Freiwillige um. 289 wurden verletzt, 158 galten als vermisst und 128 gerieten in Gefangenschaft.

Nach Meinung des russischen Militärkorrespondenten Andrej Kots, war es Wladimir Putin, der die Eingekesselten vor der völligen Vernichtung rettete. Der russische Präsident hatte die Streitkräfte der Volksrepubliken aufgerufen, die ukrainischen Truppen aus dem Kessel zu entlassen, wenn sie ihre Waffen niederlegen, was dann auch geschah.

Der Kessel von Debalzewo

Die zweite große Niederlage der ukrainischen Truppen, der im Februar 2015 das Waffenstillstandsabkommen Minsk-2 folgte, war der Kessel33 um die Stadt Debalzewo.

Debalzewo war einer der wichtigsten Eisenbahnknotenpunkte der Ukraine. Doch es gab noch einen zweiten Grund, warum die Streitkräfte der Volksrepubliken am 20. Januar mit dem Angriff auf Debalzewo begannen. Die Stadt lag in einer „ukrainischen Tasche“ weit vorgeschoben im Gebiet der Volksrepublik Donezk.

Die ukrainischen Truppen mit einer Gesamtstärke von 3.000 bis 7.000 Mann schafften es nicht den Angriff der Donbass-Streitkräfte abzuwehren. Die Kräfte der Donbass-Armee beziffert der russische Militärkorrespondent Andrej Kots auf 6.000 bis 10.000 Mann.

Nach Angaben des Korrespondenten starben im Kessel von Debalzewo zwischen 250 bis 3.000 ukrainische Soldaten und Offiziere. Die Aufständischen erbeuteten zahlreiche Panzer und Schützenpanzer sowie „Tonnen von Munition“.

Am 17. Februar 2015 – fünf Tage nach der Unterzeichnung des Abkommens Minsk-2 - zogen die Truppen Donbass-Armee kampflos in Debalzewo ein.

Die Schlacht um Debalzewo war die zweite militärische Großaktion der Donbass-Streitkräfte, die sich gerade erst formiert hatten und denen es noch an Organisiertheit fehlte. Doch die Kampfstärke dieser Truppen aus Freiwilligen war beachtlich. Man war von der eigenen Kraft überzeugt, nicht nur aus militärischen Gründen, sondern weil man annahm, dass die russischsprachige Bevölkerung im Südosten der Ukraine mit der Donbass-Armee sympathisierte und ihr Erfolg wünschte.

Viele Freiwillige mit denen ich damals sprach, sagten, man werde zunächst das gesamte Gebiet Donezk befreien. Seit 2015 sind nur 40 Prozent der ehemaligen ukrainischen Verwaltungsgebiete Donezk und Lugansk unter Kontrolle der Aufständischen. Dann werde man „weiter bis Kiew ziehen“.

Doch die Abkommen von Minsk nahmen den Aufständischen den Wind aus den Segeln. Denn Russland, dass die Volksrepubliken propagandistisch und finanziell unterstützte, orientierte seit Minsk-2 auf die konsequente Umsetzung des Abkommens. Viele Freiwillige aus Russland, die im Donbass kämpften, kehrten in ihre Heimatorte zurück. In einem Stellungskrieg sahen sie keinen Sinn oder sie hielten ihre Anwesenheit im Donbass einfach für überflüssig.

Deutsche Medien schweigen zum Inhalt des Minsk-2-Abkommens

Was das Abkommen Minsk-2 eigentlich beinhaltet, wird von den großen deutschen Medien gar nicht oder nur bruchstückhaft Leser und Zuschauer vermittelt. Deshalb werden an dieser Stelle die zentralen Punkte noch einmal aufgeführt.

Was wurde im Abkommen „Minsk 1“ vereinbart?

In Minsk wurde im September 2014 ein Protokoll und ein Memorandum34 unterzeichnet. Im Memorandum ist festgehalten, dass die kämpfenden Parteien alle Waffen über das Kaliber 100 mm bis auf 15 Kilometer von der Kontaktlinie zurückziehen müssen. Gleichzeitig müssen Artilleriesysteme mit Kalibern von über 100 mm auf den Abstand ihrer maximalen Schussweite zurückgezogen werden.

Die wichtigsten Punkte des „Protokolls“35 von Minsk, dass nur in russischer Sprache vorliegt und von mir übersetzt und zusammengefasst wurde, sind:

1) Wichtigster Punkt des Abkommens war ein unverzüglicher beidseitiger Waffenstillstand.

2) Der OSZE sollte die Überwachung des Waffenstillstandes ermöglich werden. Außerdem sollte die OSZE das Grenzgebiete der Ukraine zu Russland überwachen können.

3) Die Ukraine verpflichtete sich in Minsk-1 zur Annahme eines Gesetzes „Über die zeitweise Ordnung der Selbstverwaltung in einzelnen Bezirken des Gebietes Lugansk und Donezk“. Auf Grundlage dieses Gesetzes sollten außerordentliche Wahlen in den von den Separatisten kontrollierten Gebieten durchgeführt werden.

4) Unverzügliche Freilassung aller Geiseln und ungesetzlich Verhafteter.

5) Annahme eines Gesetzes durch die Ukraine, dass die Verfolgung und Bestrafung von Personen wegen der militärischen Auseinandersetzungen verbietet.

6) Fortführung eines Ukraine-weiten Dialogs.

7) Verbesserung der humanitären Situation im Donbass und Annahme eines Programms zum wirtschaftlichen Wiederaufbau und zur Lebensfähigkeit des Donbass.

8) Abzug ungesetzlicher militärischer Einheiten, Militärtechnik, Kämpfer und Söldner vom Territorium der Ukraine.

9) Eine Garantie der persönlichen Sicherheit für Alle, die an der Ausarbeitung des Abkommens beteiligt waren

Wer unterschrieb das Minsk-1-Abkommen?

Für Russland unterschrieb der Beauftragte des Kreml für die Ukraine, Michail Surabow. Für die Ukraine unterschrieb Leonid Kutschma – von 1994 bis 2005 – Präsident der Ukraine. Für die OSZE unterschrieb die Schweizer Diplomatin Heidi Tagliavini. Für die Volksrepubliken Lugansk und Donezk (LNR und DNR) unterschrieben deren Leiter Igor Plotnizki und Aleksandr Sachartschenko.

Sachartschenko wurde am 5. September 2018 durch eine Bombe in Donezk getötet. Plotnizki trat im November 2017 im Zuge einer Auseinandersetzung36 im Machtapparat der Volksrepublik Lugansk von seinem Posten und flog nach Moskau. Er trat seitdem nicht mehr in der Öffentlichkeit auf.

Der Nachfolger von Plotnizki als Präsident der LNR wurde Leonid Pasetschnik. Er war von 2014 bis 2017 Minister für Staatssicherheit der LNR und von 2010 bis 2014 Bezirksleiter des ukrainischen Geheimdienstes SBU.

Das Waffenstillstandsabkommen - „Minsk-2“

Nachdem es den Separatisten im Februar 2015 gelungen war, im Norden der Volksrepubliken eine Frontbegradigung vorzunehmen und große Teile der ukrainischen Armee eingekesselt wurden, kam es am 12. Februar 2015 zu einem zweiten Waffenstillstandsabkommen, welches als „Minsk-2“ 37 in die Geschichte einging.

Bei der Vorbereitung für das Minsk-2 Abkommens, spielte die damalige Bundeskanzlerin Angela Merkel eine Schlüsselrolle. An der Konferenz in Minsk am 12. Februar nahmen Angela Merkel und die Präsidenten Wladimir Putin, Petro Poroschenko und Francois Holland teil. Alle vier Staatsführer unterstützten die Minsk-2 Vereinbarung mit einer Deklaration.

Das Abkommen ist Minks-1 ähnlich. Doch das Minsk-2 ist präziser, insbesondere bezüglich der nötigen neuen ukrainischen Gesetze und der Wahlen in den von Separatisten kontrollierten Gebieten.

Die wesentlichen Bestimmungen von Minsk-2 sind:

1. Sofortiger, beidseitiger Waffenstillstand. Die kämpfenden Parteien müssen ihre schweren Waffen jeweils 25 Kilometer zurückziehen. Kurzstreckenraketen vom Typ Tornado-C, Uragan, Smersch und Totschka müssen aus einer Sicherheitszone von 140 Kilometern Breite zurückgezogen werden.

2. Die OSZE erhält die Möglichkeit und technischen Mittel – auch Satelliten, Drohnen und Ortungssyteme - zur Überwachung des Waffenstillstands.

3. „Am ersten Tag nach dem Abzug (der Waffen) beginnt ein Dialog über die Modalitäten der Durchführung örtlicher Wahlen in Übereinstimmung mit ukrainischen Gesetzen.“

4. 30 Tage nach Unterzeichnung des Waffenstillstandsabkommens beschließt die Werchowna Rada der Ukraine eine Anordnung, für welches Gebiet genau die „zeitweise Selbstverwaltung einiger Bezirke des Donezker und Lugansker Gebiet“ gelten wird.

5. Verabschiedung eines (ukrainischen) Gesetzes über eine Amnestie für Teilnehmer „der Ereignisse“ sowie Freilassung und Austausch aller Gefangenen.

6. Gewährleistung einer sicheren Versorgung mit humanitären Gütern.

7. „Bestimmung der Modalitäten der vollständigen Wiederherstellung der sozial-ökonomischen Verbindungen, eingeschlossen der sozialen Überweisungen, wie Renten und andere Leistungen.“ Wiederherstellung der Steuerzahlungen im Rahmen des ukrainischen rechtlichen Rahmens.

8. „Wiederherstellung der vollen Kontrolle über die Staatsgrenze von Seiten der ukrainischen Regierung im gesamten Konfliktgebiet, welche beginnt am ersten Tag nach den örtlichen Wahlen.“

9. „Abzug aller ausländischen bewaffneten Gruppen, Militärtechnik sowie Söldnern vom Territorium der Ukraine unter Aufsicht der OSZE. Entwaffnung aller ungesetzlichen Gruppen.“

10. Bis Ende 2015 führt die Ukraine eine Verfassungsreform durch, in dem eine Dezentralisierung und „ein besonderer Status für bestimmte Bezirke in den Gebieten Donezk und Lugansk“ festgelegt wird. „Fragen im Zusammenhang mit den örtlichen Wahlen werden mit Vertretern verschiedener Bezirke von Donezk und Lugansk abgestimmt.“

Wer unterzeichnete das Abkommen Minsk-2?

Minsk-2 wurde unterzeichnet von Heidi Tagliavini (Sonderbeauftragte der OSZE), Leonid Kutschma (zweiter Präsident der postsowjetischen Ukraine), Michail Surabow (Botschafter der Russischen Föderation in der Ukraine), Aleksander Sachartschenko (Leiter der Volksrepublik Donezk) und Igor Plotnizki (Leiter der Volksrepublik Lugansk).

Wie der russische Außenminister Sergej Lawrow am 28. Januar 2022 mitteilte, mussten die Vertreter der Volksrepubliken zur Unterschrift überredet werden, denn das Abkommen Minsk-2 widerspricht den Referenden, in denen sich die überwältigende Mehrheit der Bewohner der Volksrepubliken im Mai 2014 für eine Unabhängigkeit von der Ukraine ausgesprochen haben.

Russlands Schuld?

Folgt man der deutschen Medienberichterstattung, dann liegt die Schuld dafür, dass Minsk-2 nicht umgesetzt wurde, vor allem auf russischer Seite. Immer wieder wird – ohne Belege - behauptet, Russland verletze das Minsker Abkommen weil es die Separatisten militärisch unterstütze und angeblich selbst mit Truppen im Donbass präsent sei.

Dass die Ukraine das Abkommen von Minsk nicht einhält, dass sie Wahlen in Volksrepubliken unter OSZE-Aufsicht nicht zulässt und das Kiew seit 2019 sogar eine Neufassung des Abkommens fordert, wird nur von Politikern der Partei Die Linke und der AfD angesprochen.

Auf welchen Ebenen wird über die Umsetzung von Minsk-2 verhandelt?

Die wichtigen Foren, auf denen über die Umsetzung des Minsker Abkommens gesprochen wird, sind die «Kontaktgruppe», mit Vertretern Russlands, der Ukraine und der OSZE und den Außenministern der Volksrepubliken Donezk und Lugansk, Natalja Nikonorowa und Wladislaw Dejnewo. Russland ist in der Kontaktgruppe mit Boris Gryslow, dem russischen Botschafter in Weißrussland, vertreten. Für die Ukraine sitzt in der Kontaktgruppe der ehemalige ukrainische Präsident Leonid Krawtschuk. Für die OSZE sitzt in der Kontaktgruppe der österreichische Diplomat Martin Sajdik.

In der dreiseitigen Kontaktgruppe versucht man aktuelle Fragen operativ zu lösen. Vor allem geht es dabei um Verletzungen des Waffenstillstands aber auch um den Gefangenenaustausch. Die letzte Sitzung der Kontaktgruppe fand im Dezember 2021 statt.
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18. Februar 2017 – Schüler, Studenten und Lehrer demonstrieren auf dem Lenin-Platz in Donezk. „Ukraine – Hör auf das Minsker Abkommen zu ignorieren!“, Foto: Ulrich Heyden



Ebenso wichtig für die Umsetzung des Minsker Abkommens ist das sogenannte Normandie-Format, in dem die Staatsführer von Frankreich, Deutschland, der Ukraine und Russland zusammenkommen.

Die letzten beiden Treffen des Normandie-Formates fanden im Dezember 2019 und im Januar 2022 statt. Bei dem Treffen im Januar 2022 kamen jedoch nur Spitzenbeamte der vier Länder und keine Staatschefs zusammen.

Warum wurde bisher keiner der Punkte des Minsk-2 Abkommens umgesetzt?

Die ukrainischen Präsidenten Petro Poroschenko und Wolodymir Selenski bekannten sich zwar zur Umsetzung des Minsker Abkommen, taten aber nichts, um es umzusetzen. Selenski hat zwar unmittelbar nach seiner Wahl 2019 noch Truppenentflechtungen an der Kontaktlinie unterstützt. Doch in den Folgejahren erklärte er – offenbar auf Druck der ukrainischen Nationalisten -, das Minsker Abkommen müsse nachverhandelt werden, die USA, Kanada und Großbritannien müssten in das Normandie-Format einbezogen werden. Die Staatsführer sollten sich in Zukunft nicht in Minsk sondern in Istanbul treffen.

Nach drei Jahren Pause, gab es im Dezember 2019 ein Treffen der Staatsführer im Normandie-Format. Über fünf Stunden verhandelten Wolodymyr Selenski, Angela Merkel, Emmanuel Macron und Wladimir Putin im Élysée-Palast.

Die Ergebnisse des Treffens waren nicht groß, aber immerhin gab es im Donbass Fortschritte. Es gab einen Gefangenenaustausch, nach dem Prinzip „Alle gegen Alle“. Konkret ging es um 250 Gefangene aus der Zentralukraine, die gegen 100 Gefangene aus den international nicht anerkannten Volksrepubliken Donezk und Lugansk getauscht wurden. Außerdem wurde ein neuer Übergang für die Bürger an der Kontaktlinie zwischen der Volksrepublik Lugansk und der Ukraine geschaffen. An einigen Abschnitten der Kontaktlinie wurden beidseitig Truppen zurückgezogen.

Doch weil Selenski keine weiteren Zugeständnisse machen wollte und Russland einem Treffen im Normandie-Format ohne die Aussicht auf konkrete Ergebnisse für einen Sonderstatus für Donezk und Lugansk nicht zustimmte, fand das nächste Treffen im Normandie-Format erst im Januar 2022 statt, allerdings nur mit Spitzenbeamten und ohne die Staatsführer.

Selenski fordert im Konfliktgebiet Zugang zur russischen Grenze

Seit 2015 ist nun völlig klar, dass Kiew zur Umsetzung des politischen Teils des Minsker Abkommens nicht bereit ist. Kiew will den von den Separatisten kontrollierten Gebieten keinen besonderen Status im ukrainischen Staat gewähren und diesen besonderen Status auch nicht in der ukrainischen Verfassung verankern.

Außerdem ist Kiew nicht bereit, die in Minsk-2 vereinbarte Amnestie zu gewähren und Wahlen in den Gebieten um Donezk und Lugansk zu organisieren.

Kiew verlangt38, dass die Ukraine zunächst die volle Kontrolle über die ukrainisch-russische Grenze im Konfliktgebiet bekommen muss. Außerdem fordert Kiew, dass ukrainische Parteien und Medien Zugang zu den abgespaltenen Gebieten bekommen. Erst danach könne man dort Wahlen durchführen.

Putin will sich nicht mit Selenski treffen

Immer wieder schlug der ukrainische Präsident Wolodymie Selenski ein Treffen mit Putin vor, „an einem beliebigen Ort“. Doch ein Treffen mit den Vertretern der Volksrepubliken sei nicht möglich, erklärt der ukrainische Präsident. „Ich habe keine Absicht mit Terroristen zu sprechen. In meiner Lage ist das einfach nicht möglich.“

Putin wollte auf die Gesprächsangebote mit Selenski nicht eingehen, da er sich von einem Treffen mit dem ukrainischen Präsidenten keinen Sinn versprach. Der Kreml-Chef argwöhnte, Selenski wolle sich nur als großer Staatsmann in Szene setzen, ohne dass er zu inhaltlichen Gesprächen bereit sei.

Putin schafft Fakten

Nachdem Selenski am 21. April 2019 in der zweiten Runde der Präsidentschaftswahlen mit 73 Prozent der Stimmen gegen den Amtsinhaber Petro Poroschenko gewann, erließ der russische Präsident am 24. April 2019 einen Ukas, nachdem Bürger der Volksrepubliken einen russischen Pass beantragen können. Der Kreml-Chef demonstrierte mit seinem Vorgehen, dass Russland ein weiteres Ausweichen von den Bestimmungen des Minsker Abkommens nicht duldet und nun andere Mittel zum Schutz der Bürger im Donbass einsetzt. Bis zum Januar 2022 haben 700.000 Bürger der Volksrepubliken einen russischen Pass erhalten.

Angela Merkel schwieg zu den ukrainischen Angriffen auf Wohnorte

Sechzehn Mal39 traf sich die Bundeskanzlerin mit dem im Mai 2014 gewählten ukrainischen Präsidenten Petro Poroschenko. Es war völlig klar: Der ukrainische Präsident war nach dem Maidan, den die deutschen Medien und deutsche Politik vorbehaltslos unterstützten, strategischer Partner von Deutschland. Die Ukraine sollte mit Hilfe der westlichen Staaten zu einem Beispiel werden, wie ein postsowjetisches Industrieland nach den westlichen Werten umformatiert wird. Die Ukraine sollte auch zum Vorbild auch für die Menschen im Russland werden.

Es ist kaum zu fassen: Ein ukrainischer Präsident, der 2015 eine Wirtschaftsblockade gegen drei Millionen abtrünnige Staatsbürger in den Volksrepubliken verhängte, der die Rentner in den Volksrepubliken zwang, sich ihre Renten in der Zentralukraine abzuholen und der mit Verachtung über „die Kinder in den Kellern“ des Donbass sprach40, war jahrelang ein geachteter Gast von Bundeskanzlerin Merkel.

Die großen deutschen Medien verschweigen, dass Poroschenko in den Volksrepubliken verhasst ist. Was kann man auch anderes erwarten, bei einem Präsidenten, der Wohngebiete mit Raketen beschießen lässt?

Dass Poroschenko mehrere Millionen ukrainischer Bürger ganz gezielt durch eine Kriegshölle schickt, offenbarte er bei einem Auftritt in Odessa am 20. Oktober 2014. Der ukrainische Präsident erklärte in seiner Rede, warum die Ukraine den Krieg gegen die Separatisten „auf jeden Fall“ gewinnen wird: «Bei uns wird es Arbeit geben, bei ihnen nicht. Bei uns wird es Renten geben, bei ihnen nicht. Bei uns wird es Unterstützung für Rentner und Kinder geben, bei ihnen nicht. Unsere Kinder gehen in Schulen und Kindergärten, bei ihnen sitzen sie in Kellern.“ Und dann setzte Poroschenko noch eins drauf: Die Bewohner des Donbass hätten nur Waffen in die Hand genommen, „weil sie nichts anderes können.“ Solche Worte können bei Bewohnern eines Industriegebietes, welches vollgestopft ist mit Berg- und Stahlwerken, nur Abscheu hervorrufen.

Keine Fakten über russische Truppen im Donbass

In den letzten Jahren wurde das Minsker Abkommen wurde von den großen deutschen Medien und vielen Politikern immer mehr verfälscht. Angeblich stehe im Minsker Abkommen, dass Russland Truppen im Donbass hat. Doch im Minsker Abkommen steht nur, dass „ausländische Truppen“ aus dem Donbass abziehen müssen.

Ende August 2015 behauptete der damalige Außenminister Frank-Walter Steinmeier russische Truppen seien am 28. August 2014 bei der Einnahme der Stadt Nowoasowsk am Asow-Meer – dem südlichsten Punkt der Volksrepublik Donezk – von russischen Truppen unterstützt worden, hätten dies aber „vernebelt“. Steinmeier bezog sich in seiner Äußerung auf Informationen, die er aus Kiew erhalten habe.

Die Nachrichtenagentur Reuter behauptete, unter Bezug auf einen „Offizier der Nato“, auf Seiten der Separatisten hätten „mehr als 1000 russische Soldaten“ gekämpft.

Die Sanktionen der EU gegen Russland wegen der Eingliederung der Krim in die Russische Föderation, wurden ab 2015 nicht nur mit der Krim-„Annexion“, sondern auch mit der angeblichen Unterstützung Russlands für die „prorussischen Separatisten“ im Osten der Ukraine begründet. Die damalige Bundeskanzlerin Angela Merkel erklärte am 18. Juni 2015, die EU-Sanktionen gegen Russland seien eng mit der Umsetzung des Minsker Abkommens verknüpft. "Russland muss zeigen, dass es den darin enthaltenen Verpflichtungen nachkommt"41.

Putin: Russische Freiwillige „folgen dem Ruf ihres Herzens“

Nicht bestritten wird vom Kreml, dass in der heißen Phase des Donbass-Krieges Tausende Freiwillige aus Russland in das Kriegsgebiet reisten, um als Freiwillige in den Reihen der Separatisten gegen die ukrainische Armee zu kämpfen. Doch das sind eben keine „russischen Truppen“.

Wladimir Putin erklärte42 am 18. Dezember 2014 auf einer Pressekonferenz, "alle Leute, die dem Ruf ihres Herzens folgen und ihre Pflicht im Donbass erfüllen, oder freiwillig an militärischen Auseinandersetzungen teilnehmen, unter anderem im Südosten der Ukraine, sind keine Söldner. Weil sie dafür kein Geld erhalten.“

Der Pressesprecher von Putin, Dmitri Peskow, erklärte am gleichen Tag, es handele sich um russische Bürger „welche eigenständig (in die Konfliktzone) fahren. Jemand hat eine bestimmte Tätigkeit, jemand nutzt seinen Urlaub. Ja, tatsächlich, es gibt diese Leute, die dorthin fahren, das sind Leute, die ihre Solidarität mit dem Donbass zeigen, die es für unzulässig halten, dass die ukrainische Armee beginnt, Wohnorte im Südosten der Ukraine zu zerstören.“

Donbass und Tschetschenien – was ist der Unterschied?

Die Stadt Grosny im Nordkaukasus mit jungen, schlecht ausgerüsteten russischen Wehrpflichtigen von tschetschenischen Separatisten zurückzuerobern, das war 1994 die Strategie des vom Westen unterstützten und als "Reformer" und "Demokraten" gelobten russischen Präsidenten Boris Jelzin.

Unter Wladimir Putin wurde Tschetschenien - wo ab 1998 nicht mehr Separatisten, sondern islamistische Radikale das Heft in der Hand hielten - im Jahr 2000 mit besser ausgerüsteten Kräften dann tatsächlich zurückerobert.

Ich war immer gegen diesen Krieg und glaube auch heute noch, man hätte 1994 andere Methoden finden können, damit es gar nicht zu einem Krieg kommt. Aber die russische Regierung hatte Anfang der 1990er Jahre bekanntlich Berater aus den USA. Und für die war der Krieg in Tschetschenien zweifellos nützlich. So konnte man von der räuberischen Privatisierung in Russland zugunsten einiger Neureicher ablenken und gleichzeitig Russland wegen dem Tschetschenien-Krieg vor der ganzen Welt an den Pranger stellen.

In der Ukraine lief es jetzt ähnlich. Präsident Petro Poroschenko lenkte mit seiner "Anti-Terror-Operation" im Donbass von dem Verarmungsprogramm in der Ukraine ab, welches die US-Regierung und der IWF der Ukraine verordnet haben. Russland steht wieder am Pranger, diesmal wegen seiner Unterstützung für die "Volksrepubliken". Aber es gibt einen gravierenden Unterschied. Die Regierung in Kiew wird wegen der Beschießung von Wohnhäusern in den "Volksrepubliken" Donezk und Lugansk im Westen nicht kritisiert.

Hunderte westlicher Journalisten bereisten Tschetschenien in den Kriegsjahren zwischen 1994 und 2003. Tschetschenien war Top-Thema in westlichen Medien. Die deutschen Leser kannten sogar die Namen einzelner tschetschenischer Feldkommandeure. Meine Reportagen aus Tschetschenien wurden von deutschen Medien, wie der "Sächsischen Zeitung" und dem "Rheinischen Merkur", in den 2000er Jahren immer gerne genommen. Und heute? Deutsche Medien schicken keine Korrespondenten mehr in die international nicht anerkannten "Volksrepubliken". Die Menschen in Deutschland erhalten keine Berichte aus dem Donbass.

Der russische Journalist Andrej Babizki, Mitarbeiter von Radio Liberty, der wegen seiner Kriegs- Reportagen vom "Spiegel" und anderen deutschen Medien als mutiger russischer Journalist hochgelobt wurde, schmiss 2104 seinen Job als Abteilungsleiter bei Radio Liberty in Prag hin. Seitdem lebt und arbeitet er in Donezk und schreibt für russische Internetportale. Der Grund: Babizki sah 2014, wie im Donbass-Krieg ukrainische rechtsradikale Freiwilligenbataillone Massaker unter der Zivilbevölkerung anrichteten. Doch westliche Medien interessieren sich für Babizki schon lange nicht mehr.

Es ist eine banale Geschichte: Für die großen deutschen Medien sind Separatisten "gut", wenn sie gegen Moskau sind. Wenn sie für Moskau sind, schweigt man sie tot oder bewirft sie mit Dreck.

Vorbemerkung zu den folgenden Artikeln

In den folgenden Artikeln geht es um die Haltung von Angela Merkel und Ursula von der Leyen zum Donbass-Konflikt. Mit ihren Äußerungen 2019 machen die beiden Politikerinnen deutlich, dass sich nicht für eine Entspannung im Ukraine-Konflikt einstehen. Angela Merkel haftete ja das Image einer gemäßigten Politikerin an, doch zu Unrecht. Ein weiterer Artikel befasst sich mit der fragwürdigen Haltung des Bundestages und der Partei Die Linke zur anti-russischen Kampagne im Jahr 2021

Will Merkel deutsche Panzer zur „Friedensarbeit“ in die Ukraine schicken?

veröffentlicht am 23. Mai 2019 in Nachdenkseiten43

ARD-Korrespondentin Ina Ruck warnte nach der ersten Runde der Präsidentschaftswahlen in einer Live-Schaltung mit ernstem Gesicht direkt aus Kiew, Wolodymyr Selenski sei völlig „unerfahren“ und werde von Wladimir Putin „zum Frühstück verspeist“. Angela Merkel sieht das offenbar genauso. Noch wenige Tage vor der Stichwahl in der Ukraine empfing sie den in der ersten Runde der ukrainischen Präsidentschaftswahlen mit 15 Prozent der Stimmen kläglich abgeschmierten Amtsinhaber Petro Poroschenko in Berlin. Von Ulrich Heyden.

Die Ukrainer hatten ihrem Präsidenten, der im Osten des Landes seit fünf Jahren gegen das eigene Volk Krieg führt, den Laufpass gegeben. Doch Berlin scheint das nicht zu interessieren. Es gibt höhere Interessen. Am Montag, dem Tag der Vereidigung von Wolodymyr Selenski im ukrainischen Parlament, fuhr Merkel demonstrativ nicht nach Kiew, sondern besuchte die in Munster stationierte und von Deutschland, den Niederlanden und Norwegen geführte Schnelle Eingreiftruppe der Nato, genannt auch „Speerspitze“.

Panzer röhrten, Kampfhubschrauber donnerten in Formation über den Platz, Soldaten mit schwarz bemalten Gesichtern ballerten auf einen unsichtbaren Feind. Merkel – in Nato-blauer Jacke – machte ihre Raute und erklärte, „das, was hier getan wird, ist Friedensarbeit im wirklichen Sinne des Wortes”. Umgeben von ernst blickenden Militärs erklärte die Kanzlerin dann, was deutsche Panzer mit „Friedensarbeit“ zu tun haben. „Die Ukraine hat uns gezeigt, wie schnell territoriale Integrität heute auch in der Nähe unseres Bündnisgebiets verletzt werden kann – deshalb ist das hier keine Theorieübung”.

Die Ukraine gehört nicht zum Nato-Gebiet, aber das ist für Merkel nur eine Lappalie. „Unser Leitprinzip ist es, dass die territoriale Integrität auch für die Ukraine wieder realisiert werden kann.“. Der Truppenübungsplatz Munster hat schon einige Katastrophen und militaristische Exzesse erlebt. Werden an diesem unseligen Ort nun neue Exzesse im Osten geübt?

Warum unseliger Ort? Ende des 19. Jahrhunderts wurden auf dem Übungsplatz Munster Truppen für die Bekämpfung des Boxeraufstands in China und für die deutschen Kolonien in Afrika ausgebildet. Am 24. Oktober 1919 explodierten in Munster 40 Kesselwagen mit Kampfgas. Die Kampfstoffgranaten wurden kilometerweit durch die Gegend geschleudert. Mehrere Menschen starben. Das Wort „Friedensarbeit“ kannte man damals noch nicht, aber schon damals ging es um „deutsche Interessen“ außerhalb der deutschen Grenzen.

Die Gegend um Munster warnt uns, nicht noch einmal gen Ost zu marschieren. Nicht weit vom Truppenübungsplatz Munster liegen in Massengräbern 50.000 sowjetische Soldaten, die während des Zweiten Weltkrieges in den Kriegsgefangenenlagern Oerbke, Wietzendorf, Sandbostel und Bergen-Belsen wie Vieh unter freiem Himmel gefangen gehalten wurden und an Hunger und Krankheiten starben.

Zurück zu den Präsidentschaftswahlen in der Ukraine. Deutschland war bei der Vereidigung von Präsident Wolodymyr Selenski im ukrainischen Parlament nur mit dem gescheiterten Bundespräsidenten a.D. Christian Wulff vertreten. Jemanden wie Selenski, den „Putin zum Frühstück verspeist“, möchte das nach neuer Größe strebende Deutschland nicht unnötig aufwerten.

Vom friedlichen Europa reden, aber die Bundeswehr in die Ost-Ukraine schicken wollen

veröffentlicht am 17. Juli 2019 in den Nachdenkseiten44

Ursula von der Leyens Bewerbungsrede vor dem Europäischen Parlament wurde von den allermeisten deutschen Medien über den grünen Klee als visionärer Blick in die europäische Zukunft gefeiert. In ihrem Ansinnen, von der Leyen ins Amt zu schreiben, vergessen die Leitartikler jedoch den Kontext der jüngeren deutschen Politik und der Positionen von der Leyens, die keinesfalls friedfertig sind.

Die EU-Kommission wird nun bald von einer ehemaligen deutschen Verteidigungsministerin geführt. Das hat ein Geschmäckle. Manch einer erinnert sich: Im November 1942 beherrschte Deutschland mit militärischer Gewalt, Folter, KZs und Zwangsarbeit ganz Europa, von Paris bis Moskau, von Athen bis Oslo.

Die Besetzung Europas durch die deutsche Wehrmacht beschreibt Ursula von der Leyen in ihrer Brüsseler Rede als eine Art Schicksalsschlag. Die Worte Hitler oder Faschismus sucht man in ihrer Rede vergebens.

Von der Leyen vergaß auch nicht zu erwähnen, dass ihr Vater an diesem Krieg nicht beteiligt war. “Mein Vater war 15 Jahre alt, als der schaurige Krieg, durch den mein Land Tod, Verwüstung, Vertreibung und Zerstörung über unseren Kontinent gebracht hat, endete.”

Ein Täter war ihr Vater also nicht. Sie selbst sei in Brüssel geboren worden. Noch ein Beweis für ihre “Europa-Tauglichkeit”, lautet die Botschaft der Bewerberin aus Deutschland.

Ursula von der Leyen beschwor in Ihrer Rede wortreich das Europa der Völker. Doch die vielen Worte können nicht übertünchen, dass Deutschland heute die führende Macht in Europa ist und dass es deutsche Minister und Banken sind, die Griechenland mit einem brutalen Sparkurs in die Knie gezwungen und griechische Rentner ins Elend gestürzt haben.

Die neue Chefin der EU-Kommission ist beileibe keine Friedenstaube. Anfang Oktober 2014 schlug die damalige Verteidigungsministerin von der Leyen vor, zum Schutz von OSZE-Beobachtern Bundeswehrsoldaten und Bundeswehr-Drohnen in die Ost-Ukraine zu schicken. Diese Idee wurde zum Glück nicht umgesetzt. Vermutlich behagt es anderen EU-Mitgliedern nicht, wenn Deutschland an der Ostfront militärisch eine Sonderrolle spielt und Russland derart provoziert.

Doch man kann davon ausgehen, dass von der Leyen an der Ostfront weiter aktiv bleibt. Diesmal unter dem Label “Europa”. Wie sagte die Noch-Verteidigungsministerin doch gestern in ihrer Bewerbungsrede so schön: Europa mit seinen 500 Millionen Menschen wolle “Verantwortung übernehmen für sich und diese Welt.”



Der Bundestag und die Kriegsgefahr in der Ost-Ukraine

veröffentlicht am 27. April 2021 in den Nachdenkseiten45

Der russische Verteidigungsminister Sergej Schojgu hat die Manöver an der russisch-ukrainischen Grenze am 22. April zwar für beendet erklärt, doch unter russischen Spitzenbeamten und Politologen mehren sich die Stimmen, die Kiew mit einer schnellen und harten Maßnahme drohen, sollte die ukrainische Armee die Volksrepubliken Donezk und Lugansk angreifen. Ebenfalls am 22. April gab es im Bundestag eine „Aktuelle Stunde“ zum Thema „Wachsende Gefahr einer Eskalation in der Ostukraine“. Die Redner von SPD, CDU/CSU, FDP und Die Grünen waren sich einig: In scharfen Worten verurteilte man „die Eskalation von Seiten Russlands“ in der Ost-Ukraine und forderte „Solidarität mit der Ukraine“. Vertreter von Die LINKE und AfD machten bei dieser Einseitigkeit nicht mit und setzten eigene Akzente.

Schon in der einleitenden Rede von Michael Roth (SPD), Staatssekretär im Auswärtigen Amt, gab es wüstes Gepolter gegen Russland:

„Die russische Führung tritt zunehmend aggressiv auf, betreibt insbesondere gegen Deutschland üble Desinformationskampagnen, setzt den kritischen Teil der russischen Zivilgesellschaft massiv unter Druck und destabilisiert eine gesamte Region.“

Die Sprecher der Parteien lasen mit künstlich verstärktem Stimmeinsatz ihre Reden vom Blatt. Das Ganze hatte etwas vom Hornberger Schießen. Denn eineinhalb Stunden vor der Bundestagsdebatte wurde über russische Agenturen bekannt, dass der russische Verteidigungsminister Sergej Schoigu die russischen Militärübungen entlang der russisch-ukrainischen Grenze für „erfolgreich abgeschlossen“ erklärt hatte.

Bis zum 1. Mai würden die Einheiten in ihre Kasernen zurückkehren, so der russische Verteidigungsminister. Schoigu erklärte, „ich meine, dass die Ziele der plötzlichen Prüfung vollständig erreicht wurden. Die Streitkräfte demonstrierten ihre Fähigkeit der sicheren Verteidigung des Landes.“ Die russischen Streitkräfte reagieren „auf alle Veränderungen der Lage nahe der russischen Grenze.“ (…)

Was in der „Aktuellen Stunde“ im Bundestag (…) nicht zur Sprache kam, war der ukrainische Militäraufmarsch im Donbass und die zunehmenden Beschießungen der Volksrepubliken. Unterdessen wurde bekannt, dass die Ukraine seit dem 23. April nördlich der Krim, im ukrainischen Cherson-Gebiet, eine Militärübung durchführt.

Welche Strategie hat die ukrainische Militärführung?

Am 25. März billigte Präsident Wolodymir Selenski die neue ukrainische Militärdoktrin. In dem Dokument heißt es, die Ukraine habe nicht genug Geld, um mit Russland eine militärische Kräfte-Parität zu erreichen. Alle Hoffnungen lägen auf der Hilfe durch Nato-Länder.

Der Einsatz der Armee seit gerechtfertigt, wenn es „einen von außerhalb provozierten und unterstützten militärischen Konflikt auf dem Territorium der Ukraine gibt“, heißt es in dem Dokument.

Nach dieser Logik wäre ein Angriff der ukrainischen Armee auf die Volksrepubliken schon jetzt gerechtfertigt. Nach Kiewer Lesart handelt es sich bei den Volksrepubliken ja um von Moskau initiierte Gründungen und nicht um Konstrukte, die sich nach einem Aufstand der örtlichen Bevölkerung gegen das nationalistische Regime in Kiew bildeten.

In dem Dokument heißt es: Ein Krieg auf ukrainischem Territorium werde beendet „durch die Beteiligung der internationalen Gemeinschaft unter für die Ukraine günstigen Bedingungen“. Kiews militärische Strategie ist darauf ausgerichtet, westliche Staaten in den Konflikt mit Russland hineinzuziehen.

Der Erfolg der ukrainischen Strategie hänge ab „von der politischen, wirtschaftlichen und militärischen Unterstützung der Ukraine durch die internationale Gemeinschaft in der geopolitischen Auseinandersetzung mit der Russischen Föderation.“ Kiew sei auch bereit zu kämpfen, „wenn die Ukraine in einen internationalen militärischen Konflikt, insbesondere zwischen Staaten mit Nuklearwaffen“, gerät.

Moskau droht mit schnellem, hartem Vorgehen bei Angriff auf Volksrepubliken

(…) Der russische Präsident Wladimir Putin erklärte am 21. April in seiner Rede vor der Föderalen Versammlung zum Verhältnis Russlands zum Westen, wenn „eine rote Linie überschritten wird, die wir selbst festlegen, wird die Antwort asymmetrisch, schnell und hart sein“.

Auf die Realität in der Ost-Ukraine übertragen, bedeuten diese Worte mindestens die Anerkennung der Volksrepubliken Donezk und Lugansk durch Russland, worauf vermutlich eine Eingliederung der beiden Subjekte in die Russische Föderation folgen wird.

Nicht auszuschließen wäre bei einem größeren Konflikt auch ein Vorstoßen der russischen Streitkräfte in weitere südöstliche Gebiete der Ukraine. Ähnlich hatten die russischen Streitkräfte 2008 im georgisch-russischen Krieg um die abtrünnige georgische Provinz Südossetien agiert. Russische Panzer waren damals bis kurz vor Tbilissi gekommen, waren dann aber umgekehrt. Die seit 1991 abtrünnigen georgischen Provinzen Südossetien und Abchasien erkannte Russland 2008 als unabhängige Staaten an.

Deutsche Politiker erregen sich über die „Selbstermächtigung“ und das Ignorieren internationaler Vereinbarungen durch den russischen Präsidenten. Über das Verhalten der USA und ihrer westlichen Verbündeten wird dagegen stillschweigend hinweggegangen.

Wenn man über Selbstermächtigung spricht, dann müsste man zuerst die USA nennen, die seit 2001 Schritt für Schritt alle Rüstungskontrollverträge aufkündigte, die Nato nach Osten ausdehnte und den Staatsstreich in Kiew politisch unterstützte.

Es gibt in Russland auch Stimmen, die ein schnelles Zuschlagen in der Ukraine fordern, weil die Situation jetzt noch strategisch günstig sei. So empfiehlt etwa der russische Politologe und Ukraine-Experte Rostislaw Istschenko in einer Analyse, nicht lange zu warten, sondern jetzt militärisch zu handeln. „Solange die Ukraine existiert – so lange gibt es ein Aufmarschgebiet für antirussische Provokationen.“ „Früher oder später“ würden die USA „Kiew zwingen, gegen Russland zu kämpfen“, aber dann werde „die Situation für Russland nicht so günstig sein wie jetzt“.

Ziel der von den USA gesteuerten Provokationen in der Ukraine sei der Stopp von North Stream 2.

Die LINKE – nicht kalt, nicht heiß

Was mich an der Rede von Heike Hänsel (Die Linke) in der „Aktuellen Stunde“ wunderte, war Folgendes: Gleich im ersten Satz ihrer Rede forderte die Abgeordnete im Namen ihrer Partei den Rückzug der Truppen von beiden Seiten der Grenze, also auch der russischen Truppen, die sich auf russischem Territorium befinden.

Ist das nicht Merkel „light“? Die Bundeskanzlerin forderte am 8. April in einem Telefongespräch mit Wladimir Putin den Abzug der russischen Truppen im Bereich der russischen Grenze, womit ja unterstellt wird, Russland heize den Konflikt mit Truppenverlegungen auf dem eigenen Gebiet an.

Ist etwa auch die Partei Die LINKE der Meinung, dass Russland mit Truppenbewegungen auf dem eigenen Gebiet den Konflikt im Donbass schürt?

Die Forderung vom Truppenabzug auf beiden Seiten vernebelt, worum es im Donbass geht: Um eine von der ukrainischen Armee seit Februar 2021 ausgehende Eskalation gegen die Volksrepubliken und eine Reaktion von russischer Seite, die Truppen konzentriert, für den Fall, dass die Ukraine in den Volksrepubliken einmarschiert.

Ukrainische Militärführung bereitet Angriff vor

Dass sich Kiew auf einen Einmarsch in die Volksrepubliken vorbereitet, wurde vom ukrainischen Oberbefehlshaber Ruslan Chomtschak am 30. März in einem Interview mit der Journalistin Alesija Bazman ohne Umschweife verkündet. Chomtschak erklärte:

„Natürlich bereiten wir uns auf einen Angriff vor. Wir haben Erfahrung in der Führung des Krieges im Osten der Ukraine.“ Weiter sagt Chomtschak, „wenn wir heute gegen die kämpfen, die dort sind, dann haben wir natürlich viele Chancen, die Ziele zu erreichen. Wir wissen, wer gegen uns kämpfen wird. Wir haben das 2014 gesehen.“

Staatsminister Michael Roth verschwieg die aggressiven Absichten der Ukraine gegen die Volksrepubliken in seiner Bundestagsrede komplett. Stattdessen bezeichnete der Staatssekretär Russland als den Alleinschuldigen an der gefährlichen Lage. Roth erklärte:

„Es gibt keine Hinweise auf ukrainische Planungen für eine Offensive gegenüber den abtrünnigen Gebieten im Donbass. Ukrainische Regierungsvertreter, aber auch der Generalstabschef, haben wiederholt klargestellt: Die Ukraine plant keine militärischen Aktionen, sondern sie arbeitet weiter an einer diplomatischen Lösung des Konflikts.“

Doch das Gegenteil ist der Fall. Der Oberkommandierende der ukrainischen Streitkräfte hatte am 30. März in dem erwähnten Interview gesagt:

„Die ukrainischen Streitkräfte bereiten sich auf verschiedene Varianten vor, auch auf einen Angriff. Wir bilden Trainingsbasen, Partner helfen uns. Anders geht es nicht. Wenn sie mich heute fragen, ob wir bereit sind? Wir sind bereit.“

Für den Plan eines Angriffs auf den Donbass gäbe es einen Befehl des Präsidenten, aber man müsse die Folgen und die Möglichkeiten des Staates berechnen.

“Für ihn (den Präsidenten) gibt es kein Problem, den Einsatzbefehl zu geben. Man muss nur die Folgen, die Kräfte, die Reserven und die Möglichkeiten des Staates berechnen. Donezk ist eine Stadt mit mehreren Millionen Einwohnern, wenn wir zum Angriff übergehen. Das heißt, es gibt das Risiko, das viele Zivilisten sterben. Man muss die Risiken abschätzen, wer gegen uns kämpfen wird.“

Das ist eine Anspielung darauf, dass der ukrainischen Armee außer den 28.000 Soldaten der Volksrepubliken (ukrainische Schätzung) möglicherweise auch eine unbekannte Zahl russischer Soldaten gegenüberstehen werden.

Aufrüstung der Ukraine durch westliche Staaten

Statt einen beiderseitigen Truppenabzug zu fordern, wäre es besser gewesen, wenn die Rednerin der Partei Die LINKE aufgezeigt hätte, dass die USA und andere Nato-Staaten die Ukraine als Aufmarschgebiet gegen Russland aufbauen.

Dafür gibt es ja zahlreiche Belege: Der vom Westen 2014 politisch unterstützte Staatsstreich in der Ukraine, Manöver von Nato-Ländern mit ukrainischen Truppen seit 2014 und die Lieferung von Javelin-Panzerabwehrraketen und Hummer-Jeeps aus den USA.

Die ukrainische Internetplattform Zensor.net berichtete, dass die Ukraine 2020 Verträge und Memoranden über den Kauf von zahlreichen Marine-Schiffen mit einer Summe von 3,7 Milliarden Dollar abgeschlossen hat. Dabei geht es um fünf Korvetten, acht Raketen-Boote, 39 Patrouillen-Boote und eine Anti-Schiffsrakete. Lieferanten sind die USA, Frankreich, Türkei und Großbritannien.

Von der Türkei kaufte die Ukraine bereits 2019 die ersten vier Bayraktar-B2- Kampfdrohnen. Insgesamt will man 48 dieser Drohnen anschaffen oder in Lizenz bauen. Die Bayraktar-Drohnen waren im Krieg um Berg-Karabach entscheidend für den Sieg von Aserbaidschan über Armenien.

Auch die Bundeswehr ist in der Ukraine aktiv, indem sie seit Jahren ukrainische Soldaten – darunter auch Rechtsradikale – mit hochmodernen Lazarettflugzeugen zur Behandlung aus der Ukraine nach Deutschland ausfliegt. Ich frage mich, warum werden nicht auch Soldaten der Volksrepubliken zur Behandlung nach Berlin ausgeflogen?

Kramp-Karrenbauer und Röttgen für Waffenlieferungen an die Ukraine

Unterdessen meldete die F.A.S, die Ukraine habe um deutsche Waffen zur Verteidigung gebeten. Man wünsche sich Flugabwehr, Teile von Schiffsabwehr-Raketen und Minenräumgerät. Kiew habe auch um gebrauchte deutsche Korvetten gebeten.

Verteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer habe sich für den Wunsch „offen“ gezeigt. Der Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses des Bundestages, Norbert Röttgen, sagte der Zeitung, „da Russland mit Krieg droht, wäre es falsch, die Lieferung rein defensiver Waffensysteme jetzt auszuschließen.“

Warum macht man um die Volksrepubliken einen Bogen?

Merkwürdig fand ich, dass die Rednerin der Partei Die LINKE in der Bundestagsdebatte zwar vom berechtigten Sicherheitsbedürfnis Russlands sprach, aber mit keinem Wort das Sicherheitsbedürfnis der Menschen in den Volksrepubliken erwähnte.

Leider ist dieses „Aussparen“ der Volksrepubliken mit ihren 3,6 Millionen Einwohnern nicht neu. Offenbar fürchten die Abgeordneten der LINKEN, wieder in das Schussfeld deutscher Medien zu kommen, die jede bekannte Person, welche die Krim oder die Volksrepubliken besucht, als Unterstützer des „Putin-Regimes“ und der „Warlords im Donbass“ an den Pranger stellt.

Ebenso erging es den Abgeordneten Wolfgang Gehrke und Andrej Hunko, als sie 2015 LKWs mit von Deutschen gespendeten medizinischen Hilfsgütern für ein Kinderkrankenhaus in die Volksrepublik Donezk begleiteten. Dass Gehrke und Hunko auf einem Foto mit dem Oberhaupt von Donezk, Aleksandr Sachartschenko, zu sehen waren, war nach Meinung des „Tagesspiegel“ der Beweis, dass die Partei Die LINKE „Warlords“ unterstützt.

Seit dieser Attacke der Mainstream-Medien hat es keine Besuche von Bundestagsabgeordneten mehr in den Volksrepubliken gegeben. Dabei wären Besuche von Bundestagsabgeordneten in den Volksrepubliken ein ganz realer Schutz für die Menschen vor Ort. So ein Besuch würde Öffentlichkeit schaffen. Die Abgeordneten könnten aus eigener Anschauung berichten, was sie in den Volksrepubliken gesehen haben und was die einfachen Menschen erzählen.

Die deutschen Hilfsorganisationen Friedensbrücke e.V. und „Aktionsbündnis Zukunft Donbass“ liefern seit mehreren Jahren mit Lastern ausrangierte Krankenhausausrüstung und andere humanitäre Hilfe in die Volksrepubliken. Auch diese humanitäre Hilfe, über welche die großen Medien nicht berichten, verdient die Aufmerksamkeit und Unterstützung durch die Partei Die LINKE.

Der ukrainische Präsident Selenski – von der Taube zum Falken

veröffentlicht in „Krass und Konkret“46 am 11. März 2021

Selenski, der vor seiner Wahl 2019 Frieden in der Ost-Ukraine versprach, fährt nun einen harten Kurs gegen Russland-freundliche Politiker, Fernsehsender und die Volksrepubliken Donezk und Lugansk.

Das Leben in der Ukraine ist unter dem 2019 gewählten Präsidenten Wolodymir Selenski nicht leichter, sondern härter geworden. Die Gas- und Strompreise steigen, die Korruption in Staat und Wirtschaft ist – trotz ständiger Ermahnungen der westlichen Kreditgeber – weiter konstant hoch. Und jetzt droht auch noch eine Verschärfung des Konflikts in der Ost-Ukraine.

Politisch sieht es für Partei von Präsident Selenski „Diener des Volkes“ schlecht aus. Sie steht nach Umfragen nur noch auf Platz drei in der Wählergunst. Auf Platz eins liegt die Russland-freundliche „Oppositionsplattform für das Leben“. Das ermittelte die „Ukrainische soziologische Gruppe“ Anfang Februar.

Wie reagiert nun Selenski auf die Umfrageergebnisse? Er tritt als Hardliner auf, inszeniert strafrechtliche Untersuchungen gegen Russland-freundliche Politiker, lässt gleich drei Russland-freundliche Fernsehkanäle abschalten und lässt Kriegsgerät an die Kontaktlinie zu den „Volksrepubliken“ bringen. Diese Wandlung von der Taube zum Falken ist für die Ukraine nicht neu. Auch der Vorgänger von Selenski – Petro Poroschenko – gewann die Präsidentschaftswahlen im Mai 2014 mit dem Versprechen, er werde den Krieg beenden.

Keine Privatflüge mehr nach Moskau

Hart trifft es führende Politiker der „Oppositionsplattform – Für das Leben“. Am 29. Januar untersagte der ukrainische Sicherheitsrat der moldauischen Fluggesellschaft JET4U S.R.L. und der portugiesischen Fluggesellschaft JET4U LDA die Privatflugzeuge von zwei Russland-freundlichen Politikern und Unternehmern weiter zu beitreiben. Betroffen sind die Privatflugzeuge vom Vorsitzenden der „Oppositionsplattform“, Viktor Medwedtschuk, und Taras Kosak, dem Besitzer der drei Anfang Februar abgeschalteten Fernsehkanäle.

Die Privatflugzeuge der beiden Politiker waren in den letzten Jahren die einzige Luftbrücke zwischen der Ukraine und Russland. Nach Beginn des Krieges in der Ost-Ukraine hatte Kiew den ukrainischen Luftraum für Passagierflüge von und nach Russland geschlossen.

Medwedtschuk war seit Kriegsbeginn im Donbass ein wichtiger Vermittler zwischen der Ukraine und Russland, wenn es um den Austausch von Gefangenen zwischen Russland, den Volksrepubliken und der Ukraine ging. Außerdem versuchte Medwedtschuk die Wirtschaftsbeziehungen zwischen Russland und der Ukraine wieder in Gang zu bringen, allerdings ohne Erfolg.

Ermittlungen wegen „Unterstützung der Volksrepubliken“

Der ukrainische Geheimdienst SBU gab bekannt, dass man gegen den Leiter der Oppositionsplattform Viktor Medwedtschuk, Ermittlungen aufgenommen und seine Konten eingefroren habe. Die Begründung: Der Vorsitzende des Oppositionsblockes soll angeblich am illegalen Handel von Kohle aus der „Volksrepublik Lugansk“ und der Ukraine verwickelt sein. Mit diesem Handel finanziere der Russland-freundliche Politiker die „terroristische Tätigkeit“ der „Volksrepublik Lugansk“, behauptet der ukrainische Geheimdienst.

Der ausgebildete Jurist Medwedtschuk, der zu Zeiten der Sowjetunion als Rechtsanwalt arbeitete und von 2002 bis 2005 unter Präsident Kutschma die ukrainische Präsidialadministration leitete, ist immer für einen Dialog mit Russland eingetreten. Das drückte sich auch in seinen persönlichen Beziehungen aus. 2004 wurde Wladimir Putin der Patenonkel seiner jüngeren Tochter Daria.

Halboffizielle Diplomatie zwischen der Ukraine und Russland – wie sie Politiker wie Medwedtschuk betreiben – soll nach dem Willen von Präsident Selenski in Zukunft unter Strafe stehen. Bereits im Herbst brachte Selenskis Partei „Diener des Volkes“ ein Gesetz in die Rada ein, nachdem ukrainische Politiker und Beamte, die ohne Regierungsauftrag mit Vertretern des russischen Staates, mit Vertretern der Krim oder den Vertretern der „Volksrepubliken“ sprechen, fünf Jahre lang ihren Beruf nicht ausüben dürfen.

Abschaltung von Fernsehkanälen

Präsident Selenski geht nicht nur gegen Russland-freundliche Politiker vor. Er will jede Russland-Freundlichkeit in der Ukraine ausmerzen. Am 2. Februar ließ der ukrainische Präsident die oppositionellen Fernsehkanäle NewsOne, ZIK und 112 abschalten. Die Begründung: Die drei Kanäle würden prorussische Propaganda betreiben.

Die ukrainischen Ultranationalisten loben den neuen Kurs von Selenski und setzen ihm noch die Spitze auf. Nach der Schließung der drei Fernsehkanäle veröffentlichte der 25 Jahre alte ukrainische Ultranationalist Sergej Sternenko die persönlichen Daten und Adressen von 177 ehemaligen Mitarbeitern der drei Fernsehkanäle. Sternenko erklärte, man müsse verhindern, dass diese Journalisten nach ihrer Entlassung in „normale Medien“ einsickern.

Kurze Zeit später wurde Sternenko jedoch selbst vom Arm der Rechtsprechung erwischt, allerdings in einer anderen Angelegenheit. Das Primorsk-Gericht in Odessa verurteilte den Ultranationalisten wegen Entführung und Folter eines örtlichen Abgeordneten zu sieben Jahren Haft. Daraufhin gingen in Kiew 2000 Nationalisten auf die Straße. Sie forderten die Freilassung von Sternenko und lieferten sich eine Straßenschlacht mit der Polizei. Dass die ukrainische Justiz in der Berufung das Urteil gegen Sternenko abmildert, ist vorstellbar.

Wie Selenski seine Wähler täuschte

Mehrere Korrespondenten großer deutscher Medien äußerten sich 2019 während der ukrainischen Präsidentschaftswahl skeptisch über Selenski. Hinter dem Vorbehalt steckte offenbar die Befürchtung, Selenski könne gegenüber Russland einknicken und den harten Kurs seines Vorgängers Petro Poroschenko gegenüber dem großen Nachbarn aufweichen.

Es gab Anlass für diese Skepsis: Im Wahlkampf bezeichnete Selenski als sein wichtigstes Ziel den Frieden in der Ost-Ukraine. Selenski ließ auch offen, ob das von der russischsprachigen Minderheit in der Ukraine kritisierte Sprachengesetz, welches Ukrainisch zur einzigen offiziellen Sprache im öffentlichen Raum macht, in Kraft tritt. Das Sprachengesetz trat nun am 16. Januar in Kraft.

Was den Frieden in der Ost-Ukraine betrifft, machte Selenski zunächst einen hoffnungsvollen Schritt. In der Ost-Ukraine kam es an einigen Frontabschnitten zu Truppenentflechtungen, bei der sich beide Seiten einen Kilometer zurückzogen.

Doch nun stellt sich heraus, dass Selenski die Wähler getäuscht hat. Um die Wahlen 2019 zu gewinnen, musste er Zugeständnisse an die Kriegsmüdigkeit im Land machen. Aber nun wandelt sich Selenski von der Taube zum Falken. Die ukrainische Armee beginnt wieder verstärkt Dörfer in den Volksrepubliken zu beschießen. Allein in der ersten März-Woche meldete die Volkspolizei Lugansk 12 Beschießungen. Im Februar seien die beiden Volksrepubliken Lugansk und Donezk 139-mal beschossen worden. Dass ein größerer Konflikt bevorsteht wird auch daran deutlich, dass in der Ukraine ein Gesetz in Arbeit ist, das die Mobilisierung von Reservisten innerhalb von 24 Stunden erlaubt. (…)

Selenski: Ukrainer aus Donbass-Region sollen nach Russland übersiedeln

veröffentlicht in Telepolis47 am 10. August 2021

Präsident Selenski fordert prorussische Bewohner zum Verlassen des Landes auf. Telepolis präsentiert zentrale Aussagen eines Interviews, über das im Westen nicht berichtet wird

Der ukrainische Präsident Wolodymyr Selenski hat einen Teil der Bürger der östlichen Donbass-Region in seinem ersten Interview für den neuen ukrainischen Fernsehkanal "Dom" (Haus) zur Übersiedlung nach Russland aufgefordert. Der Fernsehkanal wurde geschaffen, um die Menschen in den angeblich von Russland "zeitweilig okkupierten Gebieten", enger an die Ukraine zu binden.

Das 45-minütigem russischsprachige Interview provozierte bei oppositionellen Ukrainern und Russen Empörung, denn der ukrainische Präsident bezeichnet in dem Interview die Bürger der Ukraine, "die Russland lieben", als "Gäste", die so bald wie möglich "nach Russland übersiedeln müssen".

Der russische Musik-Produzent Maxim Fadejew, der einer jüdischen Familie entstammt, fühlte sich bei den Worten von Selenski an den NS-Propagandaminister Joseph Goebbels erinnert.

Der Propaganda-Chef der Hitler-Diktatur habe in seinem Artikel Der Jude 1929 die Meinung vertreten, die Juden könnten "in deutschen Fragen nicht mitreden". Wer dem Judentum angehöre, sei "Ausländer, Volksfremder, der nur Gastrecht unter uns genießt".

Wenn man das Wort "Jude" mit "Russe" austausche, so Fadejew, erhalte man ein Zitat aus dem Interview mit Selenski.

Der ukrainische Präsident gab sein Interview in einem Studio des Fernsehkanals "Dom" in der Stadt Kramatorsk, direkt an der Grenze zur "Volksrepublik Donezk". Der im März 2020 gegründete Fernsehkanal sendet nach eigenen Angaben rund um die Uhr in russischer Sprache.

Seine Aufgabe sieht der Sender "Dom" darin, "die Bürger der zeitweilig okkupierten Gebiete zur Kultur, dem politischen und gesellschaftlichen Leben der Ukraine zurückzuführen".

2020 hatte der Kanal ein staatlich finanziertes Budget von umgerechnet acht Millionen Euro. Direktorin des Fernsehkanals ist Julia Ostrowskaja, die zuvor die Produktion des Komiker-Kollektivs "Kwartal 95" leitete, in dem Selenski Karriere machte.

Der Fernsehkanal "Dom" hat Ähnlichkeiten mit dem 1946 im amerikanischen Sektor von Berlin gegründeten Radiosender Rias Berlin und dem Deutschlandfunk, die im Kalten Krieg die Aufgabe hatten, die "Brüder und Schwerstern" in der DDR auf den "richtigen" westdeutschen Weg zu bringen.

Dieser Vergleich scheint weit hergeholt? Selenski selbst hat in dem Interview erklärt, die "Okkupation" des Donbass werden enden, wie der Fall der Berliner Mauer:

Der Donbass wird nie russischen Territorium. Wirklich niemals. Egal wie lange das Gebiet okkupiert wird. Das ist wie mit der Mauer in Deutschland. In jedem Fall werden die Menschen und die Geschichte einen Moment nutzen und die Mauer bricht.

Das Interview von Selenski mit den deutlichen Worten zu den Bürgern in der Ukraine, "die Russland lieben", kam nicht zufällig. Am 12. Juli hatte Wladimir Putin einen Aufsatz veröffentlicht, in dem er Russen, Belarussen und Ukrainer zu "einem Volk" erklärte.

Selenski-Interview spielt in westlichen Medien keine Rolle

Putin legte damit erneut deutlich seinen Standpunkt zum Verhältnis von Russen und Ukrainern dar, offenbar nicht nur, um die Führer der westlichen Staaten von einer weiteren Ost-Ausdehnung der Nato abzuhalten, sondern auch, um die Menschen in der Ukraine, die ein gutes Verhältnis mit Russland befürworten, moralisch zu unterstützen.

Doch schauen wir uns genau an, was Selenski gesagt hat. Um Missverständnisse zu vermeiden habe ich die besonders umstrittenen Aussagen in dem Interview ins Deutsche übersetzt. Das ist notwendig, weil deutsche Medien über das Selenski-Interview bislang nicht berichtet haben.

Noch nicht einmal die ukrainische Präsidialverwaltung hat bisher eine Transkription des Interviews auf Englisch veröffentlicht.

Offenbar will man den scharfen Ton, den Selenski in dem Interview gegenüber prorussischen Bürgern angeschlagen hat, vor einer breiteren Öffentlichkeit in Westeuropa verbergen.

Das Interview beginnt harmlos. Die besonders brisanten Aussagen kommen erst ab Minute 41:10. Zu Beginn erinnert sich Selenski an seinen letzten Besuch in Donezk am 15. April 2014.

Damals trat er mit seinem Komiker-Kollektiv "Kwartal 95" im Zentrum von Donezk in dem neuen, zur Fußballeuropameisterschaft 2012 erbauten Fußballstadion, der "Donbass Arena", auf. Der Saal sei voll und die Stimmung gut gewesen.

Aber der ukrainische Präsident, der im März 2019 von den Ukrainern wegen seines Friedensversprechens gewählt wurde, erzählt weiter, dass er sich im April 2014 in Donezk "nicht wohl" gefühlt habe.

Er scheint sich an die politischen Rahmenbedingungen damals nur noch nebulös zu erinnern. Er habe nur gespürt, dass in Donezk "irgendetwas passiert". Aktivisten in Donezk hätten "Geld für Demonstrationen und Streiks bekommen", behauptet Selenski. "Sie wussten wohl nicht, dass es mit einer Okkupation endet".

Der ukrainische Präsident verschweigt in dem Interview, dass der ukrainische Übergangspräsident Alexander Turtschinow bereits am 14. April Truppen zur Niederschlagung der Unabhängigkeitsbewegungen in Donezk und Lugansk auf den Weg geschickt hatte.

Mit dem Wort "Okkupation" ist gemeint, dass Russland 2014 angeblich einen Teil des Industriegebiets Donbass besetzt hat. Ich will nicht bestreiten, dass russische Freiwillige in den Truppen der "Volksrepubliken" kämpfen

Tatsache ist auch, dass Russland seit 2015 viel Geld für die Renten, Sozialleistungen und für die humanitäre Hilfe in den Volksrepubliken zahlt.

Doch Belege für die Behauptung, russische Truppen hätten den Donbass okkupiert, hat die Ukraine bis heute nicht vorgelegt. Es wurden keinen Namen russischer Kommandeure veröffentlicht, die angeblich im onezk und Lugansk die Befehle geben. Und es gibt auch keine Fotos oder Videos von russischen Truppen oder Militärgerät in Donbass

Selenski: "Der Frieden hängt zu 90 Prozent von Putin ab"

Im Interview erklärt, Selenski: „Ich will den Frieden sehr. Aber es hängt nicht alles von mir ab. Dass im Donbass Frieden herrscht und die Region de-okkupiert wird, hängt zu 90 Prozent von einem Mann ab.“ Und dieser Mann sei Putin. (…)

Am Ende seines Interviews redet Selenski den Bürgern des Donbass ins Gewissen, die Sympathien für Russland haben. Um seinen Worten mehr Durchschlagskraft zu geben, geht der ukrainische Präsident zum "Du" über:

„Du bist ein Russe. Du hast für dich diesen Weg gewählt. Oder bist du Ukrainer? Das ist dein Boden. Das ist sehr wichtig. Warum? Die Menschen auf dem okkupierten Gebiet müssen das verstehen. Das bedeutet nicht, das wir Jemanden wegjagen wollen. (…) Noch einmal. Ist es deine Heimat oder bist du Gast? Ich meine, wenn du heute im Gebiet Donbass lebst, das zeitweise okkupiert ist, und du meinst, dass unsere Sache richtig ist, dass wir zu Russland gehören, und wir Russen sind, dann ist es ein großer Fehler weiter im Donbass zu leben. Das wird nie russisches Territorium. Wirklich, niemals. Egal wie lange es okkupiert wird. (…)

Wenn Du auf ukrainischem Territorium lebst und fühlst, dass das zu Russland gehört, wenn du so fühlst dann musst du dir - deinen Kinder und Enkeln zuliebe - einen Platz in Russland suchen. Das ist richtig. Denn ohne die Ukraine, wird es auf diesem Territorium keine Zivilisation geben. Die Ukraine wird sich entwickeln, wird alles bauen, das ist klar.

Der Donbass, in dieser Art abgeschnitten, wird sich nicht entwickeln. Glück für diese Menschen wird es nicht geben.“

Offenbar hofft Selenski, dass ein Teil der Bevölkerung der "Volksrepubliken" diese freiwillig verlässt.

Spagat zwischen Nationalisten und Donbass-Bewohnern

Der ukrainische Präsident verspricht den Menschen im Donbass, dass man bei der Wiedereroberung behutsam vorgehen wird. Nicht alle, die einen russischen Pass haben, könne man als Unterstützer der Macht in Donezk und Lugansk bezeichnen.

"Man muss mit dem Verstand an die Frage der Pässe herangehen. Manchmal sind die Menschen in einer ausweglosen Situation. Viele Menschen nutzen einen russischen Pass, um Geld zu verdienen, wo es ohne russischen Pass nicht geht. Man sollte die Menschen nicht nach Pässen unterteilen."

Auch forderte Selenski diejenigen, die sich als Ukrainer fühlen und ihren ukrainischen Pass versteckt haben, zum Durchhalten auf:

Sie sollten den Unabhängigkeitstag (am 24. August) feiern. Nicht laut. Nicht mit der Flagge auf dem Balkon. Schützen sie ihr Leben. Aber man muss es den Kindern erzählen. Die Lehrer in der Schule müsse versuchen, objektive Informationen zu vermitteln. Das ist wichtig. Das ist die Aufgabe. Und das ist der Informations-Sieg. Und das ist wichtiger als jede Kugel.

Selenski musste in seiner Rede einen Spagat schaffen. Zum einen galt es, den Menschen im Donbass, die bei einer Rückeroberung durch die ukrainische Armee Vergeltung fürchten, zu beruhigen. Zum anderen musste der ukrainische Präsident die Nationalisten in den Schaltstellen der Kiewer Macht und ihre Anhängerschaft in der West- und Zentral-Ukraine zufriedenstellen.

Seit sieben Jahren schon träumen diese Nationalisten davon, die "Volksrepubliken" im Handstreich zurückzuerobern. Von der Seite der Radikalen, die von den Medien und auch vom Geheimdienst unterstützt werden, wird großer Druck auf Selenski ausgeübt.

Es gibt zahlreiche Äußerungen von ukrainischen Nationalisten-Führern, die erklärt haben, dass man nach der Rückeroberung der Krim und des Donbass "Lager" einrichten werde.

In diesem Sinne äußerte sich zum Beispiel 2018 der ehemalige für Ermittlungsarbeit zuständige General des ukrainischen Geheimdienstes SBU, Wasili Wowk, der seine Ausbildung noch beim KGB gemacht hat.

In diesen Lagern soll geprüft werden, "wer an terroristischer Tätigkeit beteiligt war". Man muss wissen: Die "Volksrepubliken" sind für die Macht in Kiew "terroristische Gebilde".

Selenski versucht eine nationalistische Politik positiv darzustellen. Im Interview erklärt er, "das Territorium ist sehr wichtig. Aber in erster Linie sind die Menschen wichtig."

Nach jahrelangen Bombardierungen durch die ukrainische Armee und rechtsradikale Bataillone haben viele Bewohner des Donbass aber den Eindruck, dass es Kiew nur um das Territorium geht und nicht um die Menschen.
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Kapitel 3

„Russischer Frühling“ für Föderalisierung der Ukraine

Donezker auf Wache gegen Rechte

Prorussische Aktivisten in Donezk und Charkow werben für ein Referendum über die Föderalisierung der Ukraine. Daraus könnte schnell eine Bewegung zur Vereinigung mit Russland werden.

29. März 2014

An der Fernstraße Lugansk-Donezk flattern der Fahnen der prorussischen Aktivisten im Wind. Direkt hinter dem Posten der Verkehrspolizei haben die Aktivisten – Männer im Alter von 40 Jahren und 18jährige Schüler - ihren eigenen Kontrollposten aufgebaut. An ihren Jacken tragen sie das schwarz-orangene Georgi-Bändchen, eine Militärauszeichnung aus der Zarenzeit, die in den letzten Jahren in Russland populär wurde.

„Wir wollen rechtzeitig wissen, wenn Militär oder Leute vom Rechten Sektor kommen,“ meint Andrej (Name geändert) ein 35 Jahre alter Bauarbeiter, der seit Tagen an der Verkehrswache teilnimmt. Bisher haben die etwa 30 Männer und Frauen noch kein Auto angehalten. Die Polizei behindere die selbstorganisierte Wache, die nur 50 Meter neben dem Gebäude der Verkehrspolizei steht, nicht. „Die Polizisten stehen auf unserer Seite“, meint Andrej.

Die Wache, an der sich zu den Abendstunden etwa 30 Personen einfinden – auch einige Frauen sind zu sehen – wird von Dmitri (Name geändert) geleitet. Dmitri hat ganz persönliche Gründe, warum er den Wachposten unterstützt. Drei bis vier Stunden ist er täglich auf dem Wachposten. Nebenbei muss er auch noch seine Firma mit ihren 270 Mitarbeitern führen. Seine Mitarbeiter reparieren Öfen in den Großbetrieben, die Stahl schmelzen. Außerdem baut Dmitris Firma Schornsteine und andere veraltete Industriebauten ab, um Platz für neue Bauten zu schaffen.

Wirtschaftskrise seit dem Maidan

Seit die Protestbewegung in Kiew das politische System des Landes ins Wanken gebracht und schließlich gestürzt hat, hat Dmitri große Probleme. Der Export der Großbetriebe im Gebiet Donezk, die Stahl, Gasherde und Maschinen nach Russland liefern, stockt. Die Wirtschaft sei im Niedergang, sagt er. Ein Modernisierungsauftrag den sein Unternehmen letztes Jahr für die Holding ISD abwickelte – sie gehört dem jetzigen Gouverneur Sergej Taruta - , sei immer noch nicht bezahlt worden.

„Wir lebten gut“, meint eine Passantin auf dem Zentralen Markt von Donezk. Aber seit dem Umsturz in Kiew geht es bei uns bergab“, meint die Frau, die gerade zum Einkaufen auf dem Zentralen Freiluftmarkt in Donezk unterwegs ist. Nachdem Referendum auf der Krim hat die Leitung des Marktes die Standgebühr der Händler von 5.000 auf 4.500 Grivna gesenkt, denn die Zahl der Kunden ging rapide zurück.

Was mich erstaunt ist, dass es auf dem Markt keine politischen Grenzen gibt. Zwei Frauen aus der Westukraine verkaufen selbstgeflochtene Körbe. Und an vielen Gemüse-Ständen findet man Tomaten und Radieschen von der Krim, die sich am 16. März in einem Referendum zu einer Vereinigung mit Russland entschieden hat.

Was sie machen werden, wenn Militärfahrzeugen auftauchen, das wollen die Männer an der Fernstraße nicht verraten. Eine Strafe wegen ungesetzlicher Handlungen wollen sie nicht provozieren. Andrej verrät nur so viel: Wir haben in der Region ein elektronisches Überwachungsnetz aufgebaut, dass sofort Alarm schlagen kann wenn sich ukrainische Armee-Einheiten nähern.

Etwas abseits der Straße ist ein mit Plastikplanen beschlagener Unterstand, wo man schlafen kann. An dem Unterstand klebt ein Aufruf der „Volksfreiwilligen des Donbass“. Auf dem Flugblatt sieht man eine Faust ein Hakenkreuz zerschlagen. Ziel der Verkehrskontrollen sei es, so heißt es in dem Aufruf, keine „feindlichen Elemente“ auf das Donbass-Territorium zu lassen.

Freiwillige schützen staatliches Waffenlager

Derartige selbstorganisierte Kontrollen gibt es auch an anderen Straßen im Südosten, so etwa vor einem der größten Waffenlager der Ukraine im Ort Artjomow, wo in den letzten Wochen – auf Anweisung der Regierung in Kiew - Unmengen von Schusswaffen mit Lastwagen abtransportiert wurden. Der Abtransport aus dem Ort nicht weit von Donezk wurde gestoppt, nachdem sich eine selbstorganisierte Wache aus Anwohnern gebildet hatte.

Im Ort Walnawacha versuchten Anwohner die Fahrt von mehreren ukrainischen Schützenpanzerwagen an die ukrainische-russische Grenze zu stoppen. Frauen versuchten die Soldaten mit Argumenten wie – „wollt ihr auf slawische Brüder schießen“ – von der Weiterfahrt abzuhalten, jedoch ohne Erfolg.

An dem Wachposten vor Donezk sammeln sich derweil Neuankömmlinge und tauschen Informationen aus. Ein Mini-Bus an dessen Heck-Tür eine Stalin-Plakat klebt, wird mit lautem Hallo begrüßt. Wie ich später von Aktivisten der Kommunistischen Partei der Ukraine (KPU) erfahre, steht Stalin „wegen seiner Strenge“ bei Kommunisten und pro-russischen Aktivisten zurzeit hoch im Kurs.

Doch es gibt auch andere Vorbilder. Bei einer Kundgebung auf dem Lenin-Platz etwa sehe ich junge Leute, die an ihren Jacken die schwarz-blau-roten Abzeichen der sowjetischen Donezk-Kriworosch-Republik tragen.

Diese Republik war von 1918 bis 1919 Teil des Sowjetstaates. Dass sich der „Südosten“ - wie damals - wieder Russland anschließt, darauf hoffen im Südosten der Ukraine zahlreiche Gruppen und Parteien, wie der „Russische Block“ und die „Freiwilligen des Donbass“.

Doch noch spricht man nur von einem Referendum, welches den Regionen der Ukraine mehr Rechte bringen soll. Denn jeder Aufruf zur Abtrennung wird von den ukrainischen Sicherheitsbehörden streng verfolgt. Zurzeit sind zwanzig Aktivisten aus Donezk in Haft. Der bekannteste der Aktivisten in Donezk ist Pawel Gubarjow. Er sitzt wegen der Besetzung der Gebietsverwaltung von Donezk Anfang Februar 2014 in Untersuchungshaft in Kiew.

Hausarrest für prorussischen Präsidentschaftskandidaten Dobkin

Auch die prorussische Opposition ist Charkow ist von Verfolgung betroffen. Der im Februar von Kiew abgesetzte Gouverneur Michail Dobkin, der Anfang Februar mit dem Bürgermeister von Charkow Gennadi Kernes, einen Kongress der russischsprachigen Ostukraine organisierte, sitzt heute unter Hausarrest in Kiew, hat aber seine Kandidatur zu den Präsidentschaftswahlen angemeldet. Gegen seinen Mitstreiter Gennadi Kernes eröffnete die Staatsanwaltschaft in Kiew ein Verfahren wegen eines älteren Kriminalfalles. Offenbar unter dem Druck dieses Verfahrens ist Kernes inzwischen von seiner aktiven prorussischen Position abgerückt.

Die Russland-freundlichen Kräfte sind vorsichtig geworden. „Glauben sie mir, die Leute stehen hier nicht für den Separatismus“, meint Dmitri, der Unternehmer aus Donezk, der die Wache an der Fernstraße leitet. „Nur zehn Prozent der Menschen, die protestieren, sind wirklich radikal und rufen, Hurra, ich will zur Trikolore (die russische Flagge hat drei Farben). Zurzeit wollen wir keine Abtrennung und uns Russland anschließen.“

Er wolle nicht, dass seine Kinder „von einem Maidan zum nächsten Maidan leben,“ sagte der Vater von drei Kindern. „Maidan, dass ist für viele Menschen in der Ost-Ukraine gleichbedeutend mit Banden-Unwesen und wirtschaftlichem Niedergang.“

Die Hauptsorge der Menschen, die protestieren, seien soziale Fragen, meint Dmitri. Zum 1. Mai will die die Regierung den Gaspreis verdoppeln. Außerdem sollen die Subventionen für einkommensschwache Familien gestrichen werden. Wer nur ein Einkommen von nur 1.000 Grivna hat brauchte bisher statt 500 Grivna nur 300 Grivna Wohnungsnebenkosten zahlen.

„Die Regierung heizt den Hass zwischen Ukrainern und Russen an,“ meint Dmitri. Dafür müsste man sie strafrechtlich verfolgen. „Die Menschen wollen nicht unter einer Macht leben, die Faschisten fördert“. Und wenn die Regierung in Kiew in Kiew eine richtige Politik machen würde, „dann hätten wir die Krim nicht verloren.“

Die Männer der Verkehrswache sorgen sich auch, dass ihre Kinder in Kindergärten nur noch Ukrainisch lernen, während zuhause Russisch gesprochen wird. Dass die Regierung in Kiew nun auch noch den traditionellen Feiertag zum Sieg über Hitler-Deutschland am 9. Mai abschaffen will, will der Bauarbeiter Dima nicht hinnehmen.

„Der Mord an dem Swoboda-Mann war eine Provokation“

Wie ich von Mitgliedern der KPU in Donezk erfahre, will die Partei jetzt ein Strafverfahren gegen den Oligarchen und neuen Gouverneur von Donezk, Sergej Taruta, einleiten. Die KPU wirft dem Gouverneur vor, er habe am 13. Mai zugelassen, dass in Donezk - in unmittelbarer Nähe - zwei Kundgebungen stattfanden, eine von den Regierungsgegnern und eine von den Maidan-Anhängern. Als es dann zu Auseinandersetzungen zwischen den Anhängern der verfeindeten Lager kam, wurde ein Mitglied der rechtsradikalen Swoboda-Partei erstochen.

„Auf Videos ist jedoch zu sehen, dass der Swoboda-Mann erstochen wurde, als er mit seinen Leuten stand und die Polizei die Maidan-Anhänger von Regierungsgegnern getrennt hatte“, meint Eugene Potapow, zweiter Sekretär der KPU in einem Donezker Bezirk. Der Mord an dem Swoboda-Mitglied sei eine Provokation gewesen, mit der man die Regierungsgegner, als „blutrünstig“ hinstellen wollte.

Moskau braucht gar nicht zu locken

Es gibt kulturelle und wirtschaftliche Gründe, warum in den Staaten, die an Russland grenzen, viele Menschen gute Beziehungen zu Moskau wünschen.

Charkow, 18. März 2014

Der rechte Terror hat nun auch die Ost-Ukraine erreicht. Am 14. März 2014 um 20 Uhr abends wurden die Bewacher des Lenin-Denkmal in Charkow aus einem VW-Bus von Mitgliedern des Rechten Sektors beschossen. Als danach 200 Antifaschisten versuchen das Büro der rechtsradikalen Organisation zu stürmen, beginnen deren Mitglieder erneut zu schießen. Zwei junge Teilnehmer der Anti-Rechts-Demonstration starben.

Doch das war nicht der einzige Vorfall dieser Art in der Ost-Ukraine. Am 17. März 2014 zieht am helllichten Tag eine Kolonne von maskierten Rechten mit Schlagstöcken durch die Industriestadt Dnjepropetrowsk. Passanten, welche die Marschierenden beschimpfen, wurden geschlagen. Eine Passantin hockte – von Schlägen getroffen - weinend am Boden.

Das Ziel der rechten Schläger ist klar: Die Bevölkerung in der Ostukraine soll eingeschüchtert werden. Mit Terror will man Unsicherheit verbreiten und verhindern, dass sich Menschen an pro-russischen Demonstrationen beteiligen.

Diese Absicht deckt sich mit dem Interesse der neuen Regierung in Kiew, die den rechten Terror nicht verfolgen lässt. Und nicht nur das. Am 25. Februar 2014, nur wenige Tage nach dem Staatsstreich, wurden auf Beschluss der Werchowna Rada Andrej Bilezki und andere in ukrainischen Gefängnissen einsitzende Rechtsradikale – nach der neuen Sprachregelung „Patrioten“ - aus den Gefängnissen entlassen.

Von Politikern in Brüssel und Moskau vor die Zwangs-Alternative gestellt, ein Bündnis mit der EU oder mir der von Moskau geführten Zollunion einzugehen, entscheidet sich die Bevölkerung in der Ostukraine für ein enges Bündnis mit Russland. Nicht alle Menschen in der Ostukraine wollen so weit gehen – wie die Menschen auf der Krim – und ihr Territorium mit Russland vereinigen. Aber für die Bewohner in der Ostukraine ist die enge Zusammenarbeit mit Russland etwas Natürliches. Die Unternehmen in der Ostukraine exportieren einen großen Teil ihrer Produkte aus dem Bereich Maschinenbau und Anlagen nach Russland und andere Staaten der Zollunion.

Russland erscheint vielen russischsprachigen Menschen in der Ukraine als Hort von Stabilität und minimaler wirtschaftlicher Sicherheit, welche die Ukraine den Menschen schon seit Jahren nicht bieten kann. Die wirtschaftliche und politische Instabilität fördert unter den Menschen über 35 auch sowjetnostalgische Stimmungen.

Dass es in Russland repressive Gesetze gegen Homosexuelle gibt und kritische Websites einfach abgeschaltet werden, interessiert die Menschen, die sich nach Stabilität sehnen, kaum. Für sie stehen existenzielle, soziale Fragen im Vordergrund. Gut ausgebildete Bürger in Charkow verdienen 250 Euro im Monat. Dass man den Gürtel bei so einem Einkommen – wie von der EU gefordert – nicht noch enger schnallen kann, liegt auf der Hand.

„Russland schützt unsere Sprache und Kultur“, hörte ich auf den Straßen von Charkow, wo 65 Prozent der Bevölkerung Russisch sprechen, sehr häufig. Als Europäer würde man sich wünschen, auf den Straßen von Charkow den Satz zu hören, „wir wissen, dass Europa die russische Kultur in der Ukraine schützt“. Doch leider hat sich Brüssel in dieser Frage bisher nicht deutlich und fordernd geäußert. Doch wer den acht Millionen Bürgern mit russischen Wurzeln in der Ukraine keinen Schutz garantiert, treibt sie zwangsläufig in die Arme von Moskau.

Der Nationalismus in Russlands Nachbarstaaten hilft Moskau in den Nachbarstaaten Einfluss zurückzugewinnen. Die Regionen Krim, Ostukraine, Transnistrien, Abchasien und Südossetien liegen alle außerhalb Russlands. Dass diese Regionen seit Jahren die Nähe Russlands suchen, hängt neben der Hoffnung auf eine bessere wirtschaftliche Entwicklung vor allem damit zusammen, dass diese Gebiete sich vor dem Nationalismus in den Nachfolgestaaten der Sowjetunion fürchten. In westlichen Medien werden die Interessen der russischsprachigen Menschen in den neuen Staaten weitgehend ausgeblendet, oder sie werden von Moskau „bestochen“ oder „verführt“ diskriminiert.

In dem von Moldau 1992 in einem Bürgerkrieg abgespaltenen Transnistrien – wo Russen und Ukrainer über die Hälfte der Bevölkerung stellen – fürchteten die Menschen die von Moldau-Nationalisten betriebene Rumänisierung und den Anschluss an Rumänien.

In den Provinzen Abchasien und Südossetien, die sich in Bürgerkriegen 1992 von Georgien abspalteten, fürchteten die Menschen, dass georgische Nationalisten ihnen ihre in der Sowjetzeit erworbenen Autonomie-Rechte nehmen.

Auf der Krim und in der Ost-Ukraine sieht es ähnlich aus. Solange die ukrainischen Nationalisten nur in der Westukraine zu Sagen hatten, hielt man es mit ihnen in einem Staat gerade noch aus. Doch jetzt, wo die rechtsradikale Swoboda-Partei in Kiew den Generalstaatsanwalt, einen Vizepremier sowie den Landwirtschafts- und Ökologie-Minister stellt, und der Leiter des Sicherheitsrates Mitglied des Swoboda-Vorläufers Sozialnationale Partei der Ukraine war, läuten bei den russischsprachigen Bewohnern der Süd- und Ost-Ukraine die Alarmglocken.

In der Ost-Ukraine wird der Ruf nach Selbstständigkeit lauter

In den ostukrainischen Industriestädten Donezk, Charkow, Lugansk besetzen am Wochenende prorussische Demonstranten Gebietsverwaltungen und einen Sitz des Geheimdienstes.

Donezk, 7. April 2014

Die Ereignisse in der Ostukraine entwickeln sich am Wochenende stürmisch. In Donezk und Charkow besetzten Demonstranten die Gebäude der Gebietsverwaltungen. In Donezk erklärte ein „Volksrat“ man werde bis zum 11. Mai ein Referendum über die Gründung einer „Donezk-Republik“ durchführen. Diese Republik solle dann Teil Russlands werden. Die prorussischen Aktivisten begründeten die Bildung eines Volksrates damit, dass die offizielle Gebietsverwaltung ein Referendum über den Status des Donezk-Gebietes abgelehnt hatte.

Am Montag forderte der „Volksrat“ Russland auf, die Rechte der Russen durch die Entsendung einer Friedenstruppe zu schützen. Die „Kiewer Junta“ verfolge Aktivisten der prorussischen Bewegung mit Repressionen. Der freie Zugang zu Informationen sei nicht mehr gewährleistet. Die russischen Fernseh-Kanäle seien abgestellt worden.

Ost-Ukraine fühlt sich in der neuen Regierung nicht vertreten

„Die Ukraine müsste eine Föderation werden,“ meint Nina, eine Lehrerin, die ich in Donezk auf einer Kundgebung für die Föderalisierung der Ukraine traf. Warum, so fragt sie, „soll die Ostukraine, wo der Großteil des ukrainischen Bruttoinlandproduktes erwirtschaftet wird, einen Großteil des Geldes an die von Nationalisten und Faschisten geführte Regierung in Kiew abgeben?“

Wäre es denn keine Lösung, wenn die Regierung Minister aus dem Osten der Ukraine in ihr Kabinett aufnimmt? Nein, meint Nina. „Dafür ist es jetzt zu spät. Das wollen wir nicht. Wir wollen jetzt nur noch nach Russland. Da ist Jemand der sich um sein Volk kümmert.“ Mit dem „Jemand“ meint sie Wladimir Putin.
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20. Mai 2014 - Berge von Autoreifen sichern die von Aufständischen besetzte Gebietsverwaltung von Donezk, Foto: Ulrich Heyden



„Die Sprachen-Frage wird übertrieben“

Es gibt in Donezk auch Anhänger der neuen Regierung. Während die prorussischen Bewegungen viele Arbeiter in ihren Reihen haben, kommen die Anhänger des Maidan eher aus der Mittelschicht und intellektuellen Berufen. Die Anhänger des Maidan sind zwar zahlenmäßig schwach und treten selten an die Öffentlichkeit, aber es gibt sie.

Da sind zum Beispiel Wlad und Anja. Die beiden sind ein Paar und studieren Jura. Der Protest der prorussischen Kräfte an der geplanten Abschaffung von Russisch als Amtssprache halten die beiden für „völlig übertrieben“. Die russische Sprache werde im Alltag „so oder so immer wichtig bleiben“.

„Wir sind es gewohnt, dass sich unsere Präsidenten bereichern“

Für die Lehrerin Nina, steht der Maidan in Kiew für Chaos und Instabilität. „Ja“, auch Präsident Januowitsch habe sich persönlich bereichert, „so wie alle Präsidenten vor ihm auch“, meint die 50jährige. Aber Janukowitsch habe „auch dem Volk etwas gegeben“. Außerdem gab es unter ihm Stabilität und Lohnerhöhungen. Damit sei es jetzt vorbei. Einige Demonstranten hielten in den letzten Wochen Plakate, die den nach Russland geflohenen Präsidenten Viktor Janukowitsch aufforderten, in die Ukraine zurückzukommen um „Ordnung zu schaffen“.

Industrielles Herz der Sowjetunion

Die Menschen in der Industrie- und Verwaltungsstadt Donezk mit ihren 950.000 Einwohnern, sind es gewohnt, sich mit den Gegebenheiten zu arrangieren. Arbeiterproteste sind in dieser Region, die zum industriellen Herzen der Sowjetunion gehörte, meist Proteste „für die Region“ und „für das Land“ aber nicht gegen die Oligarchen, denen die Stahlwerke und Kohleschächte gehören.

Viele Menschen im Gebiet Donezk sind besorgt über die Zukunft und sehen in Russland so etwas wie eine Schutzmacht. Denn der IWF hat der neuen Regierung Auflagen gemacht, die Sozialleistungen zu kürzen. Das geht für die meisten Menschen ans Eingemachte. Denn schon jetzt sind die Einkommen der abhängig Beschäftigten im Gebiet Donezk mit Monatslöhnen um die 160 Euro – Bergarbeiter verdienen das Doppelte – gering.

Arbeitsschutz wird in den Schächten und metallurgischen Großbetrieben, die oft zwanzig bis dreißigtausend Beschäftigte haben, klein geschrieben. Pro Monat gibt es in den Kohlebergwerken sechs bis sieben Tote in Folge von Arbeitsunfällen, berichtet die Chefredakteurin der Wirtschaftszeitung Krjasch, Marina Charkowa.

Die ständige Lebensgefahr macht die Arbeiter besonders entschlossen, meint Charkowa. Wenn die Verarmung in der Ukraine zunimmt, werde sich die Teilnehmerzahl an den prorussischen Demonstrationen in der Ost-Ukraine vergrößern, so die Chefredakteurin.

Spenden für das Vaterland

Um den Kredit des IWF zu bekommen, hat die neue Regierung in Kiew ein massives Sparprogramm angekündigt. Die Gaspreise für Privatkunden sollen am 1. Mai in einem ersten Schritt um 50 Prozent erhöht werden. Die Ermäßigung bei den Wohnungsnebenkosten für einkommensschwache Bürger soll gestrichen werden. Als Lehrerin ist Nina von der Streichung aller Gehalts-Zuschläge betroffen. Gehaltszuschläge bekam sie bisher für ihr Amt als Klassenlehrerin, für die Prüfung der Schülerhefte und für die abgeleisteten Dienstjahre. Durch die Streichung der Zuschläge werde sie in Zukunft statt 2.500 Grivna also nur noch 2.000 Grivna (130 Euro) im Monat verdienen. Außerdem werde ihre Stundenzahl von 18 auf 24 Stunden erhöht, ohne Gehaltsausgleich versteht sich.

Die Regierung rührt die Werbetrommel für Spenden ans Vaterland. Über das Fernsehen werden die Bürger aufgefordert, vier Grivna (0,30 Euro) für die Armee zu spenden. Lehrer werden angehalten einen Tageslohn an den Staat zu spenden. Wer nein sagt, riskiert die Entlassung. Was die Regierung in Kiew jetzt mache, sei der reinste „Raub am Volk“, meint Nina. Die Oligarchen werden ja nicht zur Kasse gebeten.

„Volksfeind“ Achmetow

In Donezk zogen die prorussischen Demonstranten am Sonntag vom Lenin-Platz im Stadtzentrum zum Denkmal für die „Befreier des Donbass“. An dem Denkmal für die Partisanen und Soldaten, die den Donbass im zweiten Weltkrieg von Hitler-Truppen befreiten legten die Demonstranten rote Nelken für die vor 40 Tagen in Kiew getöteten Polizisten der Spezialeinheit Berkut nieder. Für die Opfer unter den Demonstranten auf dem Maidan gibt es in Donezk wenig bis kein Mitgefühl. Den Demonstranten in Kiew seien Drogen ins Essen gemischt worden, lautet eines der Gerüchte, die in der Stadt im Umlauf sind. Die Demonstranten gelten als Umstürzler. „Sie haben die Schuld, das wir jetzt in Unsicherheit leben und das jetzt Faschisten in der Regierung sitzen“.

Die Demonstration zum Weltkriegs-Denkmal führte vorbei am neuen Fußball-Stadion von Donezk. Das kreisrunde Gebäude sieht aus wie ein Ufo aus und ist nachts hellblau erleuchtet. Den Bau finanzierte der Oligarch Rinat Achmetow, dem die Holding Systems Capital Management gehört und der auch den Fußballclub Schachtor Donezk sponsert. Kaum war die Fußball-Arena in Sicht, kamen bei den Demonstranten neue Sprechchöre auf. Statt „Referendum“ und „Russland, Russland“ riefen sie jetzt „Achmetow Volksfeind“.

Warum Volksfeind? Der Oligarch der in den wilden 1990er Jahren durch Mafia-Verbindungen zu Reichtum gekommen war, hatte am 2. März eine gegen Russland und die prorussischen Kräfte in der Ukraine gerichtete Erklärung veröffentlicht. „Interne politische Spannungen können in einen ständigen Konflikt führen und die territoriale Integrität der Ukraine zerstören.“ Der Einsatz „von Gewalt und illegalen Aktionen von außerhalb“ seien unzulässig. Kritische Worte zu dem juristisch fragwürdigen Machtwechsel in Kiew und zu den rechtsradikalen Ministern findet man in der Erklärung nicht.

Kiew hat nun westlich orientierte Gouverneure in den großen ostukrainischen Stadten Charkow, Donezk und Dnjepropetrowsk eingesetzt. Und was ist mit der Russland-freundlichen Elite? Die passt sich den neuen Machtverhältnissen in Kiew an. Die Mitglieder der entmachteten „Partei der Regionen“, haben Angst, dass ihre Kinder entführt und ihre Häuser in Kiew geplündert werden. „Und sie haben Angst dass fremde Oligarchen und fremde, hungrige Nationalisten, die Aktiva der hiesigen Elite unter sich aufteilen,“ meint Marina Charkowa, Chefredakteurin des Wirtschaftsblattes Krjasch. Diese Angst sei stärker als die Verantwortung vor den Wählern. Deshalb hätten viele wohlhabende Abgeordnete die „Partei der Regionen“ verlassen.

„70 Prozent der Menschen unterstützen Idee des Referendums“

Betriebe in der Ostukraine produzieren »fast nichts mehr« - Gespräch mit einem Aktivisten der »Volksrepublik Donezk«

veröffentlicht am 7. Mai 2014 in Neues Deutschland48

Weniger Arbeit und steigende Preise plagen die Ostukraine, weil zwischen Russland und der Ukraine ein Handelskrieg ausgebrochen ist. Das berichtet Alexander Golubizki, Aktivist der »Donezker Republik«.

Golubizki lebt mit seiner Frau und zwei Kindern in Charzysk. Die Stadt mit ihren 100 000 Einwohnern liegt 20 Autominuten östlich von Donezk. Golubizki hat am Asowschen Meer, 120 Kilometer südlich von Charzysk einen Jachtverleih.

Städte und Ortschaften in der Ostukraine sind hart umkämpft. »Die Situation ändert sich jede Minute«, sagt Alexander Golubizki am Telefon. Sobald sich Militär nähere, trete im Stab ein Aktionsplan in Kraft, erzählt der Aktivist.

In Charzysk ist es zu Wochenbeginn noch ruhig. Es sei kein Militär in der Stadt, erzählt der Aktivist und Unternehmer. Rund um die Stadt gebe es Verkehrskontrollposten der »Selbstverteidigungskräfte«. Deren Aufgabe sei es, Militärfahrzeuge und andere »feindliche Fahrzeuge« zu melden.

»Die Kinder spüren den Wandel«

Ob seine Frau und seine beiden kleinen Kinder keine Angst hätten? Der Aktivist überlegt einen Moment: »Nein, wir sind Patrioten. Wir haben keine Angst. Wir sind Soldaten.« Und die Kinder? »Sie sind natürlich noch klein. Aber sie spüren, dass es einen Wandel gibt.«

Die Erfolge der ukrainischen Streitkräfte seien nur von kurzer Dauer, ist der Gesprächspartner überzeugt. »Heute besetzen sie eine Stadt, morgen werden sie wieder vertrieben. So läuft das.«

Wie er sich informiere? Über eine Satellitenantenne empfange er russische Fernsehkanäle. Außerdem gebe es das ukrainische Fernsehen. Ansonsten informiere er sich über das Internet und über den Stab, der das Referendum am 11. Mai über die Volksrepublik Donezk vorbereite. Golubizki nimmt selbst an den Vorbereitungen der Abstimmung teil. Der Stab ist im Gebäude der Gebietsverwaltung untergebracht. Das sei keine Besetzung, meint er. »Wir gehören ja zur Bevölkerung.«

Wie sich die Militäroperation auf den Alltag der Menschen auswirke? »Wissen Sie, eigentlich kaum. Das Einzige ist, dass die Preise steigen.« Benzin, Lebensmittel und Wohnnebenkosten seien im Schnitt um 25 bis 30 Prozent gestiegen. Auch die Arbeitslosigkeit klettere unaufhörlich, weil die Betriebe »fast nicht mehr produzieren«. Nach Angaben ukrainischer Internetportale ist die Produktion des Maschinenbaus im letzten Monat um 40 Prozent zurückgegangen.

Wie die Bevölkerung reagiere? »Die Menschen protestieren. Sie erkennen die Macht in Kiew nicht an. Sie hoffen, dass wir unsere ökonomische Basis verbessern können, wenn wir unabhängig sind.« 75 Prozent der im Gebiet Donezk hergestellten Waren gingen bisher zu den russischen Nachbarn. Russland kaufe aber immer weniger. Kiew habe gegenüber Moskau einen Handelskrieg ausgerufen. Die Lieferung von Einzelteilen für die russische Rüstungsindustrie sei eingestellt worden.

Mehrheit ist für das Referendum

70 bis 80 Prozent der Menschen in den Städten des Donezker Gebiets unterstützten die Idee des Referendums, glaubt der Geschäftsmann. Wie die Stimmung in der Stadtverwaltung sei? Es gebe drei Gruppen. »Ein Teil unterstützt uns, ein Teil ist unentschlossen und ein Teil ist kategorisch gegen uns.« Das wichtigste sei jetzt, dass das Referendum »ohne Provokationen« durchgeführt werden kann. An der Vorbereitung beteiligten sich besonders Lehrer, Ärzte und Studenten. »Das ist eine richtige Papierarbeit.«

In den Gebieten der Ostukraine, die unter Kontrolle der Aufständischen stehen, soll am 11. Mai nur über eine einzige Frage abgestimmt werden: »Unterstützen sie den Akt über die staatliche Unabhängigkeit der Volksrepublik Donezk?« Die Republik wurde bereits am 7. April gegründet. »Wenn die Mehrheit dagegen stimmt, bleibt das Gebiet Donezk Teil der Ukraine,« sagt Alexander.

Wie bei so vielen Menschen in der Ostukraine fließt in seinen Adern das Blut verschiedener Völker. »Mein Vater ist Ukrainer, meine Mutter Russin.« Seine Frau sei ukrainischer Abstammung. Trotzdem fühle man sich eher zu Russland hingezogen als zu Kiew. Dort säßen Faschisten in der Regierung.

»Man will uns vergiften«

Von Kiew ist Alexander Golubizki schon länger enttäuscht. Auch von dem davongelaufenen Präsidenten Viktor Janukowitsch. Der habe mit dem Unternehmen Shell einen Vertrag über die Förderung von Schiefergas in den Gebieten Donezk, Charkow und Lugansk abgeschlossen. Doch die Förderung von Schiefergas grenze an einen »Völkermord«, schimpft Alexander. »Als ich begonnen habe, mich mit dem Schiefergas-Projekt zu beschäftigen, habe ich verstanden, dass man uns vergiften will.« Insgesamt sollen 40 000 Bohrungen niedergebracht werden. Millionen Liter Wasser, die zur Förderung gebraucht werden, würden vergiftet. Doch russisches Gas könne man viel billiger bekommen als Schiefergas.

Die Bohrarbeiten seien aber seit Wochen unterbrochen. Das Projekt Schiefergas habe ihm den Anstoß gegeben, sich für die »Donezker Republik« zu engagieren, sagt Alexander. Es sei besser, russisches Gas zu kaufen, als die Umwelt und die Zukunft der Kinder zu zerstören.

»Wir lassen uns von niemandem etwas sagen«

veröffentlicht am 10. Mai 2014 in „Neues Deutschland“49

In Donezk und Lugansk laufen die Computerdrucker heiß. Millionen Wahlzettel werden gedruckt. Volkes Wille wiege schwerer als Putins Bitte, sagen Vertreter des »Volksrates der Donezker Republik«.

Das Referendum, um dessen Verlegung Wladimir Putin gebeten hatte, wird stattfinden. Daran lassen die Organisatoren keinen Zweifel. Auch das Donezker Bürgermeisteramt hat sich darauf eingestellt und die Lehrer angewiesen, Schulbesetzungen »nicht zu behindern«, aber an die Bildungsbehörde zu melden. Höchstes Ziel sei »die Sicherheit der Lehrer und der Schutz des Eigentums«. Die Regierungsgegner in den Gebieten Donezk und Lugansk wollen nämlich in Schulgebäuden abstimmen lassen. Man habe »keine Möglichkeiten«, dies zu verhindern, verlautete aus dem Bürgermeisteramt von Donezk.

Am Donnerstag hatte der Volksrat der »Donezker Volksrepublik« mit den Stimmen aller 78 Anwesenden beschlossen, das Referendum durchzuziehen. Die Wahlzettel zu drucken, sei »kein Problem« gewesen, berichtet der Journalist Alexander Dmitrijewski am Telefon aus Donezk. Mangels ausreichender Druckereikapazitäten waren Computerdrucker im Großeinsatz.

Durchgeführt wird das Referendum trotz Kriegsbedingungen in den Gebieten Lugansk und Donezk, in denen insgesamt 6,5 Millionen Menschen leben. Natürlich müsse viel improvisiert werden, gesteht Alexander. Es herrschten eben Kriegsbedingungen. Die Bewohner hätten sich jedoch schnell daran gewöhnt. »Selbst in Slawjansk (der Hochburg des Aufstands gegen Kiew - d. Red.) haben sich die Menschen die ersten zwei, drei Tage versteckt. Dann sind sie wieder auf die Straße gegangen.«

Das offizielle Wählerverzeichnis wurde auf Anweisung der Regierung in Kiew blockiert, berichtet der Journalist Dmitrijewski. Doch es gebe Einwohner-Meldelisten, die fast identisch mit dem Wählerverzeichnis seien. Jede Gebietsverwaltung der Polizei habe solche Meldelisten. Mit deren Hilfe werde man die Abstimmung abwickeln.

In Donezk lautet die Frage »Sind Sie für eine selbstständige Volksrepublik Donezk?« Im Gebiet Lugansk entsprechend. »Sind Sie für eine unabhängige Volksrepublik Lugansk?« Wenn die Mehrheit der Bürger mit Ja stimmt, werde es anschließend ein Referendum über eine gemeinsame Volksrepublik geben, erklärt Dmitrijewski. Der nächste Schritt könne ein Referendum über die Vereinigung mit Russland sein.

Man achte Putins Absicht, durch eine Verschiebung des Referendums Menschenleben zu retten. »Doch wir wollen Millionen Menschen nicht daran hindern, eine Heldentat zu vollbringen«, erklärte ein Sprecher des Volksrats der »Donezker Republik« am Donnerstag. Mit seiner Bitte, das Referendum zu verschieben, habe der russische Präsident zeigen wollen, »dass das, was im Donbass vor sich geht, allein die Initiative des Volkes ist«, glaubt Alexander Dmitrijewski. Die Menschen im Donbass seien sehr selbstbewusst. »Wir lassen uns von niemandem etwas sagen«, laute ein bekanntes Motto.

Die Parolen, mit denen für das Referendum geworben wird, sind deftig. Eine lautet »Nazistische Sklaverei oder Freiheit«. Für Ortsfremde klingt alles, was die Organisatoren sagen, reichlich pathetisch. Doch was erwartet man anderes in einer Region, in der seit vier Wochen Krieg herrscht, in der Panzer der Regierung durch die Städte fahren und jeden Tag auf beiden Seiten Menschen sterben. Die Ostukrainer fürchten sich vor den Enkeln der »Banderowzy«, jener Westukrainer, die im Zweiten Weltkrieg an der Seite der deutschen Faschisten kämpften und dieses Andenken bis heute mit neuen Denkmälern und Fackelmärschen in Ehren halten.

Ein Großteil der Ostukrainer hat das Vertrauen in die Kiewer Übergangsregierung verloren. Ein Sprecher des »Volksrats« der Donezk-Republik erklärte, man werde mit dieser Regierung keine Gespräche führen. Und aus Kiew hieß es, eine Beteiligung von Separatisten an Gesprächen etwa an einem Runden Tisch komme nicht in Frage.

Ost-Ukraine: Unabhängigkeits-Referendum trotz Militär-Terror

Wahlbeteiligung zwischen 70 und 80 Prozent. Nationalgarde beschießt Polizei-Zentrale von Mariupol. Oligarch Rinat Achmetow fordert Stopp der ukrainischen Militär-Operationen in der Industrieregion Donbass.

veröffentlicht am 12. Mai 2014 in Telepolis50

Millionen Menschen beteiligten sich am Sonntag, trotz Warnungen aus Kiew und westlichen Hauptstädten, in den ostukrainischen Gebieten Donezk und Lugansk an einem Unabhängigkeits-Referendum.

Die Beteiligung an dem Referendum lag nach Aussagen der Zentralen Wahlkommission im Gebiet Donezk bei 71 Prozent und im Gebiet Lugansk, welches direkt an Russland grenzt, bei 80 Prozent. In der Stadt Großstadt Donezk bildeten sich vor den Wahllokalen über Hundert Meter lange Schlangen. Die in Schulen untergebrachten Wahllokale waren von acht bis 22 Uhr geöffnet.

Der Volks-Bürgermeister der Stadt Slawjansk, Wjatscheslaw Ponomarjow, erklärte nach dem Referendum gegenüber Journalisten, der nächste Schritt sei die Bildung der Donezk-Republik. Es gäbe Pläne, eng mit Russland zusammenzuarbeiten, insbesondere bei der Frage des Eintritts in die von Russland geführte Zollunion. Um die Frage zu entscheiden, ob das Gebiet Donezk ein Teil Russlands werden soll, müsse es ein weiteres Referendum geben.

Ernst und feierlich

Wahlen im Ost-Teil der Ukraine sind, wie in Russland, seit Sowjetzeiten eine festliche Veranstaltung. Abstimmen, das ist bis heute so etwas wie eine Bürgerpflicht. Mit Ernst und Pflichtgefühl kamen die Menschen trotz Krieg an die Wahlurnen. (…)

Es gab gläserne Urnen aus Plexi-Glas, Wahlkabinen mit einfarbigen Vorhängen und Tische an denen die Pässe geprüft und die Stimmabgabe der Wähler in die vorbereiteten Wählerverzeichnisse eingetragen wurden. Da die Regierung in Kiew die offiziellen Wählerverzeichnisse blockiert hatte, nutzten die Wahlkommissionen die Einwohner-Melde-Listen als Wählerverzeichnis.

Ein Vertreter des Menschenrechtsrates beim russischen Präsidenten war als Wahlbeobachter angereist. Weitere offizielle Wahlbeobachter aus Russland oder anderen Ländern waren bei den Wahlen offenbar nicht vertreten. Die Korrektheit der Auszählung garantieren also ganz allein die Wahlkommissionen.

„So eine hohe Wahlbeteiligung hatten wir hier noch nie,“ sagte eine blonde Frau, Mitte 30, gegenüber dem Fernsehkanal Rossija 1. Die Frau stand mit ihrem Mann und ihren beiden Töchtern in einer Schlange vor einem Wahllokal in Donezk. Eine andere Frau, um die 50, meinte, die Anwohner würden schon „im menschlichen Blut ertrinken.“ Aber „sie werden sehen, dass die Menschen trotz der Gewehrläufe ihre Willen ausdrücken.“

Die Wähler, die vor den Wahllokalen von russischen Journalisten befragt wurden, sprachen nicht über die Unabhängigkeit, sondern über viel näher liegende Dinge. Man hoffe, dass es in der Region durch die Stimmabgabe Frieden, Stabilität und neue Arbeitsplätze gibt, meinten die befragten Wähler. Eine Frau in mittlerem Alter sagte gegenüber dem Fernsehkanal Moskva 24 unter Tränen: „Das einzige was ich machen kann, ist meine Stimme abgeben.“ Und zu den Leuten vom bewaffneten Selbstschutz sagte die Frau, „Männer, haltet durch!“

Privatarmee des Oligarchen Kolomoiski schießt in die Menge

Nicht überall verlief die Wahl friedlich. In der Stadt Krasnoarmejsk im Gebiet Donezk, blockierten Mitglieder einer bewaffneten Einheit aus Dnjepopetrowsk das in der Gebietsverwaltung untergebrachte Wahllokal. Weil die Männer mit gepanzerten Autos der „Privatbank“ gekommen waren, ging Beobachter davon aus, dass es sich um Mitglieder der Sicherheitstruppe von Privatbank-Besitzer Igor Kolomoiski handelte.

Als die unbewaffneten Bürger der Stadt den Mitgliedern der Spezialeinheit aus Protest gegen die Blockade des Wahllokals den Weg versperrten, schossen die Mitglieder der Spezialeinheit – offenbar in Panik – in die unbewaffnete Menge. Wie der Korrespondent des westlich orientierten Radio Echo Moskwy per Twitter berichtete, wurde ein unbewaffneter Bürger getötet. Mehrere Menschen wurden verletzt. (…)

Nationalgarde beschießt Polizei-Zentrale von Mariupol

Immer deutlicher wird, dass Kiew den russischsprachigen Osten und Süden durch brutale verdeckte und offene Operationen, mit nackter Gewalt einschüchtern will. (…)

Besonders deutlich wurde die Einschüchterungs-Taktik am 9. Mai in der südukrainischen Hafenstadt Mariupol. Ausgerechnet am Siegestag über den Hitler-Deutschland, der auch in Mariupol mit einer Parade gefeiert wurde, versuchten ukrainische Soldaten, Nationalgardisten und paramilitärische Einheiten der Bevölkerung mit nackter Gewalt das Fürchten zu lehren.

Ukrainische Soldaten schossen im Zentrum von Mariupol wahllos auf unbewaffnete Demonstranten und Passanten, säuberten die Gebietsverwaltung und schüchterten die Anwohner mit Gewehrsalven ein und jagten mit ihren Schützenpanzern über Barrikaden. Anwohner versuchten spontan mit nackten Händen ukrainische Schützenpanzer aufzuhalten und Soldaten zum Rückzug zu überreden.

Am Morgen des 9. Mai hatten ukrainische Soldaten bereits mit schweren Waffen die Polizei-Zentrale von Mariupol beschossen. Das Gebäude geriet dabei in Brand. Die Polizisten versuchten sich mit einem Sprung aus dem Fenster zu retten. Das offizielle Kiew begründeten die Beschießung damit, dass 60 Separatisten die Polizei-Zentrale angegriffen hätten. Doch der Blogger dok_zlo lieferte eine völlig andere Erklärung für den Sturm.

Angeblicher Hilferuf des Polizeichefs von Mariupol

Grund für die Beschießung des Gebäudes sei ein Hilferuf des städtischen Polizei-Chefs, Waleri Androschuk, gewesen. Dieser war erst vor kurzem von der Regierung in Kiew als Polizei-Chef eingesetzt worden. Als er seinen Untergebenen befahl, auf „Provokateure“, die angeblich in großer Zahl an der Parade zum Siegestag teilnehmen, ohne Vorwarnung zu schießen, wollten seine Untergebenen den Befehl nicht ausführen. Um sich Respekt zu verschaffen, soll der Polizei-Chef dann angeblich einen seiner Untergebenen mit einem Schuss aus der Dienstwaffe verletzt und sich danach in seinem Dienstzimmer verbarrikadiert haben. Von dort rief er die ukrainischen Militärs um Hilfe.

Die rückten mit Schützenpanzern sowie Angehörigen der Nationalgarde und Mitgliedern paramilitärischer Gruppen an und begannen das Gebäude zu beschießen. Die Anwohner waren empört. Sie riefen, „fasst unsere Polizei nicht an!“, „verschwindet aus unserer Stadt“, „Faschisten“. Derweil versuchte der Polizei-Chef aus dem Gebäude zu fliehen, wurde aber angeblich von Regierungsgegnern entführt und mit einem Auto an einen unbekannten Ort gebracht. (…)

»Friedensaktion« im Zentrum des Donbass

Aktivisten der »Donezker Volksrepublik« wollen die ukrainischen Präsidentschaftswahlen am Sonntag blockieren. Oligarch Rinat Achmetow schlägt sich auf die Seite der Kiewer Machthaber. Die »Volksrepublik Donezk« droht ihn zu enteignen.

veröffentlicht am 22. Mai 2014 in „Neues Deutschland“51

Hoch her ging es am Mittwoch auf dem Artjomow-Boulevard in der Millionenstadt Donezk. Einige Autofahrer hatten sich laut hupend der Aktion »für einen friedlichen Donbass gegen bewaffnete Gruppen« angeschlossen. Auf der Straße lagen ein paar Pflastersteine. Offenbar hatte sie jemand auf die Autos geworfen.

Die Aktion hatte Oligarch Rinat Achmetow, der reichste Mann der Ukraine, ins Leben gerufen. Mit »bewaffneten Gruppen« meint der mächtige Unternehmer nicht die von Rechtsextremisten durchsetzte Nationalgarde und die gefürchteten Sondereinheiten, wie »Dnjepr-1«, die vom Oligarchen Igor Kolomoiski bezahlt werden, sondern die bewaffneten Männer der »Donezker Volksrepublik.«

In einer emotionalen Videobotschaft kündigte Achmetow am Dienstag an, solange die Leute der »Donezk-Republik« mit Gewehren durch die Städte laufen und die Bürger verängstigen, werde man täglich um 12 Uhr die Betriebssirenen heulen und Autos hupen lassen. Auffällig war, dass in Donezk vor allem Autos der gehobenen Mittelklasse hupten.

Etwa fünfzig ältere Frauen und ein paar junge Leute hatten sich versammelt, um gegen die Aktion zu demonstrieren. Man sah auch zwei junge Männer mit Baseballschlägern und medizinischem Mundschutz. »Die sind bestimmt von irgendjemandem bezahlt«, glaubt Irina, eine Ingenieurin. Mit bezahlten Schlägertypen versuchten die OIigarchen und Kiew, ihre Gegner zu diskreditieren, erklärt sie mir im Gespräch auf der anderen Straßenseite.

Ein junger Mann in kurzen Hosen sammelt die auf dem Boulevard liegenden Steine wieder ein, er ist offenbar für friedlichen Gegenprotest und will eine Diskreditierung der »Donezker Republik« nicht zulassen. Weitere Steine fliegen zumindest nicht. Die Grenze zwischen Provokation und aufrichtigem Protest ist in der zugespitzten Situation nicht immer klar zu erkennen.

Parolen gegen „die Junta“

Einige der älteren Frauen rufen aus Leibeskräften Parolen gegen die »Junta in Kiew«. »Die sind einfach verzweifelt«, sagt Irina. »Sie bekommen 1200 Grivna Rente (80 Euro) im Monat und trauern der Sowjetunion hinterher«. Die vergangenen 20 Jahre hätten sie in Armut gelebt. Zu Zeiten der UdSSR, sagt Irina, sei - was das Soziale betrifft - wirklich Vieles besser gewesen.

Auch sie werde am Sonntag nicht zur Präsidentschaftswahl gehen, bekennt die 55-Jährige. Die aussichtsreichsten Kandidaten, Pjotr Poroschenko und Julia Timoschenko, hätten schon Regierungsposten gehabt, für das Volk aber nichts erreicht.

Am Dienstag und Mittwoch versammelten sich auf Anweisung Achmetows Belegschaften seiner Betriebe in Mariupol und Donezk vor den Werkstoren. Eine für Dienstag geplante Großkundgebung in Mariupol hatte der Oligarch jedoch wieder absagen lassen. Es habe Anschlagsdrohungen gegeben, behauptete er.

Achmetow liegt mit den Aktivisten der »Volksrepublik« quer. Angeblich hätten deren Anhänger Gleise blockiert. Wenn aber die Züge mit Rohmaterialien nicht mehr rollen, führe das zum »Genozid« der Region, drohte der Großunternehmer in seiner Videobotschaft.

Beeindruckend war die Zahl der Teilnehmer an seiner Aktion jedoch nicht. Doch auch dafür hat der Oligarch eine Erklärung: Die Bürger des Donbass würden von den bewaffneten Separatisten eingeschüchtert.

Die aber treten als Beschützer der Bevölkerung auf: Man führe einen Kampf gegen eine von Faschisten durchsetzte Nationalgarde und eine Regierung, die sich nicht scheue, Panzer in Wohngebieten einzusetzen, sagten die Männer der »Donezker Volksrepublik«.

»Mit Maschinengewehren kann man keine Menschen ernähren«, hält der Oligarch dagegen. Die »Volksrepublik« bringe den Menschen nur »Hunger und Kälte«. In seinen Betrieben fänden dagegen 300 000 Menschen Arbeit.

Puschilin: „Wer in Kiew Steuern zahlt, finanziert den Terror gegen Donezk“

Für Denis Puschilin, den Vorsitzenden eben dieser »Volksrepublik«, ist die Sache klar: Wer wie Achmetow in Kiew Steuern bezahle, »finanziert den Terror gegen die Bevölkerung« in der Ostukraine. Eine Nationalisierung von Großbetrieben sei daher unausweichlich.

Das von der Werchowna Rada in Kiew am Dienstag verabschiedete »Memorandum für Frieden und Eintracht« sei reiner Populismus, sagt Puschilin. Denn zur gleichen Zeit würden Bürger in der Ostukraine von ukrainischen Truppen angegriffen. Bilder von zerstörten Wohnhäusern, die der »Anti-Terror-Operation« zum Opfer gefallen sind, werden allerdings nur im russischen Fernsehen gezeigt, im ukrainischen seien sie nicht zu sehen, erklären Aktivisten und Passanten in Donezk.

Mit Kiew könne man nur über zwei Themen verhandeln: über den Abzug der ukrainischen Truppen aus dem Osten und über den Austausch von Geiseln. Verhandlungen über die Wahlen seien ausgeschlossen »Präsidentschaftswahlen am 25. Mai wird es in der Donezker Volksrepublik nicht geben«, verkündet Puschilin.

Wer in der besetzten Gebietsverwaltung bei Aktivisten nachfragt, was das zu bedeuten habe, dem wird unumwunden mitgeteilt, dass man Wahllokale blockieren werde. Die Ukraine sei jetzt ein anderer Staat. In der »Donezker Volksrepublik« habe das Volk seinen Willen bereits beim Referendum am 11. Mai zum Ausdruck gebracht.

Es gibt in Donezk jedoch noch ein anderes Lager. Wohl um die 20 Prozent der Bevölkerung unterstützen die Regierung in Kiew, halten sich aber mit öffentlichen Meinungsäußerungen zurück. Da ist zum Beispiel Marina. Die schlanke 34-Jährige mit den langen schwarzen Haaren, der rosa Bluse und den knallengen Jeans sagt unumwunden: »Ich hoffe dass die DNR (Donezker Volksrepublik) nicht siegt.« Sie verstehe nicht, »was das für Leute sind und woher sie kommen«.

Und Odessa? Hinter dem Brand im dortigen Gewerkschaftshaus stecke Russland, glaubt Marina. Beweise dafür hat sie nicht. Ob es nicht sein könne, dass ein Oligarch die Brandstifter bezahlt habe? Marina überlegt einen Augenblick. »Ich gucke vor allem ukrainisches Fernsehen«, gesteht sie ausweichend. Doch dass hinter dem Brand ein Oligarch stecke, könne man nicht ausschließen.

Berge von Autoreifen, Stacheldraht und Parolen gegen die EU

Besuch in der von Aktivisten der »Volksrepublik« besetzten Verwaltung des Donezker Gebiets. In rund einem Drittel der Wahllokale der Gebiete Donezk und Lugansk kann nach Angaben der Zentralen Wahlkommission der Ukraine am Sonntag nicht gewählt werden. Dort regiert Kiew.

veröffentlicht am 23. Mai 2014 in „Neues Deutschland“52

Wer zu den Vertretern der »Donezker Volksrepublik« will, muss zur Gebietsverwaltung am Puschkin-Boulevard. Das mehrstöckige Hochhaus ist bereits seit dem 6. April von Aktivisten besetzt, die mit den neuen Machthabern in Kiew nichts zu tun haben und in einen Dialog allenfalls eintreten wollen, wenn die »Junta« ihre »Anti-Terror-Operation« in der Ostukraine beendet und die bewaffneten Kräfte zurückzieht. Seinerseits verweigert auch Kiew jedes Gespräch, solange die »Terroristen« die Waffen nicht niederlegen.

Die Donezker Gebietsverwaltung erreicht man nur durch ein Gewirr von Wällen aus Autoreifen und Stacheldrahtverhauen. Außerdem muss man zwei Ausweiskontrollen über sich ergehen lassen. Wo die Beamten geblieben sind, die früher in dem Gebäude gearbeitet haben, kann niemand genau sagen. In den großzügigen Büros sind derzeit der Presse- und der Sicherheitsdienst der »Donezker Volksrepublik« untergebracht. Ob auch die Regierung der Volksrepublik in dem Hochhaus ihren Sitz hat? Die Mitarbeiter geben zu verstehen, dass man diese Frage angesichts der angespannten Sicherheitslage nicht beantworten könne.

Die Situation in dem Gebäude wirkt chaotisch. In den Ecken liegen ausrangierte Telefone, der Boden ist schmutzig, zum Saubermachen sei keine Zeit, erläutert eine Pressesekretärin: »Die Menschen hier haben an der Front ihre Kameraden verloren. Saubergemacht wird nach dem Sieg.«

Es ist schon erstaunlich, wie sich die Bilder gleichen. Auch die Kiewer Stadtverwaltung war von den Maidan-Besetzern mit Stacheldraht gegen Übergriffe der Polizei geschützt. Auch dort wurden Brote für Freiwillige geschmiert und Medikamente ausgegeben. Wie in Kiew verfolgen auch in Donezk die Leute vor dem besetzten Gebäude Fernsehübertragungen. In Donezk läuft der eigene Fernsehkanal der »Donezker Volksrepublik«, die inzwischen überall DNR abgekürzt wird - Donezkaja Narodnaja Respublika. In Kiew wurden seinerzeit Enthüllungsfilme über die Aktivitäten der Mafia in Donezk gezeigt.

Kinderzeichnungen mit durchgestrichenen Panzern

Einen Unterschied zwischen beiden Orten machen vor allem Bilder und Karikaturen an den Wänden aus. In der besetzten Stadtverwaltung von Kiew hingen Bilder des westukrainischen »Volkshelden« Stepan Bandera, der im Zweiten Weltkrieg mit den Truppen der Hitler-Wehrmacht kollaborierte. In der besetzten Gebietsverwaltung von Donezk hängen Kinderzeichnungen: »Nein zum Krieg« ist über durchgestrichene Panzer und flatternde Friedenstauben geschrieben. Daneben kleben Schmähkarikaturen Barack Obamas und Julia Timoschenkos, Parolen gegen die EU, die NATO und die USA.

Vor dem massiven Gebäude trifft man in diesen Tagen nicht allzu viele Menschen. Nur abends, nach der Arbeit, kommen viele Leute, um zu diskutieren und sich die Fotos von Jungen und Älteren anzuschauen, die bei den Kämpfen gegen die Regierungstruppen schon gefallen sind - in Slawjansk und anderen Orten.

Olga, eine Angestellte mit schwarzer Sonnenbrille, erzählt, sie habe nach dem Pogrom in Odessa drei Nächte lang nicht schlafen können. Sie sei Russin, sagt sie immer wieder, als ob damit schon alles erklärt sei. Olga hat eine Freundin in Odessa, mit der sie häufig telefoniert. Und die ist sicher, dass es beim Brand im dortigen Gewerkschaftshaus nicht 48, sondern über 100 Tote gab. Doch das genau zu ermitteln, sei gefährlich. Um die Namen aller Opfer herauszubekommen, müsse man in Odessa verdeckt arbeiten. Wer selbst ermittelt, müsse, sagt Olga, mit Repressionen der Sicherheitsorgane und ukrainischer Nationalisten rechnen.

Im russischsprachigen Internet wird die These diskutiert, dass Igor Kolomoiski, Oligarch und Gouverneur von Dnjepropetrowsk, eine Schlägertruppe bezahlt habe, die hinter dem Pogrom von Odessa steckt. Damit habe er die vorwiegend russischsprachige Einwohnerschaft der Stadt einschüchtern wollen. Das ist auch die Meinung vieler linker Aktivisten.

In der besetzten Donezker Gebietsverwaltung jedenfalls lässt man keinen Zweifel daran, dass die Präsidentschaftswahlen am Sonntag »in einem anderen Staat« stattfinden, nicht aber in der »Donezker Volksrepublik«.

Gründungskongress des Netzwerkes „Novorossija“ in Donezk

Eindrücke vom Gründungs-Kongress des Netzwerkes Noworossija in Donezk

29. Mai 2014

„Rot steht für das Blut und das blaue Kreuz steht für die Andreas-Flagge der russischen Schwarzmeer-Flotte“, sagte der Redner auf der Tribüne im Jugend-Palast von Donezk. Etwa 1.500 Personen waren am 22. Mai zur Gründungsversammlung des Netzwerkes Noworossija gekommen. Als ein Redner die „Staats“-Flagge von Noworossija vorstellte, herrschte gespanntes Schweigen.

Während der Versammlung ging es dann zum Teil hoch her. Verschiedene Teilnehmer fragten, ob es denn überhaupt noch Sinn mache, an Kiew Steuern zu zahlen und wie man sich da als Einzelner ganz konkret verhalten sollte. Pawel Gubarjow, Volksgouverneur, Unternehmer und Star der Veranstaltung, erklärte, er zahle schon seit Dezember keine Steuern mehr an Kiew. Aus dem Publikum kam beifälliges Lachen. Gubarjow saß die letzten zwei Monate wegen „Separatismus“ in einem Kiewer Untersuchungsgefängnis. Plötzlich rief eine Frau, „gebt uns Waffen“. Gubarjow erklärte, man werde sie beschaffen. Mehr verriet der Volks-Gouverneur und Netzwerk-Gründer nicht.

Damit auch jeder verstand, was mit „Noworossija“ eigentlich gemeint war, wurde auf einer Leinwand das zweigeteilte Territorium der Ukraine gezeigt. In grüner Farbe sah man den Westen und das Zentrum der Ukraine unter Einschluss von Kiew. Der Süden und Osten des Landes sah man in roter Farbe und mit der Bezeichnung „Noworossija“. Gubarjow erklärte, man wolle ein Staat des Volkes schaffen, mit gemischtem Eigentum. Unternehmen, die ihre Steuern weiter in Kiew zahlen und nicht in Donezk, würden „nationalisiert“.

Bisher gehören zu dem selbernannten Staat Noworossija nur die beiden selbsternannten „Volksrepubliken“ Donezk und Lugansk, die sich am 24. Mai offiziell vereinigten und militärisch gegenseitig unterstützen. So schickte die „Volksrepublik“ Lugansk bewaffnete Freiwillige nach Donezk, um die dortigen Einheiten beim Kampf um den Flughafen zu unterstützen.

Mit Noworossija solle ein Netzwerk geschaffen werden, dass alle regierungskritischen Bewegungen im Süden und Osten der Ukraine vereint, erklärte Volksgouverneur Gubarjow, der im zweiten Teil der Veranstaltung Fragen des Publikum beantwortete.

Der Auftritt des von Leibwächtern beschützten Gubarjow war der Höhepunkt der Veranstaltung im Jugendpalast. Denn der 31jährige Unternehmer ist im Gebiet Donezk so etwas wie ein Volksheld. Am 1. März wurde er auf einer Kundgebung in Donezk zum „Volksgouverneur“ gewählt.

Der Staat Noworossija soll nach dem Willen von Gubarjow einmal das gesamte Territorium im Osten und Süden der Ukraine – von Lugansk bis zur Grenze von Transnistrien - umfassen. Es geht um das Territorium, welches unter den russischen Zaren kolonisiert wurde und sich nach dem russisch-türkischen Krieg in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts mit dem russischen Imperium vereinigte.

Noworossija werde ein prorussischer Staat sein, erklärte Gubarjow im Anschluss an die Versammlung im Jugendpalast im Gespräch mit Journalisten. „Er wird Teil der (von Russland geführten, U.H.) Zollunion und der Eurasischen Union sein.“ Natürlich müsse um diesen neuen Staat erst noch gekämpft werden. „Wir verstehen das.“ Dabei werde man sich „vor allem auf die eigenen Kräfte stützen müssen.“

Natürlich sei man zu Verhandlungen mit Kiew bereit. Bedingung sei aber der Abzug der ukrainischen Truppen, erklärte Gubarjow. Positives Beispiel sei die Tschechoslowakei. Dort haben man sich „auf Grundlage einer Volksabstimmung getrennt, ohne dass ein einziger Schuss fiel.“ Die ukrainische Regierung müsse nun für eine Volksabstimmung die gesetzliche Grundlage schaffen. „Dann besteht die Möglichkeit, dass man sich in der Ukraine friedlich trennt. Dann kann sich der Westteil der Ukraine der EU anschließen und wir im Osten werden friedlich leben.“

Als ich Gubarjow frage, welche Parteien - außer der in Moskau angesiedelten „Eurasischen Union der Jugend“ - Bündnispartner von Noworossija sind, meinte der Volksgouverneur, „heute sind alle Parteien in Donezk, welche die Donezk-Republik unterstützen, unsere Bündnispartner.“ Nicht zu den Bündnispartnern gehörten Udar (Klitschko), Vaterland (Timoschenko), Swoboda (Tjagnibok) und die Partei der Regionen. „Diese Parteien haben ihre Tätigkeit in der Donezk-Republik faktisch eingestellt. Auch in Russland sind alle Parteien, welche die Donezk-Republik unterstützen, unsere Freunde.“

Auf die Frage, was er den Bürgern sage, die in Donezk nichtsdestotrotz am 25. Mai zu den Präsidentschaftswahlen gehen wollen und die weiter für ein enges Verhältnis mit Kiew sind, antwortete der Volksgouverneur, „ich sagen diesen Leuten, Demokratie ist die Meinung der Mehrheit, die man anerkennen muss. Die Leute von denen sie sprechen, befinden sich in der Minderheit. Demokratie, das ist der Wille der Mehrheit, der sich die Minderheit unterordnen muss. Habe ich nicht Recht?“

KPU-Sekretär „Wir brauchen hier keine russischen Streitkräfte. Wir schaffen es allein“

Wladimir Kosolapow, Sekretär der Kommunistischen Partei der Ukraine (KPU), der in Donezk lebt, meint, es gäbe gute Chancen, eine „Volksrepublik“ aufzubauen.

22. Mai 2014

Dass sich die Bevölkerung im Gebiet Donezk zurzeit wenig an den Demonstrationen für die „Donezk-Republik“ beteiligt, hat mit den Einschüchterungsversuchen zu tun und dem Zwang Geld zu verdienen, meint der Kommunist Wladimir Kosolapow.

Wladimir Kosolapow ist stellvertretender Vorsitzender der KPU im Donezker Woroschilow-Bezirk. Der 53jährige ist Geschäftsführer einer kleinen Baufirma, die zurzeit ohne Aufträge ist. Seine Mutter ist Ukrainerin, sein Vater Russe. Kosolapow hat eine Familie mit drei Kindern. Er ist einer der 150 nichtgewählten Mitglieder des Rates der selbsternannten Donezk-Volksrepublik. Beim Unabhängigkeitsreferendum am 11. Mai war er Vorsitzender der Wahlkommission im Woroschilow-Bezirk.

Im Westen wurde kritisiert, dass das Referendum über die Unabhängigkeit des Gebietes Donezk nicht demokratisch war. Es wurde gemeldet, dass manche Wähler mehrere Mal abstimmten.

Wissen Sie, wir hatten einen Extra-Dienst. Die fuhren zu den Leuten, die nicht zum Wahllokal kommen konnten, nach Hause, damit sie wählen konnten. Die Wahlbeteiligung übertraf unsere Erwartungen.

Was ist der Grund?

Die Leute wollen einen Wechsel.

Heißt das, die Leute wollen eine Unabhängigkeit von der Ukraine?

Ja. Die Ukraine hat als Projekt schon aufgehört zu existieren, als die Ereignisse in Kiew begannen. Die Junta (gemeint ist die Regierung in Kiew, U.H.) tat alles dafür, dass die Ukraine als Staat aufhörte zu existieren.

Warum gab es beim Unabhängigkeits-Referendum weniger Wahllokale als üblich. Lag das am Personalmangel?

In der Stadt gab es 100 Wahllokale. Normalerweise gibt es 350 Wahllokale. Wir haben die Wahlbezirke vergrößert. Wir haben Gleichgesinnte für die Wahlkommissionen gesucht. Für die Arbeit in den Wahlkommission gab es kein Geld. Die Leute die sich für die Wahlkommissionen meldeten, fühlten, dass Hilfe gebraucht wurde.

Wie lange sind sie schon Mitglied der KPU?

Ich trat 1986 ein. Damals war ich 26 Jahre alt.

Haben sie die Perestroika unterstützt?

Nein, nicht wirklich. Das war keine Perestroika sondern die Aufteilung des Eigentums eines großen Landes.

Und wie verhielten sie sich zum Notstandskomitees, dass im August 1991 versuchte, Gorbatschow zu stürzen?

Die Bildung des Notstandskomitees war der Versuch, den Zerfall des Landes aufzuhalten. Aber das Komitee bekam nicht genug Unterstützung.

Man hat den Eindruck, dass die Bürger von Donezk sich nicht massenhaft an Aktionen zur Unterstützung der Donezk-Republik beteiligen. Mehr als 5.000 Demonstranten habe ich nie gesehen.

„Es beteiligen sich nicht allzu viel Menschen an den Aktionen“

Sie haben Recht. Es beteiligen sich nicht allzu viele Menschen an den Aktionen. Die größte Kundgebung in Donezk gab es am 1. März. Damals kamen 17.000 Menschen. Jetzt kommen weniger. Viele Menschen sind es gewohnt, zuhause zu sitzen und zu hoffen, dass Jemand anderes etwas für sie unternimmt.

Hoffen diese Menschen auf die russischen Streitkräfte?

Manche hoffen darauf. Ich bin der Meinung, dass russische Streitkräfte nicht erforderlich sind. Hier gibt es genug militärisch ausgebildete Menschen, die in der Lage sind, ihre Interessen zu verteidigen. Aber viele haben ihre Angst, etwas zu tun, noch nicht überwunden.

Man hat den Eindruck, dass die Leute im Westen der Ukraine, die für eine Assoziierung mit der EU sind, eher bereit waren, für diese Forderung auf die Straße zu gehen. Hoffen die Leute hier darauf, das Rinat Achmetow, der Oligarch, alles für sie entscheidet?

In der Westukraine wussten die Leute, dass sie Geld bekommen, wenn sie zum Maidan fahren. Es ist kein Geheimnis, dass Geld aus Amerika kam, mit dem Essen und Ausrüstung bezahlt wurde. In unserer Region müssen die Leute, die uns unterstützen, zur Arbeit gehen und Geld verdienen. Sie erarbeiten das Budget des Gebietes, von dem das Gebiet lebt.

Wie gelang es dem Oligarhen Rinat Achmetow Mitarbeiter für Demonstrationen zu mobilisieren?

Das läuft in der Regel so: Entweder Du beteiligst Dich an der Demonstration des Unternehmens oder du wirst entlassen. Bei unseren Demonstrationen ist es genau andersherum. Da sagen die Betriebsleiter, ´wenn wir Jemanden bei einer prorussischen Demonstration sehen, braucht er nicht mehr an den Arbeitsplatz zurückzukehren´.

Wie wurde der Rat der „Volksrepublik Donezk“ gebildet. Wurde da improvisiert?

Ja. Es wurde ein bisschen improvisiert. In dem Rat sitzen Leute, die sich bereit erklärt haben. Es sind Leute, die keine Angst haben.

Haben denn die Rats-Mitglieder die Unterstützung der Bevölkerung?

Diese Frage wird bei den ersten Wahlen für den Rat entschieden.

Das Risiko für die Mitglieder des Rates ist ziemlich groß.

Uns Allen droht 15 Jahre Gefängnis bis lebenslänglich. Aber wenn man Angst hat, erreicht man nichts.

„Die Unterstützung der Bevölkerung kommt vom Herzen“

Woher haben sie ihren Optimismus?

Ich bin Optimist. Ich bin in der Sowjetunion aufgewachsen und ich diente in der sowjetischen Armee. Ich erinnere mich, wie es damals war. Ich sehe, was für eine Unterstützung ich von Nachbarn, Bürgern der Stadt und Freunden bekomme. Und ich sehe, das diese Unterstützung vom Herzen kommt. Deshalb bin ich mir sicher, dass wir siegen werden.

Wenn man sich in der besetzten Gebietsverwaltung aufhält, hat man den Eindruck, dass es dort viele junge Leute mit Waffen gibt, die vor allem stolz sind, Waffen zu tragen.

Ja, das stimmt. Aber das gehört zu den schwachen Punkten jeder Bewegung. Ich hoffe, dass da bald Ordnung geschaffen wird und nur die richtigen Leute Waffen haben.

Unterstützt ihre Partei die Besetzung der Gebietsverwaltung?

Von 150 Mitgliedern des Rates der Volksrepublik Donezk sind sechs Mitglieder der KPU. Mir persönlich gefällt die weiche Position unserer Partei-Führung zur Situation in der Ukraine nicht. Vielleicht hat das damit zu tun, dass unsere Mitglieder unter den Repressionen im Westen und im Zentrum der Ukraine leiden. Simonenko (der Partei-Vorsitzende der KPU) ist zwar vor der Werchowna Rada aufgetreten, aber weiter geht es nicht. Wenn wir die Donezk-Republik geschaffen haben, werden wir uns um jeden einzelnen Menschen in unserer Partei kümmern, und gucken, wer uns unterstützt hat, und wer sich versteckt hat.

Stimmt es, dass im Rat der Volksrepublik viele russische Nationalisten und Chauvinisten sitzen?

Im Rat sitzen ausschließlich Leute mit ukrainischem Pass.Wollen sie persönlich, das Lugansk und Donezk ein Teil von Russland werden oder dass die beiden Gebiete einen neuen Staat bilden?

Es geht nicht nur um Lugansk und Donezk. Es geht auch um die Gebiete Charkow, Nikolajew, Saporoschje, Dnepropetrowsk, Cherson und Odessa (alles Gebiete in der Ost und Süd-Ukraine, U.H.). Außerdem geht es darum, die Ukraine von Faschisten zu säubern. Warum sollen wir Faschisten unser Territorium abtreten?

Im Entwurf der Verfassung der Donezk-Republik ist die staatsbildende Rolle der russisch-orthodoxen Kirche festgeschrieben worden. Gilt das Prinzip Staat und Kirche zu trennen nicht?

Ich habe für den Entwurf nicht gestimmt, weil ich der Meinung, dass der Entwurf erstmal genau geprüft und breit diskutiert werden muss. Im Verfassungsentwurf ist auch keine eindeutige Formulierung, dass das Volk der Besitzer aller Naturressourcen sein muss. Wenn wir uns als sozialen Staat verstehen, brauchen wir die Naturressourcen als Finanzierungsquelle.

Gibt es nicht auch gemeinsame Interessen mit dem Maidan?

Es gibt gemeinsame soziale und politische Forderungen. Wenn man nicht versucht hätte, dem Süd-Osten der Ukraine, die Meinung aufzuzwingen, wenn es nicht die Verfolgung von Andersdenkenden und die offen faschistische Rhetorik gegen hätte, dann würden wir wahrscheinlich jetzt gemeinsam die neue Ukraine aufbauen.

Sie sind Geschäftsführer einer kleinen Baufirma, die zurzeit keine Aufträge hat. Wie finanzieren sie ihre Familie?

Kosolapow: Meine Familie ist in einer sehr schwierigen Situation. Mein erwachsener Sohn lebt schon selbstständig. Aber wenn ich meine Eltern nicht hätte, könnte wir kaum existieren. Ich schäme mich, dass ich als erwachsener Mann meine Familie nicht ernähren kann.



Linke und Liberale in Russland über den Separatismus

Dass die Kiewer Regierung Milliardäre zu Gouverneuren in der Ost-Ukraine ernannt hat, werde dort zu mehr Klassenbewusstsein führen, hofft der Moskauer Soziologe Boris Kagarlitsky. In der Westukraine äußert Schriftsteller Juri Andruchowitsch Verständnis für den Separatismus in der Ost-Ukraine.

11. März 2014

„Kein Krieg!“, riefen die 300 westfreundlichen Demonstranten Sonntagnachmittag vor dem hohen weißen Gebäude des russischen Verteidigungsministeriums am Moskauer Arbat. Über das Internet war, einen Tag nach der Drohung von Wladimir Putin russische Truppen in die Ukraine zu schicken, zu der nichtangemeldeten Kundgebung aufgerufen worden.

In dem über Facebook verbreiteten Demonstrationsaufruf hieß es, „eine Militärintervention in der Ukraine führt tatsächlich zum Dritten Weltkrieg“. Russen und Ukrainer seien nichts weiter als ein „Faustpfand in der Hand von Verbrechern. Die Kinder unserer Länder sollen jetzt sterben für ihre goldenen Kloschüsseln und ihr Recht weiter zu rauben.“

Die Polizei verhaftete am Sonntag bei zwei Moskauer Anti-Kriegs-Aktionen – vor dem Verteidigungsministerium und auf dem Manege-Platz - , an denen sich insgesamt 800 Menschen beteiligten, 361 Demonstranten, berichtete das oppositionelle Info-Portal ovdinfo.org.

Nato-Raketen bald 450 Kilometer vor Moskau?

Liberale Moskauer Blogger, die schon immer für den Westen schwärmten, vergleichen die Vereinigung der Krim mit Russland mit Hitlers Annexion von Österreich im Jahr 1938. Doch der Vergleich hinkt. Von Österreich drohte Deutschland damals keine militärische Gefahr. Doch dass die neue Regierung in Kiew die Ukraine in die Nato führen will und damit Nato-Raketen bis an die russische Grenze vorrücken können, ist kein Geheimnis. Von der ukrainisch-russischen Grenze bei Charkow bis nach Moskau sind es nur schlappe 450 Kilometer.

Liberale schüren Hysterie

Dass die Moskauer Liberalen, jetzt von der Gefahr eines dritten Weltkriegs reden, ist für den Moskauer Politologen Boris Kagarlitsky nichts anderes als „Hysterie“. Schändlich sei auch, dass die Liberalen, die jetzt „besonders laut von der Kriegs-Gefahr schreien, noch gestern jede amerikanische Intervention in beliebigen Regionen der Welt unterstützt haben.“

Für die Linke sei es eine prinzipielle Position, dass man gegen jede ausländische Einmischung in die inneren Angelegenheiten der Ukraine auftrete, „egal ob von Seiten der Nato, Russlands oder der EU.“ Ein Bürgerkrieg in der Ukraine wäre zurzeit noch die geringere Gefahr, „da können zwei Seiten verhandeln“. Aber in der Ukraine, wo die Regierung die zahlreichen bewaffneten Gruppen nicht kontrolliere, drohe ein Krieg „jeder gegen Jeden“. Das drohende Chaos könne nur verhindert werden, „wenn Russland und der Westen eine gemeinsame Lösung finden.“

Russische Linke gründete „Antifaschistischen Stab“

Und was macht linken Gruppen in Russland? Am 27. Februar bildeten 23 linke Organisationen - von der KP-Abspaltung „Interregionale Vereinigung der Kommunisten“ über die „Bewegung der Kommunarden“ bis hin zur „Linken Front“ einen „Antifaschistischen Stab zur Hilfe für die Ukraine“.

Ziel des Stabes ist es, weltweite Solidarität für die verfolgten Linken in der Ukraine zu organisieren. Denn in der Ukraine werden Büros der Kommunistischen Partei der Ukraine von rechten Schlägern verwüstet. Schon auf dem Maidan wurden linke Aktivisten von Rechten zusammengeschlagen.

Aleksej Simojanow, Moskauer Politologe und Mitarbeiter des linken Instituts für Globalisierung und soziale Bewegungen, meint, die ukrainische und die russische Linke sei angesichts des Anwachsens des Nationalismus in beiden Ländern „demoralisiert“. Doch die Ereignisse in der Ukraine eröffnen nach Meinung von Simojanow für den Antifaschismus in Russland neue Perspektiven. „Die Bilder von den Banden faschistischer Unruhestifter auf den Straßen, welche von ihrer ethnischen Überlegenheit überzeugt sind, stoßen heute einen bedeutenden Teil der Intellektuellen und Zeitgenossen in Russland vom Nationalismus ab.“

Milliardäre sollen ostukrainische Proletarier regieren

Die neue Regierung in Kiew will jetzt Großunternehmer und Milliardäre als Gouverneure einsetzen. Das werde dazu führen, dass die Bewegung der Ukrainer mit russischen Wurzeln im Osten der Ukraine eine stärkere Klassenorientierung bekommt, hofft der Soziologe Boris Kagarlitsky.

Nach dem Willen der neuen ukrainischen Regierung soll der Stahl-Milliardär Igor Kolomojsky (geschätztes Vermögen 3,8 Milliarden Dollar) Gouverneur der Stadt Dnjepropetrowsk werden. Der Stahlmagnat Sergej Tatura aus Donezk (geschätztes Vermögen 730 Millionen Dollar) wurde zum Gouverneur des Donezk ernannt.

Kaum zu glauben, aber wahr: Es gibt in der West-Ukraine auch Intellektuelle, die der Meinung sind, der Erhalt des Landes in seiner jetzigen Form sei nicht mehr realistisch und für die Entwicklung der ukrainischen Nation hinderlich. Zu diesen Intellektuellen gehört der bekannte west-ukrainische Schriftsteller Juri Andruchowitsch.

In einem Interview mit der Nachrichtenagentur Unian erklärte der Schriftsteller im Juli 2010, einige Monate nachdem Viktor Janukowitsch die Präsidentschafts-Wahlen gegen Julia Timoschenko gewonnen hatte, „wenn noch einmal irgendwann so ein Wunder passiert, dass in der Ukraine - grob gesagt - , die Orangenen siegen, muss man der Krim und dem Donbass, die Möglichkeit geben, sich abzuspalten.“ Politisch seien diese Gebiete „Teil der russischen Nation.“ In diesen Gebieten werde jede ukrainische Bewegung unterdrückt, „nicht als Resultat von Repression, sondern weil die dortige Bevölkerung das wirklich nicht will.“

Andruchowitsch erklärte, man lebe „in einer Illusion der territorialen Ganzheit, die es so nicht gibt. Das Dogma der Ganzheit „vernichtet uns“. Selbst zarteste Versuche der Ukrainisierung, wie Kino-Filme mit ukrainischem Untertitel empfänden die Menschen im Donbass und auf der Krim als „Vergewaltigung“.

Die Ukraine sei heute eine „Union von Stämmen, die untereinander zerstritten sind“, erklärte Andruchowitsch. Zusammengehalten würden sie nur durch die „finanziell-repressive Staatsmaschine“ von Janukowitsch.

Die Worte des Schriftstellers sind Wasser auf die Mühlen der Separatisten in der Ost-Ukraine, die meinen, eine ukrainisch-nationalistische Ukraine sei als Staat gar nicht lebensfähig. Wenn die Maidan-Ukraine irgendwann zerfalle, könne sich die West-Ukraine ja wieder Polen anschließen, zu der sie bis 1939 gehörte.
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Kapitel 4

Die heiße Phase des Krieges und die westlichen Geheimdienste

Die Etappen des Krieges

Im Donbass gibt es seit acht Jahren Krieg und es droht eine neue, heiße Kriegsphase. Im Folgenden ein Überblick über die Phasen des Krieges. Danach folgen Berichte und Interviews zum Kriegsgeschehen.

I. Kiew in der Offensive, April 2014

Nachdem als Reaktion auf den Staatsstreich in Kiew Russland-freundliche Demonstranten Regierungs- und Verwaltungsgebäude in den südostukrainischen Städten Charkow, Donezk und Lugansk besetzt hatten, schickte Kiew am 14. April 2014 im Rahmen einer „Antiterroristischen Operation“ Truppen in den Donbass. In dieser ersten Kriegsphase war die ukrainische Armee die offensive Kraft.

Da die Motivation der ukrainischen Soldaten gegen friedliche Menschen mit ukrainischem Pass zu kämpfen gering war, wurden Stoßtrupp-Aufgaben und Strafaktionen im Donbass von den rechtsradikalen und ultranationalistischen ukrainischen Freiwilligen-Bataillone, Dnjepr-1, Tornado, Asow und Aidar ausgeführt. Unter den ukrainischen Freiwilligen waren ehemalige Polizisten, wie beim Bataillon Tornado, oder wie beim Asow-Bataillon, Rechtsradikale, die vor 2014 im Gefängnis saßen und nach dem Sieg des Maidan freigelassen wurden. Finanziert wurden das Freiwilligen-Bataillon Asow von dem Oligarchen Igor Kolomoiski.

Die ukrainischen Freiwilligen-Bataillone hatten zu Kriegsbeginn etwa 3.000 Kämpfer53. Sie waren alle an Kriegsverbrechen beteiligt, wie Folter, Mord, Entführung oder Plünderungen. Teilweise wurden diese Verbrechen von der ukrainischen Justiz verfolgt. Doch im Großen und Ganzen hatten die ukrainischen Freiwilligenbataillone für ihr Vorgehen grünes Licht. Zudem hoffte die Regierung in Kiew offenbar, dass maßgebliche Teile der Freiwilligen-Bataillone den Fronteinsatz nicht überleben und so der Druck auf die Regierung von Seiten der Ultranationalisten geringer wird.

Die ukrainische Armee und die ukrainischen Freiwilligenbataillone versuchten mit gezielten Strafaktionen gegen die Zivilbevölkerung, den Widerstandswillen der Bevölkerung zu brechen. In den Städten Lugansk, Donezk, Gorlowka und in vielen Dörfern mussten die Menschen im Sommer 2014 wegen Angriffen mit Raketen und Kampfflugzeugen wochenlang in Kellern leben.

Im Folgenden einige besonders brutale Strafaktionen:

Am 9. Mai 2014 wurde Polizei-Behörde der Stadt Mariupol von der neugebildeten Nationalgarde beschossen. Der Grund in dem Gebäude befanden sich Polizisten, die sich weigerten, auf regierungskritische Demonstranten zu schießen.

Am 2. Juni 2014 bombardierte ein ukrainisches Kampfflugzeug die Gebietsverwaltung von Lugansk. Acht Menschen werden getötet, 28 verletzt.

Von Juni bis Oktober 2014 setzte die ukrainische Armee bei Slawjansk und Peska54 international verbotene Phosphorbomben ein. Das russische Ermittlungskomitee erklärte55.

Am 15. Januar 2015 wurden Wohnviertel in der LNR-Stadt Stachanow56 mit Grad- und Uragan-Raketen beschossen. Der Beschuss begann um 7:40 Uhr, also zu einer Zeit, als die Kinder zu Schule gingen. Sechs Menschen - darunter ein Kind - wurden getötet.

Am 3. Februar 2015 wurde eine Autobushaltestelle im Lenin-Bezirk von Donezk mit einem Granatwerfer beschossen. 15 Menschen werden getötet. Die Täter waren vermutlich Mitglieder einer in der Stadt aktiven ukrainischen Untergrundgruppe.

II. Der Donbass in der Offensive, August 2014

Mit der Schlacht um die Stadt Ilowajsk folgte im August 2014 eine Kriegsphase, in der die Aufständischen in der Offensive waren. Freiwilligen-Verbände der Aufständischen, die von Freiwilligen aus Russland - aber auch aus westlichen Ländern - unterstützt wurden, gelang es, die ukrainischen Truppen bei der Stadt Ilowajsk und im Februar 2015 bei der Stadt Debalzewo einzukesseln. Diese offensive Phase der Aufständischen endete mit dem Abkommen Minsk-2 im Februar 2015.

III. 2017/18: Ukrainischer „Kriech-Krieg“ und Jagd auf Donbass-Feldkommandeure

Nach Minsk-2 begann die Phase des Stellungskrieges, in dem sich beide Seiten in Schützengräben einbunkerten und belauerten. Die ukrainische Armee beschoss immer wieder Dörfer und Städte. Es kam auch vor, dass die Donbass-Streitkräfte zurückschossen.

Parallel begann von ukrainischer Seite ein sogenannter „Kriech-Krieg“, bei dem sich ukrainische Soldaten an wenig bewohnte Dörfer zwischen den Fronten robbten und versuchten, diese zu erobern, zum Teil mit Erfolg.

Außerdem begannen ukrainische Spezialeinheiten die bekanntesten Feldkommandeure und politischen Führer der Separatisten zu töten. Zwischen 2016 und 2018 wurden gleich zwei bekannte Feldkommandeure „Givi“ und „Motorola“ und der Präsident der Volksrepublik Donezk, Alexander Sachartscheno, bei Anschlägen - mutmaßlich von ukrainischen Spezialkräften - getötet.

IV. Kurze Entspannung 2019

Mit der Wahl von Wolodymir Selenski im April 2019 begann eine kurze Etappe der Entspannung. Selenski war gewählt worden, weil er Frieden für den Donbass versprach. Der neue Präsident riskierte sogar Streit mit Mitgliedern des Asow-Bataillons, als er im Oktober 2019 nahe dem Dorf Solotoje persönlich versuchte57 Asow-Mitglieder zu einem mit der Gegenseite vereinbarten Truppenrückzug zu überreden. Im Dezember 2019 kam es zwischen Ukraine und Volksrepubliken zu einem Gefangenenaustausch „Alle gegen Alle“.

Die Phase der Entspannung endete im Januar 2020, als Kiew im Konfliktgebiet Zugang zur russischen Grenze forderte. Erst danach könnten in den Regionen, die sich abgespalten hatten, Wahlen stattfinden.

V. Neue Kriegshysterie 2021

Seit dem Frühjahr 2021 hat sich der Konflikt im Donbass gefährlich zugespitzt. Die ukrainische Armee verstärkte die Beschießungen an der Kontaktlinie. Westliche Medien und Politiker forderten den Rückzug russischer Truppen von der russisch-ukrainischen Grenze. Westliche Medien behaupteten, Russland plane eine Intervention in der Ukraine.

Große deutsche Medien verschwiegen aber, dass der ukrainische Generalstab konkrete Pläne für die Rückeroberung der abgespaltenen Gebiete ausgearbeitet hatte. Diese Pläne wollte Kiew „mit Hilfe der internationalen Gemeinschaft“ umsetzen.

In der ukrainischen Militärdoktrin58 vom 25. März 2021 heißt es, die Ukraine habe nicht genug Geld, um mit Russland eine militärische Kräfte-Parität zu erreichen. Der Erfolg der ukrainischen Strategie hänge ab „von der politischen, wirtschaftlichen und militärischen Unterstützung der Ukraine durch die internationale Gemeinschaft in der geopolitischen Auseinandersetzung mit der Russischen Föderation.“

Der Oberbefehlshaber der ukrainischen Streitkräfte, Ruslan Chomtschak, erklärte59 am 30. März 2021 in einem Interview mit der Journalistin Alesija Bazman:

„Die ukrainischen Streitkräfte bereiten sich auf verschiedene Varianten vor, auch auf einen Angriff. Wir bilden Trainingsbasen, Partner helfen uns. Anders geht es nicht. Wenn sie mich heute fragen, ob wir bereit sind? Wir sind bereit. (…) Donezk ist eine Stadt mit mehreren Millionen Einwohnern, wenn wir zum Angriff übergehen. Das heißt, es gibt das Risiko, das viele Zivilisten sterben. Man muss die Risiken abschätzen, wer gegen uns kämpfen wird.“

Am 26. Oktober 2021 setzte das ukrainische Militär das erste Mal an der „Kontaktlinie“ eine türkische Kampfdrohne vom Typ Bayraktar gegen eine Haubitze der Separatisten ein.

Von 14.000 Kriegstoten kommen 9.000 aus den Volksrepubliken

Die deutschen Medien und auch der Botschafter der Ukraine in Deutschland nennen bei Berichten über den Donbass-Krieg oft die von der UN veröffentliche Schätzung von 14.000 Todesopfern. Es wird aber geflissentlich verschwiegen, dass es den Großteil der Toten in den Volksrepubliken gab.

Am 11. Februar 2022 erklärte60 der Präsident der Volksrepublik Donezk, Denis Puschilin, dass seit dem Beginn des Konfliktes 5.000 Zivilisten durch den Krieg gestorben sind, darunter 91 Kinder. Mehr als 8.000 Zivilisten wurden verletzt. Mehr als 1.600 Zivilisten wurden Schwerbehinderte. 321 Zivilisten werden vermisst.

Der Präsident der Volksrepublik Lugansk, Leonid Pasetschnik, teilte 2021 mit, dass in der Volksrepublik Lugansk 4.000 zivile Todesopfer des Krieges zu beklagen sind.

Präsident Selenski erklärte 2021 während der 76. Generalversammlung der UNO, dass während des Konfliktes 5.000 Menschen umkamen. 1,5 Million Menschen hätten ihre Häuser verlassen.

Das russische Ermittlungskomitee eröffnete am 16. Februar 2022 ein Strafverfahren wegen dem Fund von fünf Massengräbern mit Zivilisten, die man in der Zeit zwischen August und Oktober 2021 in den Volksrepubliken entdeckt hatte. Bis Februar 2022 waren die sterblichen Überreste von 295 Zivilisten aus den Gräbern geborgen worden.

Bei den Toten handele es sich um Opfer der Beschießungen durch die ukrainische Armee im Jahre 2014. Unter den Toten fand man die sterblichen Überreste von Frauen verschiedenen Alters. Die Massengräber befinden sich in der Stadt Sneschnoje (DNR) und in der Stadt Perwosmajsk (LNR), sowie den LNR-Dörfern Sljawjanoserbsk, Widnoje-1 und Werchneschewyrewka.

Auch die Kriegsgefangenen, welche von ukrainischen Soldaten festgenommen wurden, hatten ein schweres Schicksal. Viele verschwanden in ukrainischen Folterkellern und Geheimgefängnissen.

Wie die Menschenrechtsbeauftragte der Volksrepublik Donezk, Darja Morosowa, im Januar 2022 erklärte61, geht man davon aus, dass von über 60 Personen, die von ukrainischen Soldaten zu Beginn des Donbass-Krieges gefangen genommen wurden, seit 2015 jedes Lebenszeichen fehlt, weshalb man davon ausgeht, dass diese Personen in ukrainischen Gefängnissen umgekommen sind.

Rechte Freiwilligenbataillone, westliche Sicherheitsfirmen in der Ukraine

Die Kampferfahrungen der ukrainischen Freiwilligenbataillone im Donbass-Krieg und die Erfahrungen der westlichen Sicherheitsfirmen, ergeben eine gefährliche Mischung

veröffentlicht am 16. Juni 2020 in Telepolis62

Dafür, dass westliche Geheimdienste, Sicherheitsfirmen und Militärs seit 2014 in der Ukraine sehr aktiv und mit rechtsradikalen Bataillonen verwoben sind, dafür gibt es zahlreiche Hinweise.

Im Juni 2020 erklärte der Sprecher der Volkspolizei Lugansk, Jakow Osadschi, dass Mitarbeiter der britischen Sicherheitsfirma Erinys am 10. Juni 2020 zu Ausbildungszwecken im Frontgebiet zur Volksrepublik Lugansk eingetroffen seien. Bei den Mitarbeitern von Erinys handelt es sich um ehemalige britische Soldaten. Die eingetroffenen Ausbilder seien spezialisiert auf Objektschutz, die Liquidierung von Protestaktivitäten und die Evakuierung von Personen aus umkämpften Gebieten. Osadschi teilte mit, dass die Mitarbeiter von Erinys derartige Aufgaben im Irak, Afghanistan, Bosnien und Herzegowina und dem Kosovo ausgeführt haben.

Söldnerfirma Academi in der Ukraine

Am 9. März 2014 berichtete „Bild am Sonntag“, dass 400 Mitarbeiter der der US-Söldnerfirma „Academi“ in der Ukraine im Einsatz sind. Der Beleg: Ein Video von schwerbewaffneten Soldaten ohne Hoheitsabzeichen. „Der Bundesnachrichtendienst habe die Bundesregierung am 29. April darüber in Kenntnis gesetzt. Die Informationen sollen vom US-Geheimdienst stammen“, schrieb „Bild“. Eine Vizeunternehmenschefin von Academi habe die Meldung aber dementiert.

Im April 2015 erklärte63 der Sprecher des Verteidigungsministeriums der Volksrepublik Donezk, Eduard Basurin, 70 Mitarbeiter von Acadami seien nicht weit von der Trennlinie zu den Volksrepubliken bei dem Ort Wolnowacha im Einsatz.

Die deutschen Helden von Slawjansk

Am 25. April 2014 verhafteten Aufständische des Donbass in der 130 Kilometer nördlich von Donezk gelegenen Stadt Slawjansk wegen Spionage-Verdacht eine Gruppe von 14 angeblichen OSZE-Militär-Beobachtern, die in Zivil unterwegs waren. Noch am gleichen Tag erklärte die OSZE, dass die die Militär-Beobachter aus Nato-Staaten nicht im Auftrag der OSZE unterwegs waren.64

Zu der Gruppe gehörten acht Offiziere aus Nato-Staaten – darunter der deutsche Oberst Axel Schneider und drei weitere deutsche Offiziere – sowie fünf ukrainische Offiziere. Die Militär-Beobachter, die in Zivil waren, wurde von den Kämpfern in Slawjansk wegen Spionageverdacht verhaftet.

Die Gruppe kam später unter Vermittlung von Russland frei und wurde in Berlin unter Beisein von Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen in Ehren empfangen. „Bild“ titelte, "Deutsche Geiseln sind frei!", "8 Tage Geisel-Hölle für OSZE-Gefangene", "Das Protokoll der Befreiung", dabei war es einfach nur eine Freilassung. Es hatte ein paar Telefongespräche zwischen Berlin und Kiew gegeben. Spezialeinheiten kamen nicht zum Einsatz.

Welchen Auftrag die Gruppe von Nato-Offizieren hatte, wurde nie öffentlich bekannt. Doch vorstellbar ist, dass man Informationen über einen gerade begonnen, geopolitisch hochbrisanten Konflikt sammelte und vermutlich auch das ukrainische Militär beriet.

Polnische Sicherheitsfirma bildete auch ukrainische Nazis aus

Eine Schlüsselrolle bei der Ausbildung ukrainischer Spezialeinheiten nach dem Staatsstreich in Kiew 2014 spielt die European Security Academie (ESA). Sie wurde 1992 von dem Polen Andrzej Bryl gegründet und verfügt bei der polnischen Stadt Poznań, über eines der größten Trainingszentren für Sicherheitsfirmen weltweit.

Wie das Internetportal Baltnews berichtet, wurden bereits 2015 und 2016 Mitglieder der ukrainischen Nationalgarde, ukrainische Polizei- und Spezialeinheiten sowie Mitglieder der vierten Asow-Kompanie von der ESA ausgebildet.

Bellingcat hat 2018 eine Dokumentation veröffentlicht65, in der nachgewiesen wird, dass unter den Absolventen der ESA-Ausbildungsmaßnahmen auch zahlreiche Neonazis aus der Ukraine und Veteranen des rechtsradikalen Asow-Freiwilligen-Bataillons waren.

Der Kommandeur der vierten Kompanie des Asow-Bataillons, mit dem Kampfnamen Gatti, berichtete im Februar 2016 begeistert von der Ausbildung seiner Einheit durch ESA-Mitarbeiter, die extra auf einen ukrainischen Truppenübungsplatz angereist waren. Nach einem 35 Kilometer langen Marsch durch sandiges Gelände habe man verschiedene Schutz- und Kampftaktiken geübt. Die Kämpfer von Asow hätten nicht mehr als vier Stunden Schlaf gehabt. Nach einer Woche Ausbildung hätten die Asow-Kämpfer "sehr müde und kraftlos, aber erstaunlich glücklich" ausgesehen, berichtet Kommandeur Gatti.

Die rechtsradikalen Bataillone

Als unberechenbar und besonders gefährlich gelten in der Ukraine diejenigen Männer, die in nationalistischen und rechtsradikalen Freiwilligenbataillonen, wie Asow, Aidar, Rechter Sektor und Tornado, gekämpft haben. Diese Freiwilligenbataillone wurden von Kiew im Krieg gegen die Aufständischen in Lugansk und Donezk als Stoßtruppen eingesetzt. Sie machten die Drecksarbeit an der Front, verhafteten Verdächtige, folterten und beschossen - oft auf eigene Faust - Wohngebiete in den Volksrepubliken.

In den von Kiew kontrollierten Gebieten entlang der Trennlinie zu den Volksrepubliken führten sich die Freiwilligen-Bataillone wie neue Herren auf. Sie plünderten und schafften ganze Lastwagen-Ladungen (Video aus der Stadt Awdejewka, 2015) mit Teppichen, Fernsehern und anderen Gebrauchsgegenständen zu sich nach Hause in die Zentral- und Westukraine.

Schutzgeld-Erpressung, Foltern und Morden unter staatlichem Deckmantel

Die Freiwilligenbataillone sind für ihren Sadismus und ihre rechtsradikale Gesinnung berüchtigt. Sie sind gefürchtet, weil sie immer wieder Gesetze überschreiten. Doch für diese Gesetzesüberschreitungen und Mordaktionen gegen Zivilisten werden sie fast nie zur Verantwortung gezogen. Warum?

Es ist ein offenes Geheimnuss, dass die Aktionen dieser Bataillone von dem ukrainischen Geheimdienst und Innenminister Arsen Awakow gedeckt werden. Nur in Einzelfällen kam es zu Strafverfahren, wie bei der Polizei-Kompanie "Tornado", die als offizielle Einheit des ukrainischen Innenministeriums schlimmste Menschenrechtsverletzungen beging, Schutzgelderpressungen, Entführungen, Morde, Folterungen, Vergewaltigung von Gefangenen unterschiedlichen Alters und Geschlechts mit Handy-Aufnahmen.

Als es im Juni 2015 zu strafrechtlichen Untersuchungen gegen die Kompanie "Tornado" kam, verbarrikadierte sich die Mitglieder der Einheit auf ihrem Stützpunkt mit Granatwerfen und weigerten sich, die Waffen abzugeben. Nach Angaben des damaligen ukrainischen Militär-Staatsanwaltes Anatoli Martios waren von 170 Mitgliedern der Kompanie "Tornado" 43 vorbestraft. Die Vorbestraften trugen trotzdem Waffen.

Am 7. April 2017 verhängte das Obolon-Bezirksgericht in Kiew Urteile gegen zwölf Tornado-Polizisten. Tornado-Kommandeur Ruslan Onischtschenko, der in einem Telefongespräch zu einem Untergebenen sagte: "Wenn du bereit bist Folter zu ertragen, hast du das Recht zu foltern", bekam elf Jahre Gefängnis, sein Stellvertreter neun Jahre. Weitere "Tornado"-Mitglieder erhielten Strafen von acht bis zehn Jahren Gefängnis. Militärstaatsanwalt Martios, der die Ermittlungen vorangetrieben hatte, wurde nach der Wahl von Präsident Selenski von seinem Amt abberufen.

Söldner anwerben, obwohl es verboten ist

Nach Meinung ukrainischer Experten haben heute alle ukrainischen Oligarchen Privatarmeen. Der Oligarch Igor Kolomoiski finanzierte die ersten Freiwilligenbataillone im Donbass, die gegen Aufständische im Südosten des Landes in den Kampf zogen. Nach unbestätigten Medienberichten finanzierte Kolomoiski auch den Angriff auf das Gewerkschaftshaus von Odessa am 2. Mai 2014.

Der Oligarch schickte sogar eine seiner Einheiten nach Kiew. Im März 2015 drangen 40 bewaffnete Männer der Kolomoiski-Privatarmee Dnjepr-1 in das Hauptgebäude der staatlichen Ölfirma UkrTransNafta ein. Die Bewaffneten sollten die Absetzung des Kolomoiski nahestehenden Unternehmens-Direktors Oleksander Lazarko rückgängig machen (Oligarch Kolomoiski lässt Pipeline-Unternehmen stürmen).

Damit hatte der Oligarch eine rote Linie überschritten. Der damalige Präsident Petro Poroschenko erklärte: "Es wird keinen Gouverneur mit einer Privatarmee geben." Ende März 2015 setzte Poroschenko Kolomoiski von seinem Posten als Gouverneur von Dnjepropetrowsk ab. Die von ihm kontrollierte Privatbank wurde im November 2016 wegen Überschuldung nationalisiert. 2017 emigrierte Kolomoiski nach Israel, von wo er im Mai 2019 - also nach der Wahl von Selenski zum Präsidenten - in die Ukraine zurückkehrte.

Manöver mit Nato-Einheiten

Für westliche Militärs und Sicherheitsdienste sind die Erfahrungen der ukrainischen Soldaten und Freiwilligen von großem Interesse, weil diese gegen Aufständische kämpfen, die von Freiwilligen aus Russland unterstützt werden. Wie Russen heute kämpfen, interessiert die westlichen Militärs, welche Russland als einen der Haupt-Feinde und als aktuelle Bedrohung für Europa sehen.

Zum Abschöpfen der Front-Erfahrungen ukrainischer Soldaten und Freiwilligen sind gemeinsame Manöver mit Soldaten aus Nato-Staaten hilfreich. Solche Manöver finden seit 2015 regelmäßig auf dem in der Westukraine gelegenen Truppenübungsplatz Jaworowski statt.

Mit Kopfgeldern gegen Separatisten in der Ost-Ukraine

Weil die Anti-Terror-Operation der ukrainischen Armee in der Ost-Ukraine zu scheitern droht, zahlt Oligarch Igor Kolomoiski jetzt Kopfgeld für Separatisten.

23. April 2014

Weil die militärische Offensive gegen die Separatisten in der Ost-Ukraine nicht vorankommt, lockt die Gebietsverwaltung von Dnjepropetrowsk jetzt mit einem Kopfgeld für Separatisten.

Die Kopfgelder zahlt der Oligarch Igor Kolomoiski. Er ist Besitzer der „Privatbank“. Anfang März wurde Kolomoiski von der neuen Macht in Kiew Anfang zum Gouverneur von Dnjepropetrowsk ernannt.

Ein Video-Werbe-Clip machte bereits im Internet Furore. „Mein Papa hat zwei Separatisten abgeliefert und ich habe ich jetzt ein neues Planschet“, heißt es in dem Clip.

Die Summen sind äußerst üppig für die Einwohner des Donbass, die, meist nicht mehr als 300 Euro im Monat verdienen. 10.000 Dollar Kopfgeld gibt es für einen prorussischen Separatisten. 200.000 Dollar will die Gebietsverwaltung für die Befreiung eines besetzten Gebäudes zahlen. Ethisch gibt es keine Probleme, meinte der stellvertretende Gouverneur, Boris Filatow, ein ehemaliger Unternehmer und Journalist. „Das ist ein Krieg, und einen Krieg muss man mit allen möglichen Mitteln führen“, erklärte der Vize-Gouverneur gegenüber dem Russischen Dienst von BBC.

Angeblich wurden schon Kopfgelder für acht Separatisten kassiert

Wie der Leiter des Stabes für nationalen Schutz, Michail Lysenko, gegenüber Radio Swoboda mitteilte, wurden bereits je 10.000 Dollar für die Ergreifung von acht Separatisten ausgezahlt. Einige Bürger sollen aber auch versucht haben, auf leichte Weise Geld zu verdienen, indem sie einen russischen Bekannten, der mit den Separatisten nichts zu tun hat, ablieferten, berichtet das Internet-Portal newsru.com.

Die Macht in Kiew – von den Separatisten Junta genannt – steht vor enormen Schwierigkeiten. Es gibt keine militärischen Erfolge. Nach der Krim zeigt die ukrainische Armee nun auch in der Ost-Ukraine, dass sie kampfunfähig ist. In ihrer Not versucht die Regierung nun wieder Kontakte zur Polizei-Spezialeinheit Berkut zu knüpfen, die Anfang März aufgelöst und deren Mitglieder pauschal als Mörder beschimpft wurden. In einem Aufruf des ukrainischen Innenministeriums werden die Berkut-Soldaten aufgerufen wieder in den Dienst zu treten, denn „Mutter Heimat“ sei in Gefahr.

Doch wie die ukrainische Regierung Präsidentschaftswahlen durchführen will, in einer Zeit, wo sich über zehn Städte der Ost-Ukraine faktisch autonom verwalten und eigenen Sicherheitskräfte aufgestellt haben, ist unklar.

Streiks in fünf Kohlegruben

Eine neue Herausforderung für die Macht in Kiew ist auch ein Streik der Bergarbeiter in fünf Kohlegruben im ost-ukrainischen Lugansk-Gebiet. Die Gruben gehören zum Unternehmen Krasnodonugol. Das Unternehmen gehört dem reichsten Mann der Ukraine, dem Oligarchen Rinat Achmetow, der früher die prorussische Partei der Regionen sponserte. Vor dem Gebäude von Krasnodonugol versammelten sich am Mittwoch 2.000 Bergarbeiter. Sie forderten den Lohn der Bergarbeiter von 6.000 auf 10.000 Grivna (660 Euro) zu erhöhen.

Piroggen und Salzgurken gegen den Krieg

Ostukraine - Bisher hat die Genfer Diplomatie den Aufstand im Osten nicht eingedämmt. Eine Teilung des Landes wird wahrscheinlicher. Kiew ruft die Berkut-Leute zurück

veröffentlicht am 23. April 2014 in „der Freitag“66

„Stell den Motor ab. Auf wen wollt ihr schießen?“ schreien die Männer des örtlichen pro-russischen Selbstschutzes den Soldaten im ukrainischen Panzer zu. Auch ein paar weniger martialisch aussehende Bürger bevölkern die Szene. Wenn das hier eine Anti-Terror-Aktion ist, dann hat sie jedenfalls keine Angst einflößende Wirkung. Der Panzer operiert am Rande der ostukrainischen Stadt Rodinskoje – ein Ort, nicht weit von Slawjansk, wo seit 14 Tagen Aufständische die Gebietsverwaltung wie Polizeistation besetzen. Etwa 50 bis 60 Männer beobachten das qualmende Ungetüm, ein gelber Niva-Geländewagen stellt sich immer wieder quer vor den Stahlkoloss und versucht, auf diese Weise das Monstrum aus Sowjetzeiten zu stoppen.

Waffen haben die Männer nicht, zumindest sind keine zu sehen. Der Fahrer des Panzers will ausweichen, er setzt das Ungetüm vor und zurück, steckt kurz in einem Graben fest, kreuzt eine Straße, fährt schließlich auf ein Feld und stellt den Motor ab. Die Leute vom Selbstschutz bombardieren die Soldaten mit Fragen. „Wie lautet euer Befehl? Wohin wollt ihr genau? Wer kommandiert euch?“ Die Besatzung antwortet nicht. Es wirkt so, als wüssten die Soldaten selbst nicht genau, wie es sie in diese Gegend verschlagen konnte. Zuweilen führen solche Debatten zur Kapitulation ukrainischer Einheiten wie vor der Stadt Artjomowsk, als eine Gruppe Nationalgardisten vom Lastwagen absteigen und die Waffen abgeben muss.

Mangelt es den ukrainischen Militärs an Kampfmoral und Entschlossenheit? Die Abwehr eines Angriffs auf die Militärbasis in Mariupol in der Nacht zum 18. April, als drei pro-russische Aktivisten ums Leben kommen, bezeugt das Gegenteil. Andererseits, wer möchte schon für eine Julia Timoschenko sterben, die als Gas-Prinzessin reich wurde und nun vollmundig eine „Volkswehr gegen die russische Aggression“ fordert?

Waffen und Akten

Moskau wird unterstellt, es wolle sich nach der Krim nun die Ostukraine einverleiben. Tatsächlich? Wozu eine solche Problem-Region in die Russische Föderation aufnehmen, könnte man sich im Kreml fragen.

Die pro-russischen Protestler im Donbass und anderen Gebieten bilden keine Mittelstands-Bewegung für faire Wahlen, Verfassungsreformen und mehr Nähe zur EU. Vielmehr sollen durch ihren Widerstand Arbeitsplätze, Löhne und sozialen Leistungen geschützt werden. Deshalb könnten die Aktivisten in den Weiten Russlands, wo es nicht an sozialen Brennpunkten fehlt, durchaus Nachahmer finden. Wäre das dem Kreml genehm? Den Aufstand als Produkt russischer Geheimdienstarbeit einzustufen klingt so falsch, wie den Maidan ein Werk des CIA zu nennen.

Beide Protestszenen – die im Westen wie die im Osten – haben vorrangig soziale Ursachen. Und woher sollen die vielen Moskauer Agenten und getarnten Soldaten denn kommen? Die Grenze ist für russische Männer so gut wie dicht – der ukrainische Grenzschutz hat seit dem 1. April etwa 12.000 Bürgern des Nachbarstaates eine Einreise verweigert. Die in Moskau erscheinende Rossiskaja Gaseta berichtet, viele ihrer Journalisten hätten nur unter Vorwänden die Ukraine erreichen können, unter anderem getarnt als Teilnehmer einer Schulung für Führungskräfte der Wirtschaft.

Ukrainische Soldaten: „Wir wollen nur an Militärübungen teilnehmen“

Im Donezk-Gebiet kommt es in der Altstadt von Kramatorsk am Morgen des 17. April zu ähnlichen Szenen wie in Rodinskoje. Tausende von Anwohnern umringen 15 ukrainische Schützenpanzerwagen, die versuchen, sich mit Warnschüssen einen Weg durch die Menge zu bahnen – ohne Erfolg. Ob sie gegen friedliche Bürger kämpfen wollen, wird den Soldaten zugerufen. Ein Soldat mit schwarzer Wollmütze schreit zurück, man wolle doch gar nicht Kramatorsk einnehmen, sondern fahre von Punkt A nach Punkt B, um an einer Militärübung teilzunehmen.

Es herrscht viel Aufregung in Kramatorsk, doch entladen sich weder Hass noch Gewalt. Im Gegenteil, eine junge Frau ruft in Richtung der Militärs: „Kinder, wollt ihr Piroggen und Salzgurken?“ Gleich springt ein ukrainischer Soldat von seinem Panzer und nimmt ihre Tüte mit einem „Spasibo“ entgegen. Bald türmen sich auf allen Fahrzeugen Kartons mit Essen und Eingemachtem, das die Anwohner verschenken.

Die Fürsorge zeigt Wirkung, die Soldaten nehmen schließlich die Magazine aus ihren Kalaschnikows. Die versammelten Frauen scheinen begeistert. „Molodzy“! (Prachtkerle) rufen einige. Die ukrainischen Soldaten dürfen sich dann in einem Saal des Stadtrates ausruhen. Sie sollen selbst entscheiden, ob sie zur aufständischen Donezk-Armee überlaufen oder als Zivilisten ihrer Wege gehen. Augenscheinlich hat es im Hintergrund Gespräche mit Kommandeuren der Donezk-Armee gegeben. Im Ergebnis wechseln sechs ukrainische Schützen-Panzer den Besitzer, ohne dass ein Schuss fällt.

Was in Kramatorsk geschieht, ist kein Einzelfall. Je mehr Militär die Kiewer Übergangsregierung in den Osten schickt, desto entschiedener halten die Aufrührer aus. Deren Wut entzündet sich zwischenzeitlich auch daran, dass ihnen vor Ostern die russischen Fernsehkanäle abgeschaltet wurden. Warum bringt Kiew einen Teil des Landes so gegen sich auf? Will man sich am Donezker Revier die Zähne ausbeißen?

Die Region bleibt auch nach der „Genfer Vereinbarung“ Zentrum des Widerstandes. Seit dem 12. April kontrollieren die Aufständischen Verwaltungen und Polizei-Zentralen in mehr als zehn Städten, die sich inzwischen als „Donezk-Republik“ verstehen. „Besonders die Polizei geht ohne merklichen Widerstand auf die Seite des Protestes über“, schreibt die Kreml-kritische Novaya Gazeta. „Die Mitarbeiter des Geheimdienstes ziehen es vor, ihre Posten still zu verlassen – sie behalten die Waffen und nehmen die Akten mit.“ (…)

Wo Aufständische in Erdhöhlen hausen

Unterwegs im Donbass, ein Oligarch Nudeln an RentnerInnen verteilt und wo trotz frisch angelegter Rosenbeete noch niemand an Frieden glaubt.

veröffentlicht am 23. April 2015 in „Die Wochenzeitung“67 (Zürich)

Im Stadtzentrum von Donezk scheint die Welt wieder in Ordnung. Die beschossenen Häuser sind notdürftig repariert, Trümmer von zerschossenen Dachstühlen in Säcke gefüllt. Die Straßen sind sauber und die Rosenbeete frisch geharkt. Die Stadtverwaltung tut alles für eine schöne Stadt. Das beruhigt die Nerven. Und das ist auch wichtig, damit die Flüchtlinge zurückkehren. Von den 950 000 EinwohnerInnen ist etwa die Hälfte nach Russland oder in die Zentralukraine geflüchtet.

Am Stadtrand sieht es anders aus: Die Dachstühle vieler Häuser sind noch nicht wieder repariert. Eine ältere Passantin in einer rosa Winterjacke schüttelt verständnislos den Kopf. «Hier leben eben nur Menschen zweiter Klasse.» Eine andere Frau zeigt auf die notdürftig wiederhergestellte Schule, wo der Dachstock zerschossen wurde. Und sie spricht von ihrer Angst, dass wieder Granaten fliegen. Schon die Schulkinder können anhand des Pfeifgeräusches und der Explosion unterscheiden, um welches Geschoss es sich handelt und von wo es abgeschossen wurde.

Darfs Ukrainisch oder Russisch sein?

Die SchülerInnen einer zehnten Klasse in der Schule Nr. 147 im Osten der Stadt besprechen mit der Lehrerin gerade das Buch «Hellblaues Fräulein» des ukrainischen Schriftstellers Mykola Worony. Dieser lebte von 1871 bis 1938 und hatte große Probleme mit der Sowjetmacht. Im Treppenhaus hängt ein Wandschmuck, eine Sonne mit hellblau-gelben Strahlen, die Farben der ukrainischen Flagge. Auf die Frage, ob die Schule die Installation entfernen wolle, antwortet die Schulleiterin Natalia Sucharowa: «Warum? Hier hat niemand etwas gegen ukrainische Kultur.»

437 Kinder besuchen diese Schule in insgesamt zwanzig Klassen. In sieben Klassen wird in ukrainischer und in dreizehn in russischer Sprache unterrichtet. Weil mehrere Eltern den Wunsch geäußert hätten, dass ihr Kind in das russische Unterrichtsprogramm wechselt, werde sich ab dem 1. September die Zahl der Klassen, in denen auf Ukrainisch unterrichtet wird, verringern, sagt die Direktorin.

In der Pause erzählen die Jugendlichen der Literaturklasse, dass sie alle in den letzten zwölf Monaten im «ukrainischen Gebiet» waren, um FreundInnen oder Verwandte zu besuchen. Doch sie beschreiben auch die Zeit im Januar und Februar, als die Stadt andauernd beschossen wurde, als die Fenster klapperten und die Wände zitterten. Der Krieg lässt die Jugendlichen nicht los. Es gebe wenig «echte Information», sagt die sechzehnjährige Viktoria. Beide Seiten, die ukrainische und die russische, würden oft übertreiben. «Erst wenn beide Seiten mal zufällig einer Meinung sind, kann man davon ausgehen, dass die Information stimmt.»

In der Schulkantine werden gerade die Teller vom Frühstück abgewaschen, und das Mittagessen wird vorbereitet. Fisch- und Fleischkonserven kommen mit der humanitären Hilfe aus Russland, das Gemüse stammt aus landwirtschaftlichen Betrieben im Donbass.

Es ist nicht nur Russland, das die Menschen in den «Volksrepubliken» Donezk und Luhansk mit Lebensmitteln versorgt. Auch der aus Donezk stammende Oligarch Rinat Achmetow, der heute in Kiew und London lebt, engagiert sich. Sein Hilfsfonds hat die RentnerInnen in den betroffenen Gebieten in einer Datenbank komplett erfasst: Jeder Rentner und jede Rentnerin kann sich monatlich eine 12-Kilogramm-Tüte mit Konserven, Zucker, Reis und Nudeln an einer der Verteilstellen abholen.

Woher diese Großzügigkeit? In Donezk gibt es eine weitverbreitete negative Stimmung gegen Oligarchen. GewerkschafterInnen und Linke forderten die Nationalisierung der Bergwerke und Stahlhütten. Doch Russland – mit seinem bestimmenden Einfluss auf die «Volksrepubliken» – hat kein Interesse an grundlegenden Eigentumsveränderungen. Und Achmetow hofft wohl, dass er nach dem Krieg als Wohltäter wieder in seine Heimat zurückkehren kann. Er ist immer noch der reichste Ukrainer, obwohl sich sein Vermögen laut der «Forbes»-Milliardärs-Liste von 12,3 auf 6,7 Milliarden US-Dollar halbiert hat.

„Wirtschaftsblockade größte Bedrohung“

Sein Engagement füllt eine schmerzhafte Lücke. Die von Kiew über die «Volksrepublik» Donezk verhängte Wirtschaftsblockade sei zurzeit die größte Bedrohung für die Bevölkerung, betonen die Aufständischen. Die Kiewer Banken haben alle Geldautomaten abgestellt. Renten müssen sich BewohnerInnen der aufständischen Provinzen auf ukrainischem Gebiet abholen, was für die alten Menschen faktisch kaum möglich ist. Die ukrainischen Soldaten, die die Grenze zu den selbst ernannten Volksrepubliken kontrollieren, agieren faktisch wie Zollbeamte. Sie verlangen Schmiergelder für «Exporte». Diese Kosten legen die HändlerInnen in Donezk auf die KonsumentInnen um. Der Besitzer eines kleinen Lebensmittelladens erklärt, dass seine Äpfel in der Ukraine 9 Griwna, bei ihm aber wegen des Schmuggelschmiergelds 25 Griwna (etwa ein Franken) kosten.

Zum russisch-orthodoxen Osterfest, das in diesem Jahr eine Woche nach den westlichen Ostern gefeiert wurde, hat der 48-jährige Igor seine Verwandtschaft aus der Ukraine eingeladen. Um die achtzig Kilometer durch die Pufferzone nach Donezk zu kommen, mussten sich seine Angehörigen vier Wochen lang um Passierscheine bei der ukrainischen Verwaltung bemühen. Nun ist die Freude gross, dass man sich wieder sieht und nach der mehrwöchigen Fastenzeit Hochprozentiges trinken und Fleisch essen kann.

Igor gehört der griechischen Minderheit an. Das ist nichts Ungewöhnliches im Industriegebiet Donbass. «Hier leben 130 Nationalitäten», erklärt Wladimir Kosolapow, Aktivist der Union der linken Kräfte, stolz. Seit der Industrialisierung wurde das Industriezentrum zum Magneten für die Arbeitssuchenden aus der ganzen Sowjetunion. «Ausländerfeindlichkeit kennen wir hier nicht.»

Sein Geld verdient Igor mit einem kleinen Hotel. Dort steigen Kämpfer aus Russland, Journalistinnen und Mitarbeiter von Ärzte ohne Grenzen ab. Zivile Hotelgäste beherberge er seit über einem Jahr nicht mehr, sagt der Hotelier. Manchmal träumt er vom Auswandern. Aber irgendetwas hält ihn in Donezk. Vielleicht, so vermutet er, ist es der Zusammenhalt unter den Menschen, der während des Kriegs gewachsen sei. Obschon es auch sehr schwierige Zeiten gegeben habe.

Die Polizei war verschwunden

Im Juli und August letzten Jahres sei es richtig schlimm gewesen, erzählt Igor. Da hätten aufständische KämpferInnen mit vorgehaltener Waffe Privatautos beschlagnahmt – für ihre «Armee». Auch sein Hotel sollte «nationalisiert» werden. Doch er konnte es gerade noch verhindern. Nach dem Unabhängigkeitsreferendum Mitte Mai 2014 habe sich die Polizei von Donezk in Luft aufgelöst. Niemand sei mehr da gewesen, der für Ordnung sorgte. Viele Polizisten hätten sich in das von der ukrainischen Armee kontrollierte Gebiet abgesetzt. Inzwischen gebe es in Donezk eine neue Polizei.

In seinem von bewaffneten Uniformierten bewachten Amtssitz in der Universitetskaja-Strasse gab der Ministerpräsident der selbst proklamierten Volksrepublik Donezk, Alexandr Sachartschenko, Anfang April eine Pressekonferenz. Er sprach über ein geplantes Gesetz, das die Rechte und den Status der Aufständischen festlegen soll. «Alle ungesetzlichen Einheiten» würden jetzt aufgelöst. Wer von den Freiwilligen seine Waffe nicht abgebe oder sich nicht in die Armee der Donezker «Volksrepublik» eingliedere, werde wie ein Plünderer behandelt.

Der Feind hinter der Anhöhe

Die Siedlung Belaja Kamenka liegt südlich von Donezk, etwa auf halber Strecke nach Mariupol. Sie besteht nur aus ein paar verlassenen Häusern. An dem Ort ist jetzt eine Einheit der Aufständischen («opoltschenzi») stationiert. Ein paar Schützenpanzerwagen und frisch ausgehobene Schützengräben sind zu sehen. Zurzeit wird nicht geschossen. Aber es habe Tage gegeben, da hätten die Aufständischen stundenlang in ihren Schützengräben gegessen, erklärt der Zugführer mit dem Tarnnamen Ler.

Der Feind ist nicht sichtbar: Die ukrainische Armee befinde sich in ein paar Hundert Metern Entfernung hinter einer Anhöhe. Die tägliche Anspannung sei höllisch, erzählt der dreißigjährige Nikolai*, der eine Untereinheit der Aufständischen kommandiert. Wenn er etwas lese, habe er es nach einer Minute schon wieder vergessen, so viel Druck habe er im Kopf.
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DNR-Freiwillige beim Dorf Belaja Kamen, Foto: Ulrich Heyden



Die Altersspanne bei diesen Aufständischen reicht von 22 bis 55 Jahren. Vom Berg- und Stahlarbeiter bis zum Staatsanwalt sind fast alle Berufe vertreten. Auch zwei Frauen, eine 22-jährige Köchin und eine 45-jährige Frau aus einem Nachbarort, die sich um die Apotheke kümmert, gehören zu der Einheit. Die meisten Männer kommen aus der Ostukraine, einige stammen aus Moskau, andere aus Sibirien. Mehrere Freiwillige erzählen stolz, sie stünden auf der ukrainischen Fahndungsliste. Viele sagen, sie würden nur auf den Befehl warten, endlich angreifen zu können, um ihre Präsenz wenigstens auf das ganze Verwaltungsgebiet Donezk ausweiten zu können. Nur so könne man die Menschen in der Region vor den weitreichenden Artillerieangriffen der ukrainischen Armee schützen.

Die Lebensbedingungen der Opoltschenzi sind hart. Das Wetter ist nass und kalt. Sie leben in sogenannten Semljanki, in Erdhöhlen, drei Meter unter der Erde. Die Bagger, mit denen die Löcher ausgehoben wurden, hätten sie selbst bezahlt, erzählen sie, und auch die Uniformen. Nur ihre Kalaschnikows wurden von der Führung gestellt. Ob auch Waffen aus Russland kommen, darüber will keiner reden.

Die Stille der Ausgangssperre

Man hört von den aufständischen KämpferInnen zwar häufig die Äußerung, sie wollten die ukrainische Armee besiegen und bis nach Kiew ziehen, und die Mehrheit der Menschen in der «Volksrepublik» Donezk fühlt sich zu Russland hingezogen. Aber ebenso stark sind die verwandtschaftlichen Beziehungen ins «ukrainische Gebiet». Wie dieser Widerspruch aufgelöst werden soll, darüber gibt es nur nebulöse Vorstellungen. Doch eines ist klar: Die meisten Menschen in Donezk können sich nicht vorstellen, von der Kiewer Regierung geführt zu werden, die sie seit April 2014 mit Granaten und Raketen beschießen lässt.

Von zehn Uhr abends bis fünf Uhr morgens ist in Donezk Ausgangssperre. Dann ist es still, und man hört nur das Kläffen der Hunde, das Fauchen der Stahlhütte und in der Ferne das Wummern der Artilleriegeschütze. Weil die örtliche Kokerei nachts einen unsäglichen Gestank verbreitet, bleiben die Fenster geschlossen. Alle hoffen auf Frieden. Aber viele Menschen rechnen damit, dass der Krieg hier bald wieder losgeht. Das ist wohl auch der Grund, warum sich die Hauptstadt der «Volksrepublik» Donezk nur sehr langsam wieder füllt.

* Name geändert.

Auch in Wohnvierteln von Donezk fielen Schüsse

Misstrauen gegenüber Kiew und Angst vor Gewalt beherrschen viele Bürger in Donezk

 veröffentlicht am 28. Mai 2014 in „Neues Deutschland“68

In der Hochburg der »Donezker Volksrepublik« wird gekämpft. Das tiefe Misstrauen gegenüber Kiew hat sich verstärkt.

»Wir liegen mit dem Gesicht auf dem Asphalt, man schießt auf uns«, berichtete eine Mitarbeiterin der Wirtschaftszeitung »Djelowoi Peterburg«. Sie berichtete vom umkämpften Flughafen der ostukrainischen Millionenstadt Donezk und war dabei von Soldaten der ukrainischen Nationalgarde unter Feuer genommen worden.

Entsetzt sind die Menschen in der Ostukraine, dass bei der »Anti-Terror-Operation« der ukrainischen Truppen und Sondereinheiten zunehmend Häuser von Unbeteiligten zerstört, Passanten verletzt und getötet werden wie schon in Slawjansk und am 9. Mai in Mariupol.

»Das Beste wäre, wenn Vertreter beider Seiten sich auf offenem Feld treffen und dort kämpfen«, sagte mir die Leiterin eines Bekleidungsgeschäfts vor wenigen Tagen. Die Verantwortung für den Schlammassel trage die Regierung in Kiew. Dass sie höllische Angst vor den ukrainischen Truppen hat, verhehlte sie nicht.

Viele Bürger sind erschrocken, dass gegen die regierungskritischen Bewegungen im Osten und Süden Gewalt und Terror eingesetzt werden. Im Gewerkschaftshaus von Odessa verbrannten 48 Menschen, die sich vor rechten Schlägern geflüchtet hatten. Dass der Brand ausbrach, weil Militante des Rechten Sektors das Gebäude mit Molotow-Cocktails bewarfen, steht für sehr viel Bürger in der Ostukraine außer Zweifel. Eine blonde Frau von etwa 50 Jahren, die ich vor der besetzten Donezker Gebietsverwaltung traf, schrie fast, als ich sie fragte, warum sie die Wahl ablehnte: »Odessa, das ist der Grund!« Der Ukraine drohe Faschismus.

Der junge CD-Verkäufer in einem Kellergeschäft im Zentrum hält Dmitri Jarosch, den Führer des Rechten Sektors, allerdings für einen »sehr menschlichen Kerl«. Dass die Sondertruppe »Donbass« über die Dörfer zieht und Polizisten, die die Flagge der Donezk-Republik hissen, an die Wand stellt, findet er gerecht. Erschossen werden die Milizionäre ja nicht, aber man müsse ihnen Angst machen, sonst werde die Ukraine zerfallen.

Viele Menschen aus dem Osten wollen nicht in die Europäische Union, sondern Russland als wichtigsten Handelspartner behalten. Sie fürchten, in einen anti-russischen Block eingebunden zu werden. Eine tiefe Enttäuschung war für sie, als die Werchowna Rada unmittelbar nach dem Machtwechsel die russische Sprache als regionale Amtssprache abschaffen wollte. (…)

Der Oligarch Rinat Achmetow, der größte Unternehmer in der Ostukraine, hat den Donbass derweil verlassen und wohnt jetzt in Kiew. Achmetow hatte in seinen Unternehmen zu Warnstreiks gegen die «Separatisten» aufgerufen. Weil er seine Steuern lieber in Kiew als in Donezk bezahlen will, versuchten Demonstranten in Donezk seinen Amtssitz zu stürmen. Sie sind wütend, dass der Oligarch seinen Reichtum hier mit den Kohle- und Stahlbetrieben machte, die Bewegung für eine Föderalisierung der Ukraine aber nicht unterstützt.

In der Donezker Gebietsverwaltung sitzen seit dem 7. April die «Separatisten». Der Eingang und die elf Etagen des Gebäudes werden von bewaffneten Männern bewacht. Fotos sind unerwünscht. «Für meine Teilnahme an der Besetzung drohen mir 18 Jahre Gefängnis», erklärte mir einer der Aktivisten, der auch im nicht gewählten Obersten Rat der Donezk-Republik sitzt. Doch die Vertreter der Volksrepublik fühlen sich stark.

«Ich kenne die Leute von der Donezker Volksrepublik nicht», bekannte die 21-jährige Studentin Vera, die ich auf ihrem Heimweg traf. Der Regierung in Kiew traue sie aber nicht. Ja, es stimme, dass sich am Referendum über die Unabhängigkeit sehr viele Menschen beteiligt haben - alle ihre Bekannten hätten abgestimmt. Von mir will sie wissen, wie es jetzt weitergeht.

«Was sollen wir nur tun», fragte auch die junge Ökonomin Ira, die ich an einer Straßenkreuzung ansprach. Die junge Frau mit den langen schwarzen Haaren fasste besorgt zusammen: «Moskau hilft uns nicht und Kiew will auf unsere Forderung nach Föderalisierung auch nicht eingehen.» Nun habe sie Angst, dass sie bald nicht mehr nach Westeuropa reisen könne, wo sie schon oft und gerne war.

In einem Café im Einkaufszentrum «Donezk City» traf ich mich mit Sergej Furmanjuk. Der Journalist ist Sprecher von Julia Timoschenkos

Vaterlandspartei in Donezk. Mehr als ein paar Hundert Menschen kämen nicht zu Kundgebungen der Maidan-Anhänger, erklärte er. Seit dem Mord an einem Mitglied der Partei Swoboda Anfang März trauten sich nur noch wenige Menschen, die für Kiew seien, auf die Straße. Gegen diejenigen, die sich offen zur Regierung in Kiew bekennen, gebe es regelrechten Terror, klagte Furmanjuk. Aktivisten würden überfallen und sogar entführt. Donezk sei schon immer eine Region gewesen, in der die Kiewer Regierung nichts zu sagen hatte, klagte der Parteisprecher. Schuld an allem ist für ihn die «Sowjetmentalität».

Der Kampf um Slawjansk - Einführung

In der 130 Kilometer nördlich von Donezk gelegenen Stadt Slawjansk kam es von April 2014 bis Anfang Juli 2014 zu der ersten größeren militärischen Auseinandersetzung im Donbass-Krieg, die international großes Aufsehen erregte.

Am 12. April 2014 erreicht die Stadt mit ihren 100.000 Einwohnern eine bewaffnete Gruppe von 52 Personen unter Führung Igor Girkin (Strelkow), der bis 2013 Mitarbeiter des russischen Geheimdienstes FSB war. Zusammen mit der örtlichen 300 Mann starken Selbstschutzgruppe – die sich als „Schutz vor der Junta in Kiew“ gebildet hatte – eroberte Girkins Gruppe die örtliche Polizei-Zentrale, den Sitz des Geheimdienstes SBU und die Stadtverwaltung. Slawjansk wurde zum Teil der Volksrepublik Donezk erklärt.

Die ukrainische Armee kesselte die Stadt darauf ein und versuchte in schweren Kämpfen unter Einsatz von Hubschraubern die Stadt zu erobern. Wegen der Übermacht der ukrainischen Armee mussten Girkin mit seinen Leuten am 5. Juli 2014 abziehen. Seitdem steht Slawjansk unter Kontrolle von Kiew.

In den großen deutschen Medien machte Slawjansk aus zwei Gründen Schlagzeilen. Zum einen empörten sich deutsche Blätter, „Volksbürgermeister“ Wjatscheslaw Ponomarjow würde Todesurteile gegen Zivilisten verhängen.

Außerdem behaupteten große deutsche Medien, Ponomarjow habe am 25. April eine Gruppe von 14 OSZE-Militär-Beobachtern als „Geisel“ genommen. Noch am gleichen Tag erklärte jedoch die OSZE, dass die Militär-Beobachter – unter ihnen auch vier deutsche Offiziere - nicht im Auftrag der OSZE unterwegs waren.



Sturm der ukrainischen Armee auf Slawjansk bleibt stecken

Beim Versuch das Zentrum der Regierungsgegner in der Ostukraine zu stürmen, wurden heute Morgen zwei Hubschrauber der ukrainischen Luftwaffe abgeschossen. Es gab Verletzte und einen toten Piloten.

2. Mai 2014

Heute Morgen um 3:30 Uhr begann ein Sturm der ukrainischen Streitkräfte auf die Hochburg der Regierungsgegner im ostukrainischen Slawjansk, der aber nach etwa drei Stunden wieder abgebrochen wurde. Die Stadt mit ihren 117.000 Einwohnern ist jetzt komplett von Einheiten des ukrainischen Innenministeriums und der Nationalgarde umzingelt.

Ukrainischer Innenminister an die Bürger: Meiden sie die Fenster!

Wie der ukrainische Innenminister Arsen Awakow heute Morgen über Facebook mitteilte, hat in den Gebieten Slawjansk und Kramatorsk „die aktive Phase der ATO“ (Antiterroristischen Operation) begonnen. Neun Kontrollposten „der Terroristen“ seien von den ukrainischen Einheiten eingenommen worden.

Die Stadt sei jetzt komplett von ukrainischen Truppen eingeschlossen. Die ATO laufe „nach Plan“, erklärte der Minister, welcher die Operation nach eigenen Angaben zusammen mit dem Verteidigungsminister und dem Leiter der Nationalgarde vor Ort leitet. Der Minister forderte die Bürger der Stadt auf, ihre Häuser nicht zu verlassen und sich „an den Fenstern vorsichtig zu verhalten“.

Nach Angaben des Innenministers hätten die Aufständischen Granatwerfer und tragbare Flugabwehrraketen eingesetzt. Ein Pilot sei getötet worden. Es gäbe auch Verwundete. Von der gegnerischen Seite werde der Kampf von „professionellen Söldnern“ geführt, die aus Mehrfamilienhäusern schießen, erklärte Awakow. (…)

Einheiten der Nationalisten am Sturm beteiligt

Nach Angaben eines Korrespondenten des russischen Fernseh-Kanals vesti.ru waren bei dem Sturm auf Slawjansk heute Morgen die 25. Luftlandebrigade aus Dnjepropetrowsk, die 95. Mobile Brigade der Luftwaffe sowie Bataillone beteiligt, die aus Angehörigen nationalistischer Gruppen gebildet worden waren, so unter anderem „Dnjepr-1“. Die Einheit steht unter dem Kommando von Dmitri Jarosch, dem Leiter des Rechten Sektors. Der rechte Dachverband hat seine Zentrale vor kurzem von Kiew in die ostukrainische Stadt Dnjepopetrowsk verlegt.

Wie der Oberkommandierende der aufständischen „Donezk-Armee“, Igor Strelkow, gegenüber vesti.ru erklärte, waren am Morgen auf ukrainischer Seite 20 Kampf- und Transporthubschrauber im Einsatz. Nach Angaben der Regierungsgegner wurden zwei Hubschrauber der ukrainischen Luftwaffe vom Typ Mi 24 sowie ein Hubschrauber vom Typ Mi 8 abgeschossen.

Die Stadt Slawjansk sei jetzt komplett eingekesselt erklärte Strelkow. Es gäbe keine Verkehrsverbindungen mehr nach außen. Auch der Eisenbahnverkehr wurde eingestellt.

Putins Sonderbeauftragter Wladimir Lukin in Slawjansk

Der Pressesprecher des russischen Präsidenten, Dmitri Peskow, erklärte, der russische Präsident werde über die Vorgänge in der Ost-Ukraine ständig informiert. Putin habe die Operation, die sich schon gestern ankündigte, als „verbrecherisch“ bezeichnet.

Der Sonderbeauftragte des russischen Präsidenten, Wladimir Lukin – er war bisher Beauftragter des russischen Präsidenten für Menschenrechte - , befindet sich zur Zeit in Slawjansk. Lukin war in die Stadt geschickt worden, um sich an den Verhandlungen um die Freilassung der gefangengenommen westlichen Militärbeobachter zu beteiligen. Der Kontakt zu Lukin war heute Morgen abgebrochen. Später berichtete die Nachrichtenagentur Ria Nowosti, die Verbindung sei wieder hergestellt worden.

Schwerverletzter ukrainischer Pilot wird operiert

Bereits zehn Minuten nach dem Beginn des Sturms heute Morgen heulten in Slawjansk die Alarmsirenen. Später läuteten auch Kirchenglocken. Die Regierungsgegner verlegten einige Kontrollposten näher zum Stadtzentrum. Die Aufständischen kontrollierten das Stadtzentrum mit den vor zwei Wochen in Kramatorsk erbeuteten Schützenpanzerwagen. Besonders gesichert ist das besetzte Gebäude des Geheimdienstes SBU, in dem jetzt der Stab der „Donezk-Armee“ seinen Sitz hat. (…)

Auf dem zentralen Platz der Stadt war es gegen Mittag ruhig. Unbewaffnete Bürger – darunter viele Frauen mit Kindern – hatten sich auf dem Platz, von dem russische Fernseh-Korrespondenten live berichteten, versammelt. Die Ruhe täuschte jedoch. Der russische Pervi-Fernsehkanal berichtete – ohne Beweise zu nennen -, Mitglieder des Rechten Sektor seien in Zivil bereits in die Stadt eingedrungen.

Ein Kommunist aus Slawjansk: „Man muss die Junta mit politischen Methoden bekämpfen.“

Ein Chat-Interview mit Ivan Zelenskyy aus Slawjansk. Er ist Mitglied der ukrainischen Linksorganisation Borotba (Kampf) und lebt seit seiner Geburt, 1982, in Slawjansk. Er arbeitet als Programmierer.

21. Mai 2014

Was sind die größten Probleme der Menschen in ihrer Stadt?

Der Artilleriebeschuss in den Nächten steht an erster Stelle. Die Probleme mit dem Nahverkehr stehen an zweiter Stelle. An dritter Stelle stehen die Probleme bei der Versorgung mit bestimmten Waren. Es gibt genug zu Essen, aber die Apotheken sind leer. In den Krankenhäusern aber gibt es Medikamente, sie werden anscheinend beliefert.

Gibt es Strom, Wasser, Brot, Milch, Fleisch und frisches Gemüse? Gehen die Menschen zur Arbeit? Sind die Schulen und Krankenhäuser in Betrieb?

Es gibt alles. Es scheint, dass sogar die Schulen arbeiten. Aber viele Schüler gehen nicht zur Schule. Jeden Abend haben die Leute Angst, dass ein Geschoss in ihr Haus fliegt. Insbesondere, weil es gestern Abend und heute Morgen solche Vorfälle gab.

Was machen die Erwachsenen und die Kinder gewöhnlich. Sitzen sie zuhause? Wo spielen die Kinder? Was spielen sie?

Manche (Erwachsenen) arbeiten, manche sitzen zuhause. Die Kinder sind auf den Höfen. Wo die Kinder aus den kleinen Häusern sich aufhalten, weiß ich nicht. Ich wohne im achten Stockwerk. Bei uns sind die Kinder im Hof.

Warum ist es besser in der achten Etage zu wohnen?

Ich meine nicht, dass es im achten Stockwerk sicherer ist. Nur ist es so, dass mein Haus abseits der Stelle steht, wo gekämpft wird. Deshalb fliegen die Geschosse nicht in meine Richtung.

Wie viele Häuser wurden schon von Geschossen beschädigt? Waren es schwere Beschädigungen? Wieviel Menschen sind von Geschossen getötet worden. Gibt es offizielle Angaben? Gibt es Fotos über Beschädigungen der Häuser von Slawjansk im Internet?

Drei (Häuser wurden beschädigt). Zwei kleine Häuser wurden von einem Geschoss zerstört. Heute Nacht also vom 20. auf den 21. Mai wurde die Stadt mit Balvanki (Artillerie-Granaten ohne Sprengstoff) beschossen. Die Geschosse trafen eine Wohnung in einem viergeschossigen Haus.

Wie halten Sie das alles aus?

Ich bleibe bei allem ruhig. Mich ärgern beide Seiten, weil ich Kommunist bin. Natürlich sind mir die „Separatisten“ näher, weil sie bisher noch nicht die kommunistische Ideologie verbieten.

Worauf schießen die Militärs genau, auf die Kontrollposten der Aufständischen an den Straßen oder auf die besetzten Gebäude?

Die Schießereien gibt es an den Kontrollposten an den Straßen. Aber dieses Mal waren die Schießereien in der Stadt. Offenbar schossen sie auf besetzte Gebäude. Gerade in diesem Moment gibt es ein Gefecht. Es donnert.

Gibt es ein örtliches Medium, über das die Leute schnell lebenswichtige Informationen über ihr Gebiet bekommen?

Es gibt den Fernsehkanal s-plus.com.ua und die Websites rusvesna.su und slavgorod.com.ua

Arbeiten sie weiter als IT-Experte oder ist das nicht möglich, weil die Nerven nicht mitmachen?

Ich arbeite weiter als IT-Experte. Im Gegenteil, das beruhigt, umso mehr, als die Nerven nicht von den ukrainischen Medien erregt werden und den ukrainischen Patrioten im Facebook. Meine Arbeit ist interessant, man kann sagen introvertiert, wie die Beschäftigung mit einem Puzzle.

Solange es Humor gibt, leben Sie! Sind die Geldautomaten noch in Betrieb? Bekommen die Menschen Gehalt und Renten?

Die Geldautomaten arbeiten schlecht. Aber bei uns gibt es nicht soviel Leute, die Geld über Kreditkarten bekommen. Viele Löhne werden in bar ausbezahlt, weil viele als Chefs und Lohnabhängige in kleinen Betrieben arbeiten.

Mit den Renten ist es merkwürdig. Auf der einen Seite wird erzählt, dass mit den Renten alles in Ordnung ist, auf der anderen Seite wird erzählt, dass die Regierung in Kiew verboten hat, Renten an die Pensionäre in Slawjansk und Kramatorsk auszuzahlen.

Außerdem kann man die Renten nur mit Kreditkarten erhalten. Aber in den Geldautomaten reicht das Geld nicht für alle. Und die Supermärkte nehmen nicht immer Kreditkarten an, weil es bei uns sehr schlechte Telekommunikations-Verbindungen gibt. Was würden sie den deutschsprachigen Lesern gerne sagen? Vielleicht etwas, was die Leser nicht wissen?

Den deutschsprachigen Lesern würde ich sagen: Das ist keine russische Aggression, wie westliche und ukrainische Medien behaupten. Das ist ein Bürgerkrieg.

Ist die Bevölkerung geeint? Was vereint die Menschen? Gibt es Leute, die Sagen, diese Aufständischen und dieser Volks-Bürgermeister sind an allem schuld?

Die Meinungen sind gespalten. Die Mehrheit ist für Russland (viele warten noch, dass Putin kommt) und für die Separatisten. Die Minderheit ist für die Ukraine. Dementsprechend sieht die Mehrheit die Schuld bei der ukrainischen Macht, die Minderheit bei den sogenannten Terroristen. Ich meine, dass die ukrainische Macht schuld ist. Anstatt Ordnung zu schaffen, schafft die Junta in Kiew Spannungen und hat diesen Krieg angefangen.

Übrigens sind die prorussisch Gestimmten vor allem die Pensionäre. Wir sind eine Rentnerstadt. Arbeit gibt es bei uns wenig. Deshalb leben bei uns vor allem Rentner, Studenten (es gibt eine Universität und mehrere Colleges) und Händler.

Machen die dem Volks-Bürgermeister Wjatscheslaw Ponomarjow Vorwürfe? Wenn ja, was für Vorwürfe? Oder würden Sie ihn loben?

Der größte Vorwurf ist, dass ich ihn nicht gewählt habe. Er ist ein Holzkopf. Ich hätte keine Kämpfer (in die Stadt) gerufen. Als Kommunist meine ich, dass man gegen die Junta mit politischen Methoden und Streiks kämpfen muss. Aber die „Separatisten“ haben sich für das Abenteuer entschieden. Sie haben damit gerechnet, dass Russland sich einmischt, und uns annektiert. Genaugenommen war das der Traum der „Separatisten“ vor einem Monat. Jetzt sagen Ponomarjow und Strelkow offen, das Putin nicht kommt, aber die Leute hören das nicht.

Ponomarjow ist ihrer Meinung nach ein Dummkopf?

Die frühere Bürgermeisterin – Nelja Schtepa -, wurde gesetzlich gewählt. Ponomarjow hat sich selbst ernannt. Er ist ein Usurpator. Als Bürgermeister will ich Jemanden, der von der städtischen Gemeinschaft demokratisch gewählt wurde. Nelja Schtepa war nicht die schlechteste Bürgermeisterin.

Sobald die Leute es begreifen, dass keine russischen Truppen in die Stadt kommen, auf was werden die Menschen dann hoffen?

Ich glaube, dann wird es mehr Anhänger der Ukraine geben. Obwohl es auch nicht wenig Anhänger eines unabhängigen „Neurussland“ gibt. Zurzeit wird die Idee der Unabhängigkeit nur von Wenigen ernst genommen.

Wollen sie insbesondere den Linken in der Ukraine, in Russland und in anderen Ländern noch etwas mitteilen?

Den Linken Europas will ich von ganzen Herzen danken, für die Unterstützung, für meine Partei, die Vereinigung „Borotba“. Und ich bitte darum, dass die Bürger der demokratischen Länder ihren Druck auf ihre Regierungen fortsetzen, damit diese Druck auf Kiew ausüben, dass vom Westen abhängt und das Deutschland und andere Länder Europas Kiew zu einer friedlichen Lösung zwingen und das Abrutschen in eine faschistische Diktatur stoppen.

Was die Linken in der Ukraine und in Russland betrifft, so unterhalte ich mich jeden Tag mit ihnen und kann ihnen deshalb nichts Neues sagen.



»Anti-Terror-Krieg« in den Innenstädten

Luftangriffe Kiews in der Ostukraine auf das Dorf Semjonowka bei Slawjansk und Bilder des Grauens in Lugansk

veröffentlicht am 4. Juni 2014 in „Neues Deutschland“69

In der Ostukraine gibt es immer mehr Opfer unter der Zivilbevölkerung. Kiew wünscht sich vor dem Amtsantritt von Präsident Petro Poroschenko militärische Erfolge.

Das Dorf Semjonowka nahe der Großstadt Slawjansk sei am Dienstag Ziel neuer schwerer Luftangriffe der ukrainischen Streitkräfte gewesen, berichteten prorussische Separatisten in der Ostukraine. Kampfflugzeuge und Hubschrauber hätten es beschossen, teilte »Volksbürgermeister« Wjatscheslaw Ponomarjow der Agentur Interfax mit. Es soll Tote und Verletzte gegeben haben. Die Kämpfer hätten einen Suchoi-Kampfjet vom Typ Su-25 sowie einen Hubschrauber abgeschossen, hieß es.

Bilder des Grauens gab es auch am Vortag in Lugansk. Vor der von Separatisten besetzten Gebietsverwaltung lagen Montagnachmittag Tote und blutverschmierte Schwerverletzte. Ein Geschoss - offenbar abgefeuert von einem ukrainischen Kampfflugzeug - hatte sieben Menschen getötet, in die dritte Etage des Gebäudes ein Loch gerissen und einen Baum buchstäblich abrasiert. Unter den Toten war auch die Gesundheitsministerin der »Volksrepublik Lugansk« (LNR), Natalja Archipowa.

Eine Frau mit schweren Wunden an den Beinen rief - offenbar im Schock - »wo ist mein Telefon?«. Ein Mann, der der Frau helfen wollte, stammelte ununterbrochen: »Mein Püppchen, mein Püppchen. Wir werden Euch rächen.«

Vertreter der »Volksrepublik Lugansk« erklärten, ein ukrainisches Kampfflugzeug habe eine Kassetten-Bombe auf die Gebietsverwaltung abgeschossen. Eine Kassetten-Bombe besteht aus einem Behälter mit mehreren kleinen Bomben. Videos von Augenzeugen in Lugansk zeigten, dass die ukrainischen Kampfflugzeuge Salven abfeuerten. Man sah lange grau-braune Rauch-Spuren.

Weil ukrainische Kampfflugzeuge weiter über der Stadt kreisten, rief die Führung der »Volksrepublik« die Bewohner der Stadt auf, sich in Keller von Schulen, Krankenhäusern und Wohnhäusern zu begeben. Auf der Website wurde eine Liste von Kellern veröffentlicht, die Platz für 50 bis 600 Schutzsuchende bieten.

Das russische Außenministerium sprach von einer »Strafaktion« gegen die Bevölkerung. Eine völlig andere Erklärung für die Explosion vor der Gebietsverwaltung von Lugansk hatte der Leiter der Kiew- treuen Innenbehörde in der Stadt. Der Beamte erklärte, die Separatisten hätten eine Flugabwehrrakete nicht sachgemäß eingesetzt. Die Flugabwehrrakete habe ein Ziel gesucht, das Wärme ausstrahlt habe - in diesem Falle die Klimaanlage am Fenster. Allerdings sind an der Außenwand der Gebietsverwaltung keine Klimaanlagen zu sehen und arbeiten mit wesentlich geringeren Temperaturen als Flugzeugtriebwerke, auf die die Peilung tragbarer Flugabwehrraketen ausgerichtet ist.

Wie der Kiewer Militärexperte Dmitri Tymtschuk am Montagnachmittag per Facebook erklärte, beginnen die ukrainischen Sicherheitskräfte in Lugansk eine »umfassende Operation zur Neutralisierung der terroristischen Gruppen in der Stadt.« »Neutralisiert und vernichtet« würden die Kämpfer-Gruppen, die sich bei der Gebietsverwaltung, dem Geheimdienst SBU und dem Standort des Grenzschutzes aufhalten. Eingesetzt würden Luftwaffe und schwere Waffen.

Die Erklärung erweckt den Eindruck, dass die ukrainische Armee in der Ostukraine schon die Lage kontrolliere. Die Auseinandersetzung zwischen den Separatisten und den ukrainischen Truppen wird von Tag zu Tag härter. Die ukrainische Armee versucht offenbar noch vor dem Amtsantritt des ukrainischen Präsidenten, Petro Poroschenko, am Sonnabend, die Kontrolle über die Städte Donezk, Slawjansk und Kramatorsk zu übernehmen.

Doch auch die Separatisten ahnen, dass jetzt die Entscheidungsschlacht naht. Bereits einen Tag nach dem Wahlsieg von Poroschenko am 26. Mai besetzten bewaffnete Einheiten der Separatisten den Flughafen von Donezk. Sie wurden allerdings unter großen Opfern - nach russischen Medienberichten bis zu 50 Tote - zurückgeschlagen. Durch Geschoss-Einschläge im Umkreis des Flughafens starben auch zwei Zivilisten. (…)

Petro Poroschenko und die Flüchtlingsfrauen

OSZE-Generalsekretär Lamberto Zannier traf in einem Ferienlager im südrussischen Rostow-Gebiet Flüchtlingsfrauen aus der Ost-Ukraine.

12. Juni 2014

Der OSZE-Generalsekretär Lamberto Zannier hatte gestern bei seinem Besuch in einem Lager für Flüchtlinge aus der Ostukraine im südrussischen Rostow-Gebiet keinen leichten Stand. Als der Italiener im Gespräch mit den Flüchtlingsfrauen im Kinder-Ferien-Lager Dmitriadowski sich zur Krisen-Lösung für die Einrichtung eines runden Tisches aussprach und erklärte, der ukrainische Präsident Petro Poroschenko wolle eine „blühende Ukraine“, wurde er nach einem Bericht der Nachrichtenagentur Interfax von den Flüchtlings-Frauen wütend angeblafft. Die Frauen schrien, der Präsident sei ein Mörder, der Kinder erschieße.

Wie viele Flüchtlinge seit Beginn der Anti-Terror-Operation in der Ostukraine bereits geflohen sind, lässt sich nur schwer sagen. Als direktes Nachbargebiet zur Ukraine, hat das südrussische Gebiet Rostow offenbar einen großen Teil der Flüchtlinge aufgenommen. Seit dem Beginn der „Anti-Terror-Operation“ der ukrainischen Armee Mitte April seien 70.000 Bürger aus der Ukraine über das südrussische Rostow-Gebiet nach Russland gelangt, teilte die Gebietsverwaltung von Rostow mit. Davon seien 35.000 Menschen in Russland geblieben.

Viele Flüchtlinge sind auch in andere Regionen der Ukraine geflüchtet, schreibt slavgorod.com.ua, das halboffizielle Internet-Portal der umkämpften ostukrainischen Stadt Slawjansk. Doch eine Statistik über die Flüchtlingsströme innerhalb der Ukraine gibt es bisher nicht. Am Mittwoch hatte der ukrainische Ministerpräsident Arseni Jazenjuk den Aufbau einer Datenbank für die Registrierung von Flüchtlingen und Hilfsbedürftigen aus der Ost-Ukraine angeordnet.

Russische Shuttle-Busse fahren von der ukrainischen Grenze zu den Kinder-Ferien-Lagern

Russland ist mit seinen Hilfsmaßnahmen offenbar schneller. Das Gebiet Rostow hat zehn Busse zur Verfügung gestellt, welche die Flüchtlinge von der russisch-ukrainischen Grenze in die Kinder-Ferienlager bringen, wo sich die Mütter und Kinder von dem Donnern der nächtlichen Haubitzen-Bombardements und dem in einfachen Kellern, die als Schutzraum dienten, erholen können.

Täglich verlassen zwei bis drei Busse mit Flüchtlingen die Stadt Slawjansk schreibt das Internetportal slawgorod.com.ua. Vor Beschießung sind die Busse nicht sicher, denn die vom ukrainischen Präsidenten, Petro Poroschenko angekündigten humanitären Korridore, gibt es immer noch nicht. Doch die Busse fahren trotzdem. Viele Männer bleiben, um die Wohnhäuser zu bewachen. Doch bereits letzte Woche erklärte der „Volksbürgermeister“ von Slawjansk, 60 Prozent der Einwohner hätten die Stadt verlassen.

In den ostukrainischen Städten Slawjansk, Kramatorsk und Lugansk wird es für Zivilisten immer gefährlicher. Insbesondere nachts beschießen ukrainischen Armee-Einheiten Ziele am Stadtrand von Slawjansk. In den Vororten sind bereits viele der kleinen Holzhäuser von den Artilleriegeschossen der ukrainischen Armee zerstört. Manchmal fliegen die Artilleriegeschosse der Armee, die jetzt auch Panzer einsetzt, bis in die Stadt. Es wurden schon eine Schule, eine Kinderklinik und andere öffentliche Gebäude, aber auch mehrgeschossige Wohnhäuser von Artillerie-Geschossen getroffen.

Seit Beginn der „Antiterroristischen Operation“ in der Ost-Ukraine sind 257 Menschen getötet und mehr als 1.300 Menschen verletzt worden, teile das ukrainische Gesundheitsministerium mit. Allein in Slawjansk wurden zwei Kinder durch Geschosssplitter getötet.

Trinkwasserleitung zerstört

Der Alltag in der Stadt in der bis vor wenigen Wochen noch 100.000 Menschen lebten, wird immer unerträglicher. Strom-Überlandleitungen wurden beschädigt, so dass es praktisch keinen Strom in der Stadt mehr gibt. Der Mobilfunk funktioniert nur mit Störungen, berichtet die russische Nachrichtenagentur Ria Nowosti. Seit Mitte letzter Woche ist auch die zentrale Trinkwasserleitung der Stadt zerstört. Weil die Versorgung mit Trinkwasser durch Wasser-Transporter gefährdet ist, steigt die Gefahr von Epidemien, erklärte der Vorsitzende des staatlichen Epidemie-Dienstes der Ukraine, Aleksandr Krawtschuk.

Kiew will den Kampf gegen die Separatisten offenbar bis zum siegreichen Ende führen. Ein konkretes Gesprächs-Angebot an die Aufständischen gab es bisher nicht. Stattdessen erklärte der geschäftsführende Verteidigungsminister der Ukraine, Michail Kowal, am Mittwoch am Rande einer Kabinettssitzung in Kiew, dass man gegenüber der Bevölkerung der Südost-Ukraine – auch gegenüber Frauen - „spezielle Filtrationsmaßnahmen“ plane. Ziel sei es, die Menschen ausfindig zu machen, die mit den Separatisten Kontakt haben und auf dem Territorium der Ukraine Verbrechen begangen haben.

Ukrainische Nationalgarde bestreitet den Einsatz von Phosphorbomben

Hat die ukrainische Nationalgarde Brandbomben über einem Vorort der seit Wochen umkämpften Stadt Slawjansk abgeworfen?

veröffentlicht am 13. Juni 2014 in Telepolis70

"Wie kann die Erde brennen? Sie brannte etwa 40 Minuten", sagte ein Anwohner aus einem Vorort von Slawjansk gegenüber der Fernsehkanal Russia Today. Vertreter der "Donezk-Republik" erheben gegenüber der ukrainischen Nationalgarde schwere Vorwürfe. Danach wurden von der Nationalgarde in der Nacht auf Donnerstag über dem ostukrainischen Dorf Semjonowka, einem Vorort von Slawjansk, eine Stunde lang Phosphorbomben abgeworfen. Der Einsatz dieser Bomben ist laut Genfer Abkommen verboten. Die Bomben explodieren in geringer Höhe und schleudern dabei Abbrände in verschiedene Richtungen.

Verschiedene Video-Aufnahmen, die Hinweise auf einen möglichen Brandbomben-Einsatz geben, sind seit Donnerstag im Internet zu sehen. Heute sendete der russische Fernsehkanal Pervi auch Aufnahmen von einem Brandbomben-Einsatz zur Tageszeit. Bei den neuen Film-Aufnahmen sind auch die für die Region typischen sowjetischen Plattenbauten zu sehen.

Trotzdem behauptet die ukrainische Website Stopfake.org, die der russischen Propaganda entgegenwirken will, dass es sich bei dem Bericht über den Brandbombeneinsatz um eine Fälschung handelt. Die im Internet veröffentlichten Videos stammten aus dem Irak-Krieg, wo amerikanische Streitkräfte im November 2004 beim Kampf um Falludscha Phosphorbomben einsetzten.

Charles Shoebridge, ein britischer Armee-Offizier im Ruhestand, erklärte gegenüber Russia Today, das helle Licht sowie die verschiedenen Abbrände, die vom Himmel fallen, deuteten auf den Einsatz von Phosphor-Bomben hin.

Das von den angeblichen Phosphor-Bomben betroffene Gebiet, das Dorf Semjonowka, liegt östlich der Stadt Slawjansk, welche die ukrainische Nationalgarde seit Mitte April zu erobern versucht. Fjodr Beresin, ein Berater des Oberkommandierenden der aufständischen Donezk-Armee, erklärte gegenüber dem russischen Fernsehkanal NTW, Phosphorbomben seien schon in Vietnam eingesetzt worden, befänden sich im Waffenarsenal der USA und seien "von dort geliefert" worden. Möglichweise handele es sich um "alte Bestände" .

Die ukrainische Nationalgarde wies den Vorwurf des Brand-Bomben-Einsatzes in einer auf ihrer Website veröffentlichten Erklärung als "absurd" zurück. Die Nationalgarde handle nach den Dienstvorschriften "zum Schutz der Bevölkerung". Phosphorbomben habe die Nationalgarde "nie besessen". Vertreter der Massenmedien sollten nicht "die Mitglieder der Nationalgarde verleumden". (…)

Britischer Korrespondent hat schwierigen Stand in Kiewer Talk-Show

Wer im eigenen Land einen Anti-Terror-Krieg ohne humanitäre Korridore führt, bringt die betroffene Bevölkerung gegen sich auf und fördert den weiteren Zerfall des Staates.

16. Juni 2014

In der Kiewer Fernseh-Talkshow „Schuster live“ hatte der Korrespondent der Sunday Times, Mark Franchetti, keinen leichten Stand. Er war aus Moskau“ zugeschaltet und erzählte über seine Eindrücke aus der Ost-Ukraine.

Franchetti meinte, die meisten Kämpfer der Separatisten-Einheit Wostok, die er während seiner dreiwöchigen Recherche begleitet hatte, seien einfache Ukrainer ohne Kriegserfahrungen. Sie hätten ihm erzählt, dass sie „ihre Häuser vor den Faschisten verteidigen“.

Im Studio begann es zu Grummeln. Geheimdienstchef Walentin Naliwaitschenko guckte kühl. Der junge Kommandeur der Spezialeinheit Dnjepr verzog das Gesicht. Was der Engländer das erzählte, war schwer verdaulich.

Doch der Reporter schilderte weiter was er erlebt hatte. Die Wostok-Einheit versuchte einen Posten der ukrainischen Grenztruppen zu stürmen, wurde aber in ein schweres Gefecht verwickelt. Es gab viele Verwundete und die Einheit flüchtete auf russisches Gebiet. Dort wurden die Wostok-Leute von russischen Grenzbeamten entwaffnet und festgenommen.

Einem britischen Korrespondenten muss man als Europäer wohl zuhören. Nun war die Geduld der Podiumsteilnehmer aber zu Ende. Anton Geraschenko, Berater des ukrainischen Innenministers, polterte, das was Franchetti an der ukrainisch-russischen Grenze erlebt habe, sei eine vom russischen Geheimdienst „sehr gut durchgeführte (Geraschenko klatschte theatralisch in die Hände) Spezialoperation des russischen Geheimdienstes“ gewesen. Das sei extra veranstaltet worden, damit es der Korrespondent in Europa verbreitete. Jeder wisse, dass Russland Waffen und Geld an die Aufständischen liefere.

Franchetti versuchte sich zu rechtfertigen. Er erklärte er sei kein Putin-Anhänger und habe als Reporter im Tschetschenien-Krieg den russischen Präsidenten heftig kritisiert. Doch wo er auch sei, in Tschetschenien, Afghanistan oder der Ost-Ukraine, er berichte einfach das, was er sehe.

Von humanitären Korridoren will der Geheimdienstchef nichts wissen

Die Stimmung im Studio war aufgeheizt. Die Ukraine im Überlebenskampf gegen Russland, das war der Tenor der Beiträge von den Talk-Show-Teilnehmern. Nicht einfach hatten es da die Rocksängerin Ruslana, die meinte, das wichtigste sei es jetzt, über die humanitäre Situation in der Ost-Ukraine zu sprechen. Immerhin seien es Ukrainer, die jetzt von dort flüchten wollen, die aber nicht wüssten wie. Man müsse mit diesen Menschen reden, und ihnen die Vorbehalte nehmen, in ukrainische Regionen zu fliehen, meinte Ruslana, die zurzeit Geld sammelt, um den Flüchtlingen zu helfen. Auf den ukrainischen Staat müsse man Druck ausüben, dass er sich an der Flüchtlings-Hilfe beteilige.

Kaum zu glauben, aber es ist vor allem die russischen Seite, welche Flüchtlingslager auf russischem Territorium vorbereitet hat. Wer in der Ukraine flüchtet, muss sehen dass er irgendwo bei Verwandten unterkommt. Als ersten Schritt hat Ministerpräsident Arseni Jazenjuk letzte Woche die Einrichtung einer Datenbank über Flüchtlinge angeordnet. Mehr hat die Regierung bisher nicht zustande gebracht. Auch die humanitären Korridore, von denen Präsident Petro Poroschenko immer wieder spricht, gibt es noch nicht. Für den ukrainischen Geheimdienstchef Naliwaitschenko ist die Sache klar. Solange geschossen wird, werde es keine humanitären Korridore geben. Keiner der Talk-Show-Teilnehmer wagte es, das Thema Verhandlungen den Aufständischen anzusprechen. Doch ohne Verhandlungen wird es auch keine Flucht-Korridore geben. (…)

Bomben auf das Dorf Staraja Kondraschowka

In der Ostukraine werden immer mehr Zivilisten Opfer der »Anti-Terror-Operation« der Kiewer Regierung

veröffentlicht am 5. Juli 2014 in „Neues Deutschland“71

In dem Dorf am Ostrand der Ukraine gab es keine Stellungen der Separatisten. Sieben Menschen starben, als fünf Fliegerbomben niedergingen. Insgesamt sind bereits mehrere Hundert Zivilisten gestorben - Hunderttausende auf der Flucht.

Vor den schwer beschädigten Häusern des ostukrainischen Dorfes Staraja Kondraschowka hockten am Mittwoch verzweifelte Menschen. Ältere Frauen fragten die aus Russland angereisten Fernsehjournalisten der Sender Russia today und NTW: »Wofür bestraft man uns?« Die Frage liegt auf der Hand, denn in dem Dorf gab es keine militärischen Stellungen der Aufständischen. Trotzdem gingen am 2. Juli fünf Fliegerbomben in dem Ort nieder. Sie wühlten tiefe Krater in die Dorfstraße und zerstörten mehrere Häuser. Entweder hat der Pilot zu spät auf den Knopf gedrückt – die nächste Stellung der Separatisten ist drei Kilometer weit entfernt – oder er hat wirklich den Befehl bekommen, das friedliche Dorf zu bombardieren, grübelt Juri, ein Anwohner, der früher Militärpilot war.

Auf der Dorfstraße von Kondraschowka, wo sonst Kinder mit ihren Fahrrädern entlangrasen, lagen tote Anwohner unter Decken. Sieben Tote, darunter ein fünfjähriger Junge, und elf Verletzte waren Folge des Luftangriffes an jenem Tag, als Außenminister Franz-Walter Steinmeier in Berlin mit seinen Kollegen aus Paris, Moskau und Kiew über Waffenruhe für die Ukraine verhandelte.

In den Häuserruinen brannte es noch, als die Journalisten in das Dorf kamen. Die Anwohner schimpften auf den Präsidenten »mit der Schokoladen-Fres…«. Alexander, ein Anwohner von etwa 35 Jahren, forderte die Korrespondenten im Befehlston auf, seine Mutter und seine Großmutter zu filmen. Die lagen mit abgerissen Gliedmaßen unter einer weißen Gardine. »Hier liegen Terroristen«, ruft Alexander verzweifelt. Seine Stimme überschlägt sich. Wird er jemals wieder mit Menschen aus Kiew normal sprechen können? Oder wird er jetzt selbst zur Waffe greifen?

Wie immer bei Angriffen auf zivile Objekte erklärt die Leitung der Anti-Terror-Operation, die Verantwortung für die Toten trügen »die Terroristen«. Die hätten einen »tückischen Angriff« mit Granatwerfern gegen den Ort ausgeführt, um die ukrainische Armee dann dafür verantwortlich zu machen.

Doch überraschend kam ein Eingeständnis von dem stellvertretenden Kommandeur der ukrainischen Spezialeinheit »Asow«, Igor Mosijtschuk. Der erklärt gegenüber dem ukrainischen Fernsehkanal »112«, es könne sein, dass es sich bei dem Bombardement auf das Dorf Kondraschowka um einen »Pilotenfehler« handelte. (…)



Warum Igor Strelkow gehen musste

Umbesetzungen in den Führungen der Volksrepubliken. Drängten konservative Kreise im Kreml den Militärchef der Volksrepublik Donezk zum Rücktritt?

veröffentlicht am 18. August 2014 in Telepolis72

Am 7. August 2014 trat der aus Moskau stammende Journalist Aleksandr Borodai von seinem Posten als Ministerpräsident der Donezk-Republik zurück. Sein Nachfolger wurde der 1976 in Donezk geborene Unternehmer Aleksandr Sachartschenko. Der zurückgetretene Borodai gab bekannt, er wolle von nun an als Berater des neuen Ministerpräsidenten arbeiten.

Am 14. August wurde der 1964 im russischen Ischewsk geborene Marat Baschirow , Polit-Technologe aus Moskau und seit 2004 Berater des russischen Oligarchen Viktor Wechselberg, zum Ministerpräsidenten der Volksrepublik Lugansk ernannt.

Am gleichen Tag trat der bis dahin starke Mann der Volksrepublik Lugansk, der im südrussischen Taganrog geborene Reserve-Soldat Waleri Bolotow, zurück. Bolotow begründete seinen Rücktritt mit den Folgen einer Verletzung, die er sich bei einem Anschlag auf ihn im Mai zugezogen hatte.

Die Umbesetzung nährt Spekulationen, nach denen sich aus Russland stammende führende Vertreter der Donezk-Republik in die zweite Reihe zurückziehen, um Vorwürfe, die Donezk-Republik sei von Moskau gesteuert, den Wind aus den Segeln zu nehmen.

Diese Erklärung greift vielleicht noch im Fall Borodai, nicht aber im Fall des am 14. August zurückgetretenen Verteidigungsministers der Donezk-Republik, Igor Strelkow, der eigentlich Igor Girkin heißt und 1970 in Moskau geboren wurde. Neuer Militärchef der Donezk-Republik wurde 1974 im Lugansk-Gebiet geborene Judo-Trainer Wladimir Kononow.

Ein Mann für besondere Aufgaben

Der zurückgetretene Militärchef Strelkow hatte enorme militärische Erfahrungen, weshalb sein Rücktritt viele Fragen aufwirft. Der ehemalige Militärchef der Donezk-Armee verdiente sich seine ersten Sporen 1992 als russischer Freiwilliger im Transnistrien- und dann im Bosnien-Konflikt. 1994 war er dann als Soldat der russischen Armee und 1995 als Experte für besondere Aufgaben im Tschetschenienkrieg im Einsatz. In einer Pressemitteilung der Donezk-Republik über den Rücktritt des Militär-Chefs hieß es - ganz im sowjetischen Stil - , Strelkow übernehme "eine andere Aufgabe".

Der Rücktritt des Militärchefs der Donezk-Republik deutet darauf hin, dass der Kreml versucht, die selbstbewussten Politiker und Militärs der Donezk-Republik mehr mit den Interessen der russischen Oligarchen in Einklang zu bringen und zu domestizieren, meint der Moskauer Politologe Boris Kagarlitsky in einem Beitrag für die linke Internetzeitung rabkor.ru. Strelkow befand sich während seines "Rücktritts" in Moskau. Eine persönliche Erklärung des zurückgetretenen Donezk-Militärchefs liegt bisher nicht vor.

Was könnte Strelkow bewogen haben, freiwillig zurückzutreten? Vermutlich habe der Kreml Nachschub aus Russland von einem Personalwechsel in der Führung der Donezk-Republik abhängig gemacht, meint der Politologe Kagarlitsky.

Der Druck auf Strelkow muss sehr groß gewesen sein, denn der Zurückgetretene hatte wegen seiner erfolgreichen Führung der Donezk-Armee sowohl bei den Aufständischen als auch bei vielen Bürgern der Russischen Föderation großes Ansehen. Auf Kundgebungen in Russland sah man schon ein Transparent auf dem Putin und Strelkow als die zwei größten Helden verehrt wurden.

Strelkow war überzeugter Monarchist, unterstütze aber den politischen und sozialen Umbau des Donezk-Gebietes in eine "Volksrepublik" und stellte sich nicht gegen die in der Ost-Ukraine populäre Forderung nach einer Nationalisierung der Kohleschächte und Stahlwerke. Das russische Großkapital habe jedoch kein Interesse an einem sozialistischen Noworossija, sondern hofft auf gute Geschäftsbedingungen in der Ost-

Ukraine und unterstützt deshalb hinter den Kulissen jetzt offenbar den Oligarchen Rinat Achmetow.

"Teure Anzüge" und "teure Autos"

Dass es in der Donezk-Republik sozialrevolutionäre Tendenzen gibt, wurde Ende Juli offensichtlich, als "einfache Kämpfer" sich als Vertreter der Arbeiterklasse in einem "Offenen Brief" bei der Führung der Donezk-Republik beschwerten, dass die Business-Elite der Donezk-Republik "mit aller Kraft" in die Machtstrukturen der Donezk-Republik einzudringen versuche. Offizielle Vertreter der Aufständischen würden sich oft "hochmütig verhalten", "teure Autos fahren und teure Anzüge tragen". Man könne es nicht zulassen, dass "unter dem Schutz patriotischer Losungen" die ukrainische Business-Elite durch eine neue Elite der Donezk-Republik ausgetauscht wird. Man könnte nicht akzeptieren, dass "über uns, den einfachen Arbeitern und Bauern, neue Herren stehen".

Die Briefschreiber fordern demokratische Strukturen, Transparenz und eine klare Aussage darüber, wem die Fabriken, die Schächte und der Boden der Donezk-Republik nach dem erhofften Sieg gehören sollen.

Panikstimmung in Kiew

Kiew fehlen die Beweise für eine "russische Invasion". Ukrainische Kampfverbände mit mehreren Tausend Soldaten eingekesselt. Jeden Tag sterben in der Ost-Ukraine durchschnittlich 36 Menschen

veröffentlicht am 30. August 2014 in Telepolis73

Immer häufiger meldet die Regierung in Kiew, dass Soldaten und militärisches Gerät aus Russland über die Grenze in das umkämpfte Gebiet der Ost-Ukraine geschafft wird. In Kreml-kritischen, russischen Medien gibt es Berichte, dass in der Ukraine gefallene russische Soldaten in Russland beerdigt und verletzte Soldaten in Russlands Krankhäusern behandelt werden, ohne dass die Öffentlichkeit davon in Kenntnis gesetzt wird.

Der "Ministerpräsident der Donezk-Republik", Aleksandr Sachartschenko, gestand am Donnerstag das erste Mal öffentlich ein, dass 3.000 bis 4.000 Bürger Russlands - "Freiwillige" und "Soldaten, die Urlaub genommen haben" an der Seite der Aufständischen in der Ost-Ukraine kämpfen. Die russischen Menschenrechtsorganisation Memorial protestierte in einem Offenen Brief an den russischen Präsidenten dagegen, dass russische Soldaten an "militärischen Aktivitäten" gegen "die gesetzliche Macht eines Nachbarlandes" beteiligt sind.

Russland ist massiv in den Konflikt in der Ukraine involviert, es kommen Freiwillige und wohl auch Waffen über die Grenze. Aber eine offizielle Hilfe des russischen Verteidigungsministeriums für die Aufständischen gibt es bisher nicht.

Keine russischen Soldaten mit Hoheitsabzeichen

Dem Kreml nahestehende Politologen sind sich einig, dass Kiew bestrebt ist, Russland in den Krieg hineinzuziehen. Die ukrainische Regierung mit ihrer unerfahrenen und schwachen Armee versuche sich als Opfer zu stilisieren, um möglichst schnell offizielle Militärhilfe von Nato-Mitgliedsländern zu bekommen.

Doch Russland will sich nicht in den Krieg hineinziehen lassen, weil das zu einer Eskalation führen würde, bei der auch russisches Territorium in Mitleidenschaft gezogen würde. Solange keine russischen Soldaten mit dem russischen Hoheitsabzeichen in der Ukraine kämpfen, sondern Freiwillige (wie auch schon in Bosnien 1993), ist die Argumentationsbasis für eine offizielle Militärhilfe von Nato-Mitgliedsländern dünn.

Für eine offizielle Beteiligung der russischen Streitkräfte hat Kiew bisher keine Beweise vorgelegt. Bilder von russischen Panzern und Lastwagen ohne eindeutige Ortsangabe sind kein Beweis. Und um Militärgerät eindeutig als "russisch" zu kennzeichnen, bräuchte es schon mehr als unscharfe Satelliten-Fotos. Zudem wird in der Berichterstattung westlicher Medien häufig die Tatsache übergangen, dass die Aufständischen fast täglich Waffen der ukrainischen Seite erbeuten.

Dass Kiew in den letzten Tagen mit noch größerer Lautstärke von einer "russischen Invasion" spricht, hängt offenbar auch damit zusammen, dass die ukrainische Armee zunehmend Niederlagen erleidet und es in der Zentral- und sogar West-Ukraine zunehmend zu Protesten gegen

"unfähige Militärs" und das Verheizen von Soldaten kommt. Fast kein Tag vergeht in Kiew, wo nicht Soldaten und deren Angehörige vor der Präsidialverwaltung demonstrieren und sofortige Hilfe für eingekesselte ukrainische Soldaten fordern.

Aufständische eröffnen "zweite Front" am Asowschen Meer

Dabei sieht die Lage, wie sie vom ukrainischen Sicherheitsrat in der täglich aktualisierten Karte dargestellt wird, für die ukrainischen Streitkräfte immer noch viel besser aus, als sie in der Realität offenbar ist. Nach der Karte der Aufständischen ist die Hafenstadt Nowoasowsk am Asowschen Meer bereits eingenommen und die Hafenstadt Mariupol fast umzingelt. Außerdem sind die Gebiete Donezk und Lugansk nicht durch ukrainische Truppen getrennt.

Die Großstadt Donezk wird zwar immer noch von der ukrainischen Artillerie beschossen, gleichzeitig haben die Aufständischen in der Ost-Ukraine nach eigenen Angaben jedoch zahlreiche Städte zurückerobert. In mindestens drei Gebieten seien ukrainische Kampfeinheiten eingekesselt worden.

Der rechtsradikale Populist Oleg Ljaschko, der bei den ukrainischen Präsidentschaftskandidaten mit acht Prozent beachtlich abschnitt, forderte den ukrainische Präsident angesichts der katastrophalen militärischen Lage und der Bedrohung der Stadt Mariupol auf, den Verteidigungsminister und den Generalstabschef auszuwechseln.

"In dem Bestreben, schnell über jeder befreiten Stadt die Flagge zu hissen, hat man vergessen, dass es ein zuverlässiges Hinterland geben muss", erklärt Ljaschko, der sich selbst häufig an der Front im Kreis von Soldaten fotografieren lässt. Von Präsident Poroschenko fordert der Rechtsradikale die "gesamte Wirtschaft" auf die Bedürfnisse der Front auszurichten. Es fehle an Allem, an "schwerer Technik, Artillerie, Luftwaffe, Kommunikationsmitteln und auch einfach an Fahrzeugen".

Höchster Berg des Donbass in der Hand der Donezk-Armee

Einen strategischen Erfolg erreichten die Aufständischen, als sie am Donnerstag den 277 Meter hohen Berg Saur-Mogila - er liegt 60 Kilometer östlich der Großstadt Donezk - zurückeroberten.

Die ukrainische Armee, die den strategisch wichtigen Berg seit dem 9. August kontrollierte, musste sich zurückziehen und wurde nach Angaben der Aufständischen mit 4.000 Mann bei dem Ort Amwrosijewski eingekesselt. Auch bei dem Ort Ilowajski sind ukrainische Einheiten eingeschlossen. Nach russischen Angaben sind die Eingeschlossenen ohne Munition und Nahrung, was vom ukrainischen Verteidigungsministerium, das zum Durchhalten auffordert, aber bestritten wird.

Der "Ministerpräsident der Donezk-Republik", Aleksandr Sachartschenko, bot den Eingeschlossenen an, aufzugeben, "denn wir sind alle eine Nation, Slawen". Wladimir Putin forderte die Aufständischen auf, die eingekesselten ukrainischen Soldaten über einen humanitären Korridor abziehen zu lassen.

Der Chef der Donezk-Republik erklärte, man sei mit dem Korridor einverstanden, unter der Bedingung, dass die Eingekesselten ihre Waffen abgeben. Doch Kiew wollte von einem Abzug der Eingekesselten nichts wissen. Im Internet gab es aufgeregte Meldungen von ukrainischen Feldkommandeuren, die schnelle Hilfe für die Eingeschlossenen anforderten.

Der zurückeroberte Berg Saur-Mogil hat für die Aufständischen, die sich in der Tradition der Sowjetarmee sehen, nicht nur strategische, sondern auch symbolische Bedeutung. Im Sommer 1943 brauchten Sowjetsoldaten zwei Monate, um die strategische Höhe von den Kampfeinheiten der deutschen 6. Armee zurückzuerobern. Die SS-Panzerdivisionen "Das Reich" und "Totenkopf" waren aus dem Gebiet Charkow zur Verstärkung der 6. Armee herangeholt worden. Doch erst am Morgen des 31. August 1943 war der Berg Saur-Mogil - nach schweren Verlusten - wieder in der Hand der sowjetischen Soldaten.

"Bis nach Kiew gehen"

Der Sprecher der Parlamente der "Republiken" Donezk und Lugansk, Oleg Zarjow, meinte, die Hafenstadt Mariupol sei für die Aufständischen aus zwei Gründen wichtig.

Zum einen gäbe es dort große Getreidelager, welche die Bevölkerung der beiden "Republiken" über den Winter versorgen könnten, zum anderen stehe in Mariupol eine Sendemast, über den das ukrainische Fernsehen "seine Lügen im Donbass" ausstrahle. Der Sprung nach Süden kommt überraschend und weckte bei Vertretern der Aufständischen die Hoffnung, man könne demnächst auch Odessa erobern. Odessa gehört historisch zu "Noworossija".

Das gleichnamige Gouvernement im Südosten der heutigen Ukraine gehörte von 1764 bis 1917 zum russischen Imperium."Noworossija" (Neurussland) soll der Staat heißen, den die Aufständischen von der Ukraine abtrennen wollen. In der Überschrift von Putins Aufforderung an die Aufständischen, einen humanitären Korridor für die eingeschlossenen ukrainischen Soldaten zu bilden, war das erste Mal von Noworossija die Rede.

Die offizielle russische Position ist aber nach wie vor, dass man Ukraine in ihrem jetzigen territorialen Bestand (ohne die Krim) nicht antasten will. Von einzelnen Aufständischen ist im Siegesüberschwang jedoch immer wieder zu hören, man werde, "bis nach Kiew" gehen.

Brand im Bahnhof von Donezk

In der Großstadt Donezk, in der immer noch Hundertausende von Menschen leben, wird das Leben immer unerträglicher. Am Freitag schlugen in der Innenstadt Geschosse ein. Der Bahnhof - über den viele Menschen aus der Stadt flüchteten - und ein Freiluft-Markt brannten.

Bereits am Donnerstag starben nach Angaben der Aufständischen 16 Menschen an den Folgen von ukrainischem Artilleriebeschuss. Passanten und Verkäuferinnen von Donezk lagen in Blutlachen auf der Straße oder in ihren Läden. Die Aufständischen werfen der ukrainischen Armee eine Kriegsführung "verbrannten Erde" vor. Die Bevölkerung solle demoralisiert werden. Die Infrastruktur der Ost-Ukraine werde bewusst zerstört.

In der Nacht auf Donnerstag gingen mehrere Geschosse im Lenin-Bezirk der Stadt Donezk nieder. Das Gymnasium in der Kujbyschew Straße Nr. 33 brannte lichterloh. Leonid, der Hausmeister und Artjom, ein ehemaliger Schüler des Gymnasiums, erzählten, dass zwei Granaten in die Schule einschlugen, worauf ein Brand ausbrach.

Die Stadtverwaltung von Donezk teilte mit, dass Reparatur-Brigaden unterwegs seien, um die zerstörte Energieversorgung in einzelnen Bezirken wieder herzustellen. 220 Schaltstellen mit Trafos seien ausgefallen. Einzelne Straßenbahnen und Trolleybusse aber verkehrten noch.

Am Mittwochmittag wurde am Schewtschenko-Boulevard in Donezk ein Kulturhaus von einer Granate getroffen und geriet in Brand. Auch ein Auto brannte. Die vier Insassen verbrannten nach Angaben von Augenzeugen bei lebendigem Leib. Ein Passant wurde von Granat-Splittern schwer verletzt und von einem Erste-Hilfe-Team versorgt.

Seit Mitte April 2.200 Tote und 5.956 Verletzte

Die Lage der Zivilbevölkerung in der Ost-Ukraine wird von Woche zu Woche dramatischer. Nach Angaben der UNO wurden in der Ost-Ukraine allein in den vergangenen vier Wochen 1.200 Menschen getötet und 3.250 verletzt.

Insgesamt wurden laut UN seit Mitte April, also seit Beginn der "Antiterroristischen Operation" der ukrainischen Streitkräfte, 2.200 Menschen getötet und 5.956 verletzt. Die 298 Toten des mutmaßlich abgeschossenen malaysischen Passagierflugzeuges sind da noch nicht mit eingerechnet.

Mit Kopfschuss im ost-ukrainischen Massengrab

Die OSZE bestätigt die Existenz von Massengräbern in einem Ort, den die ukrainische Nationalgarde vor kurzem verlassen hat

veröffentlicht am 26. September 2014 in Telepolis74

Jetzt wo, die ukrainischen Truppen im Zuge des Waffenstillstands aus einigen Orten in der Ost-Ukraine abgezogen sind, stoßen Anwohner auf grausige Spuren. In dem Bergwerk Kommunar und am Rande des Dorfes Nischnjaja Krynka - 35 Kilometer nordöstlich von Donetsk - wurden die Menschen durch einen starken Leichengeruch aufmerksam. Man fand drei Massengräber mit insgesamt neun Toten.

Die Meldung von den Gräbern löste in den russischsprachigen Medien einen Sturm der Empörung aus. Ein offizieller Vertreter der ukrainischen Armee sprach von einer "Lüge". Die Moskauer Zeitungen Kommersant und Rossiskaja Gazeta veröffentlichten grausame Bilder der Gräber. Auf einem Foto sind deutlich Einschusslöcher am Hinterkopf einer Leiche zu sehen.

Anfang der Woche wurde von dem russischen Fernsehkanal Rent TV der erste Bericht über die Gräber gesendet. Der Reporter zeigte ein Grab am Rand des Dorfes Nischnjaja Krynka, in dem Aufständische beerdigt sein sollen. Anwohner berichteten dem Reporter, ukrainische Nationalgardisten hätten unter Einwohnern mit vorgehaltener Waffe Sympathisanten der "Donezk-Republik" gesucht.

Die Militärpolizei der selbsternannten Donezk-Republik informierte die Special Monitoring Mission (SMM) der OSZE über die Gräber. Die SMM überwacht mit 350 Inspektoren die Einhaltung des Waffenstillstands. Die OSZE-Inspektoren besuchten die Massengräber und bestätigten am Mittwoch in ihrem Tages-Bericht deren Existenz.

Körper seien "geöffnet" worden

Täglich kommen neue Details und Vermutungen über die Massengräber an die Öffentlichkeit. Der "Ministerpräsident" der Donezk-Republik, Aleksandr Sachartschenko, erklärte am Donnerstag gegenüber dem russischen Fernsehkanal Rossija 24, er habe zwei Massengräber besucht und gesehen, dass die Körper einiger Toten "geöffnet" worden waren. Möglicherweise handelte es sich um chirurgische Eingriffe wegen Kriegsverletzungen, möglicherweise aber auch um die Entnahme von Organen, meinte Sachartschenko.

Nach einem Bericht des Radio-Senders "Stimme Russlands" wurden vier Leichen auf dem Bergwerks-Gelände "im Beisein der OSZE-Inspektoren exhumiert". Es handelte sich um einen Mann und drei Frauen. Eine der Frauen "sei vermutlich schwanger" gewesen.

Nach russischen Medienberichten waren die Hände der Toten gefesselt. Außerdem wurden an den Toten Spuren von Folter auf. "Stimme Russlands" berichtete, zwei Köpfe seien vom Körper getrennt gewesen. Die Leichen befanden sich im Zustand der Verwesung. In fünf Meter Abstand von den Toten fanden die OSZE-Inspektoren außerdem acht Patronenhülsen einer Makarow-Pistole.

"Gestorben für die Lügen Putins"

In dem Bericht der OSZE-Inspektoren wird vermerkt, dass auf dem dritten Grab, welches mit einem Erdhaufen bedeckt war, ein Stab mit einer Tafel steckte. Auf der Tafel stand "Gestorben für die Lügen Putins". Darunter standen in Russisch die Namen (in einem Fall die Initialen) der fünf Toten. Als Todestag war der 27. August 2014 angegeben.

Zwei der Toten im Dorf wurden nach Angaben der Nachrichtenagentur Ria Novosti bereits identifiziert. Es handelt sich um einen Aufständischen und einen Anwohner des Ortes, der 1957 geboren wurde.

Die Spuren führen zur ukrainischen Nationalgarde

Die Untersuchung zu den Massengräbern führt zurzeit die Militärpolizei der selbsternannten Republik Donezk. Die OSZE-Inspektoren konnten die Leichen nicht untersuchen, weil keine forensischen Experten vor Ort waren.

Die Vermutung liegt nahe, dass die Menschen von ukrainischen Nationalgardisten erschossen wurden. Denn nach Angaben liberaler russischen Medien, wie dem Internetportal Lenta.ru und der Zeitung Kommersant war das Dorf Nischnjaja Krynka bis vor kurzem noch in der Hand des 500 Mann-starken Ajdar-Bataillons, das zur ukrainischen Nationalgarde gehört.

Ein Vertreter der Donezk-Republik berichtete der Zeitung Kommersant, die Aufständischen hätten sich vor einem Monat aus dem Dorf Nischnjaja Krynka zurückziehen müssen. Die gefunden Leichen seien ein oder zwei Wochen später getötet worden. Die Aufständischen hätten sich zu diesem Zeitpunkt in fünf Kilometer Entfernung von dem Dorf Nischnjaja Krynka befunden.

Ukrainischer Militärberater kontert mit Vorwürfen gegen "russische Militärs"

Der Leiter für Militäroperationen der ukrainischen Armee, Aleksej Dmitraschkowski, bezeichnete die Beschuldigungen gegen die ukrainische Nationalgarde gegenüber dem Kommersant als "Lüge". "Ukrainische Soldaten und Kräfte der Anti-Terror-Operation haben nicht auf die friedliche Bevölkerung und nicht auf Wohnbezirke der Städte geschossen." Von ukrainischer Seite wird behauptet, es könne sich auch bei drei der Toten um Männer aus Tatarstan handeln.

Der ukrainische Militärexperte Dmitri Tymtschuk erklärte, mit der Meldung von den Massengräbern wolle der "russische Generalstab" und "örtliche Terroristen" von eigenen Verbrechen ablenken. Es fehlte nur noch, dass "schwangere Kinder" gefunden würden. Tymtschuk behauptete, "russische Militärs" hätten die Leichen russischer Soldaten im ostukrainischen Gebiet Swerdlowsk in den Schacht eines stillgelegten Bergwerkes geworfen. Beweise für seine Behauptung legte Tymtschuk nicht vor.

Moskau fordert internationale Untersuchung

Der "Ministerpräsident" der Donezk-Republik, Aleskander Sachartschenko, nannte die Massengräber gegenüber dem Kommersant "ein empörendes Verbrechen und ein Genozid gegen unser Volk".

Der Präsident der Föderation der jüdischen Gemeinschaften Russlands (FEOR), Aleksandr Boroda, äußerte gegenüber dem Internetportal Lenta.ru, er hoffe sehr, "dass sich die Vermutung über Massengräber nicht bestätigt", denn das sei "ein furchtbares Verbrechen, welches an ähnliche Vergehen der Nazis vor 70 Jahren" erinnere. (…)

Der Sprecher des russischen Ermittlungskomitees, Wladimir Markin, kündigte an, man werde zu den Verbrechen gegen die Zivilbevölkerung im Südosten der Ukraine Ermittlungen aufnehmen. (…)

Die Radikalen haben ausgedient

Moskau bringt radikale Feldkommandeure in der Ostukraine unter Kontrolle. Ein »Noworossija« bis nach Odessa ist nicht mehr aktuell.

veröffentlicht am 13.01.2015 in Neues Deutschland75

Die neuen Machthaber in den »Volksrepubliken« der Ostukraine gehen derzeit gegen eigenwillige Feldkommandeure und Kosakenführer vor, die ein großes Noworossija bis Odessa wollen, und gegen linke Aktivisten, die von einem sozialistischen Staat ohne Oligarchen träumen.

So wurden am 21. Dezember in Donezk die drei Mitglieder der ukrainischen Linksorganisation Borotba Viktor Schapinow, Maksim Firsow und Maria Muratowa von Mitgliedern der Spezialeinheit »Wostok« (Osten) verhaftet und zwei Wochen in einem Gefängnis festgehalten. Gegenüber Borotba-Aktivisten wurde ein Einreiseverbot für die »Volksrepubliken« Lugansk und Donezk verhängt. Ihnen war Spionage für die Ukraine vorgeworfen worden.

Tatsächlich mussten Mitglieder von Borotba vor dem »Rechten Sektor« nach Charkow und auf die Krim flüchten. Sie fragen nun, ob die »Volksrepubliken« ihren »antifaschistischen und anti-oligarchischen Geist« aufgeben hat.

Vorfälle in der Lugansk-Republik belegen zudem, dass der schon lange schwelende Konflikt zwischen den Moskau nahen Führungen der »Volksrepubliken« und radikalen Feldkommandeuren, die das Minsker Abkommen nicht akzeptieren, an Schärfe zunimmt.

So forderte der Kosakenführer Pawel Dremow von Russlands Präsidenten Wladimir Putin, den Ministerpräsidenten der »Volksrepublik Lugansk«, Igor Plotnitzki, abzuberufen. Der Kosakenführer beschuldigte den »Bürokraten« und »Schid« (»geldgieriger Jude«), ostukrainische Kohle an russische Oligarchen zu verschachern, anstatt die Lage der Bevölkerung zu verbessern.

Die Kosaken sahen sich als nächste Opfer von Verfolgung. Ende Dezember hatte die Lugansker Staatsanwaltschaft ein Strafverfahren gegen Mitglieder des Bataillons »Batman« eröffnet. Mitglieder der Einheit, denen die Folterung von 13 Anwohnern und der Tod eines Gefangenen vorgeworfen wird, wurden verhaftet. Batman-Kämpfer rechtfertigen sich damit, dass außer ihnen niemand gegen Spione, Drogenhändler und Diebe vorgegangen sei.

Weil sich der Chef des Batman-Bataillons, der frühere Polizeihauptmann Bednow, einer Entwaffnung widersetzte, holte das Innenministerium der Lugansk-Republik am 1. Januar 2015 zum tödlichen Schlag aus. Der gepanzerte Volkswagen T-4 von Bednow wurde hinter einer Straßenbiegung in einem Kreuzfeuer von Gewehren und Granatwerfern beschossen. Bednow und sechs seiner Begleiter starben.

Die Staatsanwaltschaft der Lugansk-Republik erklärte, Bednow sei bei einer »Schießerei« getötet worden. Der ukrainische Staatsbürger war im August für zwei Wochen Verteidigungsminister der Lugansk-Republik. Die von ihm geleitete Einheit, in der auch viele Freiwillige aus Russland kämpfen, gilt als kampfstärkste im Gebiet. Bednow war Gegner des Minsker Abkommens, das einen Waffenstillstand und einen Sonderstatus für die Gebiete Lugansk und Donezk innerhalb der Ukraine vorsieht.

Der durch seine führende Rolle bei der Einnahme der Stadt Slawjansk bekannt gewordene Monarchist Igor Strelkow (Girkin), der im August auf Druck aus Moskau von seinem Posten als »Verteidigungsminister« der Donezk-Republik zurücktrat, bezeichnete den Tod von Bednow als hinterhältigen »Mord« im Stil der Banditenkämpfe der 1990er Jahre. Seine radikalen Gesinnungsgenossen in den »Volksrepubliken« rief Strelkow auf, sich zurückzuziehen. Ein Aufstand in der Lugansk-Republik, sagte er voraus, werde als »Aufstand gegen Russland« angesehen und blutig enden. Der russische Journalist Aleksandr Rybin beschuldigte »Premier« Plotnitzki, statt eines Noworossija wolle er eine Bananenrepublik »zugunsten russischer und ukrainischer Oligarchen«.

Russland stellt sich wohl darauf ein, dass der Krieg um die beiden »Volksrepubliken« dauern wird und hat deshalb ein Interesse an stabilen politischen Strukturen. Eigenwillige Feldkommandeure sollen isoliert oder kaltgestellt werden.

Kessel von Debalzewo noch nicht geschlossen

8.000 ukrainische Soldaten bei Debalzewo von Einkesselung bedroht. Die ukrainische Militär-Führung in der Kritik. OSZE fordert dreitägigen Waffenstillstand zur Evakuierung der Zivilisten

veröffentlicht am 4. Februar 2015 in Telepolis76

Die Städte Debalzewo und Uglegorsk (ukrainisch Wuhlehirsk) liegen in dem Gebiet, in dem die Kämpfer der Donezk-Armee einen Kessel schließen wollen. Falls die Schließung des Kessels gelingt, wären dort acht- bis zehntausend ukrainische Soldaten eingeschlossen.

Die Aufständischen sind seit zwei Wochen in der Offensive. Sie konnten an der Nord-Front der DNR Gelände gewinnen. Die Ausweitung des Territoriums sei nötig, um die großen Städte, wie Donezk, Gorlovka und Lugansk aus der Schussweite der ukrainischen Artillerie zu bringen, argumentieren die Vertreter der "Volksrepubliken".

Inzwischen sollen Soldaten der "Volksrepublik" Donezk (DNR) die Stadt Uglegorsk eingenommen haben. Ein am Dienstag aufgenommenes Video der Aufständischen soll beweisen, dass die DNR-Soldaten bei einem Rundgang durch Teile der Stadt auf keinen nennenswerten Wiederstand treffen. Am Dienstag gingen die Aufständischen durch die Keller der Wohnhäuser und boten den Menschen, die dort Zuflucht gesucht hatten, die Evakuierung an.

"Wir essen Brot und alle drei Tage versuchen wir eine Suppe oder einen Brei zu kochen, damit es etwas Warmes gibt. Das Kind hat sich erkältet, wir haben keine Medikamente", erzählt die Anwohnerin Alena dem Korrespondenten des Moskauer Kommersant. "Gas, Wasser und Strom gibt es nicht. Für die Toilette müsse wir Wasser aus einer Pfütze holen."

In den Kellern von Uglegorsk leben seit neun Tagen vor allem alte Menschen, die keine Verwandten mehr haben, und auch viele Frauen und sogar Kinder. Nach der Aufforderung durch die DNR-Soldaten stellten sich 600 Menschen in langen Schlangen an und wurde mit Kamas-Lastwagen und Mini-Bussen nach Gorlowka gefahren. Die Stadt liegt außerhalb des direkten Kampfgebietes, ist aber auch immer wieder vom Beschuss der ukrainischen Artillerie betroffen.

Droht der ukrainischen Armee eine Niederlage wie im August 2014?

Die Kampfmoral der ukrainischen Soldaten im Gebiet Debalzewo ist offenbar nicht immer die beste. Wie der ukrainische Fernsehkanal 1+1 am Montag berichtete, wurde der Kommandeur des Bataillons "Kiewer Rus", Jewgeni Tkatschuk, wegen Nichtausführung eines Befehls in Charkow verhaftet. Ein Gericht verhängte eine Haftstrafe. Tkatschuk soll 55 ukrainische Soldaten aus dem Gebiet Debalzewo herausgeführt haben.

Schon im Juli 2014 waren Tausende ukrainischer Soldaten in den Kesseln von Ilowajsk und Amwrosjewka eingeschlossen worden. Nach dieser demütigenden Niederlage sah sich die ukrainische Führung zu den Waffenstillstandsverhandlungen in Minsk gezwungen.

Die erneute taktische Unfähigkeit der ukrainischen Militärführung hat zu heftiger Kritik in der Armee geführt. Es gibt sogar Spekulationen, die ukrainische Führung wolle mit einer erneuten Niederlage Waffenlieferungen durch die USA provozieren. (…)

Passierscheine behindern die Evakuierung

Die Evakuierung von Zivilisten wird nicht nur durch die Kampfhandlungen, sondern auch durch die bürokratischen Bestimmungen der ukrainischen Seite behindert. Wie das ukrainische Internet-Portal Korrespondent.net berichtete, brauchen Personen in der "Zone der Anti-Terroristischen Operation" Passierscheine, um ihren Wohnort zu verlassen zu können.

Am Mittwoch behauptete der ukrainische Ministerpräsident Jazenjuk, aus Uglegorsk seien 2.500 Menschen evakuiert worden. Doch der Berater des ukrainischen Innenministers, Sorjan Schkirjak, erklärte, die ukrainischen Sicherheitskräfte hätten nur 168 Personen aus der Stadt evakuiert.

Parallel zu den Ukrainern werden Zivilisten auch von den Soldaten der Donezk-Armee evakuiert. Ein Video, aufgenommen von Reportern der russischen Zeitung Komsomolskaja Prawda, zeigte die lange Schlange der Flüchtlinge, die nichts, außer ihren Kindern und eine Gepäcktasche, bei sich hatten. Den filmenden Journalisten trauten die Flüchtlinge zunächst nicht. Immer wieder wurden sie misstrauisch gefragt: "Seid ihr wirklich aus Russland?" Von den Menschen im Kriegsgebiet gibt es oft Beschwerden, dass westliche Journalisten die Tatsachen verdrehen.

Wie berichtete das deutsche Fernsehen?

Und wie berichtete das deutsche Fernsehen? Die ARD-Tagesschau zeigte am Dienstag einen Filmbericht über die Flüchtlinge von Uglegorsk, verschwieg aber, dass die in dem Film gezeigten Soldaten, welche bei der Evakuierung halfen, zur Donezk-"Republik" gehören. Der Bericht in der Tagessschau endete mit dem Satz: "Die Separatisten kündigen eine neue Groß-Offensive an." Dadurch wurde der Eindruck erweckt, dass die Flüchtlinge vor den Separatisten fliehen.

Für das ZDF berichtete Katrin Eigendorf über die Flüchtlinge von Uglegorsk. Auch in ihrem Bericht wird behauptet, dass die Menschen vor den Separatisten fliehen. Die Korrespondentin sagt: "Nur weg von hier. Die prorussischen Separatisten sind auf dem Vormarsch". Da die Korrespondentin selbst nicht mit einem Mikrophon in der Hand zu sehen ist, muss man davon ausgehen, dass sie fremdes Video-Material in Moskau zusammengeschnitten hat.

Wie das Internet-Portal Propagandaschau herausfand, hatte Eigendorf, um ihren Bericht "aufzupeppen", älteres Filmmaterial von einer Trauerfeier für einen durch Beschuss getöteten vierjährigen Jungen in ihren Beitrag montiert. Die Trauerfeier fand jedoch schon am 18. Januar in der Stadt Donezk statt, wie ein Video und Foto in einem Bericht von Human Rights Watch belegt. Da die Korrespondentin den Ort der Trauerfeier verschweigt, hat der Zuschauer den Eindruck, dass die Trauerfeier in Uglegorsk stattfand.

Viele Nachrichten der deutschen Fernsehsender aus der Ost-Ukraine sind verschwommene Beschreibungen. Es wird nicht erklärt, von wo der Bericht ist, aus den "Volksrepubliken" oder aus dem Gebiet, welches die ukrainische Armee kontrolliert. Die Berichte beginnen nicht mit der Beantwortung der journalistischen Grundfragen: Wer? Was? Wann? Wo? Das macht Manipulationen leicht. (…)

Folter-Vorwürfe aus Deutschland gegen „Volksrepubliken"

veröffentlich am 20. Mai 2016 in Telepolis77

Ein Politikerin der Grünen und eine Korrespondentin des Deutschlandfunks klagen die „Volksrepubliken“ wegen Folter an Gefangenen an.

Die Sprecherin für Osteuropapolitik der Grünen, Marieluise Beck, forderte am Mittwoch in einer Erklärung, "Folter durch Separatisten" in der Ost-Ukraine international aufzuklären. Beobachtern seien "die Verbrechen der sogenannten Separatisten" in der Ost-Ukraine "bereits länger bekannt". Der Westen scheue sich aber, den Charakter "des brutalen Willkürregimes im besetzten Gebiet zur Kenntnis zu nehmen und zu verurteilen".

Auch von ukrainischen Freiwilligenbataillonen "wurden Verbrechen bekannt", schreibt Beck, "jedoch in geringerem Ausmaß". Zudem gebe es in der Ukraine "juristische Ermittlungen gegen die Straftäter".

Grund des Aufrufs der Grünen-Politikerin sind offenbar die für den 24. Juni angesetzten Wahlen in der international nicht anerkannten Volksrepublik Donezk. Die Wahlen sollten eigentlich schon früher stattfinden, waren jedoch schon zweimal verschoben worden. Offenbar wollte Donezk nicht gegen das Abkommen von Minsk verstoßen und wartete darauf, dass die Werchowna Rada in Kiew - wie im Abkommen von Minsk vorgesehen - ein entsprechendes Gesetz für die Wahlen in Donezk beschließt. Dieses Gesetz gibt es jedoch immer noch nicht.

Grünen-Politikerin will nichts wissen von der Entstehung des Konflikts

Marieluise Beck spricht sich in ihrem Aufruf ausdrücklich gegen Wahlen in den von Separatisten kontrollierten Gebieten in der Ost-Ukraine aus. Eine Wahl "unter Bedingungen der Unfreiheit" drohe "die Verantwortlichen von Menschenrechtsverletzungen, Folter und Willkür zu legitimieren", schreibt sie. Der Aufruf von Marieluise Beck trägt aufgrund der Einseitigkeit wenig zur Lösung des Konflikts in der Ost-Ukraine bei. Er sieht die Verursacher von Gewalt einseitig auf Seiten der Separatisten und blendet die Entstehungsgeschichte des Konflikts vollständig aus. (…)

Äußerst bedenklich ist, wenn über die Menschenrechtsverletzungen in den Volksrepubliken ausführlichst berichtet wird, deutsche Medien und Politiker jedoch bei der Gewalt der ukrainischen Armee und der rechtsradikalen Freiwilligenbataillone gegen Zivilisten schweigen. Warum gab es keinen Aufruf von Frau Beck, als im Donbass ukrainische Phosphorbomben fielen, Massengräber in von ukrainischen Freiwilligenbataillonen kontrollierten Gebieten entdeckt wurden, von der ukrainischen Armee Wohnviertel beschossen wurden? Warum erregt sich die Osteuropa-Beauftragte der Grünen nicht darüber, dass Massaker auf dem Maidan in Kiew, Odessa und Mariupol und der Einsatz einer Luft-Boden-Rakete auf das Stadtzentrum von Lugansk bis heute nicht aufgeklärt sind?

Deutschlandfunk-Korrespondentin abstrahiert von Kriegssituation

Ebenfalls am Mittwoch berichtete die Osteuropa-Korrespondentin Sabine Adler morgens im DeutschlandRadio und abends in der Sendung "Hintergrund Politik" des Deutschlandfunks über Folter und andere Menschenrechtsverletzungen in den "Volksrepubliken". Betroffen seien einfache Bürger, die bei den Separatisten Verdacht erregt haben, dass sie auf Seiten von Kiew stehen, berichtete die Korrespondentin. Beispielhaft wird der Fall von Oleksander Hryschtschenko angeführt, der erzählt, er sei im Juni 2014 in einem Keller von Separatisten mit Stromstößen gefoltert worden, weil auf seinem Handy angeblich "verdächtige" Fotos gefunden wurden. Insgesamt gäbe es 79 "Foltergefängnisse" in den "Volksrepubliken", sagt die Korrespondentin unter Berufung auf einen bereits 2015 veröffentlichten Bericht ukrainischer Menschenrechtsorganisationen. Mit Sicherheit könne gesagt werden, dass im Sommer 2015 4.000 Menschen "in Geiselhaft" waren, zitiert Adler eine ukrainische Menschenrechtlerin.

Die Kriegssituation, welche insbesondere 2014 das Leben in den Gebieten Donezk und Lugansk bestimmte, klammert die Korrespondentin vollständig aus. Gegen die von Kiew am 14. April 2014 begonnene "Antiterroristische Operation" entwickelte sich spontaner militärischer Widerstand. Freiwillige aus der Ost-Ukraine und Russland schlossen sich zu diversen Einheiten zusammen. Jedes Freiwilligen-Bataillon kontrollierte eine kleine Region.

Die von der DLF-Korrespondentin beschriebenen Gräueltaten hat es wohl tatsächlich gegeben, allerdings waren sie auch Resultat eines unorganisierten, spontanen Wiederstandes, bei dem einzelne Kommandeure keine Rechenschaft vor einer zentralen Leitung ablegen mussten.

Ab August 2014 drängte Moskau darauf die Freiwilligen-Bataillone der Separatisten einer einheitlichen Leitung in Lugansk und Donezk zu unterstellen. Personen, die politisch ihren eigenen Kopf hatten und ein massiveres Vorgehen gegen die ukrainische Armee forderten, wie Igor Strelkow, wurden abgesetzt. Manche kamen auch unter mysteriösen Umständen ums Leben. Auf das gepanzerte Fahrzeug von Aleksandr Bednow (Spitzname Batman), unter dessen Kommando sich das von Adler erwähnte improvisierte Gefängnis in einem Keller der Maschinenbau-Uni von Lugansk angeblich befand, wurde am 1. Januar 2015 auf einer Straße mit Granat- und Flammenwerfern das Feuer eröffnet. Bednow überlebte den Anschlag nicht.

Kein Beleg dafür, dass Moskau Folter duldet

Sabine Adler behauptet, auch der Ministerpräsident der Volksrepublik Donezk, Aleksandr Sachartschenko, sei "an der Folter beteiligt gewesen" und habe "einem Menschen mit einem Hammer den Zeigefinger zertrümmert". Beweise werden nicht genannt. Doch das Ziel ist eindeutig. Mit den Foltervorwürfen möchte man die Führungen der Volksrepubliken vor das Internationale Gericht in Den Haag bringen, ihnen zumindest aber demokratische Legalität absprechen.

In dem Bericht der Korrespondentin kommen Vertreter der Polizei und der Verwaltung in Lugansk und Donezk nicht zu Wort. Das verwundert bei solch massiven Vorwürfen und es widerspricht in Deutschland üblichen journalistischen Standards.

Bestimmte Fakten, die der offenbar gewünschten politischen Kampagne gegen die Führungen der "Volksrepubliken" schaden könnten, streift Sabine Adler nur in einem Nebensatz.

Die Behörden der Volksrepublik Lugansk hatten Ende 2014 gegen Aleksandr Bednow (Batman) Ermittlungen aufgenommen. Im Rahmen dieser Ermittlungen wurde auch der Aufseher des Gefängnisses im Keller der Maschinenbau-Uni von Lugansk, ein Soldat mit dem Decknamen "Fobos", verhört. Das Video von dem Verhör sendete die "Staatliche Fernseh- und Radio Gesellschaft der Volksrepublik Lugansk" am 2. Januar 2015 . Das Video ist betitelt mit "Ohne Kommentar. In Lugansk wurde ein illegales Gefängnis geschlossen."

Nach der Aussage von Aufseher "Fobos" befanden sich in dem improvisierten Gefängnis Betten, Matratzen und zwanzig Gefangene. Eingeliefert wurden Menschen, welche "die Ausgangssperre missachtet oder betrunken waren". Wer protestierte, sei mit einem Plastikrohr geschlagen worden. Einer der Aufseher mit dem Spitznahmen Maniak (Irrer) habe bei Verhören einen Hammer benutzt und Gefangene mit dem Zeigen chirurgischer Instrumente verängstigt.

In den Medien der "Volksrepubliken" und Russlands wurde über den Bericht von Sabine Adler und den Aufruf von Marieluise Beck bisher übrigens nicht berichtet.

Russland auf der Anklagebank

Am Mittwoch kam im Deutschlandfunk auch Gernot Erler, Russland-Beauftragter Bundesregierung, zu Wort. Die Veröffentlichungen über Folter hätten "möglicherweise eine andere Qualität" als frühere Veröffentlichungen, erklärte Erler. Jetzt sei möglicherweise ein "gerichtliches Vorgehen" möglich, zumal auch Klarnamen genannt werden. Erler erklärte, er fände es wichtig, "dass hier festgestellt wurde, dass russische Militärangehörige involviert sind in diese Verbrechen". Der Russland-Beauftragte spricht sich gegen eine Amnestie aus.

Dass der Bericht im Deutschlandfunk und die Erklärung von Marieluise Beck vor allem die Separatisten ins Visier nimmt, erstaunt, hatte doch Amnesty International in einem Bericht vom Mai 2015 beide Seiten gleichermaßen der Menschenrechtsverletzungen beschuldigt.
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Kapitel 5

Stellungskrieg und Jagd auf Donbass-Kommandeure

Ukrainische Kriech-Krieger robben zwischen den Linien

Entlang der Demarkationslinie im Donbass wird mit schwerer Artillerie und Raketen gekämpft. 17.000 Menschen sitzen im Kalten. Präsident Poroschenko will Referendum über Nato-Mitgliedschaft der Ukraine

2. Februar 2017

Entlang der Demarkationslinie, welche die Zentralukraine von den international nicht anerkannten „Volksrepubliken“ Donezk und Lugansk trennt, toben schwere Kämpfe mit Artillerie und Raketenwerfern, wie es sie seit Februar 2015 nicht mehr gegeben hat. Die Kämpfe zwischen der ukrainischen Armee und den Militäreinheiten der „Volksrepubliken“ haben sich nach Angaben des Fernsehkanals „Rossija 24“ auf eine Länge von 50 Kilometern entlang der in Minsk vereinbarten sogenannten „Kontaktlinie“ ausgedehnt.

Die Ukraine meldete zwei tote und 17 verletzte Soldaten. Doch die Militäraufklärung der Volksrepublik Donezk behauptet, Kiew spiele die eigenen Verluste herunter. Allein am 29. und 30. Januar seien in Wirklichkeit 78 ukrainische Soldaten getötet worden. Die Militäraufklärung der DNR behauptet, sie sei im Besitz eines Berichtes der ukrainischen Generalstabschefs Viktor Muschenko, aus dem diese Zahlen hervorgehen.

Der ukrainische Verteidigungsminister Stepan Poltorak, erklärte nach dem Ausbruch der Kämpfe, „zwei Gruppen von Terroristen“ (gemeint sind DNR-Soldaten) - zwischen 20 und 30 Mann - hätten einen Angriff ausgeführt. An einer Position sei eine Gruppe von ukrainischen Soldaten aufgehalten worden, an einer zweiten Position hätten ukrainische Armee-Angehörige „einen Punkt strategischer Bedeutung erobert.“

Das Oberhaupt der Volksrepublik Donezk, Aleksandr Sachartschenko, besuchte den Jasinowatowski-Stützpunkt der DNR-Truppen nicht weit von Awdejewka. Sachartschenko erklärte, die Lage sei „sehr schwer“. Im Gebiet Awdejewka versuchten ukrainische Kräfte „schon seit drei Tagen die Front zu durchbrechen“. Die Ukraine erleide schwere Verluste, „komme aber nicht durch.“ Auf einem Video ist zu sehen, wie Truppen der „Volksrepublik“ gegnerische Positionen beschießen und Munition nachladen. Ein Verletzter wird abtransportiert.

Will Kiew Unterstützung des Westens erzwingen?

Die Kämpfe begannen nur einen Tag nach dem ersten Telefongespräch zwischen Trump und Putin und nur einen Tag vor dem Besuch des ukrainischen Präsidenten Petro Poroschenko in Berlin. Nach Meinung des Kiewer Politologen Michail Pogrebinski wollte Kiew mit einem Angriff der ukrainischen Truppen den „neuen Westen“ (Deutschland, Frankreich, Polen - U.H.) auf sein Verhältnis zur Ukraine-Krise „prüfen“ und Russland „zu einer harten Antwort provozieren“, um dann sagen zu können, „und dass aggressive Russland, mit dem ihr verhandeln wollt, macht solche Sachen.“

Kiew fühle sich – so der Russland-freundliche Politologe - durch die Wahl von Trump „in die Ecke gedrängt“. Der Politologe legte mit seinen Äußerungen nahe, dass Kiew hofft, mit dem Provozieren von Konflikten, eine Unterstützung des Westens zu erzwingen.

Es gibt Hinweise dafür, dass Kiew an den wiederaufgeflammten Kämpfen im Donbass die Schuld trägt. Für Moskau hat eine Zuspitzung keine Vorteile, da die westlichen Medien Russland in diesem Fall noch stärker ins Visier nehmen.

Dass die Ukraine sich auf den Angriff vorbereitete, konnte man einer Äußerung eines ukrainischen Nachrichtensprechers entnehmen, der von einem „Sieg des kriechenden Angriffs“ sprach, der einen Monat lang von der ukrainischen Armee entlang der Demarkationslinie vorbereitet worden sei. Offenbar war damit der Einsatz kleiner ukrainischer Kampfgruppen gemeint, die sich über offenes Gelände leichter bewegen können.

Kämpft die Ukraine jetzt militärisch für die Grenzen von „Minsk 1“?

Der ukrainische Nachrichtensprecher erklärte den Fernsehzuschauern, mehrere Städte, die jetzt in der international nicht anerkannten „Volksrepublik Donezk“ liegen, wie die Städte Debalzewo und Dokutschajewsk, sowie einige Dörfer im Süden, gehörten nach dem Minsk-1-Abkommen vom September 2014 „eigentlich zur Ukraine“.

Der Eisenbahnknotenpunkt Debalzewo war von Kämpfern der DNR-Streitkräfte im Januar 2015 erobert worden. Militär-Experten der Volksrepublik Donezk vermuten, dass Kiew jetzt versuche, die Stadt zurückzuerobern und dabei so tut, als ob es die, beim ersten Minsker Abkommen vereinbarten Verlauf der Demarkationslinie, „wiederherstellt“.

Der stellvertretende Leiter der operativen Einheiten der DNR-Streitkräfte, Eduard Basurin, erklärte am vor Journalisten, dass vor der von ukrainischen Streitkräften kontrollierten Stadt Awdejewka zehn ukrainische Infanterie-Kompanien, eine Brigade des Rechten Sektors, Kämpfer der ultranationalistischen Freiwilligen-Einheiten Asow und Dnjepr-1 sowie 15 Panzer, 20 Schützenpanzer und 16 Granatwerfer ständen.

Die Kämpfe begannen am Sonntag in der Industriezone, die vor der Stadt Awdejewka liegt. Weil bei den Kämpfen ein Stromkabel zerstört wurde, arbeitet die Kokerei von Awdejewka – die größte in Europa – nur noch mit minimaler Kraft und kann keine Fernwärme mehr für die 17.000 Bewohner der Stadt liefern, und dass bei Außentemperaturen von zehn Grad Minus. Angeblich ist auch die Evakuierung der Einwohner von Awdejewka geplant. Doch evakuiert wurden bis Donnerstagmorgen nur 149 Personen.

Ukrainische Panzer in Awdejewka

Für einen Riesen-Skandal sorgte der BBC-Korrespondent Tom Burridge, der via Twitter ein Video postete78, in dem ukrainische Panzer in einem Stadtviertel von Awdejewka zu sehen sind. Der Korrespondent twitterte, “wir trafen ukrainische Truppen und Panzer in #Avdiivka die bereit für den Einsatz scheinen – und wird konnten hören, dass es keinen Waffenstillstand gibt“.

Auf dem Video sieht man auch, wie sich eine OSZE-Mitarbeiterin mit einem der ukrainischen Soldaten unterhält. Die Video-Enthüllung des britischen Korrespondenten löste in russischen Medien Entrüstung aus, denn nach dem Minsk-II-Abkommen dürfen schwere Waffen nur 30 Kilometer von der Kontaktlinie entfernt stationiert werden. Auch der Spiegel veröffentlichte79 ein Foto von einem Panzer in Awdejewka, schrieb aber nicht, dass es ein ukrainischer Panzer war.

Instruierte Dankesworte an die ukrainische Armee?

Der ukrainische Fernsehkanal Inter hatte bei der Berichterstattung aus Awdejewka seine Nöte. Weil es offenbar Niemanden unter den Anwohnern gab, der vor der Kamera ein paar Dankesworte an die ukrainische Armee sprechen wollte, bereitete man extra eine Beamtin aus Mariupol für einen emotionalen Auftritt vor. Sie sagte tränenüberströmt gegenüber einem ukrainischen Soldaten, „geben sie Awdejewka nicht auf“. Dass es sich bei der älteren Frau um eine Beamtin aus Mariupol handelte, berichtete via Facebook der Chefredakteur der kritischen Internetzeitung Timer aus Odessa, Juri Tkatschow.

Kämpfe um strategisch wichtige Orte

Um die Industriezone von Awdejewka wird bereits seit einem Jahr gekämpft. Die ukrainische Armee versucht dieses Gebiet zu erobern, um den Truppen der Volksrepublik Donezk (DNR) ein mögliches Aufmarschgebiet gegen die Stadt Awdejewka zu nehmen.

In dem Industriegebiet Donbass liegen die Orte sehr nah beieinander, sie gehen oft förmlich ineinander über, ähnlich wie im Ruhrgebiet Die Industriezone von Awdejewka liegt „nur einen Pistolenschuss“ entfernt von dem wichtigen Straßenknotenpunkt der Stadt Jasinowataja und dieser ist schon fast ein Vorort der Großstadt Donezk. Wer diesen Knotenpunkt kontrolliere, hat auch die Kontrolle über den Verkehr nach Lugansk und Makejewka.

Panik im Einkaufszentrum von Donezk

Von dem Krieg sind auch Menschen in der Volksrepublik Donezk betroffen. In Donezk schlugen Geschosse in der Rudutskaja-Straße und der Obski-Gasse ein. Im größten Einkaufszentrum der Stadt – Donezk-City – fiel plötzlich das Licht aus. Es entstand eine leichte Panik. Die Fenster im Stadtzentrum klappern wegen der ständigen Geschoss-Einschläge in den Randbezirken, berichtete der Reporter von Rossija 24. In einem Bergwerk im DNR-Gebiet waren wegen Stromausfall kurzzeitig 200 Bergleute unter Tage eingeschlossen.

In der Stadt Makejewka wurde eine Frau getötet, die gerade Holz zum Heizen holen wollte. Wegen der Beschießungen flüchteten Schüler einer Schule im Tscherwonogwardejski-Bezirk von Makejewka in den Keller, berichtete das Internet-Portal Gazeta.ru.

Besuch beim „Geister-Bataillon“ im Stützpunkt Altschewsk

2. Juni 2015

Ich fahre mit einem Bekannten aus Deutschland und freiwilligen Kämpfern von Donezk in einem Niva-Jeep in Richtung der Volksrepublik Lugansk. Wir fahren auf einer zweispurigen, gewundenen Straße vorbei an Feldern und Bergwerksdörfern. Schließlich erreichen wir eine hügelige, mit Gras bewachsene Gegend. In der Ferne sieht man die Silhouette der Stadt Altschewsk mit ihren riesigen Industrie-Schloten.

Wir parken auf freiem Feld vor einem mit Beton- und Stahl-Platten eingezäunten Areal. Hier hat das Freiwilligen-Bataillon „Prisrak“ (Geister) seinen Sitz. Nach einem Anruf mit dem Handy öffnet sich das Metalltor. Aus dem Tor tritt ein uniformierter Freiwilliger. Schließlich winkt man uns und wir können das umzäunte Areal betreten. Ich blicke auf ein schmuckloses langgestrecktes Gebäude aus Beton, das aussieht, als sei es früher das Verwaltungszentrum einer Sowchose gewesen. Im Hof steht ein gepanzerter Mannschaftswagen mit Schießscharten und zwei Panzer, deren Rohre sich uns bedrohlich entgegenstrecken

Prisrak gilt im Donbass als eine der kampffähigsten Einheiten. Das zeigte sich im Februar 2015 in Debalzewo, wo im Januar 7.000 ukrainische Soldaten eingekesselt wurden. Prisrak verlor viele Kämpfer, kam aber aus Debalzewo mit viel erbeutetem Militärgerät zurück.

Wir steigen im einstöckigen Hauptgebäude die nackten Beton-Stufen hinauf. Eine Tür öffnet sich. An einem langen Tisch sitzen die Kommandeure des Bataillons. Sie tragen Militärklamotten. Einige rauchen. Die
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Freiwilliger im Stützpunkt des Prisrak-Bataillons, Foto: Ulrich Heyden



Männer haben graue Gesichter. Sie machen einen müden, abgekämpften Eindruck.

Draußen ist es ruhig. Es sind keine Schüsse zu hören. Aber trotzdem spürt man eine Anspannung im Raum. Jeden Augenblick kann es einen Alarm geben und die Männer werden ihre Waffen greifen und den Raum verlassen.

Der Stützpunkt des Prisrak-Bataillons liegt in der „Volksrepublik Lugansk“ (LNR), nicht weit von der Demarkationslinie. Hinter der Linie ist das Gebiet, welches die ukrainischen Truppen kontrollieren, welches aber noch zum ukrainischen Verwaltungsgebiet Lugansk gehört.

Nach Meinung der Freiwilligen muss dieses Gebiet noch erobert werden. Und eigentlich müsse man möglichst bald bis nach Kiew vorstoßen und die „Faschisten“ dort verjagen. Nur dann seien die Menschen in der Ost-Ukraine sicher. Von der Friedensvereinbarung in Minsk halten die Freiwilligen nichts. Die Ukrainer würden sich nicht an den Waffenstillstand halten. Wöchentlich, ja fast täglich würden wegen ukrainischem Artillerie-Beschuss Menschen sterben.

Tödlicher Anschlag auf Prisrak-Kommandeur Mosgowoi

Zum Zeitpunkt unseres Besuches ahnen wir noch nichts von der Tragödie, die sich am 23. Mai 2015 ereignet. Auf der Straße Altschewsk-Lugansk wird der Kommandeur des Prisrak-Bataillons, Aleksej Mosgowoi, bei einem Anschlag auf sein Auto getötet.

Der Anschlag war gut geplant. Erst explodierte vor dem nichtgepanzerten Jeep eine Mine, dann wurde das Fahrzeug von vier Seiten mit Maschinengehren unter Feuer genommen.

Wie die russische Video-Portal Lifenews berichtet, wurden bei dem Anschlag auch Anna, die Pressesprecherin des Feldkommandeurs, sowie mehrere seiner Leibwächter getötet. Insgesamt kamen acht Personen um, berichtete der russische Armee-TV-Kanal Zvezda, der ebenfalls ein Video von den angeschossenen Fahrzeugen veröffentliche.

Zu der Beerdigung des charismatischen Feldkommandeurs in Altschewsk kamen über 1.000 Menschen. Der 40jährige Mosgowoi, der in der Ost-Ukraine geboren wurde, war beliebt, weil er sich auch um die Alltags-Sorgen der Bevölkerung kümmerte, mit der Hühnerzucht begann, beim Aufbau von Suppenküchen half und Kindergärten mit Nahrungsmitteln und Pampers versorgte.

(…) Vor dem Machtwechsel in Kiew war Mosgowoi Zeitsoldat der ukrainischen Armee. Er war auch aktiver Musiker. Der Vierzigjährige hatte eine kompromisslose Haltung gegenüber der neuen Regierung in Kiew und gehörte zu denjenigen, welche die Waffen gegen die ukrainische Armee nicht niederlegen und den Kampf für das gesamte Verwaltungsgebiet von Lugansk und Donezk weiterführen wollten. Außerdem ging Mosgowoi gegen örtliche Banditen vor.

Russische Medien und offizielle Stellen in der "Volksrepublik Lugansk" (LNR) erklärten, hinter der Tat stehe eine "ukrainische Diversionsgruppe". Doch im russischsprachigen Internet wurden von Forenten Vorwürfe gegen den Ministerpräsidenten der "Volksrepublik Lugansk", Igor Plotnizki, laut. Manche Forenten behaupteten, der Anschlag auf Mosgowoi sei auf Anweisung russischer Oligarchen ausgeführt worden.

…..Nach dem Mord-Anschlag auf Mosgowoi erklärte LNR-Ministerpräsident Igor Plotnizki, er habe mit Mosgowoi "unterschiedliche Ansichten über die politischen Prozesse" gehabt, "aber im Kampf für die Volksrepublik Lugansk standen wir Schulter an Schulter". Plotnizki erklärte, der Mord an Mosgowoi könne der ukrainischen Regierung nutzen, "welche versucht, uns auf den wackeligen Weg einer neuen militärischen Eskalation zu stoßen".

Mosgowoi lädt Antifaschisten aus Italien ein

In den westlichen Medien werden die Feldkommandeure in den "Volksrepubliken" gerne als Befehlsempfänger aus Moskau und "russische Nationalisten" oder gar "Faschisten" bezeichnet. Auf Mosgowoi treffen diese Vorwürfe nicht zu.

….Zu dem auch in der Ost-Ukraine gefeierten Sieg der Roten Armee am 9. Mai hatte er eine "Caravana Internacional Antifascista" in die "Volksrepublik Lugansk" eingeladen. Zu der "Caravana" gehörte auch die italienische Ska-Punk-Gruppe Banda Bassotti, die von Mosgowoi persönlich auf einer Besichtigungstour durch die "Republik" begleitet wurde.

….Bei Konzerten in der Stadt Altschewsk, wurde "Banda Bassotti" von der Bevölkerung tagsüber und auch abends begeistert aufgenommen. Einige Lieder, wie Bella Ciao, konnten die Einheimischen auch mitsingen.

….Mosgowoi war stolz auf seine Leistungen. In einem humoristischen Beitrag auf seiner Seite im sozialen Netzwerk vk.com lästerte der Feldkommandeur, "praktisch alles, was wir machen, wird von den Beamten der Regierungen LNR und DNR nachgemacht": die "Sicherheitsunterweisungen gegen Sprengkörper an Schulen", "die Fußballwettkämpfe", "ein internationales Forum". "Es ist klar, jeder Beamte ist es gewohnt, nach Anweisung des Vorgesetzten zu handeln. Also, ich erlaube allen Beamten aus allen Ebenen, unsere Phantasie und Vorstellungen zu nutzen."

Zum Abschluss seines Beitrages bat der Feldkommandeur Komödien über die Oberhäupter der Volksrepubliken zu filmen. "Das wird interessant sein." Feldkommandeur Mosgowoi erlaubte sich einen selbstbewussten Ton. Vielleicht zu selbstbewusst für einige Mächtige in der LNR, die auch die Unterstützung von Oligarchen genießen?

Später erzählt mir Anastasija Solomatina, die sich in der Organisation der „Mütter von Altschewsk“ engagiert, dass die Situation für die Kleinkinder in der Stadt Altschewsk trotz der Hilfe von Prisrak ziemlich katastrophal ist. Die Stadt wurde zwar nicht beschossen. „Deswegen bekommen wir aus Russland wohl keine Hilfe, nur von Privatinitiativen.“ In den Kindergärten gäbe es weder Milchprodukte noch Obst, nur Haferbrei. Die Preise seien astronomisch hoch. Die Eltern hätten kein Geld mehr. Das große Metallurgische Kombinat von Altschewsk stehe still. „Die Menschen leben jetzt von den Renten der älteren Leute. Doch die müssen mühsam aus der Zentralukraine abgeholt werden. Der direkte Weg in die Ukraine ist versperrt, man muss über Russland fahren.“

Polizisten und Richter waren geflüchtet

In den westlichen Medien wurde Mosgowoi als gefährlicher Warlord dargestellt. Der Grund: Ende Oktober 2014 saß er in Altschewsk einem improvisierten Volksgericht vor, dass einen angeblichen Vergewaltiger per Zuschauer-Abstimmung zum Tode verurteilte. Dass nach dem Beginn der ukrainischen „Anti-Terror-Operation“ in der Region Chaos herrschte, dass Polizisten und Richter in das von Kiew kontrollierte Gebiet geflüchtet waren, berichteten die westlichen Medien nicht. Die Strafe wurde übrigens nicht ausgeführt. Offenbar diente das Urteil dazu, potentielle Täter abzuschrecken.

Für die Bewohner von Altschewsk sind die Kämpfer vom Bataillon-Prisrak Beschützer. Denn sie sorgen, dafür, dass die ukrainische Armee, nicht weiter vorrückt. Es ist ein normaler Überlebensinstinkt, unabhängig von Ideologie und Propaganda. Als Soldaten des Prisrak-Bataillons am Siegestag, dem 9. Mai, durch die Stadt marschierten, angeführt von einer Blaskapelle und Trommlerinnen in kurzen Röcken, gefolgt von Anwohnern und Antifaschisten aus Griechenland, Spanien und Italien, die sich an einem Antifaschistischen Kongress beteiligten, klatschten die Zuschauer, riefen „Danke“ und „Prachtkerle“. Kinder und Frauen drängelten sich für ein Gruppenfoto um Feldkommandeur Mosgowoi.

Der hatte, nachdem er im Mai 2014 begann Freiwillige um sich zu sammeln, immer wieder erklärt, man werde erst gegen die „Faschisten aus Kiew“ kämpfen und sich dann die Oligarchen und die Beamten vornehmen, „die auf das Volk spucken“. Diese Haltung hatte Mosgowoi viel Anerkennung eingebracht. Viele Freiwillige aus Russland aber auch aus Westeuropa wollten gerade in seinem Bataillon kämpfen. Im Bataillon bildete sich eine 100 Mann starke „kommunistische Einheit“.

Der selbstbewusste Ton von Mosgowoi, die trotz Verbot aus Lugansk abgehaltenen Veranstaltungen, die Militärparade am 9. Mai in Altschewsk und der Antifaschistisch Kongress mit ausländischen Gästen, war der Führung der „Volksrepublik Lugansk“ nicht geheuer. Der Stern von Mosgowoi strahlte bis nach Italien. Von Lugansk-Ministerpräsident Igor Plotnizki hatte dort aber noch nie Jemand etwas gehört. Mosgowoi berichtete, Lugansk habe ihm mit „Verhaftung oder Tod“ gedroht.

„Meine Schwester in Kiew meint, ich sei ein Okkupant“

Beim Gang durch die Kasernen-ähnlichen Gebäude im Prisrak-Stützpunkt fallen wir die zahlreichen Löcher auf, die zwischen den Zimmern in die Wände geschlagen wurden. Warum das? „Unsere Leute brauchen im Notfall mehrere Fluchtmöglichkeiten“, erklärt uns ein Begleiter. In der Mitte eines langen Korridors machen wir vor einer Tür halt. Hier wohnt Wladimir Jefimow mit zwei anderen Männern. Alle drei kommen aus Jekaterinenburg, einer Stadt im Ural.

Jefimow trägt einen Rauschebart. Er ist um die 60. Er erzählt, dass er nach der Auflösung der Sowjetunion bei den „Schwarzen Wölfen“ diente, einer russischen Spezialeinheit, die sich auf Befehl von Präsident Boris Jelzin 1993 am Sturm auf das Parlament beteiligte.

Jelzin, der wie Jefimow aus Jekaterinenburg stammt, verehre er heute noch, erklärt der Bärtige. Damals wie heute gehe es gegen die faschistische Gefahr, begründet Jefimow seinen damaligen Einsatz gegen den Obersten Sowjet, der Jelzin Privatisierungskurs nicht mitgehen wollte. „Wir haben 1993 nicht gegen den russischen Vizepräsident Aleksandr Ruzkoi und
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Wladimir Jefimow aus dem russischen Jekaterinburg kämpft im Prisrak-Bataillon, Foto: Ulrich Heyden



Parlamentspräsident Ruslan Chasbulatow gekämpft (die Jelzin die Stirn boten, U.H.), sondern gegen die Leute, die sie finanzierten, die Leute von Barkaschow´s ´Russisch Nationaler Einheit´“, erklärt der Bärtige. Heute gehe es wieder gegen Faschisten, nämlich die vom Rechten Sektor in Kiew. „Wenn wir damals nicht Ordnung geschaffen hätten, würde Russland heute nicht mehr existieren“, ist sich Jefimow sicher. Die Menschen in der Ost-Ukraine und Freiwillige aus Russland hätten zu den Waffen gegriffen, weil sie die Massaker in Odessa und Mariupol gesehen haben.“

„Der Großteil der Menschen hier ist passiv“

Der Großteil der Menschen in der „Volksrepublik Lugansk“ sei passiv meint der Bärtige. „Wir kämpfen hier praktisch für die Arbeitsplätze der Leute. Viele sind weggefahren.“ Und die Menschen in der Ukraine, warum protestieren die nicht mehr gegen den Kriegskurs ihrer Regierung? Jefimow: „Die ukrainischen Medien haben den Menschen die Köpfe gewaschen“. Seine Schwester – sie ist 70 Jahre alt und wohnt in Kiew – habe ihn einen „Okkupanten“ genannt, als sie hörte, dass er jetzt als Freiwilliger in Altschewsk ist.

Jefimow ist in Jekaterinburg Vorsitzender einer Vereinigung von Veteranen der russischen Spezialeinheiten. Seit einem Jahr schon organisiert er humanitäre Hilfe und Geldsammlungen für die Kämpfer der „Volksrepublik Lugansk“. Um sicherzustellen, dass die Transporte auch bei den Bedürftigen ankommen, werden sie von Freiwilligen aus Jekaterinenburg begleitet, die dann in der LNR meist eine Zeit lang selbst die Waffe in die Hand nehmen und kämpfen. Geld bekommen die Soldaten von Prisrak nicht. Nur die Verpflegung wird vom Bataillon gestellt. Geldspenden kommen von Unternehmern und sogar von einem Chefarzt aus Jekaterinenburg. Doch die Unternehmer möchten ihre Namen nicht in einer Zeitung lesen.

Mein Blick fällt auf die beiden Zimmernachbarn von Jefimow. Sie haben an den Wänden ihrer Betten Bilder und Ikonen befestigt. Der eine ist Anhänger einer russisch-heidnischen Glaubensrichtung, der andere Buddhist. Jefimow selbst bezeichnet sich als Russisch-Orthodoxer. So viel ist klar. Dass, was diese Männer vereint, ist nicht der Glaube. Sie sind aus Jekaterinenburg in die Ostukraine gekommen, weil sie glauben, dass ihre „russischen Brüder“ gegen das Vorrücken der ukrainischen Armee Hilfe brauchen.

„Wir haben einen guten Kontakt mit der Bevölkerung“

Prisrak-Kommandeur Sergej berichtet über die Tätigkeit des Bataillons

Wie heißen Sie und woher kommen Sie?

Ich stamme aus der Ukraine. Ich kann meinen Familien-Namen nicht sagen. Ich habe Angst um meine Angehörigen, die in der Ukraine leben.

Warum Angst?

Für falsche Worte kann man dort seinen Arbeitsplatz verlieren, wenn man zum Beispiel sagt, dass die Macht die Medien zensiert oder wenn man die Erhöhung der Preise für Elektrizität und Gas kritisiert, oder wenn man sagt, dass die ukrainischen Freiwilligen-Bataillone faschistisch sind. Warum fragen Sie? Lesen Sie doch einfach, was die kritischen ukrainischen Websites schreiben. Ich lese regelmäßig Vesti Ukraina. Die Journalisten dieser Websites werden ständig angegriffen.

Sie haben in der ukrainischen Armee gedient?

Ich war Vertragssoldat bei der UNO im ehemaligen Jugoslawien. Man muss verstehen, damals, vor zwanzig Jahren, gab es in der Ukraine kein Geld. Zuerst (1992, Anm. U.H.) gab es noch nicht mal eine Währung, sondern nur "Kuponi" (eine Ersatzwährung, U.H.). Bei der UNO haben wir wenigstens Geld verdient, wenn auch weniger wie die Soldaten aus anderen Ländern.

Sie gingen dann zurück in die Ukraine?

Ich kündigte, weil mir das Gehalt nicht gefiel und ging als Arbeiter nach Moskau. Ich verdiente Geld und wollte in der Ukraine ein Geschäft zu eröffnen. Aber die Mafia in der Ukraine hinderte mich daran. Dann arbeitete ich in der Ukraine als Bäcker. Dann kam meine Scheidung und ich ging wieder nach Moskau. Dort habe ich dann Wochenendhäuser gebaut.

Wie denken die Menschen in der Ukraine über den Osten des Landes?

In den Medien gibt es die totale Propaganda. Die Menschen wissen nichts über die wirklichen Verluste der ukrainischen Armee. Über die Ost-Ukraine wird gesagt, sie sei kriminell und von den Subventionen aus Kiew abhängig. Ich verstehe nicht. Wenn die Ost-Ukraine so schlecht ist, warum lässt man sie dann nicht einfach in Ruhe?

Wann kamen Sie in den Donbass?

Ich kam im November 2014 hierher. Der Anlass war der Brand im Gewerkschaftshaus von Odessa. Dort verbrannten auch Kinder. Unsere Uniformen kauften wir von unserem eigenen Geld. Lebensmittel bekamen wir von Bürgern aus Russland.

Haben Sie hier nochmal eine Ausbildung erhalten?

Wir trainieren in jeder freien Minute.

Warum wurden gerade Sie zum Kommandeur der Garnison ernannt?

(Statt Sergej antworten Soldaten, die uns zuhören): Unter ihm gibt es keine Plünderungen. Es herrscht Ordnung. Er ist wie Tschapajew (Wasili Tschapajew, sowjetischer Held im Bürgerkrieg 1918/19, Anm. U.H.).

Sergej: Das Wichtigste ist, ehrlich gegen sich selbst zu sein. Ich kann von meinen Untergebenen nichts fordern, was ich nicht selbst durchführe.

Was halten Sie davon, dass die Freiwilligen-Bataillone jetzt der zentralen Führung der "Volksrepubliken" unterstellt werden?

Es ist richtig, alles unter einem Kommando zusammenzufassen. Einzelne Kommandeure waren in schlechte Sachen verwickelt. Ich habe da aber nur Gerüchte drüber gehört.

Wie wurden die Bataillon Prisrak von der Bevölkerung hier aufgenommen?

Die örtliche Bevölkerung traute uns erst nicht. Jetzt haben wir einen guten Kontakt. Es ist abgemacht, dass wir an Feiertagen die Kirchen bewachen. Außerdem helfen wir bei der Beseitigung von Minen.

Warum hat ihnen die Bevölkerung zunächst nicht getraut?

Einige Feldkommandeure haben nicht für Ordnung gesorgt. Im Krieg konzentriert sich alles, das Schlechteste und das Beste.

Was ist das Schlechteste?

Das Schlechteste sind für mich betrunkene Soldaten mit Waffen. Wodka ist bei uns verboten. Wer betrunken ist, wird verwarnt und bekommt eine Strafe. Er muss arbeiten, Saubermachen, sich um das Gewächshaus hier kümmern. Bei wiederholtem Mal wird der Soldaten lebenslang aus den Streitkräften von Noworossija ausgeschlossen.

Wollen Sie immer Soldat bleiben?

Man kann nicht ständig im Krieg leben. Der Stress ist groß. Jeder normale Mensch strebt nach Frieden. Einmal im Monat haben die Soldaten zwei, drei Tage Freigang. Was sie dann machen, können wir nicht kontrollieren. Theoretisch kann man sich dann von einer Babuschka Selbstgebrannten kaufen.

Wie viele Männer aus Russland kämpfen bei Prisrak?

Etwas 30 Prozent kommen aus Russland. Der Rest kommt aus dem Donbass und verschiedenen anderen Gebieten der Ukraine.

Wie soll der Frieden aussehen?

Wir wollen unseren Frieden, unseren Sieg. Ich bin nicht gegen die Ukraine. Ich liebe das Land, das Volk, aber nicht das System. Die beste Regelung wäre, wie bei der Tschechoslowakei, dass man sich friedlich trennt.

Als die Menschen hier im Mai 2014 für die Unabhängigkeit gestimmt haben, ahnten sie nicht, dass es zu einem Krieg kommen würde.

Ja, sie stimmten einfach für die Autonomie. Niemand hat damals gesagt, dass das hier russisches Territorium werden soll. Warum wurde das verfälscht, warum wurden ukrainische Truppen geschickt? Niemand wollte hier kämpfen. Aber die Polittechnologie, die Massenmedien in der Ukraine sind nicht demokratisch. Sie gehören alle bestimmten Leuten.

Es gibt Hintermänner?

Der Krieg läuft zwischen oligarchischen Strukturen. Wir sind nur das Instrument. Ich will, dass die Ukraine zusammenbleibt, ein Land bleibt. In diesem Krieg gibt es viel Polit-Technologie. Wir hier denken eins und die da oben machen ihre Unter-dem-Teppich-Spiele. Eigentlich wollen wir bis Lwow (Lemberg) ziehen (Sergej lacht).

Stimmt es, dass die Ukraine in den "Volksrepubliken" Kohle kauft?

Ja, das stimmt. Das ist allgemein bekannt. Manchmal hoffe ich, dass an der Front die Soldaten der anderen Seite kommen und sagen, lasst uns das hier beenden.

Es gibt Kontakte zur anderen Seite?

Ja, manchmal an den Straßenkontrollpunkten kommt es zu Gesprächen mit Soldaten der anderen Seite. Wir sind ja alle in der Sowjetunion geboren und wir sind alle russisch-orthodox.

Gibt es hier Agenten?

Natürlich wissen wir, dass der ukrainische Geheimdienst und die Geheimdienste der Staaten, welche die Ukraine unterstützen, hier ihre Leute haben. Und sie arbeiten nicht schlecht. Aber wir haben keine Paranoia. Wer Angst vor dem Wolf hat, darf nicht in den Wald gehen.

Gibt es hier politische Gefangene?

Sergej: (guckt ungläubig): Nein. Jeder weiß hier von Jedem alles.

Passkontrolle mit gezogener Pistole

Nach unserem Besuch beim „Geister“-Bataillon fuhren wir über Debalzewo zurück Richtung Donezk. Es war schon dunkel und eigentlich keine gute Zeit, um auf einer Landstraße durch ein Kriegsgebiet zu fahren. Alle paar Kilometer gab es Kontrollposten der LNR- später der DNR-„Republik“. Jedes Mal muss mein Fahrer seine Papiere vorzeigen und manchmal auch erklären, wen er da transportiert.

In einem Städtchen kurz hinter Debalzewo wurde es dann plötzlich kritisch. Wir hatten den Weg verloren und hielten auf einem Marktplatz. Wir stiegen aus und fragten einen Taxi-Fahrer, wo es nach Donezk geht.

Die nächtliche Ausgangssperre hat noch nicht begonnen. Doch unser Stopp erregte offenbar Misstrauen. Zwei zivile Autos rauschten heran und bremsten scharf. Ein Mann in Zivil fordert von mir mit gezogener Pistole meinen Ausweis und die Akkreditierung für die Volksrepublik Donezk. Im schummrigen Laternenlicht konnte ich ihn kaum erkennen. „Dieses kreative Gesicht ist mir sofort aufgefallen“, raunt ein zweiter Zivilpolizist, der seinem Kollegen über die Schulter guckte.

Ich hatte Angst. Was wollen die von mir? Doch nachdem ich Pass und Akkreditierung vorgezeigt hatte, gab es keine weiteren Fragen. Wir konnten nach Donezk weiterfahren.

Besuch an der Südfront: „Bei Angriff schlagen wir zurück“

veröffentlicht am 26. Februar 2017 in RT DE

(…) Der Stellungskrieg an der Demarkationslinie zehrt nicht nur an den Nerven der einfachen Menschen. Auch viele Soldaten, die auf der Seite der DNR kämpfen, beschweren sich im vertraulichen Gespräch, dass sie nicht zurückschießen dürfen, dass sie ein offensiveres Vorgehen gegen die ukrainische Armee wünschen, dies von den Kommandeuren aber nicht zugelassen wird. Viele Freiwillige aus Russland, die sich den Streitkräften der Volksrepubliken angeschlossen haben, seien deshalb wieder nach Hause gefahren.

Unter Begleitung des DNR-Offiziers Juri fahre ich am 14. Februar 2017 mit Donezker und russischen Journalisten zum Dorf Kominternowo. Der Ort, der erst am 22. Februar wieder von ukrainischer Seite beschossen wurde, liegt im Südwesten der „Volksrepublik Donezk“, nicht weit von Schirokino und Mariupol. Auf einem hügeligen Feld – nur 500 Meter von den ukrainischen Stellungen entfernt - , besuchten wir einen Stützpunkt der DNR-Streitkräfte. Die etwa zwanzig Freiwilligen leben dort in provisorisch gezimmerten Hütten und Erdhöhlen. Grüne Munitionskisten lagen verstreut zwischen Schützengräben.

„Wenn wir angegriffen werden, schlagen wir zurück“, sagte ein Mann mit grauem Bart, der sich als „Bruno“ vorstellt. Leider behindere das Minsker Abkommen eine effektive Gegenwehr, sagt Bruno. In einer nur schwach beleuchteten Erdhöhle mit Sitz- und Schlafgelegenheiten reicht mir die Köchin des Stützpunkts eine Blechschüssel mit leckerer Kartoffelsuppe. Ich spreche mit sechs der zwanzig Freiwilligen, welche die Verteidigungslinie der DNR auf dem Hügel bewachen.

Verminte Verteidigungsstellung

Wie sie den „schleichenden Angriff“ der ukrainischen Armee in der grauen Zone stoppen wollen, will ich wissen. „Ich melde dem Kommandeur Löcher, die wir flicken müssen“, meint Bruno. Wie das? „Wir legen Minen. Manchmal wissen wir selbst nicht, wie wir durch die Minen wieder zurückkommen“, scherzt der Mann mit dem grauen Bart.

„Bruno“ erzählt, er komme aus St. Petersburg und sei vor vielen Jahren als Marineinfanterist bei einer Spezialeinheit in der „Demokratischen Volksrepublik Jemen“ im Einsatz gewesen. Bruno ist der einzige Russe, den ich auf dem Stützpunkt treffe. Alle anderen, die ich frage, kommen aus der DNR oder nahen Gebieten in der Ukraine.

Etwas abseits der improvisierten Hütten komme ich mit Andrej – Kampfname Artis – ins Gespräch. Der 19jährige, der schon sieben Monate an der Front ist, erzählt, er habe schon lange zu den DNR-Streitkräften gewollt. Jetzt wo er volljährig ist, sei das endlich möglich geworden.

Wie alle Soldaten bekommt Andrej einen Sold von 15.000 Rubel, das sind umgerechnet 234 Euro. Das ist in der Volksrepublik Donezk ein Spitzengehalt. Lehrer bekommen nur umgerechnet 125 Euro im Monat. Ein Kilo Fleisch kostet umgerechnet 3,90 Euro, ein Brot kostet umgerechnet 18 Cent und ein Billet für die Straßenbahn umgerechnet vier Cent.

Was ist das Rätselhafte an diesem Krieg?

Auf der Gedenkveranstaltung zum Tod des Feldkommandeurs Michail Tolstych in Donezk traf ich Wjatscheslaw, einen Rentner, der früher als Ingenieur arbeitete. Wjatscheslaw sagte, der Krieg sei rätselhaft. Was meinte er mit „rätselhaft“? Dass Putin nicht endlich – wie von den meisten Menschen in Donezk erhofft – die Volksrepubliken als unabhängige Staaten anerkennt, sie unter Russlands militärischen Schutz stellt und damit schwerer angreifbar macht? Oder meint er die engen wirtschaftlichen und verwandtschaftlichen Bande zwischen den Volksrepubliken und der Ukraine, die es immer noch gibt?

Es brauchte einige Tage, bis ich die Worte von Wjatscheslaw verstand. In der Ukraine tobt nicht nur eine Auseinandersetzung um Einflusssphären zwischen dem Westen und Russland. Es herrscht auch ein Bürgerkrieg, der sich auch auf die Familien auswirkt.

Es gibt in der Ukraine Fackelmärsche der rechtsradikalen Bataillone Asow und Rechter Sektor. Doch es gibt (noch) keine faschistische Massenbewegung, wie in Deutschland in den 1930er Jahren. Ukrainische Soldaten töten im Donbass für Geld, so die Meinung vieler meiner Gesprächspartner in Donezk. Es seien Ukrainer, die ihre Arbeit verloren haben und in den Sog der Anti-Russland-Propaganda geraten sind. Mit faschistischer Überzeugung töten im Donbass nur die ultranationalistischen Freiwilligenbataillone.

Reisen in „Feindes-Land“

Der Riss in der Ukraine geht quer durch die Familien. Und auch das kommt vor: Familien-Mitglieder verraten ihre Angehörigen an den Feind. Gleichzeitig öffnen die engen Familien-Bande zwischen den international nicht anerkannten Volksrepubliken und der Zentral-Ukraine auch einen Austausch von Mensch zu Mensch, der es möglich macht, die Übertreibungen im Propaganda-Krieg zu hinterfragen. Doch noch ist die ukrainische Propaganda stärker mit ihren Behauptungen von der „Selbstbeschießung“ in Donezk und Lugansk.

Obwohl es an der Grenze der „Volksrepubliken“ fast täglich Tote gibt und obwohl das erste Mal seit zwei Jahren wieder Uragan- und Grad-Raketen in der Großstadt Donezk einschlugen, fahren von den Bus-Bahnhöfen der Stadt täglich Busse zu Grenzübergängen an der Demarkationslinie. In den Bussen sitzen keine Flüchtlinge, sondern Menschen jeden Alters, die ihre Verwandten in der Ukraine besuchen und dabei große Beschwernisse auf sich nehmen, wie die Beantragung eines Besuch-Scheins per Internet und eine - wegen strenger Kontrollen auf beiden Seiten der Demarkationslinie - lange Reisezeit.

Ich habe in Donezk mehrere Familienväter getroffen, deren Kinder in ukrainischen Städten studieren, die aber nicht vorhaben, Donezk zu verlassen. Und ich habe mit Menschen gesprochen, die in der Ukraine eine Datscha haben, die sie gelegentlich auch nutzen.

Von ehemals 600 Einwohnern sind nur wenige geblieben

Bei der Besichtigung des Dorfes Kominternowo im Südosten der Volksrepublik Donezk fiel zweierlei auf, die Zerstörungen und die wenigen Bewohner. Der Großteil der einstmals 600 Einwohnern hat den Ort verlassen. Viele Häuser haben zerborstene oder vernagelte Fenster. Nur ein Lebensmittelladen hatte noch geöffnet. Die Vitrinen waren allerdings halbleer. Und an einer Wand hing ein Zettel mit der Ankündigung, dass man die Waren in Zukunft nur noch gegen Bargeld verkaufe. „Anschreiben“ sei nicht mehr möglich, da der Laden jetzt selbst in Schulden stecke.

Vika Pochutschalowa, die Verkäuferin im Lebensmittelladen, zeigt uns die Folgen der jüngsten Beschießungen. Sie öffnet eine Neben-Tür. Man sieht nur Trümmer und das von einem Geschoss aufgerissene Dach. „Hier war unser Cafe“, sagt die Verkäuferin. In den Trümmern habe man das Geschoss einer ukrainischen Haubitze gefunden. Beobachter der OSZE hätten es mitgenommen. Warum die ukrainische Armee schieße. „Sie wollen uns hier vertreiben, damit die ukrainische Artillerie hier dann alles zerstören kann,“ sagt Vika, die uns dann durch den Ort begleitet. Sie zeigt auf die Dorfschule, deren Dach bei einem ukrainischen Angriff am 5. September August 2014 zerstört wurde. Schulunterricht gibt es in dem Dorf seitdem nicht mehr.

Ein älterer Mann mit Bartstoppeln und trauriger Stimme führt uns durch den Garten seines am 8. Februar durch Geschosse stark zerstörten Hauses. Die Fenster und Gartenbäume sind zerborsten. Überall liegen Trümmer. Er habe hier mit seinen Eltern gewohnt, erzählt der etwa 60jährige. Wo die Eltern jetzt seien, frage ich. Seinen 92 Jahre alten Vater habe er nach Mariupol zu Verwandten gebracht, erzählt mein Gesprächspartner. Ob sein Vater in der von Kiew kontrollierten Stadt als ehemaliger Bürger des Ortes Kominternowo sicher sei? Er hoffe, dass dort alles gut gehe, antwortet der Mann. Ganz sicher schien er sich nicht zu sein.

Jagd auf die Feldkommandeure der Volksrepubliken

Der militärische Widerstand gegen die ukrainischen Truppen, die im Rahmen einer „Antiterroristischen Operation“ 2014 versuchten, die Volksrepubliken zu besetzen, organisierte sich spontan und teilweise chaotisch. Es bildeten sich Freiwilligen-Bataillonen mit so exotischen Namen hatten wie Prisrak (Gespenst), Somali, Sparta und Pjatnaschka. In diesen Bataillonen sammelten sich Freiwillige aus dem Donbass und Freiwillige, die aus Russland oder auch aus westlichen Ländern angereist waren.

Besonders gefährlich war es im Donbass für die Feldkommandeure, in der Regel junge Leute im Alter zwischen 30 und 40, die sich im Kampfgeschehen zu militärischen Führern entwickelten. Über zehn Feldkommandeure wurden zwischen 2015 und 2018 bei Anschlägen getötet oder starben an der Front.

Außer Aleksej Mosgowoj, der als Zeitsoldat beim ukrainischen Militär gedient hatte, hatten die meisten Feldkommandeure keine militärischen Berufe. Der Präsident der Volksrepublik Donezk, Aleksandr Sachartschenko, war Bergwerk-Elektriker und Klein-Unternehmer. Michail Tolstych (Kampfname „Givi“) war Gabelstaplerfahrer. Arsen Pawlow (Kampfname: Motorola) war Steinmetz.

Aleksej Mosgowoj, Kommandeur des LNR-Freiwilligenbataillons „Prisrak“ wurde am 23. Mai 2015 im Alter von 40 Jahren während einer Fahrt in seinem Auto getötet.

Arsen Pawlow, Kommandeur des DNR-Freiwilligenbataillons „Sparta“ wurde am 16. Oktober 2016 im Alter von 33 Jahren durch eine Bombe im Aufzug seines Wohnhauses ermordet.

Michail Tolstych (Kampfname „Givi“), Kommandeur des DNR-Freiwilligenbataillons „Somali“, wurde am 8. Februar 2017 in seinem Büro in Donezk im Alter von 36 Jahren getötet, ob mit einem „Schmel“-Flammenwerfer oder einer Bombe ist unklar.

Oleg Mamijew (Kampfname „Mamai“), Kommandeur des DNR-Freiwilligen-Bataillons „Pjatnaschka“ wird am 17. Mai 2018 an der Front durch eine ukrainische Panzergranate getötet.

Aleskandr Sachartschenko, Präsident der Volksrepublik Donezk, wird am 31. August 2018 in einem Restaurant im Zentrum von Donezk im Alter von 42 Jahren mit einer ferngezündeten Bombe getötet.

Wegen ihrer Kampfbereitschaft, ihrem Mut und ihrem Organisations-Talent kamen die jungen Feldkommandeure schnell zu Ansehen. Sie waren Symbole dafür, dass es sich bei dem Aufstand im Donbass nicht um eine von Russland gesteuerte Aktion handelte, sondern um einen Aufstand des Volkes gegen die nationalistische Kiewer Regierung. Als Symbol-Figuren waren sie ein rotes Tuch für die ukrainischen Propaganda, welche die Feldkommandeure als „Terroristen“ und den Aufstand im Donbass als „von Moskau“ gesteuert bezeichnete.

In Donezk sah ich große Porträts von Givi und Sachartschenko an Hausfassaden. Die Feldkommandeure waren so etwas wie Volkshelden. Das zeigte sich auch während der Trauerfeierlichkeiten an denen Tausende teilnahmen.

Dass alle bekannten vier Feldkommandeure von ukrainischen Terroristen getötete wurden, liegt nach Meinung der Menschen im Donbass auf der Hand, aber Beweise gibt es nicht. Zumindest wurden diese Beweise nicht öffentlich gemacht.

Die ukrainische Propaganda behauptet, die vier Feldkommandeure seien Opfer von Streitigkeiten unter den Aufständischen geworden. Diese Behauptung fügt sich ein in das Bild, welches die ukrainischen aber auch westliche Medien von den Feldkommandeuren der Volksrepubliken zeichnen. Es wird behauptet, sie seien brutal, korrupt und eigensüchtig.

Abschied von Givi

Die Trauernden vor dem Opern-Theater von Donezk sprachen über den getöteten Feldkommandeur „Givi“ (Michail Tolstych) mit großer Anteilnahme

11. Februar 2017

Vor dem Opern-Theater von Donezk brandete immer wieder Händeklatschen und spontane Sprechchöre auf. „Givi ist ein Held“ und „Danke, Danke“ schallte es aus der Menge. Für die Menschen in Donezk, die jede Nacht vor den Angriffen der ukrainischen Artillerie zittern müssen, ist der am Mittwoch bei einem Terroranschlag getötete Kommandeur des Bataillons Somali, Michail Tolstych, genannt auch Givi, kein blutrünstiger Separatist (wie manche Zeitungen in Deutschland schreiben) sondern ein Beschützer.

Während eine nicht enden wollende Schlange von Menschen an dem Sarg von Michail Tolstych vorbeiging, spielte ein Streichorchester klassische Musik. Vor der Oper, in welcher der Sarg aufgebahrt war, standen Tausende Bürger der Stadt, um auf der Militär-Lafette mit welcher der Sarg zum Friedhof gefahren werden soll, Blumen niederzulegen.

Eine Frau mit einem orangenen Filzhut meinte, die westlichen Medien könnten jetzt nicht wieder behaupten, „dass man uns mit Maschinenpistolen hier zusammengetrieben hat“. Das hätten die westlichen Medien im Oktober geschrieben, als es im Zentrum von Donezk eine Trauerfeier für den ebenfalls durch einen Terroranschlag getöteten Feldkommandeur Arsen Pawlow, gab.

Die Stimmung in Donezk ist in diesen Tagen gedrückt. Die populären Feldkommandeure waren Helden, weil sie Erfolge in der Auseinandersetzung mit der ukrainischen Armee hatten und weil sie Hoffnung machten, dass der Krieg irgendwann zu Ende sein wird. Doch diese Hoffnung ist jetzt in die Ferne gerückt. Jede Nacht wummern die Explosionen am Stadtrand der Großstadt und sind auch im Zentrum zu hören. Die Menschen, Frauen, Kinder, alte Menschen, Männer leben im Dauerstress.

Was denken die Menschen über Givi?

War Givi brutal?, frage ich der Reihe nach Trauernde vor dem Opern-Theater in Donezk. Im Internet kursierte im Januar 2015, während der Kämpfe um den Flughafen von Donezk, ein Video, wo man sah, wie Givi einen gefangengenommenen ukrainischen Kommandeur schlägt. Man sah auch, wie er ukrainische Gefangene vor laufender Kamera zwang, ihre Schulterstücke zu essen.

Wjatscheslaw, ein alter Mann mit grauem Bart und Fellmütze, der sein Leben lang als Mechaniker und Ingenieur gearbeitet hat, antwortet auf meine Frage „im Krieg kann man nur gut zu seinem eigenen Volk sein. Zu dem Feind kann man nicht gut sein.“ Erst wenn man die Feinde gefangen genommen hat, könne man „demokratisch sein.“ Ich ahne: Jetzt wo Michail Tolstych tot ist, überwiegt die Trauer. Kritik ist jetzt nicht angesagt.

Der Krieg im Donbass macht selbst erfahrene alte Männer sprachlos. Der Rentner Wjatscheslaw, der früher als Ingenieur gearbeitet hat, zieht eine Parallele. Sein Urenkel sei zu Beginn des Krieges im Donbass geboren worden. Er selbst sei zu Beginn des Zweiten Weltkrieges geboren worden. Doch dieser Kampf jetzt sei „ein wilder, unerklärlicher Bürgerkrieg“.

Die 18 jährige Studentin Julia meint, auf meine Frage, wie man den Krieg beenden könne, „die Ukrainer müssen aufhören, wir haben den Krieg nicht begonnen.“ Sie verehre die Freiwilligen, welche den Donbass verteidigen, sagt die junge Frau. Sie wohne neben dem Flughafen und „Givi“ habe diesen Flughafen gegen die ukrainischen Angreifer verteidigt. Julia hatte durch den Krieg auch einen ganz persönlichen Verlust. Ihr Freund, sei bei den Kämpfen um Debalzewo getötet worden, erzählt sie.

Granatwerfer oder Bombe?

Wie Michael Tolstych genau starb ist nicht bekannt. Zuerst hieß es, er sei durch einen Granatwerfer vom Typ „Schmel“ getötet worden. Am Freitag hieß es dann aus Kreisen der Ermittler in Donezk, möglicherweise sei der Feldkommandeur durch eine Bombe gestorben. Der Sprecher der Donezker Armee, Eduard Basurin, erklärte am Freitag, die Ermittler hätten die Namen der Täter festgestellt. Sie hätten in Kontakt mit dem ukrainischen Geheimdienst gestanden. Die Namen der Täter würden aber, um die Ermittlungen nicht zu gefährden, nicht bekannt gegeben.

Die Moskauer Kreml-kritische Nowaja Gaseta hatte behauptet, Michail Tolstych sei Opfer von Machtkämpfen in seinem Somali-Bataillon geworden. Das soll das Somali-Mitglied Igor Mylzew (Tarn-Name „Franzose“) Journalisten der Zeitung gesagt haben. Von Seiten der Ermittlungsorgane in Donezk hieß es jedoch, die Adresse unter welcher „Franzose“ den Journalisten seine Mitteilung machte, sei schon seit September 2016 nicht mehr im Netz erreichbar.

„Wir weichen zur sehr zurück“, sagt ein junger Passant in Donezk, mit dem ich ins Gespräch komme. Um die ukrainische Armee zu stoppen, müsse man das gesamte Donezker Verwaltungsgebiet erobern. Nur so seien die großen Städte gesichert. Doch für ein offensiveres militärisches Vorgehen gibt es aus Moskau kein grünes Licht. So müssen die Soldaten der international nicht anerkannten Volksrepubliken ihre Städte die nicht weit hinter der Demarkationslinie liegen, so gut es unter den gegebenen Umständen geht, verteidigen. Und dabei setzen sie jetzt auch „Grad“-Raketenwerfer ein.

In Donezk wohnen heute etwa 600.000 Menschen. Vor dem Krieg waren es fast eine Million. Warum nicht mehr zu der Trauerfeier gekommen sind, frage ich die Menschen vor der Oper. „Weil die Leute arbeiten oder studieren“, bekam ich zur Antwort. Ganz zufrieden stellte mich die Antwort nicht. Als ich dann durch die Stadt ging und Passanten nach ihrer Meinung über Givi fragte, bekam ich auch ausweichende Antworten wie, „ich habe ihn nicht gekannt“ oder „wer in den Krieg zieht, geht das Risiko ein, getötet zu werden“. Ein Schlosser, der gerade zu einer Reparatur unterwegs war, meinte, wenn er nicht hätte arbeiten müsse, wäre er ganz sicher zur Trauerfeier gekommen. Ein junger Mann, den ich beim Einkaufen traf, meinte, „warum sollen wir um Givi besonders trauern? Fast täglich sterben hier Menschen. Givi ist doch nichts Besonderes.“

Den ganzen Tag über habe ich keinen Geschützdonner gehört. Doch als es dunkel wird, geht das Wummern in 15 Kilometer Entfernung wieder los. Die ukrainischen Truppen schießen vorwiegend nachts. „Sie wollen uns mürbe machen, sagte mir ein Mann auf der Trauerfeier. Aber das wird ihnen nicht gelingen.“

Beim Bataillon des Abchasen

Achra Awidsba ist Feldkommandeur des Bataillons Pjatnaschka. Das in Donezk stationierte Bataillon wurde im Sommer 2014 von Freiwilligen aus Russland gebildet.

veröffentlicht am 5. März 2017 als Video bei RT DE

In Donezk besuchte ich in einem Büroviertel einen Stützpunkt des Freiwilligen-Bataillons Pjatnaschka. Auf dem Stützpunkt führte mich Aleksandr, der Leiter der Wirtschaftsabteilung des Bataillons, über den Hof vor dem Bürogebäude, in dem die Freiwilligen untergebracht sind. Aleksandr ist Mitte Dreißig. Zunächst zeigte er mir den Schweinestall des Bataillons, der in einem Wirtschaftsgebäude untergebracht ist. Ferkel quiekten vergnügt. Ein Freiwilliger war gerade beim Ausmisten. Man versorge sich selbst, erzählt Aleksandr stolz, so falle man Niemandem zur Last.

Der Hof ist vollgestellt mit alten sowjetischen Militärlastern und vier Schützenpanzerwagen. Nein, Waffen aus Russland habe man nicht, sagt Aleksandr. „Das ist hier alles von der Ukraine erbeutet. Dieser Lastwagen ist von den Nazis. Man kann es an den Streifen sehen. Sie malen weiße Streifen auf ihre Technik. Das ist vor allem ukrainische Militärtechnik.“

Einige der Fahrzeuge seien umgebaut. „Auf dieses Kettenzugfahrzeug haben wir ein Geschütz mit zwei Rohren drauf gebaut. Jetzt ist das ist ein modernisiertes, leicht gepanzertes Zugfahrzeug.“

Ich frage, wo die Schützenpanzerwagen laut Minsker Abkommen stehen sollen? Aleksandr antwortet, „nun, hier stehen sie. Wir haben unsere ganze Technik zurückgezogen. Wir fahren nur auf den Truppenübungsplatz. Diesen Schützenpanzerwagen hier haben wir in Debalzewo erbeutet. Das Geschütz ist aus Nowoasowsk. Wir haben es Ende 2015 erbeutet. Die Benzintanks hatten ein Leck. Aber wir haben sie geflickt. Und jetzt läuft er.“

War die OSZE hier, frage ich. „Nein. Ich weiß nicht, was die OSZE weiß und ob sie überhaupt existiert. Sie interessiert sich für nichts. Sie fahren umher und erhöhen ihr Ansehen. Immer wenn sie irgendwo fahren, fangen dort später Beschießungen an. Vielleicht rufen sie an und sagen denen, wir sind weg, ihr könnt anfangen.“

Später sprach ich mit dem Pjatnaschka-Kommandeur Achra Awidsba, genannt „Abchas“. Wir trafen uns im Kulturzentrum in Donezk. Dort war Awidsba an der Organisation eines Kabarett-Wettbewerbs beteiligt. Die Menschen bräuchten Ablenkung vom Krieg, erklärt er mir.

Awidsba ist 31 Jahre alt. Er kommt aus dem Kaukasus, genauer gesagt aus der von Georgien in einem Bürgerkrieg 1991 abgespaltenen Region Abchasien. Vor seinem Einsatz im Donbass wohnte Awidsba – Kampfname „Abchas“ - in der südrussischen Stadt Sotschi. Nach Aussage des Pjatnaschka-Kommendeurs sind heute 80 Prozent der Kämpfer im Bataillon, Menschen aus der Region Donbass. Der Rest sind Zugereiste.
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Achra Awidsba, Kommandeur des Bataillons Pjatnaschka, Foto: Ulrich Heyden 2017



Wie ist die Stimmung jetzt in ihrem Bataillon nach dem Tod von Feldkommandeur Givi?

Achra Awidsba: Sein Tod ist ein Verlust für unsere gemeinsame Sache. Wir waren nicht nur miteinander bekannt. Wir waren befreundet. Und ich habe schon in vielen Interviews erklärt, dass ich meine Jungs nur ihm anvertraue und sonst keinem Kommandeur.

Wie man mit Givi umging, hat erneut gezeigt, dass er keine Angst vor dem letzten Kampf hat. Man hat ihm in den Rücken geschossen. Stellen sie sich vor. Das Land Ukraine hat eine reguläre Armee. Sie nennen uns Separatisten und Kämpfer.

Aber wovor haben sie Angst? In einem offenen Kampf schaffen sie es nicht. Das heißt sie haben keine Motivation. Sie verstehen, dass sie dieses Territorium okkupieren, dass dieses Territorium sie nicht will.“

Können Sie etwas über ihr Bataillon sagen?

Der Name Pjatnaschka (fünfzehn) geht zurück auf die ersten 15 Freiwilligen, welche die Grenze überschritten haben, um zu helfen.

Wir waren 15 Leute, deshalb der Name Pjatnaschka. Aber heute sind wir eine Internationale Brigade.

Haben sie Deutsche in ihren Reihen?

Wir haben fünf Deutsche. Einer befindet sich jetzt in Moskau. Einige sind in Urlaub. Das sind vor allem frühere Staatsangehörige der Sowjetunion, welche nach Deutschland gefahren sind, um dort zu leben.

Haben sie selbst einen Wehrdienst abgeleistet?

Nein. Aber eine Kalaschnikow auseinandernehmen kann ich, denn ich bin ein Mann aus den Bergen. Wir haben das im Blut, wir gehen auch auf die Jagd. Bei uns gab es 1992/93 einen nationalen Freiheitskampf. Und unser Volk hat mit seinen 100.000 Menschen Georgien, mit seinen sechs Millionen Einwohnern, besiegt, weil wir überzeugt waren und wussten, wofür wir kämpften. Ich war damals noch klein, aber mein Vater kämpfte und mein Onkel kämpfte.

Wird die Bevölkerung von Donezk zur Verteidigung mobilisiert?

Heute mobilisieren wir nicht die Bevölkerung, die wir haben. Noch nicht mal ein Prozent unserer Bevölkerung ist in den Streitkräften. Wir wollen das nicht. Wir schicken sogar viele wieder zurück nach Hause. Wir denken schon an den Frieden. Denn wenn wir siegen, müssen wir zum zivilen Leben zurückkehren und die Waffen müssen abgegeben werden. Damit es dabei keine Probleme gibt, kämpfen wir mit geringen personellen Kräften.

Muss ihr Bataillon die gefährlichsten Einsätze ausführen?

Deshalb sind wir hier. Wir waren dabei in Schachtjorsk, beim Flughafen von Donezk, in Jelenowka, Petrowskaja, Uglegorsk, Debalzewo, Ilowajsk. Wir sind von unserer Sache überzeugte Leute. Für einen von seiner Sache überzeugten Menschen ist es einfacher, in die Attacke zu gehen, als für einen Menschen, der Zweifel hat.

Wir kamen ohne Zweifel hierher. Wir wussten, dass das ein Krieg ist, dass man hier tötet. Aber, wer wenn nicht Du selbst? Ich habe fünf Söhne. Ich werde sie nach dem Ideal der Brüderschaft erziehen. Ich werde meinem Sohn die Denkmäler der Gefallenen zeigen.

Und mein Sohn wird mich fragen, Papa, wo warst du, als man sie umgebracht hat?

Hat ihr Bataillon eine linke Färbung?

Unser Bataillon hat die Färbung der Freiheit. Bei uns gibt es Alle. Beginnen wir damit, dass es bei uns eine Einheit von Neonazis gibt, welche in ihrer Jugend glaubten, dass das richtig sei. Als der Krieg in der Ukraine begann, haben sie verstanden, was das ist, Nationalismus und Nazismus. Sie schlossen sich uns an.

Es gibt in Russland Eduard Limonow. Ich bin in Russland aufgewachsen. Im Zivilleben würde ich mich mit Limonow wahrscheinlich nicht verstehen. Zurzeit befinden sich seine Leute in meinem Bataillon. Wir haben Skinhead-Nationalisten aus Donezk. Entweder es ist eine Frage des Erwachsenwerdens oder es hängt damit zusammen, was sie hier sehen. Sie kämpfen mit uns. Und dann sind da wir, Kaukasier. Wir haben keine Trennung. Bei uns gibt es Menschen aus der Schweiz, die in ihrem ganzen Leben nicht gekämpft haben, Amerikaner, d.h. Armenier, welche die US-Staatsbürgerschaft erhalten haben. Wir haben auch viele Franzosen.

Gibt es echte Linke oder Leute mit linker Vergangenheit bei ihnen?

Wir haben einen Italiener mit französischer Staatsbürgerschaft. Der hat eine linke Vergangenheit.

Wie halten sie die Disziplin in ihrem Bataillon aufrecht? Vor drei Jahren gab es Meldungen, dass sich die Bataillone nicht unterordnen, dass sie rauben, plündern, dass sie auf dem von ihnen kontrollierten Territorien Steuern erheben. Gab es diese Probleme?

Nein. Wenn bei uns Jemand etwas Verrücktes macht, trennen wir uns von ihm. Zu uns kommen verschiedene Leute. Am Anfang weißt du nicht, mit wem du es zu tun hast. Angeblich ist er gut und kristallklar. Aber: Als wir zum Beispiel gesehen haben, dass Jemand Rohre von einem Kühlschrank bei der Metallverwertung abgegeben hat, haben wir den ganzen Zug aufgelöst, weil wir sowas nicht billigen. Selbst wenn ein Haus brennt, lass es brennen. Niemand soll sagen können, dass wir uns von dort etwas genommen haben.

Wir haben unseren eigenen Wirtschaftsbetrieb eingerichtet. Wir kauften Ferkel. Wir haben mit einem Cafe gesprochen, damit die uns ihre Abfälle geben, damit wir die Schweine füttern können.

Der Ossete: „Kampferfahrung haben wir im Blut“

Veröffentlicht am 21. Mai 2018 von RT DE80

Oleg Mamijew, Kommandeur des Freiwilligen-Bataillons „Pjatnaschka, starb durch eine ukrainische Panzergranate.

Am 17. Mai 2018 starb Mamijew (Kampfname „Mamai“) auf dem Operationstisch eines Krankenhauses. Unmittelbar davor war er in einem Schützengraben am Nordrand der international nicht anerkannten „Volksrepublik Donezk“ (DNR) von einer ukrainischen Panzergranate getroffen worden. Er hatte eine schwere Kopfverletzung. Beerdigt wird

Mamijew in seiner Heimat in Nord-Ossetien, eine der südrussischen Republiken.

Die Minuten vor der tödlichen Verletzung haben Journalisten vom Video-Kanal „Inside Donetsk“ festgehalten. Man sieht einen Schützengraben in der Nähe des Dorfes Krutaja Balka, in der Industriezone des Bezirks Awdejewka. Man sieht Mamijew stehend mit einem Funkgerät. Er erkundigt sich über Funk über die Situation in anderen Stellungen. Irgendetwas leuchtet die Gegend über dem Schützengrabe für Sekunden hell aus. Man hört das Tackern von Maschinengewehren. Dann hört man sehr laut Salven von einem schweren Geschütz. Die Männer ziehen sich in den bedeckten Unterstand zurück. Einer fragt: Sind alle heil? Dann sieht man wie ein Verletzter auf einer Bahre abtransportiert wird.

Durch den Beschuss der ukrainischen Armee auf die Stellung wurden auch die Journalisten der staatlichen russischen Fernseh-Gesellschaft WGTRK, Igor Uklejn und Pawel Wydrin, verletzt. Sie drehten einen Film über das von Oleg Mamijew geführte Bataillon „Pjatnaschka“.

Abschied im Opern-Theater von Donezk

Hunderte Menschen nahmen in Donezk am Sarg von dem Getöteten Abschied. Der Sarg war im Opern- und Balett-Theater aufgebahrt. Unter dem Beifall der trauernden Bürger und dem Ruf "Es lebe der Held!" wurde der Sarg aus dem Gebäude getragen.

Unter denen, die Abschied nahmen, war auch der frühere „Pjatnaschka“-Kommandeur Abchas (Achra Awidsba). Er musste wegen Verletzungen das Kommando des Bataillons an Mamijew abgeben.

Auf dem Sarg des getöteten Kommandeurs lag die Flagge der „Pjatnaschka“-Bataillons. Auf der Fahne sieht man zwei kleine Flaggen von Abchasien und der Volksrepublik Donezk, eine erhobene flache Hand und drum herum gruppiert 15 Sterne.

Die Symbole weisen auf die Entstehungsgeschichte des Bataillons hin. Im Jahr 2014, als die sogenannte Anti-Terror-Operation der ukrainischen Armee begonnen hatte, kamen 15 Männer, vorwiegend aus der Republik Abchasien und anderen Gebieten des Kaukasus, um der jungen, international nicht anerkannten „Volksrepublik“ bei der Verteidigung zu helfen.

Die meisten Gründer des Bataillons waren kampferprobt. Die Abchasen hatten schon als Jugendliche den Unabhängigkeitskampf der Abchasen gegen die georgische Armee miterlebt, und wo es ging, ihren Vätern geholfen.

In der DNR wurde das Bataillon an den schwierigsten Frontabschnitten eingesetzt und erwarb sich hohes Ansehen. Kommandeur Mamijew wurde mit zahlreichen Orden ausgezeichnet. Er war im Februar 2015 an der Eroberung des Flughafens von Donezk und der Stadt Debalzewo beteiligt.

Mamijew: „Jeder folgte dem Ruf seines Herzens“

Der Autor dieser Zeilen traf Mamijew im Februar 2017 bei Filmaufnahmen für eine Reportage über das Bataillon. Daran erinnere ich mich: Mamijew sprach sehr ruhig und bedächtig und saß leicht gebückt, wie bereit zu einem Sprung. Und als er aufstand, sah ich, dass er sehr groß war.

Mamijew stammt aus Nord-Ossetien. Dort leitete er einen privaten Wachdienst. Den Krieg hat er schon als Kind kennengelernt. Im Zuge der Auflösung der Sowjetunion kam es 1992 zwischen zwei nordkaukasischen Völker, Inguschen und Nord-Ossetinern, zu bewaffneten Auseinandersetzungen. Damals stritt man um ein Gebiet. In einem seiner letzten Interviews sagte Mamijew, an der Auflösung der Sowjetunion sei die damalige Führung des Landes schuld gewesen.

Im Jahr 2008 kämpfte er mit bei der Verteidigung von Süd-Ossetien gegen die angreifende georgische Armee. Die georgische Armee sei damals von der Ukraine mit Waffen beliefert worden. Die gleichen ukrainischen Panzer, die damals Süd-Ossetien beschossen, würden heute gegen Donezk eingesetzt. „Wenn wir den Donbass nicht schützen, wird der Feind bei uns zuhause sein,“ sagte Mamijew.

Als im Jahr 2014 die ukrainische Armee Donezk angriff, schloss sich Mamijew zunächst dem Freiwilligenbataillon „Wostok“ an. Später wurde er Kommandeur von „Pjatnaschka“, einem der erfahrensten und erfolgreichsten DNR-Bataillone, indem auch viele Ausländer, unter anderem aus Europa und den USA kämpfen. In einem Interview sagte Mamijew zu der Motivation der Freiwilligen, „niemand hat uns gerufen. Jeder folgte dem Ruf seines Herzens.“

Kämpfer: „Er war ein sehr fürsorglicher Kommandeur“

Journalisten berichten von dem jetzt Getöteten mit Hochachtung. „Mamaj fuhr fast jeden Tag selbst an die Front, um persönlich den riskanten Prozess des Wachwechsels zu kontrollieren“, berichtet der Video-Journalist Semjon Pegow. Die Journalistin Kristina Melnikowa berichtet, nach den Erzählungen der Kämpfer sei Mamijew „ein sehr verantwortungsvoller und fürsorglicher Kommandeur“ gewesen. Sie habe selbst erlebt, wie er Süßigkeiten, Torten und Schaschlik an die Front gebracht habe.

Sergej Sawdowejew, Leiter der Spezialeinheit „Legion“, erklärte am Rande der Trauerfeier, Mamijew sei „ein guter, zuverlässiger Freund und ausgezeichneter Kommandeur gewesen.“ Man dürfe nicht so reden, aber „jeder Kommandeur träumt davon, wenn der Tod kommt, dann soll das im Kampf an der Front sein und nicht zuhause im Krankenbett oder bei einem Schlag in den Rücken“.

Die bitteren Verluste der letzten drei Jahre

Es scheint, dass die ukrainischen Spezialeinheiten sehr gut informiert sind und wissen, wo sie die wegen ihrer Erfolge angesehenen gegnerischen Kommandeure töten können. Große Freude herrschte am Freitag beim ukrainischen Rechten Sektor. Der ehemalige Leiter des Rechten Sektors, Dmitro Jarosch, lobte drei ukrainische Soldaten, welche die Tat vollbrachten. Jarosch nannte die Drei aber nur mit ihren Kampfnamen: „Danke dem Kommandeur Schwarzer und den Soldaten Rambo und dem Freund Kipisch für die professionelle und qualitativ gute Arbeit! Macht so weiter! Noch ein Kommandeur der Separow (Separatisten) weniger.“ (…)

Im Folgenden mein Interview mit Oleg Mamijew, welches ich am 20. Februar 2017 im Stützpunkt des Bataillons „Pjatnaschka“ in Donezk führte. Damals war Mamijew stellvertretender Kommandeur des Bataillons.

Wie lange sind sie schon in Donezk?

Ich bin hier seit dem 4. Mai 2014

Erinnern sie sich daran, was sie als erstes gemacht haben?

Das Erste was wir gemacht haben, als wir hierhergekommen sind, wir haben angefangen, die Leute vorzubereiten, wie man richtig eine Straße überquert, wie man sich richtig fortbewegt, wie man richtig eine Waffe in den Händen hält, wie man nachlädt. Also alles was ein Kämpfer können muss. Die Leute waren absolut nicht ausgebildet für diesen Krieg. Und wenn sie es beobachtet haben, dann haben sie gesehen, dass die Leute mit Knüppeln und Jagdflinten dastanden.

Das waren Menschen aus der Region Donezk und Menschen aus Russland?

Das waren insbesondere Leute aus dieser Region. Und es gab nur sehr wenige, die besser ausgebildet waren. Aber auch diese hatten keinerlei Erfahrung, wie man richtig kämpft. Doch wie die Praxis zeigt, sollte man den russischen Menschen nicht unterschätzen. Die Leute haben schnell alles gelernt. Die Strebsamkeit hier ist nicht gering. Wie sie selbst sehen, sind die Republiken Lugansk und Donezk klein aber die Strebsamkeit der Menschen hier ist größer als in der Ukraine mit ihren 30 Millionen Einwohnern.

Was war ihr persönliches Motiv nach Donezk zu kommen?

Ich selbst bin Ossetiner und ich habe das alles 1989 als kleiner Junge erlebt und 2004. Da gab es in Südossetien Spannungen. Es war das gleiche Szenarium wie hier im Donbass. Wir haben verstanden, dass die

Republik Donezk ausgebildete Kämpfer brauchte. Wenn wir den Gegner hier weiter vorlassen, dann wird er Morgen mit seinem Faschismus in unserem Garten stehen. Ich habe mich entschieden, habe mich ausgerüstet und bin hierhergefahren.

Woher hatten sie besondere militärische Erfahrungen?

Mein erster Kampfeinsatz war 2004 in Südossetien. Da gab es eine Zuspitzung. Ob man wollte oder nicht, man musste eine Waffe in die Hand nehmen.

Da gab es Auseinandersetzungen zwischen …

Georgiern und Osseten.

Es waren kleinere Auseinandersetzungen?

Das würde ich nicht sagen, dass es kleine Auseinandersetzungen waren. Es gab Attacken von Seiten der Georgier. Sie erhielten eine Antwort und es beruhigte sich. Im Jahre 2008 beschlossen die Georgier Südossetien zu säubern und dort ein freies Feld zu schaffen, so wie sie auch in Abchasien ein freies Feld schaffen wollten, wenn sie sich erinnern. Kampferfahrung haben wir wahrscheinlich im Blut. Im Kaukasus fängt das schon früh an. Wenn ein Junge geboren wird, wird er in allem ausgebildet. Drei Monate nachdem ich hierhergekommen bin, kam mein Sohn. Er war siebzehn Jahre alt. Jetzt ist er 21. Er kam in unser internationales Bataillon.

Ist er jetzt hier?

Nein, ich habe ihn nach Hause geschickt. Weil ich jetzt keine Notwendigkeit sehe, dass er hier ist. Denn er ist jetzt im Übergangsalter und ihm begann der Krieg Spaß zu machen. Man darf das nicht durcheinanderbringen: Den Krieg lieben und seine Erde zu schützen beziehungsweise denen zu helfen, die auf Hilfe angewiesen sind.

Das heißt, ihr Sohn soll sich nicht auf den Krieg konzentrieren. Er soll außerdem lernen, wie er seine Familie schützen kann?

Wissen sie, wenn ein Kind im Krieg aufwächst und wenn er dann eine Familie gründen soll, denkt er nur an den Krieg. Das darf man nicht zulassen. Ich bin kein Fan des Krieges. Wenn es keinen Krieg gibt, dann ist für mich das wichtigste die Familie und mein Staat indem ich lebe. Jeder Mensch gibt etwas für seinen Staat. Wenn jeder etwas gibt, entsteht der Staat. Die Leute, die aus anderen Staaten hierherkommen, kommen in der Regel aus Ländern, wo es keinen Krieg gibt. Und ich glaube nicht, dass sie aus Langeweile ihr Leben hier riskieren und uns helfen. Nein, ich glaube, dass sie in erster Linie mit einer Idee hierherkommen. Damit es hier in Donezk so einen Frieden gibt wie dort, woher sie kommen.

Glauben sie, dass Jemand, der aus einem normalen Leben hierher kommt besser kämpft, als Jemand der hierherkommt, weil er in seinem Leben unzufrieden ist?

Grob gesagt: Leute, die in einer schlechten Verfassung sind, können nicht kämpfen. Sie haben nicht die Haltung. Es gibt Menschen, die helfen wollen, Menschen, die Russland vereinen wollen. Das heißt, wenn Jemand keinen Patriotismus hat, was für einen Sinn hat es dann, dass er hier kämpft. Geld erhält er hier nicht. Man erzählt, dass die Leute, die aus Russland kommen, Geld erhalten. Doch Niemand zahlt ihnen Geld.

Ich habe eine Frage, die vielleicht unangenehm für sie ist. Im Westen sagt man, dass es hier in Kellern Geheimgefängnisse gibt, wo Menschen gefangen gehalten und gefoltert werden. Können sie das kommentieren? Und noch eine Frage: Wie verhalten sie sich gegenüber den Gefangenen?

Wir haben das Bataillon Wostok, welches jetzt zum Innenministerium gehört. Ich begann meinen Dienst in diesem Bataillon. Sie können sich bei den Leuten erkundigen, die schon 2014 im Bataillon Wostok dienten. Wir haben verboten, Gefangene zu schlagen. Wir haben uns ihnen gegenüber menschlich verhalten. Sie können sich die Videos angucken, wenn Gefangene ausgetauscht werden. Sie können dort sehen, welche Gefangenen vom Feind zu uns zurückkommen und welche auf die Seite des Feindes zurückkehren. Die Gefangenen bei uns sehen besser aus als zu der Zeit als sie beim Feind kämpften. (…)

Wie bauen sie bei ihren Soldaten den Stress ab? Führen sie sportliche und kulturelle Veranstaltungen durch, um die Kräfte wiederherzustellen?

Auf einem Stützpunkt haben wir einen landwirtschaftlichen Betrieb. Dort kümmern sich unsere Soldaten um Tiere. Manche machen auch Sport. Es gibt einen Sportsaal. Alle bauen den Stress auf verschiedene Weise ab. Aber Alkohol ist verboten.

Wenn Jemand Urlaub hat, darf er Trinken?

Nun, er geht nach Hause. Was er dort macht ist seine Sache. Aber wenn es Alarm gibt, hat er nur eine halbe Stunde, um zur Stellung zurückzukehren.

DNR-Präsident Sachartschenko: „Nur Dummköpfe sagen, vor dem Tod habe ich keine Angst“

Am 5. Juni 2018 führte ich mit Sachartschenko in seinem Amtssitz in Donezk ein Interview. Es wurde von RT DE als Video81 gesendet.

Als ich Aleksandr Sachartschenko gegenübersaß, wusste ich, dass er gefährlich lebt. Auf ihn wurden schon mehrere Anschläge verübt. Den Gedanken, ich selbst könne mich in seiner Nähe in Gefahr bringen, verdrängte ich. Am 31. August 2018 wurde Sachartschenko im Restaurant „Separ“ (Kurzform von „Separatist“) im Zentrum von Donezk getötet. Als der DNR-Präsident das Restaurant am späten Nachmittag des 31. August betrat, explodierte eine Bombe, die in einem Leuchter deponiert und offenbar ferngezündet worden war. Der DNR-Präsident und sein Leibwächter wurden durch das ausgelöste Feuer und die Druckwelle getötet. Schwer verletzt wurde bei dem Anschlag auch der Minister für Steuern, Aleksandr Timofejew. Nach Angaben der DNR-Behörden wurde Anschlag von ukrainischen Spezialkräften ausgeführt.

Sachartschenko wurde 1976 in Donezk in einer Bergarbeiterfamilie geboren. Sein Vater ist Ukrainer, seine Mutter Russin. Nach der Ausbildung in einem Technikum mit Schwerpunkt Automatisierung arbeitete er in einem Bergwerk als Elektriker. Später wurde er im Handel unternehmerisch tätig. Am 16. April 2014 gehörte Sachartschenko zu den Besetzern der Stadtverwaltung von Donezk. Am 8. August 2014 wurde er vom Obersten Raten der DNR zum Regierungschef gewählt. Im November 2014 wurde Sachartschenko mit 765.000 Stimmen zum Präsidenten der international nicht anerkannten Volksrepublik Donezk gewählt.
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Der Amtssitz des Präsidenten liegt im Stadtzentrum von Donezk in einem mehrstöckigen Verwaltungsgebäude, was noch aus Sowjetzeiten stammt. Um das Gebäude sah ich bewaffnete Sicherheitskräfte patrouillieren. Dass die Mitglieder der Regierung in Donezk schwer bewacht werden, erlebte ich beim Warten auf Einlass ins Regierungsgebäude mit eigenen Augen.

Auf der gegenüberliegenden Straßenseite kamen plötzlich in einem Höllentempo vier schwarze japanische Jeeps angeprescht und parkten in Sekundenschnelle unter Straßenbäumen rückwärts ein. Aus den Jeeps sprangen junge Männer in Kampfanzügen mit Knopf im Ohr und Maschinenpistolen im Anschlag. Sie sicherten die Autos, und die Straße. Dann stieg aus einem der Jeeps ein großgewachsener, kräftiger Mann mit schwarzen Haaren in grünen Kampfanzug ohne Rangabzeichen. Wie ich später erfuhr, war es der Minister für Steuern, Aleksandr Timofejew. Er kam auf die auf Einlass wartenden Menschen vor dem Regierungsgebäude zu. Als er unsere erstaunten Gesichter sah, lächelte er.

Endlich wurde ich eingelassen. Ein Mitarbeiter von Sachartschenko empfing mich. Ich musste durch einen Metalldetektor. Danach wurde meine Tasche noch penibel kontrolliert. Schließlich fuhr ich mit einem Lift in ein höheres Stockwerk. In einem kleinen Saal, der mit der schwarz-blau-roten Fahne der Volksrepublik Donezk geschmückt war, stand ein blankpolierter, langer Tisch. Ich setzte mich. Nach einiger Zeit kam Sachartschenko in grüner Kampfuniform, in den Raum - begleitet von seinem Berater Aleksandr Kasakow - und nahm am Tischende auf einem gepolsterten, hellbraunen Ledersessel mit hoher Rückenlehne Platz.

An dem schlichten Kampfanzug des damals 41jährigen hingen fünf Orden. Sachartschenko war Generalmajor der DNR-Streitkräfte. Am 17. Februar 2015 wurde er beim Kampf um Debalzewo am Bein verletzt, weshalb er eine Zeitlang mit Krücken laufen musste.

Welche Möglichkeiten hat die „Volksrepublik Donezk“ die Eroberung großer Städte wie Gorlowka abzuwehren?

Nun, ich möchte die verehrten Zuschauer daran erinnern, dass wir seit vier Jahren kämpfen. Unsere Einheiten sind ausgebildet, gut bewaffnet und verfügen im Gegensatz zu den Einheiten, die sich uns widersetzen, über eine enorme militärische Erfahrung. Daher wird jeder Versuch des Feindes, eine große Ortschaft in der DNR zu erobern, abgewehrt. Dieser Versuch wird scheitern.

Ist es möglich, dass die Volksrepublik Donezk bei einem Angriff der Ukraine auf Donezk oder Gorlowka um Hilfe aus Russland bittet?

Nun… gute Frage. Glauben Sie mir, wir haben selbst genug Kraft, um jedem Schlag standzuhalten und darauf angemessen zu reagieren. Aber wenn Russland diese Hilfe anbietet, werden wir nicht ablehnen.

Halten sie es für möglich, dass die Ukraine nicht versuchen wird ihre Republik zu erobern? Stattdessen könnte sie die Volksrepublik ständig quälen und beschießen und sie müssten viele Jahre unter diesen Bedingungen leben.

Wissen Sie, wenn wir historische Vergleiche ziehen, dann erinnern wir uns an Europa, erinnern wir uns an die Rosenkriege (Krieg zwischen rivalisierenden englischen Adelshäusern im 15. Jahrhundert, UH), den hundertjährigen Krieg, den dreißigjährigen Krieg. Da war das Territorium viel größer, viel mehr Menschen waren in diese Kriege verwickelt, aber die Menschen lebten irgendwie. Aber eigentlich ist es nur ein Witz. Ich bin mir sicher, dass es hier nicht funktionieren wird. Für die Ukraine gibt es viele Dinge, über die man sagen kann, dass sie sich für die Ukraine nicht auszahlen. Es ist ein großer Konflikt, der sich schon lange hinzieht. Die Zeit arbeitet für die DNR, die LNR, und den Donbass im Allgemeinen. Und die Zeit arbeitet gegen die Ukraine. Je länger der Konflikt andauert, desto mehr werden sich in der Ukraine Chaos und Unordnung ausbreiten.

„Im Minsker-Abkommen gibt es nicht den Begriff „graue Zonen“

Die Streitkräfte der Ukraine haben in den letzten zwei Jahren ziemlich viel Territorium in der sogenannten „grauen Zone“ erobert. Werden sie solche Eroberungen und die Besetzung von Ortschaften in der grauen Zone in Zukunft dulden?

Nun, leider gibt es hier zwei Antworten auf diese Frage. Nun, erstens gibt es den Begriff der „grauen Zone“ im Abkommen von Minsk nicht. Und es ist sehr bedauerlich, dass Alexander Hug (Leiter der OSZE-Beobachtermission, UH) den Begriff „graue Zone“ bestätigt hat. In Minsk wurde eine klare Demarkationslinie festgelegt, das heißt die Orte, die nicht verlassen werden dürfen. Das heißt, wenn der Ort, an dem sie sein sollten, registriert ist, sollen sie dort sein und an keinem anderen Ort. Wenn sie die Demarkationslinie in unsere Richtung verschieben und die „graue Zone“ besetzen, verletzen sie die Vereinbarungen von Minsk. Es gibt keine „graue Zone“, aber eine klar definierte Linie, die nicht überschritten werden darf. Daher verstößt hier nicht nur die Ukraine gegen die Minsker Vereinbarungen, sondern auch die OSZE. Und das ist viel schlimmer und bedauerlicher als das, was die Ukraine tut. Wir befinden uns im Krieg mit der Ukraine, und die OSZE ist verpflichtet, zu kontrollieren und die Weltgemeinschaft rechtzeitig darüber zu informieren, dass die grundlegenden Richtlinien von Minsk verletzt wurden.

Ich habe gestern ein Interview mit dem Direktor der Wasseraufbereitungsanlage von Donezk geführt. Er sagte, dass die ukrainischen Streitkräfte sehr nah an die Straße herangerückt sind, auf der die Mitarbeiter der Wasseraufbereitungsanlage zur Arbeit fahren und die Mitarbeiter in Gefahr sind.

Das ist auch die Aufgabe der OSZE-Mission – die Anwesenheit ukrainischer Truppen dort zu verhindern. Wir erklärten uns – in Absprache mit der OSZE und der Ukraine -einverstanden, Schirokino zu einer entmilitarisierten Zone zu machen. Wir haben das gemacht, obwohl sie (die Ukrainer, UH) diese Zone später besetzt haben.

Haben die Streitkräfte der Volksrepublik Donezk in den letzten zwei Jahren Gebiete in der grauen Zone erobert?

Wir sagen es so: Wir haben unsere Position verbessert.

Wie halten die Menschen in der Volksrepublik Donezk das aus, die ständige Anspannung und die Angst über die ganzen vier Jahre, dass die Ukraine Städte erobert? Wie halten die Menschen das psychologisch und sozial durch?

Eine gute Frage, ich werde antworten. Seitdem vierten und fünften Jahr leben wir in einem Kriegszustand, in der Hoffnung und im Glauben, dass wir früher oder später unser ganzes Land, unseren ganzen Donbass befreien werden, dass wir in der Lage sein werden, unseren Feind zu besiegen, und wir Frieden haben werden. Wir keine Angst, dass man uns besetzt. Sie müssten Angst haben. Wir kämpfen für die Wahrheit und für unsere Erde, für die Gräber unserer Vorfahren und für das Recht, die Sprache zu sprechen, die wir sprechen wollen. Wir glauben und hoffen, dass wir eines Tages nach Krasnoarmeisk, Slawinsk und Kramatorsk, zu unseren Familien, zu unseren Verwandten, zu unseren Müttern, Vätern, zu unseren Häusern zurückkehren werden. Das ist die Hoffnung, in der wir leben. Wir haben keine Angst.

„Die Ukraine bremst die Umsetzung des Minsker Abkommens zu hundert Prozent“

Viele Politiker, vor allem im Westen, meinen, die Minsker Vereinbarung sei eine der wichtigsten Errungenschaften auf dem Weg zum Frieden im Donbass. Was ist ihre Meinung? Hat die Minsker Vereinbarung die ukrainische Aggression gegen die Volksrepublik gebremst?

Nun, das Abkommen von Minsk ist ein großer Sieg für die russische Diplomatie, für die DNR und LNR. Weil wir die Ukraine gezwungen haben, sich an den Verhandlungstisch zu setzen, zumindest in diesem Format. Es ist die einzige Plattform, um den zerbrechlichen Frieden aufrechtzuerhalten, der bis heute hält. Aber der Prozess der Umsetzung der Minsker Vereinbarungen wird von der Ukraine zu 100 Prozent gebremst. Minsk ist für die Ukraine nicht vorteilhaft. Die Ukraine ist durch das Abkommen in einen Rahmen gezwängt und sie kann ihrem Volk nicht erklären, warum. Sie kann ihrer Armee nicht erklären, warum sie in Debaltsewo und in anderen Schlachten verloren hat. Deshalb braucht sie Minsk nicht.

Was meinen Sie, wie kann man jetzt den Frieden im Donbass erreichen?

Es gibt zwei Möglichkeiten: Die erste ist, dass die Ukraine kapituliert und wir das Territorium besetzen, das wir für unser Eigentum halten. Die zweite Möglichkeit ist, dass die Staatsmacht in der Ukraine anders organisiert wird, so dass man sich an den Verhandlungstisch setzen kann.

Sie meinen, dass die Ukraine das Donezker Gebiet vollständig an die Volksrepublik Donezk abgibt? Das ist ihr Hauptziel?

Das ist unser Hauptziel, unsere Erde zu befreien. Auf diesem Territorium wurde 2014 ein Referendum über die Unabhängigkeit abgehalten. Und alle Städte und Dörfer, die an dem Referendum teilnahmen, sind das Territorium der DNR.

Ist es möglich, dass die Streitkräfte der UNO den Frieden in der Volksrepublik Donezk sichern?

Können Sie mir bitte sagen, wo die UN-Truppen mindestens einmal den Frieden gewahrt haben? Jugoslawien wurde einfach auseinandergerissen. Das ist Europa. Aus einem großen Land wurden Dutzende kleiner Länder. Muss ich Ihnen erzählen, was die UN-Truppen in Kroatien und Serbien, Albanien, Montenegro, Mazedonien gemacht haben? Sie wissen das alles sehr gut. Schauen Sie, was in Afrika passiert. Wo hat die Präsenz von UN-Truppen den Frieden bewahrt? Nirgends. Und sie wird den Frieden niemals sichern.

Hat die UNO in Afrika nicht erreicht, das Konflikte eingefroren wurden?

Den Konflikt „einfrieren“, können wird alleine, ohne UN-Truppen. Der zweite Punkt ist, worüber man bei den UN-Friedenstruppen sprechen muss. Der OSZE wurde angeboten, Waffen mitzuführen, um sich selbst zu schützen. Aber das wollten sie nicht. Für die Stationierung von UN-Friedenstruppen hier bräuchte man die Zustimmung der beiden kriegführenden Parteien, also der DNR/LNR und der Ukraine. Wenn die UNO ohne unsere Einwilligung Friedens-Truppen stationiert, würden wir das als ausländische Intervention betrachten.

Ist das überhaupt möglich, dass die Streitkräfte der UNO hierher …

Wenn es eine Vereinbarung gibt, bitte. Es gibt die Demarkationslinie zwischen unseren Positionen, und es würde Patrouillen geben, die OSZE würde mit einem begrenzten Kontingent von nicht mehr als 1.000 Mann geschützt.

Die UN-Friedenstruppe kann direkt zwischen den Schützengräben stehen. Ich sage sogar noch mehr. Sie können bei uns und bei den Ukrainern mit in den Schützengräben sitzen, wenn sie wollen. Nur in den Schützengräben, aber nicht in der Stadt. Ich möchte nicht, dass meine Stadt zu einem Erholungsgebiet für unbegreifliche Menschen wird, bei denen nicht klar ist, aus welchen Ländern sie kommen.

Kann die Ukraine fordern, dass die Streitkräfte der UNO das Territorium der Volksrepublik Donezk von Russland abtrennen?

Wenn die ukrainische Armee – wie Petro Aleksejewitsch Poroschenko sagt - die stärkste Armee in Europa die DNR/LNR uns im fünften Jahr nicht besiegen kann, dann glaube ich nicht, dass der Ukraine die Anwesenheit von Friedenstruppen hilft. Im Übrigen werden wir niemandem an unsere Grenze mit Russland lassen, weder die Ukraine noch die UNO. Wenn sie wollen, sollen sie auf der Seite von Russland stehen. Aber auf unserer Erde werden wir sie nicht lassen.

Welche Hilfe erhält ihre Republik heute von Russland, im Bereich der Renten, der Gehälter für Militärs und Polizisten, im Bereich der Ausrüstungen und militärischer Ausrüstungen, bei den Militärberatern und bei den sozialen Projekten?

Die Renten zahlen wir selbst. Auch die finanziellen Zuwendungen für Militärangehörige und Mitarbeiter der Sicherheitsorgane werden aus dem Haushalt der Volksrepublik Donezk gezahlt. Die humanitäre Hilfe der Russischen Föderation ist sehr groß. Sie umfasst die Lieferung von Ausrüstung für die Industrie, Ersatzteile für Kraftwerke und Fabriken, Materialien für den Bau und Freiwillige, die aus der Russischen Föderation zu uns kommen. Das ist eine große Hilfe. Das ist ein brüderliches Volk, das sind unsere Verwandten. Aber diese Leute sind freiwillig gekommen. Das ist nicht auf Befehl des russischen Präsidenten oder des (russischen) Verteidigungsministeriums geschehen. Dies ist ein Mann, der im Ruhestand lebt, seinen Pass in die Hand nimmt, um für seine Heimat zu kämpfen.

Wie viele Menschen sind das etwa?

Wenn der Krieg so wie jetzt läuft, kommen Hunderte bis Tausend. Sobald ein großer Krieg beginnt und es eine große Zuspitzung gibt, kommen zu uns aus Russland Zehntausende.

„Wir handeln mit der ganzen Welt, auch mit Deutschland“

Inwieweit kann sich die Volksrepublik Donezk heute selbst versorgen? Sie haben Landwirtschaft, sie haben Stahl und Kohle und können das nach Russland oder an Jemanden anders verkaufen. Auf welchem Stand befindet sich die Wirtschaft der Volksrepublik heute?

Nun, wissen Sie, wir sind eigentlich ziemlich wohlhabend und in Bezug auf den Haushalt eine ziemlich unabhängige Region. Mit den Einnahmen im Haushalt klappt es bei uns gut. Aber es wäre besser, wenn wir das gesamte Gebiet der ehemaligen Region Donezk kontrollieren würden. Denn die Region Donezk ist ein geschlossener Organismus gerade im finanziellen und wirtschaftlichen Bereich. Das heißt, die Unternehmen, die sich hier befinden und die sich auf dem vorübergehend von der Ukraine kontrollierten Territorium befinden, gehören zu einem Verbund, einschließlich des Hafens von Mariupol. Wenn dieses Territorium vollständig unser wäre, dann wäre es ein Prozess, wahrscheinlich schneller. Nur einer der großen Betriebe, die Röhrenfabrik von Charzysk, arbeitet nicht. Alle anderen Unternehmen arbeiten mehr oder weniger. Wir handeln mit der ganzen Welt. Auch mit Europa…

Mit Deutschland?

Auch mit Deutschland. Und wir kaufen Ausrüstungen in Deutschland und wir liefern Rohstoffe. Was ist das einzige Problem? Waren, die in Deutschland produziert werden, kommen über lange Wege dorthin, also nicht auf direktem Weg. Und wir arbeiten mit der Türkei und China zusammen, mit den Philippinen, mit Bangla Desh, mit Indien und Pakistan. Mit Afghanistan bauen wir großartige Beziehungen auf. Wenn sie wollen zeige ich ihnen die Ausrüstungen und Traktoren und elektronischen Messgeräte und Werkzeugmaschinen, die wir in Italien, Deutschland, den Niederlanden, Polen und Frankreich gekauft haben.

Die westlichen Medien schreiben…

Für das Business gibt es keinen Krieg, leider. Das Business zählt immer das Geld.

Die westlichen Medien schreiben, dass es in ihrer Republik keine Demokratie gibt. Angeblich gibt es hier Geheimgefängnisse und Folter. Was sagen sie dazu?

Demokratie in Europa, gibt es die? Dort gibt es große Unzulänglichkeiten. Außerdem: Sie wissen, dass wir uns im Kriegszustand befinden. Jeder Staat, der sich im Kriegszustand befindet, schränkt demokratische Freiheiten der Gesellschaft ein.

Sagen Sie bitte, wie viele Menschen sitzen heute in der Volkrepublik Donezk im Gefängnis?

Ich werde es Ihnen sagen. Derzeit gibt es in allen Strafanstalten etwa neuntausend Menschen. Damit sie verstehen: 2013 bis Anfang 2014 – also zu Zeiten der Ukraine – saßen mehr als 18.000 Personen in Gefängnissen. Pro Quartal haben wir drei Straftaten mit Schusswaffengebrauch. Drei Verbrechen für zweieinhalb Millionen Menschen. Können Sie mir sagen: Wie viele Waffendelikte es pro Monat in Berlin gibt, in einer Stadt?

Wahrscheinlich mehr. Gibt es Journalisten, die bei ihnen im Gefängnis sitzen?

Wissen sie, der Begriff Journalist …

… und Blogger?

Wenn Blogger auf unserem Territorium subversive Aktivitäten durchführen, über Truppenbewegungen berichten, Anti-DNR-Propaganda betreiben. Es geht nicht einmal darum, die Behörden zu kritisieren, sondern wenn zum bewaffneten Umsturz aufgerufen wird. Das ist in der Tat ein Verbrechen. Sie werden alle sitzen, wenn sie schuld sind. Wenn Blogger etwas sagen, worüber sie sprechen wollen und die Macht kritisieren, bitte! Wir haben eine normale demokratische Gesellschaft. Schauen Sie sich nur, wie viele Blogger wir im Internet haben, die sich ruhig äußern können. Sie sitzen nicht im Gefängnis. Obwohl, um ehrlich zu sein, einige ihrer Aussagen könnten unter Landesverrat fallen. Aber sie haben den Pass der Volksrepublik Donezk. Sie sind Einwohner dieses Staates.

Haben die Menschen die Möglichkeit zwischen verschiedenen politischen Parteien und verschiedenen Richtungen zu wählen?

Wir haben ein Zwei-Parteien-System. Eine Partei ist für die Regierung. Die andere ist in der Opposition.

„Jeder Tag bei uns ist ein Tag des Sieges oder des Todes“

Mehrere bekannte Kommandeure wurden in den letzten zwei Jahren getötet, Giwi, Motorola, Mamijew. Direkt im Zentrum von Donezk gab es Angriffe. Welche Konsequenzen haben sie aus dieser Situation gezogen? Wie haben sie ihre Arbeit geändert, damit es in Zukunft keine Anschläge mehr gibt?

Wie sind sie gestorben? Das Äußerst passierte mit Mamijew. Übrigens ist er der einzige Offizier, der an der Front starb. Nehmen wir zum Beispiel Arsen und Mischa; „Givi“ und „Motorola“. Sie starben sie an den Folgen von Terroranschlägen. Verstehen sie? Die Volksrepublik Donezk hat niemals Terroranschläge auf dem Territorium der Ukraine verübt. Wir sind Militärs, wir kämpfen mit Waffen in der Hand und sind es gewohnt, dem Feind ins Gesicht zu sehen und ihm nicht in den Rücken zu schießen.

Aber die Ukraine, kämpft in Anführungszeichen gegen Terroristen. Sie führen auf unserem Territorium Terroranschläge aus. Das machen wir nicht. Ein Terroranschlag ist, wenn er vorbereitet und durchgeführt wird, äußerst schwer zu verhindern. Das sind eine Reihe von Maßnahmen, die nicht einmal jeder Geheimdienst ausführen kann. Sie können das auch nicht. Der deutsche Geheimdienst arbeitet wahrscheinlich auf einem technisch höheren Niveau als unser Geheimdienst. Er hat mehr Möglichkeiten ist wird besser finanziert als unserer. Aber sie können nicht die Terrorakte verhindern, die es auf dem Territorium von Deutschland gibt.

Dasselbe passiert hier. Aber hier ist etwas anders: Jeder von uns, der eine Uniform anzieht, hat militärische Auszeichnungen und hält eine Waffe in der Hand. Wir wussten warum wir 2014 loszogen. Wir wussten, dass wir siegen oder sterben werden. Wir haben die Entscheidung zu kämpfen bewusst gewählt. Ich sage sogar noch mehr. Nicht nur Motorola, Givi, Mamai oder Alex, jeden Monat sterben bei uns Jungs. Die sich schon seit 2014 bekannt, haben aber weniger mit Journalisten geredet. Nun, das ist Krieg. Wir sind im Krieg. Und jeder Tag bei uns ist ein Tag des Sieges oder des Todes.

Gegen Sie gab es auch Anschläge?

Ja, die gab es.

Wie viele?

Wissen sie, soviel wie Fidel Castro habe ich noch nicht erreicht. Wenn es so viele Anschläge wie bei Fidel waren, sage ich Bescheid.

Gut. Was machen Sie. Wie verstärken sie den Schutz?

Natürlich möchte Niemand sterben. Nur Dummköpfe sagen: „Vor dem Tod habe ich keine Angst.“ Alle haben Angst vor dem Tod. Niemand möchte sterben. Aber hier entgeht wahrscheinlich Niemand seinem Schicksal.

Sie sagen das sei Schicksal?

Es gibt ein Sprichwort: Wie das Schicksal ist, so wird es sein. Der, dessen Schicksal es ist, zu ertrinken, wird nicht durch den Strick sterben.

Und sie haben eine Frau und Kinder?

Eine Frau und Kinder. Sogar auf sie wurden Anschläge verübt.

Wirklich?

Meine Frau ist die Frau eines Offiziers, ein echtes Mädchen des Donbass. Und ich bin stolz, dass wir solche Frauen haben. Und ich bin stolz, dass unsere Frauen uns zu Heldentaten anspornen. Dank unserer Frauen werden wir Helden. Bei uns ist alles normal. Wir warten auf den Sieg.

Mord beim Mittagessen

veröffentlicht am 6. September 2018 in Rubikon82

Der Präsident der Volksrepublik Donezk wurde ermordet. Zehntausende nahmen am Sonntag in Donezk von Aleksandr Sachartschenko Abschied. Der Ermordete war beliebt, obwohl er viele Probleme, die durch den Krieg entstanden waren, nicht lösen konnte.

Der Präsident der „Volksrepublik Donezk“ (DNR) starb am Freitagabend infolge eines Bomben-Anschlags auf dem Weg ins Krankenhaus. Auch ein Leibwächter des Präsidenten starb, zwölf Personen wurden verletzt

Als der Sarg mit dem Leichnam des Präsidenten aus dem Opern-Theater getragen wurde, riefen die Menschen „Danke! Danke!“ und applaudierten. Ein Mann sagte dem Fernsehkanal Rossiya 24, er verehre Sachartschenko, weil der sich auch um einfache Leute wie ihn gekümmert habe. Er habe sich mit einem persönlichen Problem an den Präsidenten wenden können und ihm sei geholfen worden. Eine ältere Frau sagte: „Er war ein großer Mensch, ein Gründer. Wir nannten ihn Vater der Stadt Donezk. Was werden wir ohne ihn machen?“. Eine Frau mittleren Alters meinte: „Er war ein Optimist, er hat neues Leben geschaffen.“

Die offiziell angegebenen Teilnehmerzahlen der Trauerveranstaltung schwanken zwischen 120.000 und 200.000 Menschen. Sie kamen mit roten Nelken und Rosen, die sie am Sarg niederlegten. Immer wieder mussten Berge von Blumen weggetragen werden.

Wie der Donezker Journalist Andrei Babitsky berichtete, nahmen an der Trauerveranstaltung am Sonntag auch Menschen teil, welche keine Anhänger von Sachartschenko waren. „Ein großer Teil der Menschen nahm teil, um Achtung vor dem Verstorbenen auszudrücken.“ Für einen Teil der Teilnehmer aber war die Trauerveranstaltung so etwas „wie ein Protest-Meeting.“

Werden die Bürger der Volksrepublik nach diesem Mord nun den Mut verlieren? Immerhin hat der Ermordete die Volksrepublik Donezk an führender Stelle mit aufgebaut. Aleksandr Kasakow, der Sachartschenko die letzten Jahre als Berater begleitete, meinte in einem Interview: „In normalen Ländern scheitern die Pläne von Terroristen. Statt Chaos, das sie stiften wollen, konsolidiert sich die Gesellschaft.“ Mit dem Anschlag auf Sachartschenko habe Kiew einen Fehler gemacht. „Sie schufen ein Symbol.“ Die Soldaten der DNR würden nun mit noch mehr Mut kämpfen.

Sachartschenko-Berater: „Täter waren Mitglieder eines ukrainischen Spezialkommandos“

Einen Tag nach dem Mord gaben die Sicherheitskräfte in Donezk bekannt, dass man mehrere Personen festgenommen habe, die an dem Anschlag beteiligt waren. Einige hätten bereits gestanden. Wie der Sachartschenko-Berater Aleksandr Kasakow mitteilte, wurde der Mord von Angehörigen der Gruppe „Kräfte für Spezialoperationen der Ukraine“ ausgeführt.

Dass der ukrainische Geheimdienst bei dem Anschlag auf Sachartschenko ganze Arbeit geleistet hat, ist für die Freunde der „Volksrepubliken“ im russischsprachigen Internet ausgemachte Sache. Viele Kader des SBU kämen aus dem früheren KGB und hätten dort eine gute Ausbildung erhalten, kommentieren einige User.

Der Sprecher der DNR-Armee, Eduard Basurin, erklärte unmittelbar nach dem Anschlag auf den DNR-Präsidenten, das Attentat sei vom ukrainischen Geheimdienst und dem CIA geplant worden.

Gleich nach dem Anschlag wurde die Volksrepublik abgeriegelt. Auch Journalisten waren von den verstärkten Sicherheitsbestimmungen betroffen. Wie ein Reporter des russischen Fernseh-Kanals Rossija 24 berichtete, habe er am Morgen nach dem Anschlag am Grenzkontrollpunkt Uspenka Probleme gehabt, überhaupt in die Volksrepublik einzureisen. Die Ausreise sei sogar verboten, berichtete der Korrespondent. So wollten die Sicherheitsbehörden offenbar verhindern, dass die Täter und ihre Helfer die DNR unerkannt verlassen können.

Am Dienstag wurde bekannt, dass der russische Geheimdienst FSB Experten zur Untersuchung des Sachartschenko-Mordes in die Volksrepublik Donezk schicken will. Außerdem wurde bekannt, dass Russland in der Minsker-Kontaktgruppe eine internationale Untersuchung zum Mord an dem DNR-Präsidenten fordern wird.

Julia Timoschenko hat Verständnis für den Mord

Julia Timoschenko, die zurzeit populärste ukrainische Politikerin, erklärte nach dem Mord-Anschlag, wer andere Menschen umbringe, müsse sich nicht wundern, wenn er selbst sterbe.

Der rechtsradikale Rada-Abgeordnete Igor Moijsitschuk erklärte im Kiewer Fernsehkanal 112, die Ukraine solle öffentlich eingestehen, dass sie hinter dem Anschlag auf Sachartschenko steht. Man habe „das Recht, Terroristen zu töten“. Auch die früheren Anschläge auf Sachartschenko seien vom ukrainischen Geheimdienst organisiert worden.

Der Chef des ukrainischen Geheimdienstes (SBU), Wasili Grizak, erklärte, der SBU habe „keine Angaben“ darüber, wer den Anschlag auf Sachartschenko durchführte. Grizak präsentierte zwei Mord-Versionen: Es gäbe in Donezk unzufriedene Personen, die enteignet wurden. Außerdem gäbe es den Versuch, „Zeugen zu beseitigen“, die daran beteiligt waren, der russischen Armee 2014 „den Zugang zu Donezk zu ermöglichen“.

Sicherheits-Experte: „Maulwürfe“ in der Präsidenten-Leibwache

War die Leibwache von Sachartschenko bei der Bewachung ihres Chefs nachlässig? Nahm Sachartschenko seine Beschützer nicht so in Anspruch, wie er es hätte tun müssen? Eine Andeutung in diese Richtung machte sein Berater, Aleksandr Kasakow.

Am Dienstag äußerte Wladimir Anochin, Vize-Präsident der Russischen Akademie für geopolitische Probleme, in einer Experten-Runde im Fernsehkanal Rossija 24 jedoch eine andere Vermutung: In der Leibwache von Sachartschenko gäbe es einen oder mehrere „Kroty“ (Maulwürfe). Einer der Präsidenten-Leibwächter sei verschwunden. (…)

Wie reagiert Moskau?

Wie wird der Kreml auf dem Mord reagieren? Russlands Führung wird sich hüten, auf Provokationen, die Kiew einfädelt, mit militärischen Schritten zu reagieren. Doch viele Menschen in den „Volksrepubliken“, aber auch viele Menschen in Russland, hoffen, dass der Kreml sich nach dem Mord an Präsident Sachartschenko wenigstens zu einer offiziellen Anerkennung der „Volksrepubliken“ durchringt. Doch dieser Schritt würde bedeuten, dass Moskau das Minsker Abkommen für gescheitert erklärt.

Die Sprecherin des russischen Außenministeriums, Maria Sacharowa, erklärte unmittelbar nach dem Attentat auf Sachartschenko, der Mord sei „von Kiew geplant“. Stärkere Worte von Moskau gibt es auf den Mord bisher nicht.

Dmitri Peskow, der Sprecher von Wladimir Putin, erklärte, die Serie von Terrorakten in den „Volksrepubliken“ fördere nicht das Vertrauen, welches für die Umsetzung des Abkommens von Minsk nötig ist. Um zu einer Atmosphäre des Vertrauens zu kommen, „muss man noch weit gehen.“

Der russische Außenminister Sergej Lawrow, erklärte der Anschlag gegen Sachartschenko ziele darauf, „die Umsetzung des Vertrages von Minsk zu torpedieren“. Die Situation nach dem Anschlag auf Sachartschenko bedürfe „einer Analyse“. Mit dieser Analyse beschäftige man sich jetzt. Treffen im Rahmen des „Normandie-Formats“ könne es in der nächsten Zeit „nicht geben.“

Lawrow, erklärte, er hoffe, dass die USA auf Kiew einen „disziplinierenden Einfluss ausüben“, weil die Ukraine sonst auf Niemanden höre. Doch für diese Hoffnung gibt es zurzeit wenig Grund. Am Sonnabend berichtete der Guardian, dass der Ukraine-Beauftragte der US-Administration, Knut Volker, zu neuen Waffenlieferungen an die Ukraine bereit ist. Man müsse der Ukraine weitere Panzerabwehrwaffen liefern, da auf das Land „geschossen wird“.

Der Kreml ist von seiner Forderung, dass man das im Februar 2015 ausgehandelte Minsker Abkommen umsetzen muss - auch nach dem Mord an Sachartschenko - nicht abgerückt. Doch wie man auf diesem Wege erfolgreich sein will, dazu hat Moskau bisher keine neuen Ideen vorgelegt.

Dass Kiew der jetzigen Regierung von Donezk und Lugansk eine Autonomie innerhalb der Ukraine zugesteht – wie im Abkommen von Minsk vorgesehen - ist für das Establishment in Kiew ausgeschlossen. Und es besteht zurzeit auch keine Hoffnung, dass sich daran nach den Präsidentschafts- und Parlamentswahlen in der Ukraine etwas ändert. Diese nüchterne Wahrheit auszusprechen, scheuen sich die großen deutschen Medien, denn dann müsste man eingestehen, dass die Diplomatie im Ukraine-Konflikt gescheitert und ein neuer großer Krieg möglich ist.
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6. Kapitel

Oligarchen, Kohle-Schmuggel und Schienenblockaden

Unter der Erde der Tod - über der Erde die Prediger

Statt auf Gewerkschaften setzten die Bergarbeiter in der Ostukraine auf Russland.

3. April 2014

Die Stadt Donezk mit ihren vielen teuren Geschäften, Boutiquen und Banken verstellt die Sicht auf die soziale Realität im Gebiet Donezk. Kaum hat man die Stadt Richtung Osten verlassen, taucht man in eine völlig andere Welt ein.

Im Morgennebel sieht man links und rechts der Landstraße riesige Metallurgische Fabriken mit 180 Meter hohen Schornsteinen und die Terekone, über Hundert Meter hohe kegelförmige Hügel mit Abraumschutt aus den Bergwerken. Die Bergwerke haben 20.000 bis 30.000 Mitarbeiter. Doch viele dieser Unternehmen wurden wegen Unrentabilität geschlossen.

Die Terekone sind teilweise bewachsen aber sonst nicht geschützt und ökologisch gefährlich, da bei der Verbindung des Gesteins mit Sauerstoff Radioaktivität freigesetzt wird, erzählt „Aljoscha“, der nicht will dass seiner richtiger Name in der Zeitung steht.

Die Dörfer um die Bergwerke sterben aus

Die Dörfer um diese Bergwerke mit ihren viergeschossigen Mehrfamilien-Häusern sterben allmählich aus, erzählt Aljoscha. Der 32jährige hat in dem Städtchen Schachtjorsk 40 Autominuten östlich von Donezk, einen Internet-Laden. Die zwölf Mitarbeiter von Aljoscha organisieren die Verlegung von Kabeln für Internet-Kunden. Vor wenigen Jahren habe der

Ort noch 72.000 Einwohner gehabt. Jetzt seien es nur 62.000 erzählt der Chef des Internet-Ladens.

Ja, für die Sport-Anlagen in der Stadt werde es etwas getan, sagt der Klein-Unternehmer. Mit der Gesundheitsversorgung, der Bildung und der Kultur ist es allerdings schlecht bestellt. Das Kinderkrankenhaus des Städtchens wurde vor kurzem geschlossen. Vor acht Jahren wurde bereits das einzige Theater und das einzige Kino der Stadt geschlossen.

In dem Kino hat jetzt eine der vielen evangelischen Glaubensgemeinschaften ihren Sitz, die in den letzten zwanzig Jahren mit Predigern aus den USA, Europa und Afrika in der Ukraine sehr erfolgreich Fuß fassten.

Im Kino der Stadt residiert jetzt eine evangelische Glaubensgemeinschaft

An dem ehemaligen Kino im neoklassizistischen Stil prangt jetzt ein großes Kreuz. Die neue evangelische Glaubensgemeinschaft in Schachtjorsk heißt „Wort des Lebens“. Direkt vor dem zum Gotteshaus umfunktionierten Kino steht immer noch ein Standbild von Sergej Kirow, der in den 1930er Jahren die sowjetische Parteiorganisation von Leningrad leitete.

Ein evangelisches Kreuz und ein Revolutionär, diese Mischung ist für die Ostukraine völlig normal. Der Gegensatz, fällt nur einem Besucher noch auf.

Im Internet Laden von Aljoscha sitzt Oleg (Name geändert) vor einem der Büro-Computer. Der 32jährige, der mit seinen elf Kollegen die Verlegung von Internet-Kabeln organisiert, sieht aus wie 45. Sein Gesicht hat eine merkwürdige grau-braune Farbe. Seine Stimme ist tief und rau. Oleg hat acht Jahre in einem von einem Privatunternehmer geführten Kohle-Schacht gearbeitet, und dabei seine Gesundheit ruiniert. Den Mundschutz hat er nicht immer benutzt, „weil er sich während der Arbeit voll Wasser saugte“, wie Oleg erklärt.

Früher hat er geboxt, so erzählt der ehemalige Bergmann, heute muss er beim Treppensteigen immer eine Pause einlegen. Wenn man ihn fragt, was er für einen Traum hat, sagt Oleg, „dass es meinen Kindern“ – er hat zwei Töchter – „einmal besser geht.“ Das klingt fast so, als ob Oleg nicht mehr mit einem langen Leben rechnet.

Eigentlich müsste sein ehemaliger Arbeitgeber ihm eine Entschädigung zahlen. Doch der Betriebsarzt habe eine gründliche Untersuchung verweigert, erzählt Oleg. Und um einen Allround-Check selbst zu finanzieren, dafür reicht das Geld nicht. „Das kostet mehrere Monatslöhne“, meint der ehemalige Bergarbeiter.

Eins ist jetzt schon sicher: Der ex-Boxer wird einmal eine sehr kleine Rente beziehen, denn in dem Bergwerk wo Oleg seine Gesundheit verlor, wurde, wie es in den meisten Betrieben im Donezk-Gebiet üblich ist, der größere Teil des Gehaltes im Briefumschlag ausgezahlt. So muss der Arbeitgeber nur für einen kleineren Teil des Lohns Sozialabgaben zahlen.

2.000 illegale Gruben

Von der Stilllegung vieler Bergwerke profitieren die Geschäftsleute, welche die kleinen, illegalen Fördergruben – sogenannte Kopanki – betreiben, wo zwölf Meter unter der Erde Kohle gefördert wird. Rund um die Stadt Schachtjorsk sind die zahlreichen illegalen Fördergruben mit ihren mehrere Meter hohen Aufbauten und Metallzäunen mit bloßem Auge zu sehen. Nach Angaben von Michail Wolynez, dem Vorsitzenden der Unabhängigen Bergarbeitergewerkschaft der Ukraine, gibt es allein im Raum Donezk 2000 illegale Fördergruben.

Nach Schätzungen fördern diese Gruben ein Drittel der Kohle im Donezk-Gebiet. Es werden zwar immer wieder illegale Gruben von der Polizei geschlossen. Aber wendige Geschäftemacher lassen an anderer Stelle sofort neue Schächte in den Erde graben. Arbeitswillige gibt es genug. Die Verhältnisse, welch die Menschen in die Kopanki treiben, beschreibt Marina Charkowa, die Chefredakteurin der Donezker Wirtschaftszeitung Krjasch, als „latente Sklaverei“.

Die Anwohner von Schachtjorsk berichten, dass immer wieder frischgewaschene Leichen auf den Feldern gefunden wurden. Das seien Arbeiter, die in den schlecht gesicherten, illegalen Gruben umgekommen sind. Zwischen 1991 und 2011 starben nach Angaben der Unabhängigen ukrainischen Bergarbeitergewerkschaft 5.800 Menschen in den illegalen Schächten.

20-Tonnen-Laster mit illegaler Kohle rumpeln über die Straßen

Dass das Geschäft mit den Kopanki blüht, hat einen einfachen Grund. Nicht nur Geschäftsleute, sondern auch Staatsanwälte, Polizisten und andere hohe Beamte betreiben die illegalen Kohle-Schächte, so erzählt man sich in Schachtjorsk. Wer durch Schachtjorsk läuft sieht die 20-Tonnen-Laster mit illegal geförderter Kohle durch die Straßen rumpeln. An den Kontrollstellen der Verkehrspolizei müssen die Fahrer 1,30 Euro Schmiergeld zahlen. Dann können die Laster ohne Probleme weiterfahren.

In den Handel mit Kohle aus illegalen Fördergruben soll auch Aleksandr Janukowitsch, der Sohn des gestürzten Präsidenten, verwickelt sein. So zumindest schreibt es das Internet-Portal Forbes.au. Janukowtisch junior gehört die Firma Mako, die nach Angaben des Portals auch Kohle aus illegalen Gruben aufkauft. Über die Tochterfirma in Genf, Mako Trading, werde auch Kohle aus der Ukraine ins Ausland exportiert.

Für viele Menschen in Schachtjorsk scheint die enge wirtschaftliche Zusammenarbeit mit Russland als einzige Rettung vor einer drohenden sozialen Katastrophe. Ob er sich an einer Demonstration beteiligen würde, frage ich Oleg. „Für Russland immer“, so die knappe Antwort.

Der Kampf um die Kohle in 750 Meter Tiefe

veröffentlicht am 27. Juli 2015 in Telepolis83

Auf verschlungenen Wegen bezieht die Ukraine Steinkohle aus den "Volksrepubliken"

"Aufhören", schreit Sergej Anatolijewitsch. Nun sind die Presslufthämmer still und wir können uns unterhalten. Wir befinden uns in 750 Meter Tiefe im Schacht Cholodnaja Balka (Kalte Schlucht). Das Bergwerk des staatlichen Unternehmens Makejewugol befindet sich zwanzig Autominuten östlich von Donezk im Gebiet der Stadt Makejewka.

Um zu dem im März neu erschlossenen Flöz zu kommen, brauchen wir eine geschlagene Stunde. Mit einem Aufzug, einem Sessellift und einem langen Fußmarsch ging es in nur schwach beleuchteten Stollen immer weiter nach unten.

Schichtführer Sergej Anatolijewitsch hat 240 Mann unter sich. Er verdient umgerechnet 520 Euro im Monat. Schon sein Vater habe in diesem Schacht gearbeitet, erzählt Sergej, auf den zuhause eine Frau und zwei Kinder warten.

Zehn Bergarbeiter meldeten sich zur Front ab

Wie es mit der "Volksrepublik Donezk" (DNR) weiter geht? "Ich wurde in einem großen Land geboren, der UdSSR, und ich träume davon, wieder in einem großen Land mit verschiedenen Republiken zu leben", sagt der Schichtleiter. Er sagt das ohne zu zögern mit einem Grinsen, so als sei es die größte Selbstverständlichkeit der Welt. Putin könne den Donbass "zur Zeit" nicht aufnehmen. Dafür hat Sergej Verständnis.

Zehn Bergarbeiter seiner Abteilung hätten sich als Freiwillige zur Front abgemeldet, erzählt der Schichtleiter. Von der Maidan-Revolte in Kiew habe er nie etwas gehalten, erzählt Sergej. Er selbst habe in Donezk gegen den Maidan demonstriert. Immer wieder hört man in der DNR von den einfachen Leuten die Meinung, "während wir arbeiteten, haben die in Kiew demonstriert". Der Donbass war wirtschaftlich, auch nach der Auflösung der Sowjetunion, mit Russland verbunden, weshalb sich die Ost-Ukrainer von einer EU-Assoziation nichts versprachen.

Den Konflikt mit der Ukraine könne man nur mit Gesprächen lösen, meint Sergej. Aber eine Wiedervereinigung der "Volksrepublik" mit der Ukraine hält er nicht mehr für möglich. "Das ist unumkehrbar."

Über die Lohnrückstände redet Sergej nicht. Die Kumpel bekommen offiziell umgerechnet 300 Euro monatlich. DAN, die Nachrichtenagentur der Volksrepublik Donezk, meldete Ende Juni, die Bergarbeiter hätten für die ersten drei Monate dieses Jahres 70 Prozent ihres Lohnes erhalten.

Doch dass im Kriegsgebiet überhaupt Löhne gezahlt werden, ist absolut nicht selbstverständlich. Viele Fabriken sind beschädigt und stehen still, weshalb viele Menschen von den Renten ihrer Großeltern leben, die sie sogar noch im ukrainischen Gebiet abholen müssen, weil Kiew in die "Volksrepubliken" nichts überweist.

Schleichwege der Kriegswirtschaft

Großmäulig drohte Präsident Petro Poroschenko am 14. November 2014 auf einer öffentlichen Versammlung in der Ukraine den "Volksrepubliken" mit einer kompletten Wirtschaftsblockade ("Do swidanija!" für vier Millionen ukrainische Staatsbürger). "Bei uns gehen die Kinder in die Schule, in die Kindergärten, bei ihnen werden sie in den Kellern sitzen.

Weil sie nichts machen können. Und so, und gerade so werden wir diesen Krieg gewinnen."

Die Geldautomaten in der DNR und LNR sind seit Anfang Dezember 2014 außer Betrieb. Das Bergwerk "Kalte Schluch" in der "Volksrepublik" Donezk muss für dringend benötigte Ersatzteile - wie Ketten und Akkumulatoren für die Grubenlampen - an ukrainische Nationalgardisten Schmiergelder von bis zu 1.000 Dollar zahlen.

Komplett ist die Wirtschaftsblockade jedoch nicht. Die Ukraine ist nach wie vor auf Kohle aus den aufständischen Gebieten angewiesen. Allein die Kohlelieferungen aus Russland (56 Dollar pro Tonne), Südafrika (78 Dollar pro Tonne) und Australien reichen nicht aus und sind auch zu teuer, weshalb der ukrainische Ministerpräsident Arseni Jazenjuk nun angeordnet hat, schon jetzt neue Lieferverträge mit Russland, Südafrika und "den okkupierten Territorien im Donbass" abzuschließen.

Was die "Volksrepubliken" an Kohle in die Ukraine liefern, ist beachtlich. Der Energieminister der "Volksrepublik" Donezk Ruslan Dubowski erklärte Anfang Mai auf einer Pressekonferenz, die Hälfte der in der "Volksrepublik" geförderten Kohle werde in die Ukraine geliefert. Allein von März bis Juni 2015 habe man eine halbe Millionen Tonnen Kohle an die Ukraine geliefert.

Kiew versucht den Handel mit den "Terroristen" - so die offizielle Sprachregelung in der Ukraine - mit schönen Worten zu bemänteln. So behauptete der ukrainische Energieminister Wladimir Demtschischin, man beziehe aus den "okkupierten Gebieten" nur Kohle von Bergwerken, "die Steuern in der Ukraine zahlen". Falls derartige "Steuerzahlungen" tatsächlich geleistet werden, bewegen sich solche Zahlungen in einer rechtlichen Grauzone.

Mit moralischen Kriterien können auch die "Volksrepubliken" den Kohle-Export in die Ukraine nicht erklären. Noch im April hieß es von Seiten des Energieministeriums der DNR, Kohle an die Ukraine zu verkaufen sei "verbrecherisch", da die Ukraine die "Volksrepubliken" beschieße.

Ukrainischer Geheimdienst ermittelt gegen Achmetow-Imperium

Die Kohlelieferungen aus den "Volksrepubliken" nutzt der ukrainische Geheimdienst (SBU) offenbar auch, um auf den reichsten Mann der Ukraine, Rinat Achmetow, Druck auszuüben. Achmetow hat sich aus der Politik weitgehend zurückgezogen, seit der von ihm gesponserte Präsident Viktor Janukowitsch wegen der Gefahr für Leib und Leben die Ukraine verlassen musste.

Wie Anfang Juli nun bekannt wurde, ermittelt der SBU gegen den Direktor des Schdanowski-Bergwerkes. Der Schacht gehört zum Achmetow-Imperium. Mit den Erlösen, die das Bergwerk durch den Kohleverkauf an die Ukraine erwirtschafte, würden angeblich "ungesetzliche, bewaffnete Banden" in den "okkupierten Gebieten" finanziert. Nach den Ermittlungen des ukrainischen Geheimdienstes traten beim Kohlehandel des Bergwerkes mit der Ukraine als Zwischenhändler zwei ausländische Firmen auf, Flame SA (Schweiz) und Elbert Invest LLP (Großbritannien).

Achmetow kontrolliert über die System Capital Managment die beiden einzigen in der "Volksrepublik" Donezk nicht verstaatlichten Kohleschächte (Schdanowski und Komsomolez Donbass). Nach dem Bericht des Moskauer Wirtschaftsmagazins "Dengi" hat Achmetow mit den "Volksrepubliken" eine Abmachung getroffen. Achmetows Unternehmen in den "Volksrepubliken" wurden nicht nationalisiert. Dafür liefert der Oligarch über eine Stiftung an die Rentner in der DNR monatlich Tüten mit langhaltbaren Lebensmitteln. Die Verteilung dieser Hilfe beobachtete der Autor dieser Zeilen selbst in der Stadt Janikejewo (DNR).

OSZE: "Kohle-Laster kommen leer aus Russland zurück"

Wie das Wirtschaftsmagazin Dengi berichtete, werden von Kiew, um die offiziell verhängte Wirtschaftsblockade zu umgehen, verschiedene Tricks angewandt. Ein Teil der Kohle aus den "Volksrepubliken" wird zunächst nach Russland und von dort in die Ukraine transportiert. Der Autor dieser Zeilen sah im April mit eigenen Augen, wie mit Kohle beladene Laster von Volksrepublik Lugansk Richtung russische Grenze fuhren.

Nach einem Bericht der OSZE-Beobachter vom 22. Juli gehören derartige Transporte zu dem üblichen Bild an der Grenze zu Russland: "As in previous weeks, the OM observed dumper trucks transporting coal from the Luhansk region to the Russian Federation. As reported previously, the OTs saw Russian Federation customs and border service personnel checking that the trucks were empty while leaving the Russian Federation."

Ohne subventionierte Kohle gibt es keinen Stahlexport

Während des Maidan in Kiew im Winter 2013/14 war ein wesentliches Argument der damaligen Opposition, die Bergwerke im Donbass seien von staatlichen Subventionen abhängig und ein Symbol einer veralteten "sowjetischen" Wirtschaftsweise. Was sagt nun Vera Laschenko, Pressesprecherin des Bergwerk-Unternehmens Makejewugol zu diesem Argument? Die Realität sei anders, so Vera. "Sehen Sie: Ich habe meine teuren Ringe an der linken Hand und die nicht so teuren an der rechten Hand."

So wie ihre Hände zu ihrem Körper gehörten die Industriebetriebe im Donbass zu einer Produktionskette. Die Bergwerke waren immer von Subventionen des Staates abhängig. Aber die von ihnen gelieferte Kokskohle war ein unverzichtbarer Rohstoff für die Stahlproduktion, mit denen ukrainische Oligarchen sich auf dem Weltmarkt eine goldene Nase verdienten.

Die staatlichen Kohlebergwerke der Stadt Makejewka sind technisch veraltet, weshalb sich kein Investor gefunden habe, um diese Unternehmen zu übernehmen, erzählt Vera. Die Investoren hätten sich bei der Privatisierung des Bergbaus "nur die Filetstücke" rausgepickt, "wo sie nicht so viel Geld reinstecken mussten".

Das Unternehmen Makejewugol hatte früher 40.000 Bergarbeiter in 30 Schächten, erzählt Vera. Heute seien es noch 14.000 Beschäftigte in neun Schächten, von denen wegen des Krieges aber nur sechs arbeiten. Die geförderte Kohle wird sowohl an Elektrizitätswerke sowie weiterverarbeitet als Koks an Stahlwerke in und außerhalb der "Volksrepublik" geliefert.

Pressesprecherin Vera sagt, viele junge Eltern seien mit ihren Kindern weggefahren. Sie sei mit ihrem Sohn und ihren vier Enkeln in der Stadt geblieben, denn sie hoffe, dass es Frieden gibt. Vera bestreitet, dass die Menschen beim Referendum im Mai 2014 für den Anschluss an Russland stimmten. "Wir stimmten für eine Autonomie in der Ukraine."
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Blick auf Donezk. Am Horizont eine Bergwerks-Abraumhalde. Foto: Ulrich Heyden



Bergleute: NATO nein!

Kumpel warten ab, demonstrieren gegen den Krieg oder kämpfen bei den Aufständischen

veröffentlicht am 13. August 2014 in „Neues Deutschland“84

Donezk ist das Zentrum der Bergbauregion Donbass, der Kumpel ihr Symbol. Auf welcher Seite stehen er und seine Kollegen?

Fast alle Bergwerke des Donezbeckens befinden sich derzeit im Ruhezustand. Die Kumpel bauen keine Kohle ab, es wird nur Wasser aus den Schächten gepumpt. Ein Weiterbetrieb der Bergwerke ist nicht möglich, weil immer häufiger der Strom ausfällt. Bergleute wurden auf dem Weg zur Arbeit beschossen, Gebäude durch Geschosse beschädigt. Ein Teil der Arbeitslosen wird sich nun vermutlich den Aufständischen anschließen. Andere werden wohl versuchen, mit ihren Familien aus dem Kriegsgebiet zu fliehen.

Ein großer Teil der Bergarbeiter beteiligte sich bisher an keinerlei Aktionen. Mitte Juni zogen allerdings mehrere Tausend Beschäftigte verschiedener Kohlegruben mit Plakaten »Schluss mit dem Krieg!« und »NATO Nein!« durch die Großstadt Donezk. Von der Regierung forderten sie die Einstellung der »Anti-Terror-Operation«.

Den Großteil der Bevölkerung in der Ostukraine treibt die Sorge, dass das Zerbrechen der engen Wirtschaftsbeziehungen mit Russland ökonomisch das Ende der Region bedeutet. Das ist auch der Grund warum sich viele Bergarbeiter der etwa 20 000 Mann starken Donezk-Armee der Aufständischen angeschlossen haben.

Der größte Arbeitgeber in der Ostukraine, der Oligarch Rinat Achmetow, versuchte Mitte Mai offenbar aus Sorge um sein Eigentum, Belegschaften in Bergwerken und Stahlbetrieben zu mobilisieren. Sie sollten Eintreten für eine einige aber dezentralisierte Ukraine und sich gegen die Separatisten wenden. Doch dem Aufruf des Oligarchen folgten nur wenige Belegschaftsangehörige. In dem von Achmetow gebauten Fußballstadion in Donezk fanden sich nur 200 mit Bussen herangekarrte Arbeiter zu einer Kundgebung ein.

Das Verhältnis zwischen den Aufständischen und den Betriebsleitungen im Donezk-Gebiet ist aber zum Teil gespannt. Zu einem ernsten Konflikt kam es am 21. Juni im Verwaltungsgebäude des Bergwerkes Komsomolez, das Achmetow gehört. Bewaffnete Aufständische, die in einem Schützenpanzerwagen vorgefahren waren, zwangen die Mitarbeiter des Bergwerkes, sich mit dem Gesicht nach unten auf den Fußboden legen. Die Aufständischen brachen auf dem Betriebsgelände zwei Geldautomaten auf und beschlagnahmten den gesamten Fuhrpark: 13 Lastkraftwagen, vier Kleinbusse und vier PKW.

Die unabhängige Bergarbeitergewerkschaft der Ukraine verurteilte die Aktion scharf. Während der Aktion seien 700 Kumpel unter der Erde gewesen. Jede Explosion hätte »unwiderrufliche Folgen und den Tod der Bergarbeiter zur Folge gehabt«.

Der »Volksgouverneur« von Donezk, der 31-jährige Pawel Gubarew, begründete das harte Vorgehen auf einer Kundgebung in Donezk. Die Verwaltung des Schachtes habe sich geweigert, den Bergarbeitern, die bei den Aufständischen kämpfen, weiter den Lohn zu zahlen. Die Unternehmer des Donezk-Gebietes forderte Gubarew auf, »die Männer zu achten, die für den Schutz unseres Bodens kämpfen«. (…)

Donezk und Lugansk stellen ukrainischen Oligarchen Ultimatum

Mit der Drohung Stahlbetriebe und Bergwerke zu verstaatlichen, wollen Donezk und Lugansk die Schienen-Blockaden ukrainischer Ultranationalisten brechen. In der ukrainischen Führung gibt es unterschiedliche Stimmen, wie man mit den Schienenblockaden umgehen soll.

28. Februar 2017

Der Krieg im Donbass ist rätselhaft. Während die Geschütze donnern, exportierten Bergwerke in den „Volksrepubliken“ Kohle in die Ukraine. Die ukrainischen Kraftwerke sind aus technologischen Gründen auf die Kohle aus den Volksrepubliken angewiesen. Kohle aus anderen Ländern ist zu teuer oder kann nicht verarbeitet werden.

Nachdem die Leiter der international nicht anerkannten Volksrepubliken Donezk und Lugansk (DNR und LNR) Aleksandr Sachartschenko und Igor Plotnizki, von Kiew ultimativ gefordert hatten, die Grenzblockaden ukrainischer Ultranationalisten gegen Kohl-Exporte aus den „Volksrepubliken“ in die Ukraine müssten bis Mittwoch Null Uhr aufgehoben werden, spitzte sich die Situation am Dienstagmittag zu. Das Arena-Fußballstadion in Donezk, indem der Oligarch Rinat Achmetow humantiäre Hilfe ausgeben lässt, wurde von bewaffneten Männern abgesperrt. Fast zur gleichen Zeit wurden die Schienenblockierer – unter ihnen ehemalige ukrainische Soldaten und ultranationalistische Rada-Abgeordnete - an der Eisenbahnstation Kriwoj Torez von „Tituschki“ (bezahlten Schlägern) überfallen. Das ukrainische Internetportal Korrespondent.net meldete, die „Tituschki“ (bezahlte Schläger) seien von dem Oligarchen Rinat Achmetow geschickt worden. Die örtliche Polizei gab bekannt, man habe 37 Personen festgenommen, welche die Blockierer angegriffen hatten.

Zwei Stunden nach diesem Vorfall meldete sich der ukrainische Innenminister Arsen Awakow zu Wort. Auf einem Treffen mit ukrainischen Stahlproduzenten forderte er, mit der „Liberalität“ gegenüber den Schienenblockierern Schluss zu machen. Der Minister forderte vom ukrainischen „Antiterroristischen Zentrum“, welches die militärische Operation im Donbass leitet, Vollmachten zur Auflösung der Schienenblockaden. Minister Awakow erklärte, die Ukraine brauche einen „minimalen Warenaustausch, um lebensnotwendige Dinge in der Ukraine sicherzustellen.“

Das von den Leitern der Volksrepubliken ausgesprochene Ultimatum, welches heute um Mitternacht ausläuft, hat offengelegt, dass die ukrainische Führung in der Frage der Schienblockaden keine einheitliche Linie hat.

Die Blockierer sprechen von „Schmuggel“

Seit Ende Januar werden die Kohle-Lieferungen aus den „Volksrepubliken“ von ukrainischen Ultranationalisten blockiert. Die Blockierer bezeichnen die Kohle-Lieferungen aus den „Volksrepubliken“ als „Schmuggel“ und „Handel mit Terroristen“. In Folge der Blockaden mussten letzte Woche die „Jenakiejewski Metallurgische Fabrik“ und mehrere andere Stahlbetriebe in der „Volksrepublik Donezk“ ihre Produktion auf fast Null herunterfahren. Denn durch die Blockaden bekamen die Stahlbetriebe in der DNR nicht mehr den für die Produktion wichtigen Rohstoff Koks aus der Ukraine.

Durch die Blockaden ist außerdem die Fernwärme- und Stromversorgung in der gesamten Ukraine bedroht. Schon Mitte Februar rief die Regierung in Kiew den Energie-Notstand aus.

Am Montag platzte den Leitern der Volksrepubliken Donezk und Lugansk, Aleksandr Sachartschenko und Igor Plotnizki, wegen der Blockaden der Kragen. Sie erklärten:

„Wir sind gezwungen bekanntzugeben, dass wenn bis Mittwoch (1. März 2017) Null Uhr die Blockaden nicht beendet sind, werden wir alle Unternehmen in der DNR und LNR, die in der Ukraine registriert sind, unter staatliche Verwaltung stellen.“

Kiew gibt sich gelassen

Gegenüber dem Ultimatum aus Lugansk und Donezk gab sich der ukrainische „Minister für Fragen der zeitweise okkupierten Gebiete“, Georgi Tuka, gelassen. Die „zeitweise okkupierten Gebiete“ versuchten der Ukraine „Angst einzujagen“, erklärte der Minister. Es wäre sehr schwer die miteinander verkoppelten Produktionsketten und Absatzmärkte der Betriebe im Donbass neu aufzubauen und auf Russland auszurichten. Die Produkte aus den „zeitweise okkupierten Gebieten seien „in Russland nicht gefragt.“

Griff in die Mottenkiste – oder einzig mögliche Entscheidung?

Für eingefleischte Anhänger der Marktwirtschaft, wirkt die Ankündigung der „Volksrepublik“-Leiter wie der Griff in die sowjetische Mottenkiste. Doch die „Volksrepubliken“ haben keine Wahl, wollen sie denn als von der Ukraine unabhängige quasi-staatliche Subjekte weiter existieren. Durch die Straßen- und Schienenblockaden gehen ihnen wichtige Einnahmen beim Kohle-Export in die Ukraine verloren. Die Stahlhersteller können ohne Koks aus der Ukraine nicht produzieren.

„Die Betriebe muss man wieder in Betrieb nehmen. Man muss an die Menschen denken“, erklärte der Leiter der „Volksrepublik Donezk“, Aleksander Sachartschenko auf einer Pressekonferenz am Montag. Es sei bereits ein Stab zur Verstaatlichung gebildet worden. Unter staatliche Verwaltung kämen „alle Betriebe, die jetzt noch in der Ukraine registriert sind, Hotels, Stadien und so weiter, und so weiter.“ Es werde eine einheitliche staatliche Struktur geschaffen, die sich um Aufträge für die verstaatlichten Betriebe kümmere.

Sachartschenko: „Jetzt diktieren wir die Bedingungen“

Sachartschenko hat offenbar nur wenig Hoffnung, dass die Blockaden aufgehoben werden. Das Wichtigste sei jetzt, die Umorientierung der Produktion und der Transportwege Richtung Russland. Der Leiter der DNR erklärte: „Von mir aus können sie dort stehen bleiben, Reihen bilden und Straßen blockieren. Wir haben kein Interesse, mit der Ukraine Handel zu führen. Nicht sie diktieren uns jetzt die Bedingungen, sondern wir.“

Das Versprechen, die Oligarchen zu entmachten

Als im Frühjahr 2014, nach dem Staatsstreich in Kiew, in Donezk und Lugansk Autonomie-Bewegungen entstanden, Referenden abgehalten und schließlich „Volksrepubliken“ gegründet wurden, hofften die Menschen im Donbass damit nicht nur die russische Sprache und gute Wirtschaftsbeziehungen mit Russland zu bewahren, sondern auch die Entmachtung der Oligarchen durchsetzen zu können. Das Oberhaupt der Volksrepublik Donezk, Aleksandr Sachartschenko, erklärte mehrmals, im Gegensatz zur Ukraine werde man in den Volksrepubliken populäre Forderung nach der Entmachtung der Oligarchen verwirklichen.

Die Führung der jungen „Volksrepubliken“ hoffte offenbar zunächst, man könne Oligarchen wie Rinat Achmetow und andere Großunternehmer, welche Steuern für ihre Gewinne in den „Volksrepubliken“ in der Ukraine bezahlen, zu Steuerzahlern in den „Volksrepubliken“ zu machen. Inwieweit diese Hoffnung sich erfüllte, ist nicht bekannt.

Obwohl in den „Volksrepubliken“ der russische Rubel die offizielle Währung ist, bekommen 15 Prozent der Einwohner ihren Lohn über Kreditkarten ukrainischer Banken in der ukrainischen Währung Grivna, berichtete die russische Internetzeitung Gazeta.ru. Da aber die ukrainischen Banken ihre Niederlassungen und Geldautomaten im Gebiet der „Volksrepubliken“ seit August 2014 geschlossen haben, müssen die Bürger, die Grivna bekommen, diese Währung über Dienstleister in Rubel umtauschen lassen. Die Dienstleister berechnen dafür eine Kommission von sechs Prozent.

Koks aus Russland

Auf einer Pressekonferenz versprach der Leiter der Volksrepublik Donezk, Aleksander Sachartschenko, die stillgelegten Stahl-Betriebe würden in zwei Monaten wieder hochgefahren. „Einen konkreten Zeitpunkt zu nennen, ist schwer.“ Sachartschenko erklärte weiter, sobald die bisher in der Ukraine registrierten Betriebe verstaatlicht seien, könne man das Budget der „Volksrepublik Donezk“ zu 70 Prozent über die verstaatlichten Betriebe finanzieren.

Wie die russische Internetzeitung Wsglyad letzte Woche berichtete, will Russland mit Koks-Lieferungen in die DNR und LNR die Lücke schließen, welche durch die Schienen-Blockaden in der Ukraine entstanden ist. Was den Export von Kohle und Stahl nach Russland „und andere Staaten“ betrifft, ist DNR-Leiter Sachartschenko zuversichtlich. „Die Kapazität unsere Eisenbahnlinien lässt eine Umorientierung der (Waren-)Ströme nicht auf die Ukraine, sondern in die Russische Föderation zu.“

In der Ukraine formiert sich Widerstand gegen den Internationaler Währungsfond

Die Straßen- und Schienenblockaden der Ultranationalisten haben nicht nur die „Volksrepubliken“ in eine Extrem-Situation gebracht, sondern auch die Ukraine. Die ukrainische Regierung rief Mitte Februar den Energie-Notstand aus. Die Versorgung der Wohnungen In Kiew mit Fernwärme soll bereits Mitte März eingestellt werden, berichtete die „Ukrainskaja Prawda“.

Wie ein Vertreter von Rinat Achmetows Energie-Konzerns DTEK erklärte, reichten die Kohle-Vorräte für die Ukraine durch die Schienen-Blockaden nur noch für drei bis vier Wochen.

Man muss wissen: Die ukrainischen Heiz- und Stromkraftwerke können nur hochwertige Anthrazit-Kohle verarbeiten. Importe-Kohle aus Polen hilft der Ukraine nicht weiter. Wenn die „Volksrepubliken“ als Lieferanten ausfallen, kann die nötige hochwertige Kohle nur noch aus China, Australien und Südafrika bezogen werden. Doch mit diesen Ländern gibt es keine neuen Lieferverträge. Außerdem ist die Kohle aus diesen Staaten mit 103 Euro pro Tonne fast doppelt so teuer wie die Kohle aus den „Volksrepubliken“.

Weitere Zuschüsse des Internationalen Währungsfond sind nicht mehr so sicher wie bisher. Der IWF fordert als Gegenleistung für die nächste Kredit-Tranche die Freigabe des Land-Verkaufes und die Erhöhung des Rentenalters in der Ukraine. Doch gegen diese Forderungen formiert sich jetzt Widerstand, nicht nur bei ukrainischen Ultranationalisten, sondern auch in der Partei des Präsidenten, „Block Petro Poroschenko“.
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7. Kapitel

Alltag im Krieg

»Wir sind jetzt nicht mehr Teil der Ukraine«

Bei Wahlen unter Kriegsbedingungen siegten in Donezk und Lugansk die provisorischen Amtsinhaber. Kiew verurteilt die Wahlen in den »terroristischen« Gebieten von Donezk und Lugansk scharf.

veröffentlicht am 4. November 2014 in „Neues Deutschland“85

»Wir warten auf Stabilität«, sagte eine etwa 33 Jahre alte Wählerin, die am Sonntag zum Wählen in das Russische Dramatische Theater in Lugansk gekommen war. Dort gab es ein dichtes Gedränge. Die Menschen warteten nach einem Bericht des russischen Perwy-Fernsehkanals »Stunden«, bis man sie im Wählerverzeichnis registriert hatte. Auch vor anderen Wahllokalen in den »Republiken« Donezk und Lugansk gab es lange Schlangen, wie Videos bestätigen. Es war weniger Begeisterung für einen starken Mann der Separatisten, der die Leute an die Urnen trieb, mehr der Wunsch, endlich in Frieden zu leben zu können, ohne Bomben der ukrainischen Armee; der Wunsch, die eigene russische Sprache und Kultur ohne Einmischung durch Kiew leben zu können.

Es waren die ersten Wahlen in den »Republiken« von Donezk und Lugansk, die faktisch unter Kriegsbedingungen stattfanden. Bisher wurden sie von spontan gebildeten Räten geleitet. Jeweils eine Million Menschen gaben in den von den Separatisten kontrollierten Gebieten von Lugansk und Donezk ihre Stimme ab. Wie erwartet siegten bei den Wahlen der »Republik«-Oberhäupter die Amtsinhaber der Donezk- und Lugansk-»Republik«, Alexander Sachartschenko und Igor Plotnizki.

Aleksander Sachartschenko siegte mit 700.000 Stimmen

Für den Premierminister der Donezk-Republik, Sachartschenko, stimmten 765 340 Wähler. Mit 111 624 Stimmen auf Platz zwei landete der stellvertretende Sprecher des Parlaments »Noworossija«, Alexander Kofman. Den dritten Platz belegte mit 93 280 Stimmen das ehemalige Mitglied der Polizeispezialeinheit Werkut Juri Siwokonenko. In der Lugansk-»Republik« siegte mit 63 Prozent der Stimmen der amtierende Ministerpräsident Plotnizki.

Bei den in den beiden »Republiken« parallel durchgeführten Parlamentswahlen siegte in der »Donezk-Republik« mit 662 000 Stimmen die Partei Donezkaja Respublika, mit Sachartschenko als Spitzenkandidat. Die Partei Freies Donbass bekam 306 892 Stimmen. In der Lugansk-»Republik« siegte die Partei »Frieden dem Lugansk-Gebiet« mit 69 Prozent der Stimmen.

Die Kommunistische Partei, die Partei des ehemaligen »Volksgouverneurs« von Donezk, Pawel Gubarjow, sowie eine Partei unter der Bezeichnung »Einiges Russland«, waren nicht zu den Wahlen in der »Donezk-Republik« zugelassen worden. Wichtiger als wer gewählt wurde, war aber offenbar, dass die Wahl überhaupt stattfand. Denn um mit Kiew wieder in Verhandlungen treten zu können, muss die Ostukraine ihren eigenen Status erhöhen. Der Vorsitzende der Wahlkommission der Donezk-Republik erklärte, »Kiew muss sich an den Gedanken gewöhnen, dass der Donbass kein Teil der Ukraine mehr ist. Ob sie unsere Wahlen anerkennen oder nicht, das ist ihr Problem.«

Die Zahl der Wähler hatte im Vergleich zu früheren Wahlen abgenommen. Nach Angaben russischer und ukrainischer Behörden, haben nach Beginn des Krieges 1,2 Millionen Menschen die Ostukraine verlassen. Wählen konnte man auch per Internet. Dafür musste man die Kopie des Passes und der Anmeldebestätigung schicken. Viele Flüchtlinge aus der Ostukraine, die jetzt in den russischen Gebieten Rostow und Woronesh leben, wählten in extra eingerichteten Wahllokalen.

Die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa hatte keine Wahlbeobachter in die Ostukraine geschickt. Nach Angaben der Nachrichtenagentur Ria Nowosti waren aber 300 andere Wahlbeobachter aus Russland, Südossetien, Serbien, Israel, Frankreich und den USA angereist. Im russischen Fernsehen lobten Beobachter aus Ungarn und Italien den Wahlablauf. Der ukrainische Geheimdienst kündigte an, man werde die ausländischen Wahlbeobachter zu unerwünschten Personen erklären.

Donezker Weihnacht im Keller

Die Kiewer Zentralmacht verweigert der Ostukraine alle Sozialleistungen und hofft wohl auf Hungeraufstände

veröffentlicht am 4. Dezember 2014 in „Neues Deutschland“86

Großes Gedränge vor den Banken in Donezk. Seit Montag erhalten die Menschen in den Filialen der neu gegründeten »Zentralbank der Volksrepublik Donezk« Renten und Kindergeld. Kiew hatte die Rentenzahlungen schon im Juli eingestellt. Mitte November wurde die Einstellung aller Sozialtransfers in die »okkupierten Gebiete«, also die »Volksrepubliken« Donezk und Lugansk, zu Ende November von Kiew auch offiziell verkündet. Wie viele Menschen in den »Volksrepubliken« leben, weiß niemand so genau. Nach unterschiedlichen Schätzungen sind es vier bis 5,2 Millionen Menschen. Hunderttausende sind geflüchtet.

Deutscher Korrespondent: „Momentan überwiegt die Wut auf Kiew“

Kiew scheint darauf zu hoffen, dass in der Ostukraine angesichts der sozialen Notlage nun Hungeraufstände gegen die von der Zentralmacht »Banditen und Terroristen« genannten Führungen ausbrechen. Der ukrainische Präsident Petro Poroschenko erklärte Sonntagabend im TV-Interview, in »den okkupierten Gebieten« gäbe es bereits »Massenproteste gegen die Banditen«. Beweise hatte er nicht. Der deutsche Korrespondent Moritz Gathmann berichtete das Gegenteil: »Momentan überwiegt die Wut auf Kiew.«

Eine etwa 45 Jahre alte Frau in dunklem Winterpelz erklärte dem russischen Reporter, sie stehe wegen Kindergeldes an. Die Wartenden mussten sich in Wartelisten eintragen. »Meine Nummer ist 272. Ob ich Kindergeld bekomme oder nicht, weiß ich nicht. Vielleicht heute, morgen oder übermorgen. Wenn ich nicht auf der Liste stehe, muss ich eine Erklärung unterschreiben und bekomme das Geld dann in zehn Tagen.«

Die neu gegründete Donezker »Zentralbank« zahlt auf Anweisung des »Republik«-Oberhauptes, Aleksandr Sachartschenko, 500 Griwna (26 Euro) Kindergeld, pro Waisenkind umgerechnet 118 Euro und 52 Euro Altersrente. Das ist für einen Monat nicht viel, aber wenigstens eine kleine Hilfe.

Die Tagestemperaturen in Donezk liegen zur Zeit bei sechs Grad Minus. Nachts sinken sie auf Minus 18 Grad. Der stellvertretende Minister für Sozialpolitik der Donezk-»Republik« Sergej Timofejew kündigte am Mittwoch die Einrichtung von Räumlichkeiten an, in denen Bedürftige kostenlos verpflegt werden, wo sie sich waschen, kostenlos medizinische Hilfe bekommen und sich aufwärmen können.

Ukrainische Nationalbank schaltete Donbass-Geldautomaten ab

Die Nationalbank der Ukraine hat die Bedienung der Konten in den von Aufständischen kontrollierten Gebieten in der Ostukraine Ende November eingestellt. Die Geldautomaten wurden abgeschaltet. Die Regierung in Kiew hatte schon seit dem Juli keine Renten mehr überweisen lassen. Am 4. November fasste der ukrainische Sicherheitsrat dann auch offiziell den Beschluss, in den von Aufständischen kontrollierten Gebieten keine sozialen Leistungen mehr zu zahlen.

Der ukrainische Präsident begründet die Verweigerung der Zahlung für Sozialleistungen damit, dass es in den »okkupierten Gebieten« faktisch kein Bankensystem mehr gebe. Die Banken würden von den »Banditen« ausgeraubt. Auch dafür fehlten allerdings die Beweise. Nestor Schufritsch, Abgeordneter der Werchowna Rada, will die Entscheidung des Sicherheitsrates vor dem Obersten Gericht der Ukraine anfechten. Sie »stimuliert die separatistische Stimmung in unserem Land«, erklärte der Vertreter des Oppositions-Blocks.

Nur Gas und Strom liefert die Zentralukraine noch in den Osten des Landes. Allerdings hat das Energieministerium in Kiew alle seine Unternehmen in »den okkupierten Gebieten« angewiesen, ihre Tätigkeit einzustellen. Ob die Behörden in den »Volksrepubliken« in der Lage sind, die Energieversorgung ohne Unterbrechung aufrechtzuerhalten, wird sich in diesen Tagen zeigen. Wegen eines »technischen Defektes« in einem Elektrizitätswerk in Lugansk fiel bereits die Stromversorgung in einem Teil der Region aus.

Wie die »Iswestija« berichtete, werden die Finanzexperten der Donezk-»Republik« von Finanzexperten der von Georgien abgespalteten Republik Abchasien beraten. Der Moskauer Politologe Aleksej Makarkin vom Moskauer Zentrum für politische Technologie erklärte im September gegenüber der »Njesawisimaja Gazeta«, allein mit dem Verkauf hier geförderter Kohle könnten die »Volksrepubliken« ihre Ausgaben nicht decken. Deshalb müsse »Russland die Volksrepublik Donezk finanziell vollständig unterstützen«.

Im gesamten Donbass wurden durch Beschießungen 567 Infrastrukturobjekte wie Schulen, Kindergärten und Wasserleitungen zerstört, erklärte am Montag der stellvertretende Leiter des Zentrums zur Wiederherstellung des Donbass, Igor Bilodid, gegenüber der Nachrichtenagentur Ria/Nowosti. 67 Objekte seien wiederhergestellt worden. Es gebe aber ein großes Defizit an Baumaterialien und Benzin. Bilodid erklärte, besonders von Beschießungen betroffen seien »nicht Privathäuser, sondern Wasserleitungen, Gasleitungen und Objekte der Fernwärmeversorgung sowie Pumpstationen.« Wenn die Reparaturtrupps ausrücken, um die Leitungen zu flicken, »riskieren sie ihre Leben«.

3.800 Wohnhäuser müssen repariert werden

Allein in der Donezk-»Republik« müssen 3800 Wohnhäuser repariert werden. Doch wie in Grosny 2001 oder Stalingrad 1943 sieht es in Donezk nicht aus. Es ist keine Trümmerwüste. Aber in vielen Plattenbauten klaffen große Löcher von den Artilleriegeschossen der ukrainischen Armee. Manche Familie mussten in Keller umsiedeln und werden dort wohl auch Weihnachten verbringen.

Das Leben geht weiter. Trotz alledem. Dort wo Küchen oder Gasleitungen durch Bomben zerstört sind, haben Anwohner vor den Plattenbauten Gemeinschaftskochstellen gebaut. Unter freiem Himmel wird da gekocht, und nach dem Essen geht es in den Keller, wo die Notbetten stehen und die Kinder mit den Katzen spielen. Nicht alle Schulen sind geöffnet. Doch viele Kinder gehen ganz normal zur Schule. Viele sitzen aber auch im Keller, weil sie in Gebieten wohnen, wo immer mal wieder ukrainische Granaten landen.

Die einzige sichere Versorgung mit Lebensmitteln läuft zurzeit über die ukrainisch-russische Grenze. Am Wochenende wurde der neunte humanitäre Hilfskonvoi mit über 100 Lastkraftwagen aus Russland mit Lebensmitteln, Medikamenten und Baumaterial in den Städten Lugansk und Donezk entladen. In den Städten werde die humanitäre Hilfe ordentlich verteilt, berichteten Flüchtlinge aus Donezk, die jetzt im Moskauer Umland leben. Doch auf den Dörfern sei es schon schwieriger. Dort finde man Güter aus der humanitären Hilfe oft nur noch in den kleinen Lebensmittelläden, wo sie dann wie ganz normale Waren verkauft würden.

Lebensmitteltransporte, die aus der Ukraine kommen, organisiert von Privatpersonen oder Sponsoren wie dem Donezker Oligarchen Rinat Achmetow, werden an der Frontlinie oft von ukrainischen Sicherheitskräften beschlagnahmt, berichtete der Transportminister der Donezk-»Republik«, Semjon Kusmenko, gegenüber Radio Komersant FM.

Dass die Menschen in der Ostukraine vom Hunger bedroht sind, scheint NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg nicht zu kümmern. Er stellte in Frage, dass es sich bei den russischen Konvois um humanitäre Hilfe handelt. »Die beste humanitäre Hilfe wäre es, das Minsker Abkommen einzuhalten«, erklärte der Chef der Militärallianz.

Der Eisenbahnverkehr zwischen Donezk und Kiew war zu Wochenbeginn auf Anweisung aus Kiew eingestellt worden. Der Gütertransport per Eisenbahn sei noch in Betrieb, erklärte der Donezker Transportminister Semjon Kusmenko. Die großen Unternehmen Metinvest und DTEK hätten Interessen auf beiden Seiten der Front und würden ihren Einfluss bei den Behörden geltend machen, um »pro-amerikanische Anweisungen« abzumildern, so Kusmenko.

Ost-Ukraine: Alles Lebendige ist wertvoll

In Debalzewo, wo zu Jahresbeginn bei Kämpfen zwischen Aufständischen und der ukrainischen Armee 80 Prozent der Gebäude beschädigt oder zerstört wurden, kehrt allmählich wieder Leben ein.

2. Juni 2015

„Über ein halbes Jahr saßen wir in unseren Kellern“, erzählt Anna Schulschenko, Lehrerin für Russisch und Literatur an der Schule Nr. 6 in der ostukrainischen Stadt Debalzewo. Wegen der Beschießungen – erst durch ukrainische Truppen und dann auch durch die Separatisten – lebten die Menschen der Stadt bis Februar 2015 in den Kellern ihrer Häuser oder flüchteten. Doch jetzt kommen - trotz der Zerstörungen - viele zurück.

Das Dach und sechs Klassenräume der Schule Nr. 6 wurde im Februar durch ein Geschoss zerstört. Zum Glück war zu diesem Zeitpunkt Niemand in der Schule. Von wem die Rakete kam, wisse man nicht, so Schulleiter Sergej Kiritschenko. Zuerst kamen die Geschosse aus der Richtung, wo die Ukrainer ihre Stellung hatten. „Das konnte man an dem Pfeifgeräusch der Raketen erkennen.“ Dann wurde die Komsomolskaja-Straße – wo die Schule liegt - zum Frontgebiet und es gingen auch Granaten der Aufständischen auf das Wohnviertel nieder.
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Uragan-Rakete vor der Schule Nr. 6 in Debalzewo, Foto: Ulrich Heyden



Anfang April – nach einem halben Jahr Pause - wurde die Schule Nr. 6 an der Komsomolskaja-Straße feierlich wieder in Betrieb genommen. „Wir haben uns in den Armen gelegen und geweint“, erzählt die 49jährige Anna. Sie sagt das ganz sachlich. Übertreibungen sind nicht nötig. Man braucht sich nur umzugucken, um den Ernst der Lage zu erkennen. Das Loch im Dach der Schule sieht schrecklich aus. Wie eine Faust ist das Geschoss eingeschlagen. Weil durch die Druckwellen das gesamte Fensterglas zu Bruch ging, sind die Schulfenster jetzt mit durchsichtiger Plastikplane bespannt.

Mit Beginn der Sommerferien, Ende Mai, begannen in der Schule Nr. 6 nun die Arbeiten zur Instandsetzung des Schuldachs und der zerstörten Klassenräume. Auch in sechs anderen Schulen und sechs Kindergärten in Debalzewo sind jetzt Bauarbeiter dabei, Trümmer zu räumen.

Russland leistet humanitäre Hilfe bei den Wiederherstellungsarbeiten, berichtet die Donezker Nachrichtenagentur DAN. In Debalzewo, wo vor
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Die Schule Nr. 6 in Debalzewo, Juni 2015, Foto: Ulrich Heyden



dem Krieg 25.000 Menschen lebten, sind erst 200 Bauarbeiter im Einsatz. Es müssen wohl noch mehr Arbeiter werden, denn bis zum Winter will die Regierung der international nicht anerkannten „Volksrepublik Donezk“ die zerstörten Fernwärmekraftwerke der Stadt instandsetzen lassen.

„Wir brauche auch noch Schulmöbel “, sagt der Schulleiter. Das könne doch nicht so schwer sein, Hilfe zu organisieren. Immerhin habe die Schule viele bekannte, Doktoren, Professoren und „Helden der Sowjetunion“ hervorgebracht, sagt Kiritschenko und zeigt auf die Tafel der Berühmtheiten, welche mal auf der Schule Nr. 6 waren.

Anna kann sich noch genau erinnern. „Am 26. Juli (2014) flüchteten alle in die Keller. Es war schrecklich. Aber die Kinder waren tapfer. Wir haben mit ihnen Gedichte und Geschichte gelesen und gebetet.“ Sogar Kinder seien während der Beschießungen geboren worden. „Wenn es ruhiger wurde, konnte man schnell in die Wohnungen laufen, um etwas zu Kochen oder auf Klo zu gehen. Im Badezimmer war es am sichersten, weil es dort kein Glas gab, was zerbrechen konnte.“

„Trotz allem: Die Menschen kommen zurück“

Anna erzählt, dass bei den Kämpfen etwa 100 Bewohner von Debalzewo getötet wurden. Doch trotz der beschädigten Wohnhäuser kämen immer mehr Bewohner zurück in die Stadt. Die Lehrerin erzählt, sie habe am 4. Februar ihre 80jährige Mutter evakuiert. Die wohnte am anderen Ende von Debalzewo. Anna musste notgedrungen mit dem Fahrrad zu ihrer Mutter fahren. „Sie wollte sich erst nicht weg. Sie hatte einen Hund und eine Katze. Die wollte sie nicht alleine lassen.“ Schließlich habe sie es doch noch geschafft, die Mutter in die fünf Kilometer entfernt liegende Stadt Slawjansk zu bringen. Die Stadt liegt im Gebiet, welches die ukrainischen Truppen kontrollieren.

Nach der Evakuierung der Mutter kehrte Anna zurück nach Debalzewo. „Ich will hier nicht weg. Ich bin hier geboren.“ Ihr 25 Jahre alter Sohn lebt im Moskauer Gebiet. Wie es eigentlich zu diesem „merkwürdigen Krieg“ gekommen ist, kann sich Anna immer noch nicht erklären. Der Zweite Weltkrieg sei „nicht so schlimm gewesen“. Das erzählten die Rentner von Debalzewo. Da sei nicht so viel zerstört worden. „Vor einem Jahr, wenn gefeiert wurde, saßen wir noch alle zusammen an einem Tisch und haben unsere Lieder gesungen.“ Mit wir sind die beiden Konfliktgruppen gemeint, Russischsprachige, die sich mehr zu Russland hingezogen fühlen, sowie Russisch- und Ukrainisch-sprachige, die wollen, dass die Ukraine schnell Mitglied der EU wird. Noch sei es zu früh zu analysieren, wie es zu diesem „merkwürdigen Krieg“ gekommen ist, meint Anna.
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Anna Schulschenko im ausgebrannten dritten Stock ihres Wohnhauses in dem sie weiter wohnt, Foto: Ulrich Heyden



Die Zerstörungen in der Stadt seien schrecklich, aber sie wolle nicht weg. „Ich bin hier geboren.“ Sie bekämen auch Nahrungsmittel. Von wem genau, weiß Anna nicht. Wahrscheinlich aber aus Russland. Sie hoffe ihr Haus wieder ein Dach bekommt. Nach einem Beschuss brannte es völlig ab. Ein Bewohner aus der dritten, der obersten Etage des Hauses, lebt jetzt notdürftig im Keller des Hauses. Wenn es regnet bilden sich Pfützen im Treppenhaus.

Ein bisschen Angst hat Anna immer noch. „Jeder hier trägt immer eine kleine Tasche bei sich“, sagt sie. „In meiner Tasche sind Geld, Ausweise, ein Handy und ein Auflade-Gerät. Das ist unser ganzer Reichtum.“ Ein verzweifeltes Grinsen huscht über ihr Gesicht.

Ikonen gegen Raketen

Anna trägt trotz der angespannten Lage schicke Sachen. Ihre Lederstiefel, die Ledertasche und die Wollmütze leuchten im modischen rostbraun. Sie zeigt mir ihr Mehrfamilienhaus, welches direkt gegenüber der Schule liegt. Sie freut sich über den blühenden Flieder und Jasmin. Im Krieg braucht man das Schöne ganz besonders. Die Fenster ihrer Wohnung im Erdgeschoss sind vernagelt. Die Nachbarn haben Ikonen in die Fenster gestellt, „als Schutz“, sagt Anna.

Im Hof streunen herrenlose und zerzauste Katzen. Die Wohnungen der Tiere sind verschlossen oder zerstört. Anna sorgt sich um ihren Kater Erik. „Eine Katze hier verlor durch einen Granatsplitter ein Auge,“ erzählt die Lehrerin. Das Befinden der Nachbars-Katze scheint die gleiche Wichtigkeit zu haben wie das Befinden einer Verwandten. Alles Lebende ist in diesem Chaos wertvoll.

Wir steigen in den dritten Stock, der mit Mauersteinen und geschmolzenen Glas übersät ist. Über uns ziehen Wolken. Regentropfen fallen auf den Mauerschutt und geschmolzenes Glas. Die Feuchtigkeit, die jetzt ungehindert in das Mauerwerk eindringen kann, ist für Anna das kleinste Problem. Die Lehrerin freut sich, dass ihr Haus wieder Strom hat.

Das Loch im Blumentopf

Gorlowka liegt in der international nicht anerkannten „Volksrepublik Donezk“. In der Schule Nr. 40 mit Kindergarten versucht man sich so gut es geht mit Spielen und Wettbewerben vom Kriegsalltag abzulenken.

10. März 2017

„Die Betonplatten, dort haben sich verschoben“ sagt Marina Dudina, Leiterin der Mittelschule Nr. 40 in Gorlowka. „Sie mussten komplett ausgewechselt werden.“ Frau Dudina zeigt auf die neuen, noch unverputzten Betonplatten, direkt über dem Sportsaal. Es habe lange reingeregnet, deshalb sei der Holzboden des Saals beschädigt worden. Der Saal wird noch renoviert. In der Mitte des Saales sieht man Baumaterialien und Werkzeuge.

Anfang 2015 schlugen vor der Schule Geschosse der ukrainischen Armee ein. Die Druckwelle habe die schweren Betonplatten des Flachdachs verschoben. Dreimal habe die dreistöckige Schule neu verglast werden müssen, erzählt mir die Lehrerin in einer Englisch-Klasse, die ich besuche. Die Väter der Schüler hätten dabei geholfen.

Die Lehrerin eilt zu einem Bord auf dem zahlreiche Grünpflanzen stehen. Sie dreht einen Topf mit einer Palme. Man sieht ein Loch in der Wand eines Topfes aus dem eine Palme wächst. Ein Schrapnell habe den Topf getroffen, erzählt die Lehrerin. Dann zieht sie eine fast durchsichtige Gardine am Klassen-Fenster hoch. „Das Schrapnell hat auch die Gardine zerrissen.“ Man sieht, dass die Gardine notdürftig genäht ist.

„Die Kinder weinen selten“

Den Kriegsalltag versucht man in der Schule zu verdrängen, so gut es geht. In der Schule befindet sich auch ein Kindergarten. „Wir schätzen jeden Tag, jeden Augenblick. Wir leben für die Kinder“, sagt die Leiterin des Kindergartens, Anna Batischewa. Als ich frage, was sich durch den Krieg in ihrem Leben verändert hat, kommen Anna fast die Tränen. Sie dreht sich für ein paar Sekunden zur Seite. Dann hat sich die junge Frau mit den langen schwarzen Haaren wieder gefangen. Sie spricht mit Begeisterung über die Feiern, die zu bestimmten Anlässen veranstaltet werden. Sie zeigt Bilder, die Kinder gemalt oder mit den Fingern getupft haben. „Die Kinder weinen selten“, sagt Anna. „Sie lieben es, zu Spielen und wenn man ihnen Geschichten erzählt.“

Wenn es einen Alarm – wegen einer Beschießung von der ukrainischen Seite - gibt, dann wüssten die Erzieher genau, wie sie sich verhalten müssen, erzählt Anna, die ausgebildete Psychologin ist. Das wichtigste sei, ruhig zu bleiben, um die Kinder nicht zu ängstigen. „Wenn es zu Schießereien kommt, versuchen wir die Kinder mit irgendwelchen Speilen abzulenken.“ Man arbeite ständig, erzählt die Leiterin des Kindergartens. „Wir haben keine Zeit über den Krieg nachzudenken. Deshalb ist bei uns alles gut und wunderbar.“

Eine Idylle mit Vögeln und Grünpflanzen

Als ich den Kindergarten besuchte, gab es gerade Mittagessen. Acht Dreijährige saßen an zwei kleinen Kindertischen. Es gab gedünsteten Kohl und Mohrrüben mit Reis und Hackfleisch. Während des Essens guckten die Kleinen neugierig auf den Besucher. Eine Erzieherin in weißem Kittel schenkte Saft nach. Während des Essens war es erstaunlich still. Offenbar waren die Kinder müde. Ein Junge schob seinen leeren Teller weg. Dann legt er die Hände und seinen Kopf auf den Tisch. Nach dem Essen gingen die Kinder im Gänsemarsch in den Schlafraum.

Der Raum in dem die Kleinkinder Essen und Spielen, ist mit Bildern von Vögeln und Grünpflanzen verziert. Durch die großen Fenster fällt Sonne herein. Es ist eine Idylle, wäre da nicht in einigen Kilometern Entfernung die Demarkationslinie, welche die international nicht anerkannte Volksrepublik Donezk von der Ukraine trennt. Von der immer noch heiß umkämpften Linie dringt abends und nachts immer wieder der Lärm von Schießereien in die Stadt.

Die Stadt Gorlowka macht tagsüber einen ganz normalen Eindruck. Die Straßen sind nicht im besten Zustand. Aber es gibt regen Auto- und Busverkehr. Die Sonne scheint vom wolkenlos-blauen Himmel. Der Schnee schmilzt und überall bilden sich Pfützen. Vor dem Krieg hatte die Industrie-Stadt Gorlowka 250.000 Einwohner. Heute sind es ein Drittel weniger Menschen. Tagsüber sei es in Gorlowka jetzt einigermaßen ruhig, erzählt Anna. Nur abends und nachts werde an der Demarkationslinie noch geschossen.

„Wir kommen zurück, sobald es ruhig ist“

Vor dem Krieg hätten in der Schule 250 Kinder gelernt, erzählt die Schulleiterin. Doch nach den schweren Beschießungen seien viele Schüler mit ihren Eltern abgereist. Die Zahl der Schüler habe sich auf 109 verringert. Doch in den letzten zwei Jahren seien 28 Kinder zurückgekehrt, so dass die Schule jetzt 137 Kinder habe. So freudig, wie die Schulleiterin das mitteilt, merkt man, dass sie sich über jeden einzelnen Rückkehrer freut. Langsam werde sich die Schule wieder auffüllen, glaubt Frau Dudina. Die Geflüchteten würden zurückkommen. Eltern würde ihr am Telefon und per Internet mitteilen, dass man zurückkomme, „sobald es ruhig ist“. Die Bindung zu dem Haus, in dem man gewohnt hat, sei sehr groß, sagt die Schulleiterin.

Von den 18 Schülern der Klasse, in der gerade Englisch unterrichtet wurde, sitzen jetzt nur noch elf. Sieben Schüler sind mit ihren Eltern in die Ukraine oder Russland gefahren, erzählt die Englisch-Lehrerin. Ja, man habe über das Internet noch Kontakt mit den Abgereisten, erzählen die Schüler. Ist die Verständigung trotz des Krieges noch möglich, frage ich? „Natürlich“ antworten die Kinder im Chor. Über politische Fragen schreibe sie nichts, sagt eine Schülerin mit langen roten Locken. „Wir wollen keinen Ärger“, sagt das Mädchen.

Einmal die Woche gibt es Unterricht in ukrainischer Literatur

Ich besuche eine Unterrichtsstunde zur ukrainischen Literatur. Die Lehrerin behandelt gerade die Novelle „Intermezzo“. Geschrieben wurde die Geschichte 1908 von dem bekannten ukrainischen Schriftstellers Mychajlo Kozjubynskyj. Sie handelt von der gescheiterten russischen Revolution 1905. Die Unterrichtssprache ist Ukrainisch.

An der Schule seien von 2007 bis 2015 alle Fächer auf Ukrainisch unterrichtet worden, erzählt die Literatur-Lehrerin. Dann sei wieder Russisch Unterrichtsprache geworden, wie vor 2007. Auf Ukrainisch gäbe es jede Woche eine Unterrichtsstunde. Unterrichtet werden im Wechsel ukrainische Literatur und ukrainische Sprache.

Dass man Russisch wieder als Unterrichtssprache eingeführt habe, sei unproblematisch gewesen, denn der Donbass sei eine russischsprachige Region.

Ich frage die Schüler wann und wo sie Ukrainisch sprechen. Ein Schüler mit Kurzhaarschnitt.antwortet, Ukrainisch spreche er nur, wenn er in die zentralukrainische Stadt Mirgorod fahre, wo vorwiegend Ukrainisch gesprochen wird.

In einer Mathematik-Stunde frage ich die Schüler, was sie machen, wenn in ihrem Bezirk Geschosse einschlagen. „Wir gehen in den Korridor oder ins Badezimmer“, sagt ein Mädchen, dort sei es am sichersten. Wenn es ganz schlimm werde und die Eltern das Signal geben, gehe man in den Keller. Was sie für Filme gucken?, frage ich die Schüler. „Wir Gucken irgendwelche Filme, mit denen wir uns ablenken können“, sagt ein Junge. „Irgendetwas Lustiges oder Fantasy.

Sowjetische Tradition

Ob sich in den letzten drei Jahren etwas an der Erziehung geändert habe?, frage ich Nejla Korotkowa, die stellvertretende Leiterin der Bildungsbehörde von Gorlowka. Früher habe man viel Wert auf die individuelle Entwicklung des Kindes gelegt, sagt die Beamtin. Heute lege man viel Wert auf die Entwicklung des Gemeinschaftsgeistes. Die Kinder würden lernen, „für sich selbst und für die anderen Kinder Verantwortung zu übernehmen.“ Man knüpfe dabei an die Traditionen an, die es zu Sowjetzeiten gab. Man lege auch Wert auf Erziehung zum Patriotismus. Dazu gehöre, dass die Kinder den Soldaten an der Front zu den Feiertagen Grußkarten schicken. Die Soldaten seien auch schon mal in die Schule zu Besuch gekommen.

Putin-Bild im Zimmer der Schulleiterin

In der Ukraine – so Nelja – würden die Kinder jetzt mit einem Feindbild erzogen. „Bei uns werden die Kinder erzogen, ihre Heimat zu lieben.“ Der Rechte Sektor, das sei faktisch Faschismus. Im Donbass sei man 2014 gegen den Faschismus aufgetreten. Die Menschen, welche mit der Waffe in der Hand gegen den Faschismus kämpften, seien Großteils Bergarbeiter und einfache Leute aus dem Donbass. Die zugereisten Russen seien nur eine Minderheit.

Über Politik spreche ich mit den Lehrerinnen in der Schule Nr. 40 nicht. Ein Blich in das Amtszimmer der Schulleiterin bestätigt, was ich überall in der international nicht anerkannten „Volksrepublik Donezk“ höre. Die Menschen sehnen sich danach, dass Russland die beiden Volksrepubliken Donezk und Lugansk als unabhängige Staaten anerkennt, sie unter seinen militärischen Schutz stellt und damit sicherer macht. Im Amtszimmer der Schul-Direktorin hängen zwei Porträts, eines von dem Leiter der „Volksrepublik Donezk“, Aleksandr Sachartschenko und eines von Wladimir Putin.

Schulbänke im Luftschutzkeller

Wie ernst die Lage in der Stadt Gorlowka ist, begreife ich endgültig, als mich die stellvertretende Leiterin der Bildungsbehörde von Gorlowka, Nelja Korotkowa, zu einer improvisierten Gedenkstelle in einem der Schule-Flure führt. Auf einem weißen, mit Rosen und Tauben verzierten Plakat sind die Fotos der in der Stadt während des Krieges getöteten Kinder aufgeklebt. Über den Fotos steht in großem schwarzen Buchstaben: „Oni otschen choteli schit“. (Sie hätte so gerne gelebt). Seit dem Beginn der sogenannten „Anti-Terror-Operation“ der ukrainischen Armee im April 2014 sind in Gorlowka 16 Kindern durch Geschosse oder Schrapnelle getötet worden, erzählt Nelja.

Dann werde ich in den Keller der Schule geführt. Dort sind zwei große Räume notdürftig als Luftschutzkeller hergerichtet. Man sieht lange hölzerne Schulbänke und einen Lehrertisch mit einer Kerze. An der Wand stehen Fünf-Liter-Wasserflaschen. Über den Heizungsrohren hängen Decken zum Trocknen. In diese Räume bringe man die Kinder, wenn das Stadtviertel beschossen wird oder wenn es eine Alarm-Übung gibt, erzählen meine Begleiterinnen.

Scharfschützen gegen Datschen-Bewohner

An der Frontlinie im DNR-Dorf Sajzewo schießen Scharfschützen auf Zivilisten, die in ihren Gärten das Gemüse gießen

Das Video zu diesem Text wurde am 11. Juli 2018 von RT DE veröffentlicht87

Der Weg mit dem Taxi zum Dorf Sajzewo führt über holprige Straßen. Das Dorf liegt am Nordwestrand der Volksrepublik Donezk, nicht weiter von der DNR-Stadt Gorlowka. Die Front zwischen der Zentralukraine und der Volksrepublik Donezk verläuft direkt durch das Dorf Sajzewo.

Unser Weg führt uns vorbei an einer Brücke, welche die Kämpfer der Volksrepublik in der heißen Kriegsphase sprengten, um einen Vorstoß der ukrainischen Armee zu stoppen. Viele Häuser sind zerstört und beschädigt. Das Dorf hatte einmal 3.000 Einwohner. Heute sind viele Einwohner in die benachbarte Stadt Gorlowka umgesiedelt.

Im Dorfzentrum treffe ich Anna Schidkowaja. Sie ist gerade mit dem Bus angekommen und auf dem Weg zur Datscha. Die liegt direkt an der Frontlinie. Trotzdem will die etwa 55 Jahre alte Frau auf ihrer Datscha Tomaten-Gewächse einsetzen, die sie zuhause gezogen hat.

„Wissen Sie, wir riskieren es schon aus Prinzip“

Obwohl den Weg zur Datscha häufig ukrainische Scharfschützen unter Beschuss nehmen, will Anna die zweieinhalb Kilometer mit ihren Tomaten-Setzlingen zu Fuß gehen. Warum sie das Risiko auf sich nimmt, will ich wissen. „Wissen sie, wir riskieren es schon aus Prinzip. Die Leute, die aus Angst abgereist sind, tun mir leid. Das ist, als wenn man seine Heimat verrät. Besser ich sterbe hier, aber auf meiner Erde, weil ich diese Erde liebe. Ich bin hier geboren. Ich möchte hier sterben. Hier sind meine Verwandten begraben. Ich will nirgendwo hin. Selbst wenn es eine Möglichkeit gäbe, werde ich nicht von hier wegfahren.“
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Anna macht sich auf zum Gemüsegarten, aber der liegt an der Front, Foto: Ulrich Heyden



Anna ist pessimistisch und mutig zugleich. Sie kann nichts mehr erschrecken. Ihr Sohn kämpfe bei den Freiwilligen der DNR-Streitkräfte, erzählt sie. „Mein Wohnhaus wurde von einem Geschoss getroffen. Auch die Datscha wurde getroffen. Aber es gibt Menschen, denen es schlechter ergangen ist. Aber die Leute haben ihre Häuser repariert. Aber wegen der Situation mieten die Leute woanders Wohnungen und zahlen die Miete und die Betriebskosten von ihrer Rente. Nun, wenn der Krieg zu Ende ist, wird alles zerstört sein.“

Auf den ukrainischen Präsidenten Petro Poroschenko ist die mutige Frau schlecht zu sprechen. „Unser Poroschenko sagt, wir seien Separatisten, Alkoholiker und Drogenabhängige. Es ist klar, dass er uns nichts Gutes wünscht. Heute wollen wir nicht unter seiner Herrschaft leben. Vielleicht wird es schwer für uns. Denn das Gebiet von Donezk und Lugansk ist nicht so groß wie die Ukraine.“

„Der Donbass und Russland müssen vereint werde. Das ist wie eine Familie“

Das Einzige was Anna Hoffnung gibt, ist Russland. „Mit Russland waren wir immer verbunden. Das ist wie die Rinde an einem Baum.“ Ich frage Anna, ob eine Vereinigung der Volksrepubliken mit Russland wünschenswert ist? Sie antwortet: „Ich glaube, wenn wir vereinigt sind, wird das Leben etwas besser. Verstehen sie, eine Familie ist vollständig, wenn es Mutter, Vater und Kinder gibt. Aber wenn aus irgendwelchen Gründen die Mutter, der Vater oder die Kinder voneinander getrennt sind, dann ist das keine vollständige Familie. Und so ist es bei uns. Ich glaube es ist besser, wenn wir vereinigt sind, friedlich und freundschaftlich.

Später treffe ich im Dorf Sajzewo Raja. Auch sie ist um die 55 Jahre alt. Raja ist froh einen Journalisten zu treffen, dem sie vom harten Alltag an der Front erzählen kann. „Ich war in einem Geschäft. Ich wollte nach Hause gehen. Bis zur Kreuzung waren es nur noch zwei Meter. Aber ich konnte nicht. Ich weinte. Du bückst Dich und kaum stehst Du auf, fliegen die Kugeln vor deinem Gesicht und schlagen hinter dir ein. Du erhebst dich erneut. Ich bin nur mit größter Mühe vorangekommen. Ich wäre fast vor Angst gestorben. Ich kam ganz hysterisch nach Hause.“ Das gehe schon seit 2014 so. Also seit vier Jahren.

Von ihren Verwandten sei zum Glück noch Niemand zu Schaden gekommen. Aber bei den Nachbarn habe es Verwundete und Tote gegeben. „In der Karbuschew-Straße, trafen am 20. Mai 2018 drei Geschosse das Haus eines Mannes. Das Haus wurde komplett zerstört. Der Mann liegt schwer verletzt im Krankenhaus. Das Maschinengewehrfeuer ist nicht so schlimm, wenn man zuhause sitzt. Aber wenn die feuern, gehst Du nicht auf die Straße, weil die Kugeln fliegen.“ Ich frage Raja, wann zuletzt Jemand durch den Beschuss gestorben ist. „Es war am 19. Mai. Ein Mann und seine Frau kamen um ihre Tomaten-Setzlinge einzupflanzen. Sie wurde getötet.“

Ob die Soldaten der Volksrepublik Donezk auf den ukrainischen Beschuss antworten, frage ich Raja. „Sie antworten. Aber nicht richtig. Sie haben keinen Befehl offensiv zu antworten.“

„Jeden Morgen um sechs haben sie die Hymne der Ukraine abgespielt“

Meistens wird nachts geschossen, deshalb schlafen viele Bewohner von Sajzewo im Keller, auch Raja. „Gestern begann es abends und ging bis zwei Uhr nachts. Wie kann man da noch schlafen? Morgens öffnest Du die Augen und wartest, wann sie uns „Guten Morgen“ sagen. Jeden Morgen um sechs haben sie die Hymne der Ukraine abgespielt, ´Die Ukraine ist noch nicht gestorben´. Dann spielen sie das Lied ´Trinken wir ein Becherchen´. Sollen sie sich doch totsaufen!“ Oh, die Scharfschützen schießen wie sie wollen. Letztes Jahr am 15. März hat die Hausverwaltung Arbeiter zur Reparatur eines Daches geschickt. Einer wurde von den Scharfschützen getötet. Die anderen schafften es vom Dach zu springen, aber einen hat die Kugel am Kopf erwischt.“

Die Einwohner von Sajzewo haben ihr Leben dem ständigen Beschuss angepasst. Wenn geschossen wird, geht man nicht auf die Straße. Dass Einwohner auf eine Befreiung von ukrainischen Truppen warten, wie deutsche Medien behaupten, hörte ich von Niemandem. Im Gegenteil. Der Hass auf den ukrainischen Präsidenten Poroschenko, der den Krieg begann, ist groß.

Auf die OSZE sind die Menschen nicht gut zu sprechen. Eine Frau erzählte mir, dass Aleksandr Hug, der Chef der OSZE-Beobachter, vor eineinhalb Jahren Sajzewo besuchte. Das ganze Dorf habe ihn damals empfangen. Alexander Hug habe sich beschwert, zu dem Treffen seien viele Dorf-Fremde herangekarrt worden. Dieser Vorwurf hat die Menschen empört. Der OSZE glauben sie nicht mehr.

Wasserfilter-Anlage von Donezk droht Zerstörung

Leiter der Wasserfilter-Anlage Donezk, Konstantin Akulow, berichtet über die ständige Beschießung der Anlage durch Granaten und sogar Raketen.

veröffentlicht am 4. August 2018 als Video bei RT DE88

Trinkwasser in der international nicht anerkannten Volksrepublik Donezk ist ein kostbares Gut. Die Anlage, die Trinkwasser für ein großes Gebiet zu beiden Seiten der Trennlinie liefert, liegt in der „grauen Zone“, zwischen den Stellungen der ukrainischen Armee und den Stellungen der „Volksrepublik Donezk“. Die Verwaltung der Wasserfilter-Anlage hat ihren Sitz in Donezk. Sie verkauft das Trinkwasser. Von dem Erlös werden Löhne und Gehälter an die Mitarbeiter gezahlt. 70 Angestellte der Filter-Anlage kommen aus der Volksrepublik Donezk, zehn kommen aus der Ukraine.

Leider konnte ich die Filteranlage selbst nicht besuchen. Dass sei zu gefährlich, erklärte mir Konstantin Akulow, der Leiter der Anlage. Ich traf den Technologen nicht weit von der Wasser-Filteranlage. Er übergab mir Fotos der Anlage und beantwortete meine Fragen.

Immer wieder wird die Anlage von ukrainischen Truppen und Scharfschützen beschossen. Anfang Juni musste die Anlage ihren Betrieb mal wieder unterbrechen, weil ein ukrainisches Geschoss eine Hochspannungsleitung beschädigt hatte und der Strom ausgefallen war.

Gefahr geht jedoch nicht nur von Geschossen aus. In der Filteranlage lagert Chlor, welches zur Reinigung des Wassers verwendet wird. „Wenn ein Geschoss einschlägt und sich eine Chlorwolke bildet, werden viele Menschen sterben“, sagt Akulow. Auch er werde sterben? „Wir werden sterben und die Menschen in Awdejewka und Jasinowata.“

Die OSZE stellte auf dem Dach eines der Gebäude eine Kamera auf, mit deren Hilfe man feststellen wollte, von wo und von wem die Anlage immer wieder beschossen wird.
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Konstantin Akulow, Leiter der Wasserfilteranlage von Donezk, Foto: Ulrich Heyden



In der Nacht auf den 29. Januar 2018 fixierte die Kamera den Beschuss des Gebäudes, auf dessen Dach die Kamera angebracht war. „Das Geschoss flog von Süden nach Norden“, heißt es in dem OSZE-Bericht. Wer geschossen hat, steht in dem Bericht nicht.

„In unserer Anlage lagern viele gefährliche chemische Stoffe“

Südlich der Filter-Anlage haben vor eineinhalb Jahren aber ukrainische Truppen Position bezogen, berichtet Akulow, der Leiter der Wasser-Filter-Anlage. Wer aber geschossen hat, will auch Akulow nicht sagen. Offenbar fühlt er sich für solche Fragen nicht zuständig. Die Anlage sei „ein chemisch gefährliches Objekt. In unserer Anlage lagern viele Stoffe zur Reinigung von Wasser. Der gefährlichste Stoff ist flüssiges Chlor. Er wird in 900 Kilogramm schweren Behältern geliefert.“ Ob es Fälle, dass diese Behälter beschädigt wurden, frage ich den Direktor.

„Es gab Einschläge im Lager für Chlor. Aber die Behälter wurden nicht beschädigt. Aber es gab Beschädigungen bei höher verlaufenden Rohrleitungen. Wir setzen das flüssige Chlor als Gas ein und leiten es über höher gelegene Rohre. Dieses flüssige Chlor ist ein sehr gefährlicher Stoff. Das gasförmige Chlor wird mit dem Wasser vermischt. Das gechlorte Wasser fließt in die Leitung und wird gereinigt. Dieser ganze Prozess läuft in einem geschlossenen System.

Wir befinden uns im Zentrum der Kriegshandlungen. Wir arbeiten dort auf unser eigenes Risiko. Während die Soldaten in den Schützengräben mit Helmen und Schutzwesten sitzen, arbeiten wir auf einem ungeschützten Platz in T-Shirts.“

Wie viele Menschen von der Trinkwasser-Anlage abhängig seien, frage ich den Direktor. „Von der Wasserfilteranlage Donezk hängen etwa 400 bis 500.000 Menschen ab.“ Etwa 90 Prozent dieser Menschen leben in der Volksrepublik Donezk. „Von dem Wasser hängen Menschen auf dieser Seite in Donezk und auf der anderen Seite in Awdejewka ab. Das sind sehr viele Menschen. Wenn wir unseren Betrieb einstellen, merken das die Menschen sofort.“

Weiter erzählt der Direktor: „Wir gerieten schon viele Male unter Beschuss. Auf uns wurde schon aus allen Waffen gefeuert, die es gibt. Artillerie, Panzer und Raketenwerfer schossen auf uns. Die Granatwerfer rechne ich schon gar nicht mit. Es gab eine ungezählte Zahl Granaten des Kaliber 120 und 80 Millimeter, die auf uns abgeschossen wurden. In unserer Wasserfilter-Anlage wurde jedes Gebäude mindestens dreimal getroffen und im Durchschnitt sieben bis achtmal.

Seit vier Jahren bauen wir alles wieder auf, nehmen alles wieder in Betrieb. Da steht nicht nur ein Gebäude. Das ist ein ganzer Komplex. Dort braucht man Elektrizität, Wasserversorgung, eine Heizung. Wir haben eine autonome Gasheizung. All das war zerstört. Wir haben das alles wiederhergestellt und es wurde erneut zerstört. Dieser Prozess läuft unendlich.“

Ob es für die Mitarbeiter der Trinkwasser-Anlage irgendeinen Schutz gäbe, zum Beispiel die Mauern der Gebäude, frage ich. Der Direktor antwortet: „Als wir beschossen wurden, befanden wir uns im Luftschutzkeller. Natürlich nicht immer, aber bei starken Beschießungen, als mit Raketenwerfern und Panzern auf uns geschossen wurde.“ Ob die Mitarbeiter Masken hat, wollte ich wissen. „Das Chlor war zu diesem Zeitpunkt komplett abgestellt. Natürlich haben wir Schutzmasken. Gewöhnliche Schutzmasken. Die Schutzmasken reichen nur, damit sie das Zentrum der Katastrophe verlassen können. Lange halten sie es dort nicht aus. Die Menschen, die sich im Umkreis von zwei, drei Kilometern befinden, haben keine Chance.

Die ruhigsten Monate in den letzten vier Jahren waren September und Oktober 2015. Es gab sogar Monate wo wir tagsüber im Luftschutzkeller saßen. Und es gab Monate wo wir tagelang im Luftschutzkeller saßen.“ Die gefährlichsten Minuten für die Mitarbeiter sind die täglichen Wege zur Filter-Anlage und zurück nach Hause.

Anfang Juni stellte OSZE-Beobachtermission fest, dass es in der Gegend um die Filteranlage täglich über 100 Waffenstillstandsverletzungen gibt, weshalb man die verstärkte Beobachtung der Anlage einstellen müsse. Denn man könne die Mitarbeiter der OSZE nicht in Gefahr bringen.

Schüsse auf einen Zubringer-Bus mit Arbeitern

Am 17. April 2018, als ein Autobus mit Mitarbeitern von der Wasser-Filter-Anlage abfuhr, wurde im hinteren Teil des Autobusses eine Haltestange von einer Kugel getroffen. Durch Splitter wurden fünf Menschen verletzt. Am 7. März gab es eine Beschießung. Ein Fahrzeug mit Treibstoff war auf dem Weg zu uns. Das Fahrzeug wurde beschossen. Das Fahrzeug wurde von fünf Geschossen getroffen. Die Fahrzeugkabine blieb aber unversehrt. Der Fahrer überlebte die Beschießung.

Ich frage den Direktor, ob man der OSZE nicht vorschlagen könne, eigene Mitarbeiter zur Aufsicht in die Wasserfilter-Anlage zu schicken. Ja, das habe man der OSZE vorgeschlagen, aber diese habe geantwortet, „wir sind eine gesellschaftliche Organisation. Wir haben damit nichts zu tun.“

Die Presseabteilung der OSZE-Beobachter in Kiew erklärte auf meine Nachfrage, es sei „nicht Aufgabe der Beobachter-Mission für die Sicherheit zu sorgen.“ Nur die beiden Konfliktparteien könnten für die Sicherheit der Zivilbevölkerung und der Arbeiter in der Filter-Anlage sorgen. Beide Seiten müssten die Verpflichtungen erfüllen, die in Minsk vereinbart wurden. Ein Waffenstillstand sei unabdingbar. Die schweren Waffen und Militärpersonal müssten abgezogen und die Gegend um die Wasserfilteranlage von Minen gereinigt werden.

Die besonders gefährliche Lage für die Mitarbeiter der Filteranlage entstand erst 2017, als die ukrainische Armee neues Gebiet zwischen den Fronten eroberte. Seitdem stehen die ukrainischen Truppen direkt an der eineinhalb Kilometer langen Straße, die von der Fernstraße Donezk-Gorlowka abzweigt und zur Wasserfilter-Anlage führt.

Ich frage Akulow, ob seine Frau ihn zur Arbeit fahren lässt. Der Direktor lächelt und scherzt: „Meine Frau sagt das Allerschlechteste. Aber in meiner Familie entscheide ich.“ Deshalb fahre er zur Arbeit. „Ich konnte die Wasserfilter-Anlage 2014 nicht einfach im Stich lassen. Das sind meine Leute. In meinem Verantwortungsbereich arbeiten 110 Menschen. In der Wasser-Filter-Anlage arbeiten 80 Personen. Die Übrigen arbeiten in anderen Objekten.“

Ob seine Kinder stolz auf ihren Papa seien, will ich wissen. Akulow antwortet, „ja, sie sind stolz.“

Noch versucht die ukrainische Armee mit ihren Beschießungen der Wasser-Filteranlage von Donezk den Menschen Angst einzujagen und die Volksrepublik zu zermürben. Die Schuld für die Zerstörungen an der Wasser-Filter-Anlage wird ohne jeden Beweis der Volksrepublik Donezk zugeschoben. Die Anlage, welche die Bevölkerung zu beiden Seiten der Trennlinie mit Wasser versorgt, könnte eine Brücke des Friedens sein, wenn Kiew sich nicht querstellen würde.

In Donezk und Lugansk wurde das erst Mal seit 2014 wieder gewählt

veröffentlicht in Telepolis89 am 13. November 2018

Nach Meinung des russischen Präsidenten-Sprechers widersprachen die Wahlen nicht dem Minsker Abkommen, welches „munizipale Wahlen“ vorsieht.

In den Volksrepubliken Donezk und Lugansk wurden am Sonntag – das erste Mal seit 2014 – wieder Präsidenten und Parlamente gewählt. Die Wahlen verliefen ruhig. An der Front zur Ukraine gab es keine besonderen Zwischenfälle.

Gewählt wurden die geschäftsführenden Präsidenten der beiden international nicht anerkannten Republiken. Der geschäftsführende LNR-Präsident Leonid Pasetschnik bekam 68,3 Prozent der Stimmen, sein Amtskollege in der DNR, Denis Puschilin, 60,85 Prozent der Stimmen. Die Wahlbeteiligung lag mit 77 Prozent in der LNR und 80,1 Prozent in der DNR erstaunlich hoch. Erstaunlich deshalb, weil Niemand ein Kopf-an-Kopf-Rennen erwartete und der Sieg der „geschäftsführenden Präsidenten“ absehbar war.

Die unterlegenen Präsidentschafts-Kandidaten in der DNR und der LNR bekamen zwischen 5,9 und sechzehn Prozent der Stimmen. Die unterlegenen Kandidaten waren den Wählern kaum bekannt.

Unter vielen Anhängern des ehemaligen DNR-Präsidenten Aleksandr Sachartschenko, der am 31. August 2018 einem Bombenanschlag Opfer fiel, ist Puschilin nicht besonders beliebt. Im Verhältnis zur Ukraine gilt er ihnen als zu weich. Möglicherweise ist das der Grund für das schwächere Abschneiden von Puschilin im Vergleich zu dem von Pasetschnik erzielten Ergebnis in der LNR.

Ende September 2018 standen auf der Liste der Kandidaten für die Präsidentschaftswahlen in der DNR noch zehn Personen. Doch in den folgenden Wochen hätten die „Kuratoren aus Moskau“ die Liste gekürzt, berichtet das Moskauer Internetportal Vsglyad.ru. Das Ziel sei gewesen maximal „ruhige Wahlen“ zu organisieren. So seien zu den Wahlen in Donezk zwei Kandidaten nicht zugelassen worden. Pawel Gubarjow, der im Februar 2014 auf einer Kundgebung in Donezk unter freiem Himmel als „Volksgouverneur“ gewählt worden war, wurde seine frühere Mitgliedschaft bei der russischen rechtsextremistischen „Russische Nationale Einheit“ zum Verhängnis, dem Kandidaten Aleksandr Chodakowski, seine früheren engen Beziehungen zu dem jetzt in Kiew lebenden Oligarchen Rinat Achmetow.

Bei den Wahlen für den LNR-Volksrat – er hat 50 Sitze – siegte die von Leonid Pasetschnik geführte Organisation „Frieden für das Lugansk-Gebiet“ mit 74,12 Prozent der Stimmen. Die von Denis Puschilin geführte Organisation „Republik Donezk“ erhielt 72,5 Prozent der Stimmen.

Was waren die Motive der Wähler?

In einer Reportage der ARD-„Tagesschau“ wurde der Eindruck erweckt, die Wähler in Lugansk seien mit verbilligten Lebensmitteln an die Wahlurnen gelockt worden. Auch die liberale russische Tageszeitung Kommersant berichtete, die Teilnahme an den Wahlen sie durch zahlreiche begleitende Maßnahmen attraktiver gemacht worden. Vor den Wahllokalen wurden verbilligte Lebensmittel verkauft. Für die Kinder der Eltern, welche zur Wahl gingen, konnten kostenlose Zeichen- und Tanzkurse besuchen.

Doch der Autor dieser Zeilen hat nicht den Eindruck, dass diese Maßnahmen wahlentscheidend sind. Schon seit Sowjetzeiten begeht man Wahltage in feierlicher Stimmung. Indem die Menschen überhaupt zur Wahl gingen, zeigten sie, dass sie sich dem Aufruf aus Kiew, nicht zur Wahl zu gehen, nicht beugen. Und sie gaben ihrer Hoffnung Ausdruck, dass es bald zu einer Vereinigung mit Russland kommt, wodurch die militärischen Angriffe der Ukraine gestoppt und der wirtschaftliche Wiederaufbau der „Volksrepubliken“ erleichtert wird.

Vor den Wahlen in den Volksrepubliken hatte der ukrainische Geheimdienst SBU in den Orten nahe der Grenze zu den Volksrepubliken Plakate aufhängen lassen, mit der Aufforderung, sich nicht an „ungesetzlichen Wahlen“ zu beteiligen.

Viele Menschen, die zur Wahl gingen, erhofften sich wohl auch, dass es in den Volksrepubliken stabil bleibt. Denn am 31. August war der DNR-Präsident Aleksandr Sachartschenko - mutmaßlich durch eine von einer ukrainischen Terrorgruppe gelegte Bombe - getötet worden.

Wer sind die Wahlsieger?

Denis Puschilin hat in der DNR seit 2014 Ämter in der Führung der DNR. Der 37jährige stammt aus dem Gebiet Donezk. Von 2015 bis 2018 war er Vorsitzender des DNR-Volksrates. Außerdem ist er ständiger Vertreter der DNR bei der Kontaktgruppe in Minsk, wo über die Details der Umsetzung des Minsker Abkommens verhandelt wird.

Der in der LNR gewählte Leonid Pasetschnik war den Wählern – wie Puschilin – seit Langem bekannt. Der 48 Jahre alte Pasetschnik war von 2014 bis 2017 Minister für Staatssicherheit. Er hatte das Amt des geschäftsführenden LNR-Präsidenten im November 2017 angetreten, nachdem der seit 2014 amtierende LNR-Präsident Igor Plotnizki „aus Gesundheitsgründen“ zurückgetreten war. Nach anderen Meldungen hatte es in Lugansk ein Palastrevolte gegeben, in deren Folge der in der Ukraine geborene Plotnizki die Volksrepublik Richtung Russland verließ.

Die „Tagesschau“: „Vorwiegend rechte Wahlbeobachter“

Die ARD-„Tagesschau“ behauptete in einem Vorwort zu einer Reportage aus Lugansk, die aus Europa angereisten Wahlbeobachter gehörten vorwiegend "rechten Parteien" an. Doch was das im Einzelnen für rechte Parteien waren, wurde nicht gesagt. Verschwiegen wurde auch, dass unter den Wahlbeobachtern mindestens zwei bekannte Linke, der italienische Journalist Julietto Kesa und Andreas Maurer von der Partei „Die Linke“, waren.

Auf einer Pressekonferenz der Wahlbeobachter, berichtete Andreas Maurer von einer hohen Wahlbeteiligung. Wer das bestreite, „lügt”. Auch Julietto Kesa zeigt sich beeindruckt. Die Menschen hätten "überzeugt, ruhig und froh" gewählt.

Maurer erklärte, er sei auch als Mensch sehr berührt gewesen, denn ältere Bürger, die schon den Zweiten Weltkrieg miterlebt haben, hätten ihm mit Träne in den Augen gesagt, ´wir wollen in Frieden leben, dies ist unsere Wahl und unsere Entscheidung!´ „Für mich als Mensch und als Jemand, der Deutschland vertritt, war das schwierig, denn mein Land und Frankreich waren in den Staatsstreich in Kiew verwickelt.“ Andreas Maurer war zuvor der während der Verteidigung von Lugansk im Jahre 2014 zerstörte Flughafen der Stadt gezeigt worden.

„Illegale Wahlen“?

Die Wahlen in den Volksrepubliken wurden erwartungsgemäß weder von Kiew, noch von der EU oder den USA anerkannt. Dmitri Peskow, der Sprecher des russischen Präsidenten, erklärte, die Wahlen in den „Volksrepubliken“ widersprächen dem Abkommen von Minsk nicht.

Die ARD -"Tagesschau" leitete ihren Bericht90 über die Wahlen in den "Volksrepubliken" mit den Worten ein, "ungeachtet internationaler Proteste haben die prorussischen Rebellen in der Ostukraine die Bürger zu Wahlen aufgerufen". Die EU-Außenbeauftragte Federica Mogherini habe die Wahlen in den Volksrepubliken für „illegal“ erklärt.

Dieser Satz war verwirrend. Begrüßen und fordern wir Europäer nicht Wahlen, gerade in Gebieten der ehemaligen Sowjetunion? Warum die Wahlen in Donezk und Lugansk nun illegal waren, begründete die Tagesschau nicht.

Direkt aus den „Volksrepubliken“ berichten deutsche Korrespondenten schon seit drei Jahren nicht mehr. Woher sollen also die Zuschauer in Deutschland wissen, dass die Abhaltung von Wahlen dort „illegal“ ist.

Das Vorwort über die „Illegalität“ der Wahlen stand auch in einem merkwürdigen Kontrast zu dem anschließenden Reportage, in der nichts Negatives über den Wahlablauf selbst berichtet wurde.

Diese Art Reportagen politisch in den „richtigen Rahmen“ zu stellen, hat folgenden Grund: Zum einen kann das deutsche Fernsehen, die Wahlen in den „Volksrepubliken“ nur schwer verschweigen, wenn andere, wie alternative Medien, RT und Sputnik über diese Wahlen berichten. Da aber die Bildberichte von vor Ort keine Verletzungen des Wahlablaufes belegen, muss im Vorwort eben klargestellt werden, dass es eben keine Wahlen sind, so schizophren das auch ist.

Das ZDF brachte am Wahltag eine recht anständige Reportage91 über die Wahlen in der DNR, in der einfache Menschen zu Wort kamen, zerstörte Häuser gezeigt werden und auf Phrasen wie "prorussischen Rebellen" verzichtet wurde. Doch die Wende der großen deutschen Medien in der Ukraine-Berichterstattung hin zu Fairness gegenüber den "Volksrepubliken", der Krim und der ukrainischen Opposition war das noch nicht.

Westliche Politiker warnten vor den Wahlen in den „Volksrepubliken“. Wahlen dort könnten nur in Übereinstimmung mit den ukrainischen Behörden durchgeführt werden, wie es auch im Minsker Abkommen vorgesehen ist. (…)

Welches Interesse könnte Russland an einer Zuspitzung haben?

Ukrainische Politiker behaupteten, den Wahlen in den Volksrepubliken würden neue militärische Angriffe gegen die Ukraine folgen. Aleksej Arestowitsch, ein Militär-Experte aus Kiew, hält von diesen Spekulationen nichts. Eine militärische Zuspitzung an der Front zwischen der Ukraine und den Volksrepubliken, sei für Russland nicht nützlich, denn so eine Zuspitzung würde nur „die Popularität des amtierenden Präsidenten der Ukraine erhöhen“, behauptet https://apostrophe.ua/article/politics/2018-11-07/vyiboryi-v-ldnr-rossiya-mechtaet-zapihnut-donbass-nazad-v-ukrainu/21844 der Militärexperte.

Russland versuche den Donbass als „Torpedo“ gegen die Ukraine einzusetzen, schreibt der ukrainische Militärexperte. „Sie wollen uns den Donbass reinschieben, damit dann ein Prozess der Föderalisierung in der Ukraine und danach eine Finnlandisierung beginnt. Nach ihrem Plan sollen wir uns in einen schwachen neutralen Staat umwandeln, der die Garantie dafür gibt, dass dieser Staat nicht der Nato und der EU beitritt und von Russland abhängig ist.“ (…)

„Die Leute stehen Schlange nach einem russischen Pass“

Eine Frau aus Donezk erzählt von Beschießungen und großem Andrang wegen russischen Pässen

veröffentlicht am 19. Juli 2019 in Telepolis92

(…) Wie das Leben heute in Donezk ist, frage ich Olga. Die etwa 55 Jahre alte Frau, die ihr ganzes Leben in Donezk wohnte, antwortet: "Es ist schwieriger geworden. Es wird wieder geschossen." Gemeint sind die Beschießungen an der sogenannten "Kontaktlinie", der Front also, die am nördlichen Stadtrand von Donezk verläuft.

Olga lebt seit einiger Zeit in Moskau, wo sie sich Geld als Verkäuferin verdient. "Die Stadt Donezk ist leerer geworden", sagt sie. "Viele sind nach Kiew, Moskau, St. Petersburg oder auf die Krim gefahren, um Geld zu verdienen. Immerhin sieht die Stadt gepflegt aus. Die Straßen sind sauber und es gibt gepflegte Rosenbeete."

Anfang Juli war Olga zwei Wochen auf Urlaub in ihrer Heimatstadt Donezk. In ihrem Haus am Nordrand von Donezk konnte sie nicht wohnen. "Das Haus liegt in der Nähe des Flughafens, nicht weit von der Frontlinie. Da ist es zu gefährlich." Deshalb wohnte sie bei einer Freundin im Stadtzentrum.

Womit wird geschossen?, frage ich Olga. Sie antwortet: "Mit schwerer Artillerie. Die Ukraine hat Truppen an die Grenze verlegt. Man hört die Schüsse bis in die Innenstadt. Es geht morgens um vier los, verebbt dann und flammt am Tage immer wieder auf. Und dann gibt es abends nochmal Beschüsse." Ob die Streitkräfte der international nicht anerkannten Volksrepublik Donezk (DNR) zurückschießen? "Vermutlich ja, aber genau kann ich das nicht sagen." (….)

"114 Euro ist ein guter Monatslohn"

In den "Volksrepubliken" ist der russische Rubel das offizielle Zahlungsmittel. Was die Leute verdienen?, will ich von Olga wissen. "Die Löhne sind erbärmlich niedrig. 8.000 Rubel (114 Euro) im Monat ist schon ein guter Lohn. Ein Abteilungsleiter verdient 20.000 Rubel (285 Euro). Ein Rentner bekommt 3.000 Rubel (42 Euro) im Monat." Bergarbeiter verdienen vermutlich mehr. Als der Autor dieser Zeilen 2015 einen Kohleschacht in der Stadt Makejewka besuchte, berichteten ihm Bergarbeiter, sie bekämen umgerechnet 300 Euro im Monat. Doch nicht immer wurde pünktlich gezahlt.

Wie die Menschen bei solchen geringen Einkommen leben können? Die Preise für Grundnahrungsmittel seien niedrig, sagt Olga. "100 Gramm Speck kosten auf dem Markt 100 Rubel (1,4 Euro). In Moskau kosten 100 Gramm Speck 400 Rubel. Ein Brot kostet zehn oder 20 Rubel (28 Cent), in Moskau 60 Rubel. Eine Fahrt mit der Straßenbahn kostet in Donezk (vier Cent). Für Rentner ist der öffentliche Nahverkehr kostenlos. Drogerie-Artikel sind teurer. Meine Freundin, bei der ich im Stadtzentrum wohnte, hat noch einen Garten. Dort baut sie Gemüse an."

Ob die Menschen noch hinter der Volksrepublik Donezk stehen, will ich wissen. Oder wollen sie zurück in die Ukraine? "Auf keinen Fall! Nur nicht das!" sagt Olga. Viele Menschen stünden Schlange, um einen russischen Pass zu bekommen. Das sei nicht einfach. Man müsse erstmal einen DNR-Pass beantragen. Über einen bestimmten Zeitraum müsse man sich dann immer wieder bei dem zuständigen Amt registrieren lassen, um zu zeigen, dass man auch in der "Volksrepublik" wohnt. "Dann kann man einen russischen Pass beantragen. Das Ganze dauert drei Monate."

Ich will ich von Olga wissen, was sie von dem neuen Präsidenten Selenski hält. Sie überlegt nicht lange. "Er ist wie Poroschonko. Er lässt sich wählen und verspricht den Leuten Frieden und Verständigung. Doch dann ändert er seinen Kurs. Ich glaube Selenski ist noch schlimmer als Poroschenko. Eigentlich ist er ja kein Politiker. Er ist unerfahren. Und ich glaube, er wird von bestimmten Kräften gesteuert." (…)

Der Pass-Streit

Die Ukraine versucht die Menschen im umkämpften Gebiet mit allen Mitteln davon abzuhalten, Russen zu werden.

veröffentlicht am 7. Mai 2019 in Rubikon93

Der neue ukrainische Präsident Wolodimir Selenski ringt um die Ukrainer, welche sich für einen russischen Pass interessieren. Er verspricht „Demokratie und Freiheit“. Doch Russland ist für viele Ukrainer wegen Arbeitsplätzen, höherer Löhne und der Abwesenheit von Bandera-Verherrlichung attraktiv. Die westliche Presse deutet Putins Angebot an die Menschen in Donbass — wie immer — als perfides Macht-Manöver. Wie bei den Bewohnern der Krim kann man sich nicht vorstellen, dass sich jemand freiwillig für die Zugehörigkeit zu Russland entscheidet.

Im Herbst 2016 sagte mir eine deutsche Diplomatin bei einer Veranstaltung der deutschen Botschaft in Moskau in einem Gespräch, Putin habe den Menschen im Donbass vorgegaukelt, sie könnten — wie die Bewohner der Krim — schnell russische Staatsbürger werden. Nun sei die Enttäuschung in Donezk und Lugansk groß. Putin habe diese Hoffnung nicht erfüllt.

Typisch Putin. Ein Machtpolitiker eben, der mit den Menschen spielt. So konnte man es die letzten fünf Jahren täglich in deutschen Zeitungen lesen.

Die Diplomatin mit dem großen Mitgefühl für die „betrogenen Menschen“ im Donbass wurde von Putin nun erhört. Es hat zwar ein paar Jahre gedauert, aber am 24. April 2019 — drei Tage nachdem die Ukraine ihren neuen Präsidenten gewählt hatte — unterschrieb der russische Präsident eine Anordnung, nach der Bürger „in einigen Rayons der Gebiete Donezk und Lugansk“ in einem vereinfachten Verfahren, das heißt in drei Monaten, russische Pässe erhalten können.

Was ist der Grund für die plötzliche Ausgabe von russischen Pässen?

In Moskau hat man offenbar keine Hoffnung, dass der neugewählte Präsident der Ukraine, Wolodimir Selenski, sein Versprechen einhält und den Krieg im Donbass beendet. In der Endphase des Wahlkampfs hatte Selenski seine Friedensankündigung bereits relativiert. Er hatte erklärt, die Krim und die von Separatisten kontrollierten Gebiete in der Ostukraine gehörten zur Ukraine. Einen Autonomiestatus für den Donbass und eine Amnestie für Kämpfer im Donbass werde es nicht geben.

Damit hatte der Präsidentschaftskandidat deutlich gemacht, dass das Minsker Abkommen, in dem sowohl der Autonomiestatus als auch die Amnestie festgeschrieben sind, für ihn nichts zählt.

Unmissverständlich waren auch die Worte von Kurt Volker, dem US-Sonderbeauftragten für die Ukraine. Dieser hatte während des Wahlkampfs in der Ukraine erklärt, Amerika werde „lange in der Ukraine bleiben“. Der Vorsitzende des Komitees für internationale Beziehungen des russischen Unterhauses, Leonid Sluzki, erklärte, die Ukraine bleibe „ein Gebiet, welches von außen gelenkt wird.“ Nach Meinung von Sluzki wollen die USA keinen Frieden in der Ukraine. Washington werde die Ukraine weiter zu einer Fortführung des Konflikts im Donbass provozieren, um an der russischen Grenze eine Zone der Spannung aufrechtzuerhalten.

Noch hat Russland die „Volksrepubliken“ nicht anerkannt

In seinem Erlass vom 24. April hatte Putin erklärt, die Bürger „in einigen Rayons der Gebiete Donezk und Lugansk“ könnten russische Pässe im vereinfachten Verfahren beantragen. Das Wort „Volksrepubliken“ vermied der Kreml-Chef in seinem Erlass.

Die „Volksrepubliken“ wurden von Russland bis heute nicht anerkannt. Die Anerkennung wäre eine Verletzung des Minsker Abkommens, welches einen Autonomie-Status der von Separatisten gehaltenen Gebiete in der Ukraine vorsieht.

Moskau möchte vermeiden, dass es vom Westen wegen der Verletzung des Minsker Abkommens an den Pranger gestellt wird. Doch sollte Kiew weiter die „Volksrepubliken“ militärisch angreifen und das Leben von neuen, russischen Staatsbürgern im Donbass in Gefahr bringen, wird eine Anerkennung der „Volksrepubliken“ durch Russland wahrscheinlich, meint der Autor dieser Zeilen.

Vorstellbar sei bei einer Zuspitzung des Konflikts im Donbass, dass Russland dort Militärbasen einrichtet, um die ukrainischen Angriffe effektiv abwehren zu können, schrieb das Moskauer Massenblatt „Komsomolskaja Prawda“.

An den russischen Pass werden im Donbass große Hoffnungen geknüpft

Auf die Möglichkeit, russische Staatsbürger zu werden, haben die meisten Bürger der „Volksrepubliken“ schon seit 2014 gewartet. Vom russischen Pass versprechen sie sich persönliche Sicherheit, Bewegungsfreiheit, mehr Möglichkeiten für ein gutes Einkommen und eine bessere gesundheitliche Versorgung. Viele Bürger der Volksrepubliken wollen nicht mehr in die Ukraine fahren, weil sie sich fürchten, dort als „Separatisten“ diskriminiert zu werden.

Die Aussicht, mit einem russischen Pass jederzeit nach Russland fahren zu können, um dort eine Ausbildung, eine qualitativ gute medizinische Behandlung zu beginnen oder eine zeitweise Arbeit zur Aufbesserung des Familienbudgets anzunehmen, ist für viele Bürger der Volksrepubliken verlockend.

Deutschland, Frankreich und die USA protestieren gegen russische Pässe

Putins Pass-Erlass für Bürger aus dem Donbass stieß in der Ukraine, in Deutschland, Frankreich und den USA auf scharfen Protest. In einer am 25. April veröffentlichten gemeinsamen Erklärung der deutschen und französischen Regierung heißt es:

„Die vereinfachte Erteilung der russischen Staatsbürgerschaft an die dort lebenden ukrainischen Bürgerinnen und Bürger widerspricht Geist und Zielen der Minsker Vereinbarungen. Dies ist das Gegenteil des jetzt dringend gebotenen Beitrags zur Deeskalation.“

Geflissentlich übersehen haben die westlichen Staaten, dass Russland nicht der einzige Staat ist, der Bürgern der Ukraine Pässe ausstellt. Wladimir Putin wies darauf hin, dass auch Ungarn und Rumänien Pässe an ungarisch- und rumänisch-stämmige Bürger in der Ukraine ausgeben. Polnisch-stämmige Ukrainer können einen speziellen polnischen Ausweis beantragen.

Im Westen der Ukraine dürften Hunderttausende Bürger einen zweiten Pass besitzen, schreibt der Schweizer Tagesspiegel.

Ukrainer dürfen allerdings keine zwei Staatsangehörigkeiten haben. Insofern müssten sich die Ukrainer nach dem Gesetz für eine Staatsangehörigkeit entscheiden. Der stellvertretende ukrainische Minister für „die zeitweise okkupierten Gebiete“, Juri Grymtchak, erklärte, man werde herausbekommen, wer einen russischen Pass beantragt. Ukrainern, welche einen russischen Pass bekommen, müsse man die ukrainische Staatsbürgerschaft entziehen. (…)

Wer war der Aggressor 2008 beim Krieg um Südossetien?

Die großen deutschen Medien meinten zu wissen, was hinter der Ankündigung Putins steckt: Wenn erst die Menschen in den „Volksrepubliken“ russische Pässe haben, hätte die russische Führung einen Vorwand, um Panzer zu schicken und die „Volksrepubliken“ an das russische Territorium anzuschließen. „Genauso“ sei es 2008 in Südossetien gelaufen.

Wie es jedoch 2008 tatsächlich zum Krieg in Südossetien kam, verschweigen diese Medien. Südossetien hatte sich schon 1991 von Georgien abgespalten und existierte seitdem mit russischer Unterstützung unabhängig von Georgien. Es stimmt, dass 2008 viele Menschen in Südossetien russische Pässe hatten. Doch die russischen Panzer kamen erst, nachdem die georgische Armee im August 2008 auf Befehl des damaligen Präsidenten Michail Saakaschwili versuchte, Südossetien militärisch ins „Vaterland“ Georgien zurückzuholen. Bei dem georgischen Angriff wurden russische Staatsbürger und Angehörige einer russischen Friedenstruppe getötet, die im Rahmen einer georgisch-russischen Vereinbarung seit Anfang der 1990er Jahre in Südossetien stationiert war.

Sechs Millionen Ukrainer könnten russische Staatsbürger werden

Nach dem Putin-Erlass vom 24. April folgte am 1. Mai ein zweiter Erlass des russischen Präsidenten. Dieser sieht vor, dass nicht nur die Menschen im Donbass einen russischen Pass beantragen können, sondern noch weitere Gruppen von Ukrainern: Bürger der Ukraine, die ein Aufenthaltsrecht oder ein Wohnrecht in Russland haben oder als Flüchtlinge dort registriert sind. Weiterhin können Personen, die auf der Krim geboren wurden, aber am 18. März 2014, dem Tag des Beitritts der Krim zu Russland, außerhalb der Halbinsel wohnten, nun russische Pässe erhalten.

Nach Angaben des russischen Innenministeriums leben in Russland 2,3 Millionen Ukrainer. Die meisten von ihnen sind Arbeitsmigranten. Ein kleinerer Teil sind politische Flüchtlinge. 330.000 Ukrainer, die in Russland leben, haben bereits einen russischen Pass beantragt. (…)

Faktisch bedeuten die beiden Putin-Erlasse, dass Russland in nächster Zeit bis zu sechs Millionen neue Staatsbürger bekommt. Diese könnten die Arbeitsmigranten aus Mittelasien ersetzen, meinen Experten im russischen Internet. Im Gegensatz zu diesen Migranten seien die Ukrainer gut ausgebildet und mit der russischen Kultur vertraut. Ihre Eingliederung in die russische Gesellschaft wäre wirtschaftlich ein Gewinn.

Selenski preist „ukrainische Demokratie“ als Beispiel für postsowjetische Staaten

Der russische Präsident hatte die Ausweitung seines ersten Pass-Erlasses bereits am 27. April auf einer Pressekonferenz in Peking angekündigt. Durch die Ankündigung fühlte sich der neugewählte ukrainische Präsident herausgefordert. Noch am gleichen Tag antwortete Selenski Putin via Facebook; er schrieb: Nur Menschen, „die russische Propaganda glauben“ und diejenigen, die sich „vor Strafverfolgung schützen wollen“, würden auf das russische Pass-Angebot hereinfallen. In der Ukraine gäbe es im Gegensatz zu Russland „Pressefreiheit“ und ein „freies Internet“. Ein russischer Pass garantiere nur, dass man „bei einem friedlichen Protest verhaftet wird“ und dass man „keine freien Wahlen hat“.

Die „Mission der Ukraine“ sei es, in den ehemals sowjetischen Ländern „ein Beispiel zu werden für Demokratie“. Man werde „die ukrainische Staatsbürgerschaft allen anbieten, die bereit sind, für die Freiheit zu kämpfen“ und die „unter autoritären und korrupten Regimen leiden, insbesondere den Russen.“

Gut gebrüllt, kann man da nur sagen. Die Ukrainer brauchen vor allem Arbeit und Einkommen. Beides finden sie in ihrer Heimat nur sehr schwierig. Dass es in der Ukraine politische Freiheit gibt, ist eine Mär. Politisch Andersdenkende werden von vornherein beschuldigt, dass sie von Russland bezahlt würden. Nicht wenige Andersdenkende und Oppositionelle wurden schon Opfer rechtsradikaler Bataillone oder sitzen in ukrainischen Gefängnissen.

Selenski hat im Unterschied zu seinem Vorgänger Petro Poroschenko bisher auf ukrainisch-nationalistische Rhetorik verzichtet. Offenbar hält er sich aber für so etwas wie einen Heilsbringer für Russland. Unmittelbar nach seinem Wahlsieg erklärte der neugewählte Präsident, die Ukraine sei für alle ehemaligen Republiken der Sowjetunion ein Beispiel für Demokratie. Selenski spekuliert mit solchen Äußerungen vor allem auf Beifall unter den Anhängern des russischen Oppositionsführers Aleksej Navalny und Angehörigen der städtischen russischen Mittelschicht, die kritisch zu Putin stehen.

Putin reagiert auf das Pass-Angebot von Selenski mit Humor

Die Ausgabe ukrainischer Pässe für Russen sei „sehr gut“, erklärte der russische Präsident. Das zeige, „dass wir uns wahrscheinlich einigen werden, weil wir viel Gemeinsames haben“. Russen und Ukrainer seien „Brudervölker“ und eigentlich „ein Volk“.

Auf die Nachfrage eines Journalisten, was er genau meine, erklärte der russische Präsident: „Wenn die Ukraine Pässe an die Russen ausgibt und Russland den Ukrainern Pässe und die Staatsbürgerschaft gibt, dann werden wir früher oder später das erwartete Ergebnis haben. Alle werden eine gemeinsame Staatsbürgerschaft haben. Das kann man nur begrüßen.“

Selenski antwortete auf das Gedankenspiel des russischen Präsidenten so, als sei er nie Komiker gewesen. Auf Facebook schrieb Selenski, er habe „viel darüber nachgedacht“, was es an Gemeinsamem zwischen Russland und der Ukraine gibt. Die Realität sei so, dass es nach der „Annexion der Krim und der Aggression im Donbass“ nur noch eine Gemeinsamkeit gäbe, „die Staatsgrenze“. Russland müsse „jeden Millimeter“ Boden zurückgeben. Erst dann könne man „nach Gemeinsamem suchen“. (…)

Wie ein kurzer Sonnenstrahl

Russland An der Bucht von Taganrog haben Flüchtlinge aus dem Osten der Ukraine Zuflucht gefunden – ein Asyl auf Zeit

veröffentlicht am 23. März 2016 in „der Freitag“94

Durch die kahlen Bäume im Park des Kinderheims Romaschka pfeift Seewind von der Taganrog-Bucht her. Ab und zu dringen ein paar Sonnenstrahlen durch die Wolken. Im Sommer kann man in dieser Gegend im Südwesten Russlands wunderbar im Asowschen Meer schwimmen. Das Wasser ist nicht tief, ideal für Kinder, warm und weich. Baden in der Lagune wollen irgendwann auch Flüchtlinge aus der Ostukraine, die im Kinderheim Romaschka Zuflucht gefunden haben.

Das Haus liegt auf einer Halbinsel im Neklinowski-Bezirk, keine 30 Kilometer von der Grenze zur Ukraine entfernt. Gut 120 Menschen, vor allem Frauen und Kinder, kamen hier unter – in einem renovierten Gebäude mit pastellgrünem Anstrich und schwarzen Fensterrahmen. Jede Familie habe ein Zimmer für sich und werde kostenlos versorgt, erzählt die 29-jährige Jekaterina, die mit ihren beiden Söhnen eigentlich in der Stadt Krasnodon nahe Lugansk zu Hause ist.

Seit Beginn des ukrainischen Bürgerkrieges im April 2014 verlief durch das Rostower Gebiet, zu dem Taganrog gehört, ein Korridor für Hunderttausende aus dem Donbass, die für kurze Zeit oder länger Schutz in Russland suchten. Laut föderaler Migrationsbehörde wurden bis Ende 2015 2,6 Millionen ukrainische Bürger aufgenommen, darunter sind die meisten – etwa 1,1 Millionen – aus dem Südosten. Davon wollten gut 200.000 für immer im Nachbarland bleiben, heißt es in Moskau. Im Oktober nun hat die russische Regierung die höchstzulässige Zeit für den Aufenthalt ukrainischer Staatsbürger in Russland von 90 auf 60 Tage heruntergesetzt. Diese Regelung gilt auch für Flüchtlinge, sofern sie sich nicht um die russische Staatsbürgerschaft bemühen oder über eine Arbeitserlaubnis verfügen.

Wanderer zwischen Krieg und Frieden

Bisher leben die meisten Migranten bei Verwandten. So hat die Gebietsverwaltung im Bezirk Rostow 27.800 Neubürger registriert, von denen aber nur etwa 700 in Notunterkünften wie dem Romaschka-Heim untergebracht werden mussten. Die dort wohnenden Flüchtlingskinder besuchen die Schule im Dorf Solotaja, sie bekämen Bücher umsonst und seien neu eingekleidet, erzählt Jekaterina. Manche Spende käme von Privatpersonen oder von der russisch-orthodoxen Kirche.

Im Moment sitzt Jekaterina auf gepackten Koffern. Sie muss das Feld räumen. Im Frühjahr sollen in einem Teil der Räume wieder Kinder aus Russland unterkommen, die am Asowschen Meer ihre Ferien verbringen. Jekaterina wird entweder in die Ostukraine zurückkehren oder sich in ein anderes Flüchtlingsheim einweisen lassen. „Wir sind alle nicht begeistert“, meint sie. Man bleibe ein schutzloser Wanderer zwischen Krieg und Frieden und vom Wohlwollen der Behörden abhängig.

Auf einem der langen Korridore sitzt eine Großmutter in weinrotem Pullover mit ihrem Enkel, dem dreijährigen Kolja, auf dem Arm. Der Kleine meidet jeden Blickkontakt mit Fremden und sagt keinen Ton. „Zuerst dachten wir, dass er überhaupt nicht mehr sprechen lernt. Erst im Dezember hat er damit angefangen, ein paar Worte zu sagen“, erzählt die Babuschka. Der Grund für diese Störung liegt nach ihrer Meinung auf der Hand. „So klein er noch war – er hat alles gesehen. Neben unserem Haus wurde ein Wohnheim bombardiert, von dem nicht viel übrig blieb. Wenn er das Geräusch eines Flugzeuges hört, versteckt er sich bis heute unter meinem Bett.“ Ihre Tochter sei allein und arbeite jetzt in der Stadt Rostow. „So können wir wenigstens Windeln für Kolja kaufen.“ Die brauche man, auch wenn ihr Enkel schon drei Jahre alt sei, aber viele Kinder seien leider traumatisiert.

Einer der wenigen ukrainischen Männer im Heim ist Denis. Der 29-Jährige erzählt, er sei ohne Vater aufgewachsen, mit seiner Mutter geflüchtet und von Beruf Systemadministrator. Er suche intensiv nach Arbeit. Sobald er Erfolg habe, werde er die russische Staatsbürgerschaft beantragen. „Natürlich würde ich gern in meine Heimat, in den Ort Jubilejnoje, zurückkehren. Nur hatten wir das Pech, dass unser Haus auf einer offenbar strategisch wichtigen Anhöhe am Rande der Stadt Lugansk lag und durch Beschuss zu Bruch ging. Als die ukrainische Nationalgarde den Ort einnehmen wollte, gab es Gefechte, und das tagelang. Danach war Jubilejnoje ein Schutthaufen.“ Die Opoltschenzi (Aufständische) hätten die Bewohner dann evakuiert. Um wen handelte sich dabei genau, will ich wissen. „Das waren Leute direkt aus Lugansk, darunter ein paar Freunde von mir. Hier in Russland habe ich den Kontakt zu ihnen verloren.“

„Naziki“ und „Karateli“

An der Pforte des Heims sitzt eine Gruppe älterer Frauen aus dem Dorf Krasnyj Jar, das wie Jubilejnoje auf dem Gebiet der nicht anerkannten Volksrepublik Lugansk liegt. „Wir lebten dort praktisch an der Front“, sagt eine Frau mit schlohweißem Haar und roter Hose, die sich auf ihren Krückstock stützt. „Die Naziki hatten ihre Stellungen drei Kilometer von unserem Dorf entfernt. Wir sahen sie, und sie sahen uns. Was sie über uns dachten, wissen wir nicht. Wir wollen einfach in Frieden leben und unsere Kinder großziehen.“ Mit „Naziki“ (Nazis) oder „Karateli“ (Strafbatailloner) sind Soldaten des nationalistischen Freiwilligenkorps Aidar gemeint, das im August 2014 das Dorf Krasnyj Jar mit Panzergranaten beschossen hat. Die Frau mit dem Krückstock erinnert sich, ihre Kinder seien auf der Flucht „vor den Naziki“ zusammen mit 130 anderen in eine Kirche gesperrt worden. „Ohne Wasser. Sie wollten die Kirche anzünden.“ Zum Glück ist es aber nicht dazu gekommen. Und jetzt? Wo sollen wir hin? Wieder in Häuser ziehen, in denen es kein einziges Fenster mehr gibt, dafür jede Menge zerschossener Dächer?“

Wenigstens helfe inzwischen das Internationale Rote Kreuz, damit sie irgendwann zurückkämen. Es seien Balken, Holzplatten, Schiefer und Nägel geliefert worden. Lebensmittel schicke Russland. Trinkwasser werde es vorerst nicht geben. „Das müssen wir dann eben wie Pferde in unsere Häuser schleppen“, sagte eine vielleicht 70-jährige Rentnerin. Bis es so weit sei, wollten sie im Flüchtlingsheim bleiben. Schließlich bekämen sie hier Medikamente umsonst. Daran wäre zu Hause, in Krasnyj Jar, nicht im Traum zu denken.

In einer anderen Sitzecke komme ich mit der 60-jährigen Raissa Iwanowna ins Gespräch. Einst war sie Chefbuchhalterin des Quecksilber-Kombinats von Gorlowko, einer Stadt nordöstlich von Donezk und damit an der Waffenstillstandslinie. „Ich habe bis zum Schluss gearbeitet“, erzählt Raissa mit ihren weißblonden Locken nicht ohne Stolz. Irgendwann ging es nicht mehr. „Unser Verwaltungsgebäude wurde bombardiert und zerstört.“ Das Unternehmen mit einst 3.000 Mitarbeitern sei derzeit stillgelegt. Es werde nur noch Wasser aus den Schächten abgepumpt, das sei alles.

Raissa lebte am Stadtrand von Gorlowka. „Die Stadt wird bis heute beschossen“, erzählt sie. Nur im Zentrum sei es ruhig, „besonders dann, wenn die OSZE zur Beobachtung eintrifft“, fügt sie lachend hinzu. Wo ihr Haus stehe, gebe es ständig Angriffe von kleineren ukrainischen Einheiten. Darum und weil ihr Mann herzkrank sei, hätten sie fliehen müssen.

Ein Jahr im Keller, wegen panischer Angst

Nicht die ganze Familie von Raissa blieb während der Bombardierungen bei klarem Verstand. Eine Schwester wurde psychisch krank. „Wegen der Angriffe saß sie anderthalb Jahre im Keller und wollte irgendwann nicht mehr raus. Mein Sohn hat uns dann für drei Monate auf die Krim geholt, bevor es nach Russland, hierher in die Bucht von Taganrog ging.

Was jetzt in der Ukraine passiere, sei vergleichbar mit dem, was man über den Bürgerkrieg von 1918 in Russland nachlesen könne, meint Raissa. „Viele Familien sind in zwei Lager gespalten. Die ukrainische Propaganda behauptet, in Donezk und Lugansk lebten seit jeher Separatisten. Dabei waren das früher die beiden am stärksten industrialisierten Gebiete, von denen das ganze Land ernährt wurde.“ Und ihre Freundin Natalja wirft ein: „Wenn die Ukraine sich von uns abgetrennt hätte, hätten wir sie nicht daran gehindert.“

Dass die Grenze zwischen Russland und den beiden Volksrepubliken Donezk und Lugansk – wie im Minsker Abkommen vorgesehen – jemals wieder unter Kontrolle der Ukraine gerät, glauben die Frauen nicht. „Nach so vielen Toten ist das unmöglich“, glaubt Raissa. Und überhaupt, sie wolle Staatsbürgerin Russlands werden. Der Oligarch Petro Poroschenko sei nicht ihr Präsident.

Die 36-jährige Natalja will mit den drei Kindern in ihr Dorf Bestschanoje bei Donezk heimkehren. Noch habe sie Angst. „Es wird weiter geschossen. Aber die Kinder zieht es nach Hause. Sie haben dort ihre Freunde.“ Nach der Flucht im Sommer 2014 lebte sie zunächst in einem Zeltlager, im Winter dann in einer festen Unterkunft. Viele Flüchtlinge habe es in Russland bis weit in den Fernen Osten verschlagen, um Arbeit und Wohnraum zu finden. Eine Freundin habe Arbeit in einer Brotfabrik gefunden. „Wer in Russland arbeiten will, findet auch Arbeit“, wirft Raissa ein, mit ihren 60 Jahren die älteste und erfahrenste Frau in der Gruppe.

Beim Rundgang durch das Flüchtlingsheim werde ich von Alexander Tretjakow aus der Verwaltung des Neklinowski-Bezirks begleitet. Er erzählt, im Vorjahr selbst drei Familien aus der Ukraine aufgenommen zu haben. Besonders erschüttert sei er von einer Erfahrung, die er eines Nachts machen musste, als die ersten Flüchtlingskinder im Heim ankamen. „Da startete in der Stadt Taganrog ein Flugzeug. Die Kinder liefen augenblicklich auseinander, versteckten sich hinter Bäumen oder warfen sich auf den Boden. Ich habe geweint. Manche haben wir lange gesucht.“

„Hoffentlich fängt der Krieg nicht wieder an“, sagt die Frau mit dem schlohweißen Haar aus dem Dorf Krasnyj Jar. Sie hat in den letzten beiden Jahren viel durchmachen müssen. Das Leben im Kinderheim an der Taganrog-Bucht ist da wie ein kurzer Sonnenstrahl.
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Chronologie

1917 -1920

22. Januar 1918: Gründung der Ukrainischen Volksrepublik auf den Gebieten, die bis dahin zum Russischen Kaiserreich gehörten.

28. Januar 1918: In Charkow wird auf der 4. Gebiets-Versammlung der Arbeiter-Abgeordneten des Donezk-Kriworosch-Bassein die pro-bolschewistische Donezk-Kriworosch-Republik gegründet. Das Gebiet umfasste große Teile der Ost-Ukraine, wie Charkow, Donezk, Lugansk und Cherson.

9. Februar 1918: Die Ukraine schließt einen Friedensvertrag („Brotfrieden“) mit den Mittelmächten (Deutsches Reich, Österreich-Ungarn, Osmanisches Reich). „Brotfrieden“ bedeutete militärische Unterstützung gegen Sowjetrussland und im Gegenzug Lebensmittellieferungen aus der Ukraine an Deutschland und Österreich.

18. Februar 2018: Deutsche Truppen und kurze Zeit später österreichische-ungarische Truppen, zogen in die Ukraine ein und erreichen am 18. März 2018 die Grenze der Donezk-Kriworosch-Republik.

17. Februar 1919: Die Donezk-Kriworosch-Republik wird auf Initiative von Lenin aufgelöst.

10. März 1919: Gründung der Ukrainischen Sozialistischen Sowjetrepublik, die 1922 mit Russland, Weißrussland und Transkaukasien die Sowjetunion gründete.

1990/91

16. Juli 1990: Der Oberste Rat der Ukraine erklärt die Souveränität der Ukrainischen Sozialistischen Sowjetrepublik

17. März 1991: Beim UdSSR-weiten Referendum stimmten 70 Prozent der Abstimmenden in der Ukraine für den Erhalt der Sowjetunion. Gleichzeitig bejahten 80 Prozent die zweite, nur in der Ukraine gestellte Frage, dass die Ukraine Bestandteil einer Union souveräner Staaten sein werde.

24. August 1991: Nach dem sogenannten „Putsch“ in Moskau verkündete der Oberste Rat der Ukraine die Unabhängigkeit. Es folgten die Auflösung der Kommunistischen Partei und Gesetze über eigene Streitkräfte.

2013

Dezember 2013: Im Zuge einer großen Demonstration des Maidan wird in Kiew von ukrainischen Nationalisten die Stadtverwaltung besetzt. Im Zuge des Maidan wurde in Kiew 14 Gebäude von staatlichen Stellen, Parteien und Gewerkschaften besetzt.

2014

18./19. Februar 2014: In der westukrainischen Stadt Lviv stecken Nationalisten das Gebäude des Geheimdienstes an. Während der Besetzung der Polizeizentrale von Lviv erbeuten ukrainische Nationalisten 1.175 Pistolen, Kalaschnikow und Scharfschützengewehre.

21. Februar 2014: Die Vereinbarung über die Beilegung der Krise in der Ukraine wird unterschrieben vom Präsidenten der Ukraine, Viktor Janukowitsch, von den Vertretern der ukrainischen Opposition Vitali Klitschko, Oleh Tjahnybok und Arsenij Jazenjuk, sowie dem polnischen Außenminister Radosław Sikorski und dem deutschen Außenminister Frank-Walter Steinmeier.

22. Februar 2014: Staatsstreich in Kiew. Aleksandr Turtschinow wird von der Werchowna Rada zum geschäftsführenden Präsidenten der Ukraine gewählt, obwohl sich der Präsident Viktor Janukowitsch an diesem Tag in der ostukrainischen Stadt Charkow befindet und in einem Fernsehinterview erklärt, er werde nicht zurücktreten.

23. Februar 2014: Die Werchowna Rada ruft das Gesetz über die Regionalsprachen zurück. Nach dem Gesetz war die russische Sprache in den Regionen, in denen mehr als zehn Prozent der Einwohner russischer Abstammung sind, zweite offizielle Sprache

1. März 2014: Offenbar auf Druck westlicher Botschafter setzt Präsident Turtschinow das Gesetz über die Regionalsprachen wieder in Kraft.

16. März 2014: Bei einem Referendum auf der Krim stimmen 96 Prozent der Abstimmenden für eine Vereinigung der Halbinsel mit Russland. Die Wahlbeteiligung lag bei 84 Prozent.6. April 2014: Nach großen Anti-Maidan-Demonstrationen besetzen Demonstranten die Gebietsverwaltungen der ostukrainischen Städte Charkow und Donezk und in Lugansk das Gebäude des Geheimdienstes SBU.

7. April 2014: Gründung der Volksrepublik Donezk (DNR)

8. April 2014 Das Gebäude der Gebietsverwaltung von Charkow wird von ukrainischen Sicherheitskräften zurückerobert. Zahlreiche Besetzer werden festgenommen.

11./12. April 2014: Der ehemalige FSB-Mitarbeiter Igor Strelkow überquert im Gebiet Donezk mit 52 Kämpfern die Grenze der Ukraine.

12. April 2014 Igor Strelkow erobert mit seinen Leuten die Polizeizentrale und den Rat der Stadt Slawjansk und erklärt die Übergabe der Stadt an die „Volksrepublik Donezk“.

12. April 2014 CIA-Direktor John Brennan besucht Kiew. Viktor Janukowitsch erklärte später, dass die Kiewer Regierung nach Beratungen mit Brennan den Entschluss für eine Anti-Terror-Operation in der Ost-Ukraine gefasst hat.

13. April 2014 In den Donbass-Städten Jenakijewo, Makejewka und Mariupol besetzen Anhänger der Volksrepublik Donezk die Stadtverwaltungen ohne, dass die Polizei einschreitet.

13. April 2014 In einer abendlichen Fernsehansprache erklärt der geschäftsführende Präsident der Ukraine, Aleksandr Turtschinow, dass wegen der Ereignisse im Osten des Landes eine Anti-Terror-Operation beginnt.

14. April 2014: Veröffentlichung des Ukas von Präsident Turtschinow über die Durchführung einer "Antiterroristischen Operation" im Donbass.

25. April 2014: In der Stadt Slawjansk wird eine Gruppe von 14 Militärbeobachtern - darunter der deutsche Oberst Axel Schneider – wegen Spionageverdacht von Aufständischen festgenommen. Die Gruppe gibt an, im Auftrag der OSZE unterwegs zu sein, was sich als falsch herausstellt.

27. April 2014: Gründung der Volksrepublik Lugansk

2. Mai 2014: Ukrainische Ultranationalisten zünden das Gewerkschaftshaus von Odessa an, in das sich 400 Regierungskritiker geflüchtet hatten. 42 Regierungskritiker sterben beim Brand im Gewerkschaftshaus.

7. Mai 2014: In Mariupol erobert die ukrainische Nationalgarde das Gebäude des Stadtrates, dass von Anhängern der DNR besetzt worden war. Nach einigen Stunden wurde das Gebäude erneut von DNR-Anhängern besetzt.

9. Mai 2014: In Mariupol wird eine Demonstration zum „Tag des Sieges“ im Zweiten Weltkrieg von ukrainischen Militärs, Nationalgarde und dem Bataillon Asow beschossen. Beschossen wird auch die Innenbehörde, in der sich Polizisten aufhalten, die den Befehl verweigert haben, auf Demonstranten zu schießen. Das Gebäude brennt aus. Sieben Menschen werden getötet, 39 verletzt.

11. Mai 2014: Die Unabhängigkeitserklärungen der "Volksrepubliken" werden in Referenden bestätigt. Die Beteiligung am Referendum lag nach offiziellen Angaben bei 75 Prozent. In der DNR und in der LNR stimmten 89 bzw. 96 Prozent für die Unabhängigkeit.

16. Mai 2014: Der Oberste Rat der DNR wählt den aus Moskau stammenden Politologen Aleksandr Borodai zum Regierungschef.

25. Mai 2014 In der Ukraine wird der Oligarch und Maidan-Unterstützer Petro Poroschenko zum Präsidenten gewählt.

25. Mai 2014 Der Versuch von Aufständischen den Flughafen von Donezk zu besetzen, wird von ukrainischen Militärs und Kampfflugzeugen zurückgeschlagen. 50 Aufständische sterben bei dem Angriff.

2. Juni 2014 Ukrainisches Kampfflugzeug bombardiert die Gebietsverwaltung von Lugansk. Acht Menschen werden getötet, 28 verletzt.

6. Juni 2014: Erstes Treffen von vier Staatsführern in der Normandie, aus dem in Folge das sogenannte „Normandie-Format“ wurde. An dem Treffen nahmen teil Angela Merkel, François Hollande, Petro Poroschenko und Wladimir Putin.

17. Juli 2014: Östlich von Donezk beim Dorf Grabowo wird eine Boing 777 der Malaysia Airlines abgeschossen. 298 Insassen werden getötet. Das Passagierflugzeug flog auf der Route Amsterdam/Kuala-Lumpur. Kiew und Moskau beschuldigen sich gegenseitig für den Abschuss.

7. August 2014: Der russische Politologe Aleksandr Borodai tritt von seinem Posten als Regierungschef der DNR zurück.

14. August 2014: Der ehemalige FSB-Mitarbeiter Igor Girkin (Strelkow), der mit seinen Leuten die Stadt Slawjansk erobert hatte und dann Verteidigungsminister der Volksrepublik Donezk wurde, tritt – vermutlich auf Druck des Kreml – von seinem Posten zurück.

5. September 2014: In Minsk wird ein Protokoll unterzeichnet, welches später als „Minsk I“ in die Geschichte eingeht. Das Protokoll fixiert einen Waffenstillstand für die Ost-Ukraine. An den Beratungen waren beteiligt die Ukraine, die OSZE und Russland.

2. November 2014: Bei Wahlen in Donezk und Lugansk werden die Parlamente und die Leiter der Republiken gewählt für vier Jahre gewählt. Als Leiter von DNR und LNR werden Aleksandr Sachartschenko (78 Prozent der Stimmen) und Igor Plotnizki (77 Prozent) gewählt. Von den 100 Abgeordnetensitze im Volksrat erhält die Liste „Freies Donbass“ 32 Sitze und „Republik Donezk“ 68 Sitze. Die 50 Sitze im Volksrat von Lugansk entfallen auf „Frieden dem Lugansk-Gebiet“ (35 Sitze) und „Lugansker Wirtschaftsunion“ 25 Sitze.

28. November 2014: Die Ukraine zieht staatliche Einrichtungen und Banken aus den Territorien der DNR und LNR ab. Die Volksrepubliken stellen die Kohle-Lieferungen an die Ukraine ein.

2015

13. Januar 2015: Bei dem Ort Wolnowacha wird ein Autobus, der von der Zentralukraine nach Donezk fahren wollte, vor der Kontaktlinie mit Raketen beschossen. Zwölf Passagier starben, 18 wurden verletzt. Für den Zwischenfall beschuldigten sich beide Seiten des Konflikts gegenseitig.

21. Januar 2015: Um 7:40 Uhr in der Früh beschießt die ukrainische Armee Raketen vom Typ Uragan und Grad Wohnviertel in der Stadt Stachanow. Sechs Zivilisten – darunter ein Kind – sterben.

22. Januar 2015: Die Aufständischen des Donbass erobern den Großteil des Flughafens von Donezk und des umliegenden Territoriums. Am gleichen Tag bereiten die Aufständischen mit Artilleriebeschuss die Eroberung des Eisenbahnknotenpunktes Debalzewo vor.

3. Februar 2015: Die Aufständischen erobern das westliche Umland der Stadt Debalzewo.

3. Februar 2015: Eine ukrainische Untergrundgruppe beschießt mit einem Granatwerfer eine Autobushaltestelle im Lenin-Bezirk von Donezk. 15 Menschen werden getötet.

12. Februar 2015: Mit „Minsk-2“ wird auf Initiative von Deutschland und Frankreich ein weiteres Waffenstillstandsabkommen zwischen der Ukraine und den Volksrepubliken unterzeichnet. Dem Abkommen vorausgegangen wir die Einkesselung von mehreren Tausend ukrainischen Soldaten im Raum Debalzewo durch Donbass-Aufständische.

17. Februar 2015: Streitkräfte der Volksrepubliken ziehen kampflos in Debalzewo ein.

23. Mai 2015: Aleksej Mosgowoj, Kommandeur des LNR-Freiwilligenbataillons „Prisrak“ wird im Alter von 40 Jahren mutmaßlich von ukrainischen Terroristen während einer Fahrt in seinem Auto getötet.

2016

16. Oktober 2016: Arsen Pawlow (Kampfname „Motorola“), Kommandeur des DNR-Freiwilligenbataillons „Sparta“ wurde im Alter von 33 Jahren durch eine Bombe im Aufzug seines Wohnhauses – mutmaßlich gelegt von ukrainischen Terroristen – getötet.

8. Februar 2017: Michail Tolstych (Kampfname „Givi“), Kommandeur des DNR-Freiwilligenbataillons „Somali“ wird in seinem Büro in Donezk im Alter von 36 Jahren mutmaßlich von ukrainischen Terroristen mit einem „Schmel“-Flammenwerfer getötet.

31. August 2018: Aleskandr Sachartschenko, Präsident der Volksrepublik Donezk, wird in einem Cafe im Zentrum von Donezk im Alter von 42 Jahren von einer Bombe – mutmaßlich gezündet von ukrainischen Terroristen – getötet.

2019

21. April 2019: In der zweiten Runde der ukrainischen Präsidentschaftswahlen siegt der Komiker Wolodymir Selenski mit 73 Prozent der Stimmen gegen den Amtsinhaber Petro Poroschenko, der 24 Prozent der Stimmen erhält.

12. November 2019: Nach langen Verhandlungen ziehen die Ukraine und die DNR ihre Truppen am Dorf Petrowskoje zurück. Dies war eine Vorbedingung dafür, dass das Normandie-Format tagen konnte und es zum ersten Treffen zwischen Putin und Selenski kam.

9. Dezember 2019: In Paris kam es zum ersten Treffen im Normandie-Format seit 2016. Bei der Veranstaltung trafen sich Putin und Selenski das erste Mal. Es wurde beschlossen an drei Frontabschnitten die Truppen beidseitig zurückzuziehen und die Gefangenen „Alle gegen Alle“ auszutauschen. Bis Januar 2022 fand kein weiteres Treffen statt.

29. Dezember 2019: Zwischen der Volksrepublik Donezk und der Ukraine findet seit zwei Jahren erstmals wieder ein Gefangenenaustausch statt. Die DNR erhält 60 Gefangene, Kiew 52 Gefangene.

2021

März 2021: Westliche Regierungen und Medien beschuldigen Russland Truppen an der Grenze zur Ukraine zu stationieren und einen Angriff vorzubereiten.

8. April 2021: Der stellvertretende Leiter der russischen Präsidialverwaltung, Dmitri Kosak, erklärt, wenn Kiew die Kriegshandlungen im Donbass aufnehme, sei das „der Anfang vom Ende“ für die Ukraine. Russland sei in diesem Fall gezwungen, seine Bürger zu schützen. 600.000 Bewohner des Donbass hatten zu diesem Zeitpunkt einen russischen Pass.

21. April 2021: In seiner Rede vor der Föderalen Versammlung erklärt Putin, dass wenn in Ukraine „eine rote Linie überschritten wird, die wir selbst festlegen, wird die Antwort asymmetrisch, schnell und hart sein“.

30. März 2021: Der ukrainische Generalstabschef Ruslan Chomtschak erklärt in einem Interview, „Natürlich bereiten wir uns auf einen Angriff vor. Wir haben Erfahrung in der Führung des Krieges im Osten der Ukraine. (…) Wenn wir heute gegen die kämpfen, die dort sind, dann haben wir natürlich viele Chancen, die Ziele zu erreichen.“

26. Oktober 2021: Der Chefredakteur des ukrainischen Portals Zensor.net, Juri Butusow, meldet dass im Donbass das erste die Kampfdrohne Bayraktar gegen die Separatisten eingesetzt wurde.



2022

26. Januar 2022: In Paris kommt es das erste Mal seit 2019 wieder zu einem Treffen im Normandie-Format. An dem Treffen teil nehmen Spitzenbeamte von Russland, der Ukraine, Frankreich und Deutschland. Thema ist die Umsetzung des Minsker Abkommens.

15. Februar 2022: Die Duma – das russische Parlament – nimmt mit 351 Stimmen - bei 16 Gegenstimmen und einer Enthaltung - einen Antrag der Kommunisten an, indem die Anerkennung der Volksrepubliken DNR und LNR durch Russland gefordert wird. Wladimir Putin erklärt darauf, man werde weiter am Minsker Abkommen festhalten

21. Februar 2022: Am achten Jahrestag des Staatsstreichs in Kiew unterschreibt Wladimir Putin einen Ukas zur Anerkennung der Volksrepubliken Lugansk und Donezk.

24. Februar 2022: Wladimir Putin gibt den Beginn einer „militärischen Operation“ in der Ukraine bekannt. Ziel der Operation sei die „Entnazifizierung und Demilitarisierung“ der Ukraine.
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